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Praambel

Liebe Wahlerinnen und Wahler,

am 9.Juni 2024 haben Sie die Wahl. Wir stehen

vor der Entscheidung, ob wir das erhalten, was uns
starkt, und das stdrken, was uns schiitzt. Es geht um
nicht weniger als unseren Frieden und Wohlstand.
Das ist Grundlage fur den sozialen und gesellschaft-
lichen Zusammenhalt in einem geeinten Europa.

Woher wir kommen:
ein Europa, das Frieden
schafft

Es ist die grofite Errungenschaft unseres Konti-
nents: Wo noch vor wenigen Jahrzehnten Euro-
paer*innen gegeneinander auf dem Schlachtfeld
kampften, Uberwiegen nun Zutrauen und Zusam-
menhalt. Wo einst Frontlinien und Stacheldraht
trennten, spater dann Mauern und Grenzposten,
verbindet nun das Bekenntnis zu Freiheit, Rechts-
staat und Demokratie.

Aus Feind*innen sind Nachbar*innen, aus Nach-
bar*innen langst Freund*innen geworden.

Die Idee der Europaischen Union steht in einer
Welt voller Konflikte als Garantin fur Schutz und
Frieden: Es ist gar nicht lange her, da klang das
noch flr viele wie selbstverstandlich. Spatestens
mit dem russischen Angriffskrieg gegen die Ukrai-
ne zerbrach diese Gewissheit.

Dieser Krieg richtet sich gegen den Willen der
Ukrainer*innen, in Frieden und Freiheit zu leben.
Er richtet sich gegen ihren Wunsch, Teil der euro-
paischen Familie zu sein und zu bleiben. Er richtet
sich aber auch gegen international verankerte
europaische Werte wie Demokratie, Rechtsstaat-
lichkeit und Menschenrechte — und erinnert uns
daran, welchen Schutz die Europaische Union fir
uns alle bedeutet. Um diesen Schutz zu bewahren,
gilt es diese Werte auch in der Europdischen Union

taglich zu verteidigen. Das heif3t auch: eine klare
Absage an antidemokratische, nationalistische und
rechtsextreme Krafte zu erteilen.

In einer Welt, deren Herausforderungen mitnichten
an nationalen Grenzen haltmachen, kann ein star-
kes und geeintes Europa die Sicherheit und den
Wohlstand bieten, nach denen sich so viele

Menschen sehnen, und als globaler Akteur Verant-
wortung Ubernehmen. Wenn wir Freiheit,

Demokratie und Menschenrechte nach innen
starken, kann die Europaische Union sie auch nach
auRen als fairer und verantwortlicher Partner in
der Weltgemeinschaft Uberzeugend vertreten.

Wo die Durchsetzungskraft des einzelnen National-
staates endet, fangt die der Europaischen Union
erst an.

Vor diesem Hintergrund wollen wir Europa schit-
zen,damit es uns schitzt. Wir wollen es starken,
weil es uns stark macht. Wir wollen seine Hand-
lungsfahigkeit sichern,um Freiheit zu wahren.

Wohin wir wollen: ein
Europa, das Wohlistand fiir
alle mehrt

Frieden und Wohlstand sind in der europaischen
Idee untrennbar miteinander verbunden. Mehr
noch, ihre Verknipfung war Ausgangspunkt der
europdischen Einigung: Die Interessen der einzel-
nen Staaten sollten derart eng miteinander verwo-
ben werden, dass Krieg fortan ,nicht nur undenkbar,
sondern materiell unmdoglich® werde.

Es war ein Wagnis. Und es gelang. Aus den Ruinen
von Krieg und Zerstorung entstand eine politische
Ordnung mit geteilten Werten, auf der Grundlage
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von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, basierend
auf Freiheit und Solidaritat - der unverzichtbaren
Erganzung wirtschaftlicher Einigung.

Nun stehen wir vor der nachsten gro3en Aufgabe.
Wachsende Spannungen in der Welt, soziale Un-
gerechtigkeit, der technologische Wandel und die
Klimakrise als Katalysator all dessen: Sie stellen uns
und unsere Gesellschaft, stellen Wirtschaft und Poli-
tik vor neue Herausforderungen. Wir mussen des-
halb mehr tun, als den bestehenden Wohlstand blof3
zu erhalten. Wir definieren Wohlstand anhand von
Gerechtigkeit, Klimaneutralitat, Lebensqualitat und
Vorsorge. Das ist das Fundament fur die personliche
finanzielle Sicherheit und ein Leben in Wirde. Wir
mussen jetzt dort vorangehen, wo die Arbeitsplatze
und der Wohlstand der nachsten Jahrzehnte ent-
stehen, soziale Sicherheit schaffen und dabei unsere
naturlichen Lebensgrundlagen bewahren. Damit
lassen wir das Versprechen des Wohlstandes fir alle
Europder*innen Wirklichkeit werden.

Europa zu starken und das Klima zu schutzen, ist
also kein Selbstzweck; wir tun es, um |hren Wohl-
stand, lhre Freiheit und lhre Sicherheit zu schiitzen
und zu mehren.

Wir wollen eine Infrastrukturunion schaffen: aus
Solaranlagen und Windparks, aus Wasserstoffnet-
zen und Glasfaserleitungen, aus Stromtrassen und
Schienen, aber auch aus modernen Krankenhau-
sern und Bildungseinrichtungen - aus Institutionen
also und Standards, die Gerechtigkeit starken und
Ilhre Rechte schiitzen, fiir Verbraucherschutz und
faire Lohne, gegen Willkir und Ausbeutung. Eine
Infrastrukturunion, die uns in Europa enger und

nachhaltiger verbindet, so unseren Zusammenhalt
starkt, Innovation und Fortschritt ermdglicht. Wir
wollen Europa ganz wortlich verbinden.

Die Klimakrise ist global und muss auch global
gelost werden. In einer Zeit, in der insbesondere
China und die USA endlich massiv in die klimaneu-
trale Modernisierung ihrer Wirtschaft investieren,
brauchen wir eine ebenso gestaltende, strategische
europdische Investitionspolitik, die dafir sorgt,
dass Europa im internationalen Wettbewerb be-
steht und zum ersten klimaneutralen Wirtschafts-

standort wird. Fir eine solche Politik brauchen wir
Investitionen, die sich aber auszahlen. Wenn wir
sozial und 6kologisch das Klima schitzen, schaffen
wir: gute Arbeitsplatze, saubere Infrastruktur und
sicheren Wohlstand.

Gute Politik baut indes nicht nur Infrastruktur auf,
sondern auch Biirokratie ab: Sie reguliert,wo es die
Sicherung des Allgemeinwohls erfordert, halt wich-
tige Schutz- und Beteiligungsstandards aufrecht

- dreht zugleich aber auch unnétige Regulierung
zuruck, die Wirtschaft und Gesellschaft ausbremst,
Investitionen hemmt und den Alltag erschwert.
Dabei helfen Digitalisierung, die dem Menschen
dient, und die Vereinheitlichung der Regelungen
und Standards verschiedener Ebenen und Staaten,
wie es auch die Europaische Union mdglich macht.

Indem wir so die Wettbewerbsfahigkeit unserer
Unternehmen auf den Markten der Zukunft sichern,
legen wir das Fundament fur gute Jobs und faire
Lohne, fur die Gewinnung von Fach- und Arbeits-
kraften, fir Sicherheit in unsicheren Zeiten. Wir
wollen unseren Wohlstand nicht nur fir die Weni-
gen mehren, sondern sicherstellen, dass er bei den
Vielen ankommt: in der Breite der Gesellschaft.
Diesen Anspruch verfolgen wir.

Indem wir unseren Wohlstand auf klimaneutrale
Beine stellen und weniger Ressourcen verbrauchen,
schiutzen wir unsere vielleicht kritischste Infra-
struktur: unsere Umwelt und unser Klima, unsere
Artenvielfalt und vielfaltige Natur, von der wir ein
Teil sind. Die Folgen des Klimawandels haben wir
in den letzten Jahren europa- und weltweit immer
drastischer zu spuren bekommen. Extremwetter
wie Hitzewellen und Uberschwemmungen haben
Leben gekostet, Hauser und Ernten, Wohlstand

und Arbeitsplatze zerstort. Das Artensterben und
die Verschmutzung der Natur gefahrden die Oko-
systeme, auf die wir unmittelbar angewiesen sind.
Es liegt auch in unserem ureigensten Interesse,
diesen Trend zu stoppen: Deswegen wollen wir das
Klima schutzen, uns aber auch vor den veranderten
klimatischen Bedingungen schitzen und daran
anpassen. Mit dem European Green Deal sind wir
wichtige Schritte in diese Richtung gegangen. Die-
sen Weg wollen wir fortsetzen.
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Indem wir in die Standortvorteile von morgen
investieren — erneuerbare Energien und rasche
Digitalisierung, modernste Batterietechnik und
gruner Stahl oder die Ausbildung unserer Kinder
und lebenswerte Dorfer -, bauen wir ein Europa,
das Schutz bietet: fur seine Blirger*innen, firr Sie
und uns alle.

Wir wissen: All das gelingt nur europaisch. Europa-
isch aber gelingt es.

Der Weg dorthin: Haltung
und Verantwortung

Wir wollen Verantwortung tubernehmen. Darum
bitten wir um |hr Vertrauen. Wir treten an fur eine
Politik, die nicht Gbertdnt, sondern tUberzeugt. Fir
eine Politik mit klaren Zielen, die zugleich Briicken
zur gemeinsamen LOosung baut. Fur eine Politik, die
Antworten gibt.

Was uns Kraft gibt, sind die Erfolge der letzten Legis-
laturperiode. Der Corona- und Energiekrise sind wir
mit europaischer Solidaritat begegnet. Europaischer
Klimaschutz ist auf den Weg Richtung Pariser Klima-
ziele eingeschwenkt — dank Ausbau der Erneuer-
baren und zum Beispiel Verbrenner-Aus. Und grofde
Digitalkonzerne folgen jetzt demokratischen Regeln.

Gerade weil wir wissen, dass wir gemeinsam mehr
erreichen kdnnen als im nationalen Alleingang,
wollen wir die Europaische Union demokratischer
und nahbarer machen. Wir wollen Europa, unbe-
dingt - aber noch besser. Besser fur Sie. Ein Europa,
wie es sein konnte.

Dabei sind wir bereit, iber unseren Schatten zu
springen, wenn es bedeutet, dass wir dadurch ge-
meinsam vorankommen. Verantwortung, die ernst

gemeint ist, bedeutet immer auch Kompromiss. Da-
bei haben wir unsere klaren Werte als Starke und
Orientierung im Riicken, sie sind unsere Leitplan-
ken. Eines ist dabei klar: Menschenrechte gelten
uneingeschrankt und sind unverhandelbar. Gleich-
zeitig war europaischer Fortschritt gerade in einem
Europa der Vielfalt nie die vermeintlich reine Lehre,
nie dafur oder dagegen, nie schwarz oder weif3. Wer
aber deshalb den Kompromiss als solchen ablehnt,
dem geht es ums Rechthaben, nicht darum, Losun-
gen zu finden; der nimmt hin, dass das Vertrauen

in die Demokratie erodiert; der nimmt in Kauf, dass
die Einheit Europas leidet.

Europa hat beides erlebt: dunkelste Kapitel unserer
Geschichte, aber auch die Fahigkeit des Menschen,
neue Kapitel aufzuschlagen, Freiheit zu erkampfen
und Demokratie zu verteidigen. Die Europdische
Union mag bisweilen anstrengend sein und ja, sie
muss besser werden. Doch sie bleibt der Schlussel
zu einem Leben in Wohlstand und Sicherheit. Wenn
wir heute vor gleich mehreren Jahrhundertaufga-
ben stehen, allesamt menschengemacht, wenn de-
ren Gleichzeitigkeit und Gréfie auch mal Uberwalti-
gend wirken mogen, wissen wir als Europaer*innen:
Die Antwort wird es auch sein - menschengemacht
und europaisch.

Was bei alledem zahlt, ist nicht, wer gewinnt oder
Recht behalt. Erfolg hat keine politische Farbe.
Erfolgreich ist, was das Leben der Menschen in
Deutschland und Europa lebenswerter macht. Was
uns gemeinsam starker macht. Was unsere Ge-
sellschaft zusammenhalt. Was auch Sie schitzt.
Fir eine solche Politik treten BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN in den Wettbewerb um die besten Ideen.
Eine solche Politik ist unser Angebot an Sie.

Fir diesen Weg bitten wir Sie um lhr Vertrauen:
Wahlen Sie BUNDNIS 90/DIE GRUNEN.
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Was Wohistand schiitzt

Vom kleinen Handwerksbetrieb Uber den regional
verankerten Mittelstandler bis hin zum internatio-
nalen GroRunternehmen: Europas vielgestaltige
und innovative Wirtschaft ist global wettbewerbs-
fahig - und Deutschland profitiert wie kein zweiter
Mitgliedstaat von der europdischen Integration und
dem Binnenmarkt. Produkte und Dienstleistungen
aus Thiringen oder Hessen werden zwischen An-
dalusien und Lappland,zwischen Riga und Nikosia
gehandelt, als lagen diese Orte nur wenige Kilo-
meter voneinander entfernt. Wir sind auch deshalb
die viertstarkste Wirtschaftsnation der Welt, weil
wir auf europaischer Ebene die Krafte bundeln.

Europa macht uns stark. Europa zu starken, ist
deshalb in unserem ureigenen Interesse. Wir sind
schon weit gekommen — mit dem Green Deal
haben wir EU-weit viele richtige Weichen gestellt.
Ab 2050 soll Europa keine Treibhausgase mehr
ausstofden. Vor allem geht es nun darum, dort
voranzugehen, wo die Starke der nachsten Jahre
und Jahrzehnte entsteht, auch und gerade um die
Wirtschaft in Einklang mit den planetaren Gren-
zen zu bringen. Dafiir haben wir einen Plan: die
klimaneutrale Modernisierung unserer Wirtschaft
und Infrastruktur. Sie ist flr uns kein Selbstzweck,
sondern auch der Schliussel zu Wettbewerbsfahig-
keit und Wohlstand, zu Lebensqualitat,zu guten
Arbeitsplatzen und fairen Lohnen, zur Sicherung
unserer naturlichen Lebensgrundlagen - und
damit zu einer stabilen Grundlage flr mehr soziale
Sicherheit und gesellschaftlichen Zusammenhalt in
der ganzen EU.

Wir setzen alles daran, dass Europa nicht an der
Seitenlinie steht, wahrend China oder die USA
massiv in die Entwicklung ihres Standortes und
der Zukunftstechnologien investieren. Wir nehmen
die Herausforderung an: Wir wollen, dass Deutsch-
land und die EU auf den Markten der Zukunft den
internationalen Partnern mindestens auf Augenho-
he begegnen kdnnen - bei erneuerbaren Energien
und Wasserstoff, bei digitalen Dienstleistungen und
Kinstlicher Intelligenz (KI), bei modernster Batte-

rietechnik und griinem Stahl. Damit wird Europa
zur Vorreiterin fir nachhaltige Losungen und kann
definieren, dass neue Technologien zum Wohle der
Menschen eingesetzt werden. Das ist eine Frage
der Unabhangigkeit. Wirtschaftspolitik ist heute
auch Sicherheitspolitik. Das bedeutet auch, dass
wir Kritische Infrastruktur und strategisch wichtige
Industriezweige vor geostrategisch motivierten
Ubernahmen schiitzen.

Europas Wohlstand und seine Lebensqualitat sind
unmittelbar mit seinen naturlichen Grundlagen
verbunden - mit fruchtbaren Boden, naturnahen
Waldern und sauberen Gewassern, mit Lebens-
raumen fir eine grofde Artenvielfalt, mit einer
intakten Natur an unseren Kisten und in unseren
Landschaften. In ihrem Zusammenspiel gedeiht
Landwirtschaft in unmittelbarer Nachbarschaft zu
Hightechunternehmen, sind Handwerksbetriebe in
lebenswerten landlichen Rdumen verankert, lasst
sich aus den Stddten zur Erholung in kurzer Zeit in
attraktive Kultur- und Naturlandschaften reisen.

Wohlstand in Europa bedeutet fair bezahlte Jobs,
bezahlbares Wohnen und gute offentliche Dienst-
leistungen in einem funktionierenden Wirtschafts-
raum. Er bedeutet Gerechtigkeit und eine faire
gesellschaftliche Lasten- und Arbeitsteilung, nicht
zuletzt zwischen den Geschlechtern. Wohlstand be-
deutet aber eben auch saubere Luft, reines Wasser
und bezahlbare, gute Lebensmittel.

Wir treten an, unseren Wohlstand zu erneuern,
indem wir ihn auf ein klimaneutrales Fundament
stellen - eines, das Uber die nachsten Jahre und
Jahrzehnte tragt. Wir haben den European Green
Deal auf die Agenda gesetzt, er ist die richtige
Strategie. Wir kampfen weiterhin fir seine Fortfiih-
rung und die vollstandige Umsetzung. Jetzt sorgen
wir daflr, dass er in allen Bereichen seine Wirkung
entfaltet: von der Energiegewinnung uber Mobili-
tat und Landwirtschaft bis hin zur Industriepolitik.
Denn Klimaschutz und Klimaresilienz werden
zunehmend auch zu entscheidenden Wettbewerbs-
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und Standortfaktoren. Wollen wir unseren Wohl-
stand bewahren und neuen schaffen, mtssen wir
Europaer®innen nicht nur das Klima schitzen,
sondern auch diesen Wettbewerb annehmen.

Voraussetzung hierfur ist eine aktive europdische
Wirtschafts- und Industriepolitik, die Innovation
ermaglicht und nachhaltige Infrastruktur baut; die
den Mut zu gezielten strategischen Investitionen
aufbringt; die uns unabhangig macht von den
Autokratien dieser Welt — und unser aller Leben
damit krisenfest und bezahlbar. Wir wollen deshalb
jetzt — von der Sonnenenergie aus Sudspanien bis
hin zum Wind Uber der Nordsee - die erneuerbaren
Energien, die Stromnetze und das Wasserstoff-
kernnetz in ganz Europa ausbauen. Wir wollen ein
modernes und funktionierendes Bahnnetz fiir ein
klimaneutrales Reisen von Florenz bis Flensburg
und von Budapest bis Barcelona fordern und unser
Schienennetz damit wirklich gesamteuropaisch
aufstellen. Wenn wir aus der Europdischen Union
eine moderne Infrastrukturunion machen wollen,
dann tun wir das, um die Produktion durch In-
dustrie und Handwerk, um Strom und Warme, um
gunstige Energie und klimafreundliche Mobilitat
fur alle zu sichern - nachhaltig und auf die Bedurf-
nisse der Menschen abgestimmt.

Wenn wir in Forschung und Entwicklung investie-
ren, dann tun wir das, damit sich die besten Ideen
weiterhin auf unserem Kontinent zu Hause fihlen.
Wenn wir Blirokratie abbauen, dann tun wir das, um
die EU in den Dienst der Europader*innen, nicht der
Paragrafen und Behorden zu stellen, chne dabei
Qualitatsstandards einzuschranken. Und wenn wir
die Potenziale der Digitalisierung nutzen, dann tun
wir das, um Daten im Sinne der Menschen in Euro-
pa nutzbar zu machen, nicht umgekehrt.

Kein Land in Europa ist diesen Aufgaben allein ge-
wachsen. Gemeinsam aber sind wir es. Gemeinsam
in der EU sind wir in der Lage, politische Antworten
zu geben, die wirksam und wirkmdchtig genug
sind,um es mit der globalen Erwarmung und syste-
mischer Konkurrenz gleichermafRen aufzunehmen.

Diesen Weg gehen wir. Wir wollen eine gerechte
und handlungsfahige EU, die Sicherheit schafft im
Hier und Jetzt - und zugleich die Weichen stellt fur

den Wohlstand und Zusammenhalt von morgen.
Wir wollen eine EU, in der Wohlstand im Einklang
mit der Natur und dem Klima entsteht. Und wir
wollen eine EU, in der nicht die soziale oder geo-
grafische Herkunft, der Zugang zu Bildung, weder
eine Behinderung noch das Geschlecht oder die
religiése Uberzeugung tiber die Chance auf ein
gutes Leben entscheiden. Alle Menschen sollen am
Wohlstand teilhaben und zu ihm beitragen kénnen.

Fur dieses Europa treten wir an. Dieses Europa
wollen wir sein.

1. Ein klimaneutrales
Europa

In Energiesicherheit investieren

Um die Klimaziele zu erreichen, braucht Europa
eine echte Energieunion mit effizienter und nach-
haltiger Energieversorgung, die die Potenziale und
Kostenvorteile der erneuerbaren Energien auf dem
gesamten Kontinent nutzt und miteinander verbin-
det. Wir bauen erneuerbare Energien als Teil einer
aktiven Wirtschafts- und Industriepolitik EU-weit
massiv aus: Bis 2035 sollen sie den wesentlichen
Beitrag dazu leisten, die Energieversorgung in der
EU auf dem Weg zu 100 Prozent Klimaneutralitat
sicherzustellen. Denn nur die Erneuerbaren garan-
tieren eine unabhangige und auf Dauer gunstige
Energieversorgung, mit der Europa langfristig wett-
bewerbsfahig wirtschaften kann. Wir wollen, dass
Deutschland auf diesem Weg mit gutem Beispiel
vorangeht.

Dazu brauchen wir in den nachsten Jahren Gberall
in Europa eine Steigerung der Energieeffizienz und
eine Dekarbonisierung im Verkehr, in der Industrie
und in der Warmeversorgung, massive Investitio-
nen in den Ausbau von Windkraft-, Photovoltaik-,
Solar- und Geothermieanlagen, Energiespeichern
aller Art sowie Abwarmenutzung und Warmepum-
pen. In Zukunft wollen wir dabei noch stdrker euro-
paisch zusammenarbeiten, um die notwendigen
Vorgaben kontinuierlich im Gleichklang weiterzu-
entwickeln.
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Um den Strom Uberall in der EU verldsslich dorthin
zu transportieren, wo er gebraucht wird, wollen wir
im Rahmen der Infrastrukturunion das europaische
Stromnetz starken und dabei vor allem die Ver-
bindungen zwischen den Mitgliedstaaten massiv
ausbauen. Ein dezentrales, stabiles und europaisch
vernetztes Stromnetz macht uns widerstands-
fahiger und erhoht unsere Versorgungssicherheit.
Das hat die Energiekrise sehr deutlich gezeigt, als
die Staaten Europas sich gegenseitig beisprin-

gen konnten. Wir wollen es deshalb nun auch fir
100 Prozent erneuerbare Energien fit machen. So
kdnnen wir die Synergien in der EU nutzen, in der
immer irgendwo der Wind weht oder die Sonne
scheint. Wir etablieren eine europaisch integrierte
Netzplanung - insbesondere flr grenzuberschrei-
tende Projekte und den Ausbau der Windenergie in
den Meeren der EU. In Zukunft mussen die Strom-
netze, Wasserstoffnetze, Gasnetze und Warmenetze
zusammengedacht werden. Wir richten das Strom-
marktdesign, die Netzentgelte und die Regulierung
von Energiespeichern aller Art zielgerichtet auf
ein System aus 100 Prozent erneuerbaren Ener-
gien und die Integration der Verkehrs-, Warme- und
Industriesektoren aus. Das neue Strommarktdesign
muss den Stromverbraucher*innen erlauben, von
den Kostenvorteilen der erneuerbaren Energien

zu profitieren und gleichzeitig die Refinanzierung
der Erneuerbarensichern. Der Preis von erneuer-
barem Strom soll von den steigenden Kosten des
Emissionshandels entkoppelt werden. Die dezen-
trale Natur der erneuerbaren Energien erlaubt es
vielen Menschen und Unternehmen, selbst Strom
zu erzeugen. Eigenstromnutzung sollte durch
vorteilhafte rechtliche Rahmenbedingungen be-
glnstigt werden, da es nicht nur ihnen Kostenvor-
teile bringt, sondern auch die Netze und damit die
Allgemeinheit entlastet. Produktionsspitzen der
erneuerbaren Energien, fur die es im Stromnetz
keine Verwendung gibt, sollen gemaft dem Grund-
satz ,Nutzen statt Abschalten® unkompliziert vor
Ort genutzt werden kdnnen, beispielsweise flr die
Elektrolyse, in Batterien oder Warmespeichern.

Generationen von Menschen in den Kohlerevieren
haben einen wertvollen Beitrag zu Energiesicher-
heit, zum Fortschritt und zu unserem Wirtschafts-
standort geleistet. An diesen Einsatz und diese
Expertise knlipfen wir in den europaischen Ener-

gieregionen an.Jedoch wird Kohle zunehmend
unrentabel, ist zudem die klima- und gesundheits-
schadlichste Form der Energiegewinnung und hat
deshalb keine Zukunft. Wir werden die Voraus-
setzungen schaffen,um in der EU die Kohlever-
stromung beenden zu kdnnen. Die Kohleregionen
unterstutzen wir dabei, dass ihnen der Umstieg

auf die neuen Energien bis zum Jahr 2030 gelingt.
Neue Verpflichtungen zur Zahlung von Entschadi-
gungen flur den Ausstieg aus der fossilen Energie-
gewinnung lehnen wir ab. Mit neuer Infrastruktur,
Wirtschaftsforderung, Renaturierung und Innova-
tionsforderung ermoglichen wir den betroffenen
Regionen diesen Weg in die Zukunft. Unternehmen,
Kommunen und vielfaltige Burgerprojekte sind
entscheidend fur den Erfolg dieses umfassenden
Strukturwandels. So stellen wir sicher, dass der neu
geschaffene Wohlstand bei den Menschen vor Ort
ankommt und schaffen verlassliche Strukturen.

Gleichzeitig hat uns insbesondere der russische
Angriffskrieg gegen die Ukraine gezeigt, wie
abhdngig wir noch von Erdgas sind und welche
Schwierigkeiten das mit sich bringt. In den kom-
menden Jahren ist im Einklang mit unseren Klima-
zielen deshalb auch ein endgliltiger Abschied von
der Erschlietung neuer Ol- und Gasfelder nétig.

In der Stromerzeugung wollen wir in Deutsch-

land spatestens 2035 keine fossilen Brennstoffe
mehr einsetzen. Wir unterstutzen damit das Ende
der Forderung von CO,-Quellen in Europa und

auf der ganzen Welt. Parallel wollen wir unsere
Wirtschaftspolitik in Deutschland und Europa so
ausrichten, dass auch darliber hinaus die fossile
Forderung und Verbrennung weltweit, im Einklang
mit den Zielen des Pariser Klimaschutzabkommens,
bis 2050 beendet werden kann. Wir kdnnen und
werden das fossile Modell vollstandig durch erneu-
erbare Energien kombiniert mit griinem Wasser-
stoff ersetzen.

Atomkraft ist keine nachhaltige Form der Energie-
gewinnung und sie ist nicht geeignet, die Klima-
krise zu bekampfen. Sie verstarkt Importabhangig-
keiten, ist erheblich teurer als Erneuerbare, mit
hohen Risiken verbunden und gerade in Zeiten von
Hitze und Durre unzuverlassig. Wir setzen uns flr
Sanktionen auf die Importe von Uran und atom-
wirtschaftlichen Geschafte Russlands ein. Atom-
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kraftwerke sind nicht zuletzt eine Bedrohung fur
die Sicherheit der Bevolkerung in Kriegssituatio-
nen. lhr Bau ist teuer und langwierig. Die Gefahr
der atomaren Proliferation ist stets prasent, und
der Mull wird noch unzahlige nachfolgende Gene-
rationen belasten. Daher war die Abschaltung der
letzten drei Atomkraftwerke in Deutschland ein
zentraler Schritt hin zu einer zukunftsfesten und
finanzierbaren Energieversorgung und ein grof3er
Erfolg der Anti-Atombewegung. Und aus diesen
Griinden setzen wir uns in der EU gegen die Atom-
kraft als taugliche Form der Energiegewinnung ein.
Es ist falsch, Atomenergie als nachhaltig einzustu-
fen und sie aus EU-Mitteln zu fordern. Wir streben
eine umfassende Reform des Euratom-Vertrages an,
welche die Sicherheit von Riickbau und nuklearer
Entsorgung zur zentralen Aufgabe macht und die
wahren Kosten und Risiken im Preis abbildet.

Uns begeistern zukunftige Chancen und Potenziale
neuer Energietechnologien, weshalb wir Forschung
und Entwicklung neuer Ideen vorantreiben und
zum Beispiel Speichertechnologien oder Kernfu-
sion weiter wissenschaftlich untersuchen wollen.
Ob die Fusion oder andere Ansatze in der Zukunft
einen Beitrag zur Energieversorgung leisten kon-
nen, bleibt Gegenstand anhaltender Forschung, die
immer auch Sicherheitsfragen mit betrachtet. Der
beschleunigte Ausbau erneuerbarer Energien muss
unabhdngig davon umgehend und konsequent
umgesetzt werden, denn er ist ein sicherer Weg
zur Losung der Klimakrise — auch fur die urbanen
Ballungsraume der Zukunft.

Den Weg zum klimaneutralen Kontinent
beschreiten

Echte Fortschritte sind gemacht: Bis heute hat
Europa die Emissionen gegenuiber 1990 um

rund ein Drittel gesenkt. Mit dem ,Fit for 55-Pa-
ket will die EU bis 2030 mindestens 55 Prozent
ihrer Emissionen im Vergleich zu 1990 einsparen.
Die kostenlose Zuteilung von Emissionszerti-
fikaten an Sektoren, die kiinftig unter den CO,-
Grenzausgleichsmechanismus (CBAM) fallen, wird
auslaufen. Durch diesen reformierten Emissions-
handel wird ein schnellerer europaischer Kohle-
ausstieg rentabel. Wir haben die Ausbauziele fur
erneuerbare Energien verdoppelt. Und fur fossile

Energie, Stahl oder Chemieprodukte, die nach Euro-
pa importiert werden, muss bald an der Grenze ein
Preis fur ihren CO,-Fuf3abdruck bezahlt werden.
Die Autoindustrie stellt ihre Produktion auf Elekt-
rofahrzeuge um. Gebdude in der EU werden ge-
dammt und Anreize flr klimafreundliches Heizen
gesetzt. Damit hat Europa den richtigen Weg ein-
geschlagen.

Die EU muss diesen Weg zum klimaneutralen
Wohlstand entschieden weitergehen. Europa soll
der erste klimaneutrale Kontinent werden. Von
diesem Ziel darf es kein Abrlicken geben, und es
muss zuverlassig erreicht werden. Es ist ein groRer
Erfolg, dass die EU auf den 1,5-Grad-Pfad ein-
schwenkt. Wir wollen eine EU-Klimapolitik, die mit
klaren Zwischenzielen ausgerichtet an den wissen-
schaftlichen Empfehlungen des Klimabeirates der
EU sicher zur Klimaneutralitat fuhrt. Gleichzeitig
wollen wir die europaische Klimapolitik auch in
Zukunft so ausgestalten, dass der gesellschaftliche
Zusammenbhalt nicht gefahrdet wird. Das Zwi-
schenziel fur 2035 wollen wir, wie es alle Staaten
im Rahmen des Pariser Klimaabkommens inter-
national zugesagt haben, auch bei den Vereinten
Nationen (UN) verbindlich hinterlegen. Fur die
Umsetzung mussen unter anderem der Rahmen
fur KlimaschutzmaRnahmen und die europdischen
Emissionshandelssysteme angepasst werden. Auch
der Sektor Landwirtschaft und Fischerei muss sei-
nen Beitrag zur Reduktion der Emissionen leisten.
Neben einer Bepreisung von Klimagasen mussen
auch die Instrumente der Gemeinsamen Agrarpoli-
tik (GAP) konsequent auf Klimaschutz ausgerichtet
werden. Mit der Aufnahme von Methan in den
Emissionshandel und der neuen Methanverord-
nung hat die EU wichtige Schritte unternommen,
um dieses klimaschadliche Gas entsprechend sei-
nes insbesondere kurzfristig hohen Erwarmungs-
potenzials zu reduzieren. Nun braucht es schnell
Vorgaben zum Aufspiren und Schlief3en von Met-
hanlecks in der Vorkette und einen Schwellenwert
fir Importe von Kohle, Ol und Gas in die EU.

Natiirliche CO,-Senken und
technologischen Fortschritt nutzen

Um die Klimaziele zu erreichen, mussen wir schnell
raus aus Kohle, Ol und Gas und rein in erneuer-
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bare Energien und griinen Wasserstoff. In einigen
wenigen Branchen wird es aber auch in Zukunft
Emissionen geben, die nach heutigem Stand der
Technologie gar nicht zu vermeiden sind, etwa in
der Zementindustrie. In diesen Bereichen wollen
wir technologische Chancen nutzen und das CO;
direkt bei der Produktion abscheiden, in einer
sicheren und stabilen Form speichern und gege-
benenfalls im Rahmen geschlossener Kohlenstoff-
kreislaufe nutzen (Carbon Capture Use/Storage,
CCU/CCS). Wo technisch nicht vermeidbare Emis-
sionen entstehen, kann dies aktiv gefordert werden.
Grundsatzlich gilt fur die Finanzierung das Verursa-
cherprinzip. Eine aktive Forderung von CCS fur die
Herstellung von blauem Wasserstoff in Deutsch-
land lehnen wir ab. Die Energiewende sowie

die Dekarbonisierung in der Industrie ist unsere
Prioritat. Dieser Schwerpunkt wird sich auch in der
Forderung abbilden. Wir wollen einen europaweit
einheitlichen Regelungsrahmen, einschliefilich
eines verbindlichen Haftungsrechts, dafir schaffen
und eine integrierte europaische Infrastruktur - in-
klusive gemeinsamer europaischer CO,-Speicher -
entwickeln. Wir berticksichtigen dabei bestehende
Nutzungen gerade auch auf dem Meer, verbindliche
Okologische Kriterien sowie den Ausschluss von
Schutzgebieten.

In der Zukunft wird es laut Analysen des Weltkli-
marats zunehmend schwieriger, auf den 1,5-Grad-
Pfad zu kommen. Die prognostizierten Moglich-
keiten, auf diesen Pfad zu kommen, setzen eine
aktive Senkung der CO,-Konzentration in der
Atmosphare voraus. Es ist also unumganglich, sie
aktiv zu senken, damit sich wieder ein stabiles und
nachhaltiges Niveau einstellt. Daflr erforschen und
entwickeln wir negative Emissionen - also natdir-
liche und technische Prozesse, die der Atmosphare
mittelfristig CO, wieder entziehen. Intakte Oko-
systeme sind unsere besten Verblindeten, denn

vor allem Walder, Auen, Moorboden und Meere
sind naturliche CO,-Speicher. Der Schutz und die
Wiederherstellung solcher natirlichen CO,-Senken
haben auf diesem Weg fiir uns Vorrang. Sie beein-
flussen uber das Klima hinaus auch Wasserkreis-
laufe und das Wetter positiv. Deswegen bendtigen
wir kluge Regulierung und verstarkte Forderung fur
den natlrlichen Klimaschutz, die Landwirtschaft,
den Humusaufbau, die Wiederverndssung von

Mooren, Renaturierung von Auen und Seegraswie-
sen, die nachhaltige Verwendung von Holz sowie
die Wiederherstellung naturnaher, artenreicher
und strukturreicher Walder, die eine zugleich 6ko-
logisch und 6konomisch nachhaltige Bewirtschaf-
tung in Zukunft beférdern. Daflr braucht Europa
ein umfassendes Paket ,Natirlicher Klimaschutz®
zur Umsetzung des Nature Restoration Law, das
auch die rechtlichen Voraussetzungen fur die be-
schleunigte Ausweisung von Vorranggebieten fur
Renaturierung und natirlichen Klimaschutz schafft.
Durch die Reduktion der Tierhaltung in Europa
werden auch mehr Flachen fur die Wiederherstel-
lung der Natur gewonnen. Gleichzeitig wollen wir
die Potenziale technischer Negativemissionen wie
die Bioenergie mit CO,-Speicherung in der Anwen-
dung prufen und an Pilotprojekten evaluieren. Es
gelten, wie bei anderen Technologien, die Prinzipi-
en der Vorsorge und der Technikfolgenabschatzung.
Die EU braucht klare Ziele fur das Erreichen von
Negativemissionen, ohne diese gegen die Emis-
sionsreduktionsziele zu handeln.

Gruinen Wasserstoff als Energietrager
der Zukunft einsetzen

Griner Wasserstoff, also Wasserstoff aus erneuer-
baren Energien, kann Energie speichern und trans-
portabel machen. Er ist ein wichtiger Bestandteil
unserer zukunftigen Energieversorgung, denn er
kann fossile Energietrager in vielen Fallen erset-
zen, in denen Elektrifizierung keine Option ist. Die
Produktion von griinem Wasserstoff in Zeiten von
uberschissigem Wind- und Solarstrom hat zudem
eine stabilisierende Wirkung bei der Integration
von erneuerbaren Energien in unser Stromnetz. Wir
wollen daflir sorgen, dass Europa Vorreiterin in der
Wasserstoffwirtschaft wird. Um die derzeit recht
hohen Kosten und Effizienzverluste bei der Was-
serstoffproduktion und dem Transport zu senken,
unterstutzen wir auch weiterhin die Erforschung
und Entwicklung in diesem Technologiebereich. Mit
Instrumenten wie Klimaschutzvertragen und einem
umfassenden Investitionsprogramm sorgen wir fur
einen schnellen Hochlauf der Produktion dieser
Schlisseltechnologie.

Wir wollen die Investitionen in ein neues trans-
europdisches Wasserstoffkernnetz erhdhen, um
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durch die Umrustung der bestehenden Gasinfra-
struktur und den Bau von anschlussfahigen neuen
Pipelines wie H2Med griinen Wasserstoff aus den
sonnen- und windreichen Regionen Europas in die
europaischen Industriezentren zu transportieren.
Um die Netzausbaukosten zu minimieren und mog-
lichst frihzeitig regionale Wasserstofferzeugung
und -verwendung zu ermaglichen, beschleunigen
wir parallel den Aufbau einer dezentralen Wasser-
stoffinfrastruktur. Diese verzahnen wir mit dem
Ausbau der Stromnetze und einer sektoriibergrei-
fenden europaischen Speicherstrategie, die auch
die Prozess- und Abwarmepotenziale der Industrie
einbezieht. Das ist ein Bestandteil einer leistungs-
fahigen Infrastrukturunion.

Wir setzen uns zusatzlich fur den Aufbau eines
globalen Marktes fur griinen Wasserstoff und
strategische Partnerschaften fur dessen weltwei-
ten Handel ein. Dank einer Vielzahl potenzieller
Partnerlander, die wir auch nach Demokratie- und
Menschenrechtslage evaluieren, kdnnen wir auf
diesem Weg eine diversifizierte Energieversor-
gung sichern und einseitige Abhangigkeiten ver-
meiden. Durch faire Partnerschaften auf Augen-
hohe, das Teilen von Know-how, bessere Zugange
zu erneuerbaren Energien und den Schutz der
lokalen Wasserversorgung ermdoglichen wir es
den Landern des Globalen Stidens, sich in die
Wertschopfungskette zu integrieren und von der
grinen Energiezukunft zu profitieren. Wir setzen
uns auf europaischer Ebene fiir hohe Standards
flr die Zertifizierung von griinem Wasserstoff ein.
Den Import von Wasserstoff, der nicht mit erneu-
erbaren Energien synthetisiert wurde, wollen wir
moglichst vermeiden.

Da die Produktionskapazitaten erst aufgebaut
werden mussen, wird Wasserstoff vorerst ein sehr
knapper Rohstoff bleiben. Zur Senkung der CO,-
Emissionen setzen wir daher vorrangig auf Ener-
gieeffizienz und die Elektrifizierung von Antrieben,
Produktionsprozessen und Heizungen, da sich
gruner Strom so am effizientesten nutzen lasst.
Wasserstoff wollen wir also priorisiert dort ein-
setzen, wo eine Elektrifizierung nicht oder nur sehr
schwer moglich ist. Dazu gehoren etwa die Produk-
tion von Grundstoffen wie Stahl,, Glas-, Papier- oder
Chemieerzeugnisse, der Schwerlasttransport sowie

der interkontinentale See- und Luftverkehr.Zudem
werden wir in der Zukunft griinen Wasserstoff bei
geringer Solar- und Windenergiegewinnung sowie
besonders hoher Last zur Stromerzeugung ein-
setzen, wenn dies 6konomisch geboten ist oder
um die Versorgungssicherheit mit erneuerbaren
Energien jederzeit sicherzustellen.

Klimaneutralitat sozial und biirgernah
erreichen

Klimaneutralitat sichert und mehrt Wohlstand, ist
aber auch mit Veranderungen verbunden. Dieser
Prozess verlangt uns allen viel ab. Nicht nur des-
halb muss klimaneutral immer auch sozial und
geschlechtergerecht heif3en. Deshalb wollen wir
ein Klimageld schnellstmdglich einfihren. Wir wer-
den evaluieren, wie dieses dauerhaft sozial gerecht
ausgestaltet werden kann. Das Klimageld entlastet
besonders Menschen mit niedrigen und mittleren
Einkommen, die ohnehin weniger CO, produzieren.
Mit dem Klimasozialfonds, der primar aus dem
Emissionshandel gespeist wird, geben wir den
Mitgliedstaaten die Mittel an die Hand, das um-
zusetzen. Dabei werden Leistungen flir Menschen
finanziert, die besonders von steigenden Ener-
gie- und Transportkosten betroffen sind. Der neue
europadische Emissionshandel fir Gebaude und
Warme wird Mehreinnahmen bringen. Wir wollen
deshalb, dass die Mitgliedstaaten mit diesen Ein-
nahmen - wie etwa schon in Osterreich mit dem
Klimabonus - ein Klimageld pro Kopf auszahlen.
Wir werden evaluieren, wie dieses dauerhaft sozial
gerecht ausgestaltet werden kann.

Erneuerbare Energien sind Burgerenergien. Sie er-
maoglichen es den Menschen und Kommunen, ihre
Energieversorgung selbst in die Hand zu nehmen.
Das ist solidarisch und demokratisch, denn damit
bleiben die Ertrage vor Ort. Wir haben es in der
Bundesregierung erheblich vereinfacht, selbst er-
neuerbare Energien zu nutzen. Das soll europaweit
gelten: Der Einsatz von Burgerenergie soll noch
finanziell attraktiver und einfacher werden. Wir
wollen europaisch besser verankern, dass Bur-
ger*innen an der Energiewende teilhaben konnen -
indem sie Mitglied eines Blirgerwindparks werden,
den Strom ihrer Photovoltaikanlage direkt an ihre
Nachbar*innen verkaufen oder die in ihren Autos
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und Pufferbatterien gespeicherte Energie einfach
zur Netzstabilisierung einsetzen.

Erneuerbare Energien garantieren den Menschen,
dass sie ihre Wohnungen auch zukinftig bezahlbar
heizen kdnnen. Deshalb unterstiutzen wir die Wei-
terentwicklung der europdischen Anforderungen
an die Effizienz von Gebauden und Heizungen,um
insbesondere Gebaude in energetisch schlechtem
Zustand schnell und gunstig von der Abhangig-
keit von fossilen Energietragern zu befreien und
die langfristige Bezahlbarkeit zu sichern. Hohe
energetische Standards flir Neubauten sind hierbei
ein weiterer wichtiger Baustein. Bei der Sanierung
von Bestandsbauten wollen wir durch gezielte
Investitionen die Wohnkosten senken. Wir setzen
dabei vor allem auf Beratung sowie sozial gestaf-
felte und ausreichend grofRe finanzielle Anreize.
Wir mochten, dass alle Mitgliedstaaten kommunale
Warmeplane oder integrierte Energie-Infrastruktur-
plane entwickeln, die aufzeigen, welche Potenziale
es fur Erneuerbare gibt und wie beispielsweise
Abwarme energieeffizient genutzt werden kann.
Um das Recht auf saubere Luft zu sichern, tre-

ten wir zudem fir strengen Emissionsschutz bei
samtlichen Anlagen ein, die Verbrennungsprozesse
nutzen. Holz ist ein wertvolles Naturmaterial, das
in Hausern und Mdbeln genutzt werden soll, auch
als CO,-Speicher. Im Rahmen einer Kaskadennut-
zung sollte die energetische Nutzung auf Rest- und
Abfallholzer beschrankt werden.

Mit einem effizienten und gerechten Strommarkt-
design, transparenten und moglichst geringen
Infrastrukturkosten, einer Flexibilisierung der
Verbraucherseite sowie einem intelligenten Last-
management kommen die Vorteile der glinstigen
erneuerbaren Stromerzeugung bei den Verbrau-
cher*innen an. In einem ersten Schritt schiitzen
wir durch die Umstellung der Forderung von
erneuerbaren Energien auf zweiseitige Differenz-
vertrage mit Ober- und Untergrenzen fir die Erlose
der Stromerzeugung die Stromverbraucher*innen
vor hohen Kosten. Dabei soll der Preis von erneu-
erbarem Strom von den steigenden Kosten des
Emissionshandels entkoppelt werden. Mit einer
eindeutigen europadischen Regulierung von Ener-
giespeichern aller Art wollen wir deren Marktinte-
gration vorantreiben und die dringend bendtigten

Flexibilisierungspotenziale heben. Langfristig
braucht es ein Strommarktdesign, das die Refinan-
zierung der erneuerbaren Energien sicherstellt und
gleichzeitig dafur sorgt, dass die Verbraucher*innen
von den Kostenvorteilen von gunstigem Wind- und
Sonnenstrom profitieren.

2. Ein wetthewerbsfahiger
Wirtschaftsstandort

In Innovation, Souveranitat und
Resilienz investieren

Um die Infrastrukturunion zu verwirklichen, ent-
scheiden wir uns fur eine strategische europaische
Investitionspolitik. Das Wiederaufbauprogramm
NextGenerationEU (NGEU) hat uns in der Pandemie
vor einer schweren Krise bewahrt und stark dazu
beigetragen, dass die EU wirtschaftlich und poli-
tisch zusammengehalten hat. Mit dem Ende von
NGEU im Jahr 2026 droht diese wichtige Saule der
Finanzierung europaischer Investitionen wegzubre-
chen. NGEU kann uns als Vorbild fur eine effektive
gemeinsame europaische Finanzierung von grof3en
Investitionsvorhaben - wie dem Aufbau der Infra-
strukturunion - dienen.

Wir wollen daher ab 2028 ein grofdes Investitions-
programm fur Innovation, Souveranitat und Resili-
enz mit drei klaren Zielen schaffen: Erstens wollen
wir, dass Europa im Rahmen der Infrastrukturunion
durch starke gemeinsame Infrastrukturen weiter
zusammenwachst — mit einem voll ausgebauten,
integrierten und an die sich verscharfende Klima-
krise angepassten europdischen Schienen-, Strom-
und Wasserstoffnetz. Zweitens wollen wir tberall
in Europa den klimaneutralen Umbau der Indus-
trie genauso wie den Aufbau der Industrien von
morgen fordern. Und drittens wollen wir unsere
Wirtschaft und unsere Gesellschaften widerstands-
fahiger gegen und unabhangiger von Autokratien
machen.

Industriepolitik aktiv gestalten

Europa ist ein starker Wirtschaftsstandort mit einer
vielfaltigen Landschaft aus kleinen, mittleren und
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grofRen Unternehmen, die eine wesentliche Grund-
lage flir unseren Wohlstand ist. Wir werden dafur
sorgen, dass das so bleibt. Daflir sind zwei Hebel
flr uns zentral:

Zum einen starken wir den Binnenmarkt, also den
gemeinsamen Regulierungsrahmen der EU fur
Unternehmen. Dieser gemeinsame Rahmen, in dem
kein Mitgliedstaat seinen eigenen Firmen unfaire
Vorteile verschaffen darf und dessen Regeln in
vielen Bereichen den Goldstandard auf der Welt
setzen, leistet gerade fur Deutschland als Export-
land einen unschdtzbaren Beitrag zu unserem
Wohlstand. Ihn werden wir weiter vertiefen und
seine Grundlagen verteidigen.

Zum anderen mussen wir feststellen: Insbeson-
dere China, aber auch die USA mit ihrem Inflation
Reduction Act investieren massiv in den Aufbau
neuer Produktionsstandorte fir Schlissel- und
Zukunftstechnologien. Wir nehmen diesen Wettbe-
werb an: Fir die EU gilt es,dem eine eigene aktive
Wirtschafts- und Industriepolitik entgegenzusetzen,
die auf Europas Starken aufbauend Schlussel- und
Zukunftsindustrien zurtickholt, entwickelt und
skaliert. Sie setzt bei der Forschung an und reicht
Uber die Aus- und Weiterbildung von Fachkraften
bis zur Unterstitzung bei Investitionen. Dazu ge-
hort einerseits eine Angebotspolitik, die Burokratie
abbaut und Anreize fir private Investitionen setzt,
andererseits starke offentliche Forderprogramme
etwa fur Zukunftstechnologien wie Elektrolyseure,
Solaranlagen, Windrader, Energiespeicher, E-Autos
und Mikrochips. Denn wir wollen, dass die EU an
der Spitze der Markte der Zukunft steht und dass
die Produkte der Zukunft in der EU erdacht und
hergestellt werden. Ziel und Mission unserer In-
dustriepolitik ist es,Jobs und Wohlstand in Europa
zu sichern, indem wir den Standort Europa starken
und klimaneutral erneuern. Der Aufbau einer euro-
paischen Halbleiterindustrie ist elementar fur die
Erneuerung des Industriestandortes Europa und
dient unserer wirtschaftlichen Handlungsfahigkeit
und Unabhdngigkeit.

Hier werden wir einen Neuanfang anschieben: In
der EU hat sich ein Forderdschungel entwickelt,
der es Unternehmen sehr schwer macht, schnell
und unburokratisch an die bereitstehenden Mittel

zu kommen. Das ist ein entscheidender Wettbe-
werbsnachteil - etwa im Vergleich zu den USA. Wir
treten fur eine koharente und leicht verstandliche
Industriepolitik ein, bei der auch Forderpolitik und
Beihilferecht Hand in Hand gehen. Dafir wollen
wir relevante Teile der bisher nationalen Indust-
riepolitiken auf die europdische Ebene verlagern,
die dafur finanziell sehr viel besser ausgestattet
und in die Lage versetzt wird, schnell und wirksam
zu handeln. Zusatzlich missen wir fur die klima-
neutrale Erneuerung der Industrie privates Kapital
mobilisieren. Die Skalierung der erneuerbaren
Energiewirtschaft braucht klare Ziele, ein strategi-
sches Management der Wertschopfungsketten und
eine koordinierte europaische Strukturpolitik.

Unsere Wirtschaft fiir den globalen
Wettbewerb riisten

Die europaische Industrie kann nur langfristig
wettbewerbsfahig sein und die EU gleichzeitig ihre
Klimaziele einhalten, wenn industrielle Produk-
tionsprozesse komplett klimaneutral werden. Dafir
werden wir die industrielle Basis erneuern und
neue Wertschopfungsmaglichkeiten in den Blick
nehmen.

Immer mehr Unternehmen investieren massiv in
eine Umstellung ihrer Produktion. Daflir muss die
Politik den Rahmen schaffen: einen klaren Redukti-
onspfad im europaischen Emissionshandel. Wir ful-
len ihn durch einen massiven Ausbau der erneuer-
baren Energien und der Infrastruktur fur Strom und
grinen Wasserstoff mit Leben, damit genug griine
Energie zu wettbewerbsfahigen Preisen Uberall

in Europa zur Verfligung steht. Bis das in ausrei-
chendem Maf der Fall ist, wollen wir insbesondere
mit geeigneten, an den Einsatz von erneuerbarem
Strom geknipften, MaRnahmen sicherstellen, dass
auch energieintensive Unternehmen weiterhin in
der EU produzieren kénnen und den Ubergang zur
Klimaneutralitat schaffen.

Unter anderem deshalb wollen wir die Unter-
nehmen mit einem europdischen Programm zur
Dekarbonisierung der Industrie unterstutzen. Dazu
wollen wir einen EU-weiten Einsatz von Klima-
schutzvertragen (Carbon Contracts for Difference)
aus dem EU-Haushalt finanzieren und somit in
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einem Auktionsverfahren diejenigen Unternehmen
finanziell fordern, die maglichst schnell und kos-
teneffizient ihre Produktion klimaneutral umristen
und dabei am meisten CO; einsparen. Dabei wollen
wir alle Industriesektoren in den Blick nehmen.
Zusatzlich wollen wir europadische griine Leitmark-
te fUr einige besonders energieintensive Produkte
aus klimaneutraler Produktion wie etwa griinen
Stahl schaffen. Daflir wollen wir beispielsweise bei
offentlichen Auftragen eine Mindestquote von gru-
nem Stahl vorschreiben, die stetig ansteigt. Somit
wird ein neuer Absatzmarkt geschaffen, der klima-
neutrale Produktion Uber einen Marktmechanismus
in Gang setzt. Auferdem wollen wir der Industrie
die Flexibilisierung ihres Stromverbrauchs ermég-
lichen und entsprechende Anreize setzen, damit sie
bereits heute von den Preisvorteilen der erneuer-
baren Energien profitieren kann und die Netzinfra-
strukturkosten gesenkt werden. Schliefslich wollen
wir auch fur die Umstellung von Produktionspro-
zessen auf klimaneutrale Verfahren die Planungs-
und Genehmigungsverfahren erheblich beschleuni-
gen, weil dies zu schnellerer Emissionsminderung
bei gleichzeitigem Erhalt von industrieller Subs-
tanz und guten Arbeitsplatzen beitragt.

Mit der zeitlich gestaffelten EinfUhrung von Resi-
lienz- und Nachhaltigkeitskriterien bei 6ffentlichen
Ausschreibungen und offentlichen Forderpro-
grammen wollen wir gezielt die Produktion dieser
Produkte in der EU begtinstigen. Langfristig wol-
len wir unsere Wirtschaft starker am Gemeinwohl
orientieren.

Den Binnenmarkt starken

Der EU-Binnenmarkt ist zentral fiir den Wohlstand
der Bevolkerung der EU und hilft, Wettbewerbs-
verzerrungen entgegenzuwirken. Er ist auch ein
zentraler Hebel, die klimaneutrale Modernisierung
unserer Wirtschaft voranzubringen. Er ermoglicht
es den europaischen Unternehmen, Waren und
Dienstleistungen Uberall in der EU anzubieten. Und
Arbeitnehmer®innen ermaglicht er, Uberall in der
EU zu arbeiten. Deshalb wollen wir den Binnen-
markt starken und vertiefen: Wo es in der EU eine
gemeinsame Regel gibt, mussen Unternehmen
nicht mehr 27 verschiedene befolgen.

Wir gestalten die Regeln fir den Binnenmarkt so,
dass er dabei hilft, Ubergeordnete Ziele zu errei-
chen: Demokratie, Wohlstand, soziale Gerechtigkeit,
Umwelt- und Klimaschutz sowie die Schaffung

von fair bezahlten Arbeitsplatzen. Wir wollen den
Binnenmarkt auch nutzen,um widerstandsfahiger
gegenulber Krisen und unabhangiger von Rohstoff-
importen zu werden.

Um funktionierenden Wettbewerb zum Nutzen

von Verbraucher*innen und kleinen Unternehmen
durchzusetzen, haben wir in Deutschland das Wett-
bewerbsrecht verscharft. Ein solches Update braucht
auch das EU-Wettbewerbsrecht. Dafiir wollen wir
das New Competition Tool wiederbeleben, das die
Kommission schon einmal vorgeschlagen hatte.

Eine starke Wettbewerbspolitik, die die Bildung von
zu starker Marktmacht bekampft und Subventions-
wettldufe innerhalb der EU moglichst unterbindet,
macht den Erfolg des Binnenmarktes aus. Daran
wollen wir auch in Zukunft festhalten. Allerdings
steht die EU heute im Ringen um die Markte der
Zukunft im globalen Wettbewerb mit anderen
Staaten, die sich nicht an diese Regeln halten. Ge-
rade fur die grinen Zukunftstechnologien muss die
EU-Kommission deshalb einen dauerhaften neuen
Beihilferahmen schaffen, der den Mitgliedstaaten
eine aktivere, europaisch koordinierte Industriepo-
litik ermdglicht und dabei zugleich Wettbewerbs-
verzerrungen verhindert. Dazu gehodren schnellere
Planungssicherheit bei Beihilfeverfahren sowie
Ausnahmen fur die Unterstlitzung von neuen Pro-
duktionsanlagen in den Zukunftstechnologien und
bei der Umstellung von Produktionsprozessen auf
Klimaneutralitat und Kreislaufwirtschaft.

Ein Ansatz dafir sind die strategischen Forderpro-
jekte IPCEI, mit denen die EU die Industriepolitik
der Mitgliedstaaten in Schlusselsektoren wie dem
Aufbau der europaischen Wasserstoffinfrastruktur
und die Wertschopfungsketten rund um Mikroelek-
tronik ermdoglicht und koordinieren will. Fir mehr
Planungssicherheit fur Unternehmen muissen die
Beihilfeverfahren gerade im Kontext der IPCEls be-
schleunigt werden.
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Fachkrafte ausbilden, gewinnen und
halten

Eine stabile europadische Wirtschaft sichert unseren
Wohlstand. Mit guten Arbeitsbedingungen, siche-
ren Jobs, anstandigen Lohnen und Weiterbildung
gewinnen und halten wir die dafur notwendigen
Arbeits- und Fachkrafte. Das gilt gleichermafen
fur akademisch ausgebildete Fachkrafte wie flr
solche mit einer Ausbildung in Handwerk, Industrie
oder offentlichem Dienst. Wir wollen, dass alle zum
Wohlstand beitragen konnen - und er allen zugu-
tekommt, die ihn erarbeiten. So wachsen wir aus
der Mitte heraus. Davon hangt auch das Gelingen
der Energiewende ab. Das heif3t auch: Mit Inves-
titionen in Klimaschutz fordern wir gleichzeitig
sichere und zukunftsfeste Arbeitsplatze.

Dafur missen wir junge Menschen entsprechend
ausbilden, Weiterbildungsangebote fiir alle be-
reithalten - besonders auch fur dltere Arbeitneh-
mer*innen - und Fachkrafte von auRerhalb gewin-
nen. Auch Gefliichtete, die zu uns kommen, sollten
arbeiten durfen und schnellen Zugang zu Sprach-
kursen haben. Gleichzeitig mussen wir Frauen die
Mdglichkeit geben, sich voll einzubringen. In vielen
EU-Landern arbeiten Millionen Frauen oft unfrei-
willig in Teilzeit oder gar nicht. Wir brauchen auf
EU-Ebene eine feministische Wirtschafts- Arbeits-
markt- und Zeitpolitik, die soziale Infrastruktur fur
die Vereinbarkeit von Familie, Beruf und demokra-
tischer Teilhabe mitdenkt.

Wir wollen es Frauen leichter machen, einen tech-
nischen — und damit haufig auch gut bezahlten -
Beruf zu wahlen. Wir wollen einen Bonus einfiihren,
den Unternehmen und Betriebe aus Branchen, in
denen bislang unterdurchschnittlich viele Frauen
beschaftigt sind, bei der EU-Fordermittelvergabe er-
halten konnen, wenn sie Uberdurchschnittlich viele
Frauen ausbilden bzw. beschaftigen. Gemeinsam
mit den Gewerkschaften und den Betrieben werden
wir neue ldeen entwickeln, wie wir eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe und Bezahlung der Geschlechter
in der Wirtschaft ermdglichen konnen. Gleichzeitig
wollen wir die Bezahlung, Arbeitsbedingungen und
Anerkennung von Uberwiegend weiblich besetzten
Berufsfeldern gezielt verbessern.

Menschen mit Behinderungen bieten mit ihren
vielfaltigen Kompetenzen ein grofRes Fachkrafte-
potenzial. Wir wollen einen Kulturwandel hin zu
einer inklusiven Arbeitsmarktpolitik und auch die
EU-Forderprogramme starker darauf ausrichten.
Die gesetzlichen Vorschriften zur Beschaftigung
und Ausbildung von Menschen mit Behinderung
sowie zum barrierefreien Arbeitsplatz wollen wir
konsequent durchsetzen.

Europa konkurriert mit weiteren Weltregionen um
Fachkrafte. Vom Bauingenieur tber die Handwerke-
rin bis zum Pfleger im Krankenhaus. Wir setzen uns
daher fUr eine umfassende EU-Fachkraftestrategie
ein. Bei der Anwerbung aus Drittstaaten sollte die
EU-Blue-Card-Initiative auf nicht akademische
Berufe ausgeweitet werden, sofern ein konkretes
Jobangebot zu marktlblichen Konditionen vorliegt.
Gleichzeitig kann Anwerbung und Migration von
Fachkrdften auch zu ernsthaften Herausforderun-
gen fur die Herkunftsregionen fiihren. Unser Ziel
ist deswegen, dass die EU verstarkt in eine partner-
schaftliche Ausbildung von Fachkraften investiert
- zum Vorteil des Arbeitsmarkts im Herkunftsland
wie auch in Europa.

Viele Beschaftigte, die in der fossilen Industrie
arbeiten, sorgen sich um ihr Auskommen, wenn ihre
Industriezweige elektrifiziert werden. Den Wandel
zu einer klimaneutralen Wirtschaft wollen wir des-
halb mit gut bezahlten Arbeitsplatzen, attraktiven
Aus- und Weiterbildungsmaglichkeiten, Tarifbin-
dung sowie wirtschaftlicher und sozialer Sicherheit
zusammenbringen, gerade in noch strukturschwa-
chen Regionen. Unsere Industriepolitik bietet daflr
einen Hebel: Die Vergabe von EU-Geldern wollen
wir starker daran koppeln, dass Ausbildungsplat-

ze eingerichtet, Sozialstandards eingehalten und
geltende Tarife befolgt werden.

3, Stabile Finanzen

Europa finanziell wappnen

Eine zentrale Stellschraube fur die Handlungsfa-
higkeit der EU ist ihre finanzielle Ausstattung: Was
wir uns in der EU gemeinsam vornehmen, mussen
wir auch zu einem relevanten Teil mit europai-
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schen Mitteln finanzieren konnen. Diesen Anspruch
wollen wir endlich erfiillen,denn in den nachsten
funf Jahren sind weitreichende Entscheidungen zur
Finanzierung unserer gemeinsamen europaischen
Vorhaben bis weit in die 2030er-Jahre zu treffen.

Dabei werden uns zwei Prinzipien leiten: Erstens
wollen wir die finanzielle Ausstattung der EU
insgesamt durch neue Eigenmittel und hdhere
nationale Beitrage verbessern. Fur die Bewalti-
gung grofRer Herausforderungen haben sich zudem
auch gemeinsame europaische Anleihen bewahrt.
Zweitens muss die EU deutlich mehr Handlungs-
spielraum im Einsatz ihrer Mittel bekommen, um
sie fir gemeinsame Investitionen in strategisch
wichtigen Bereichen wie der Industriepolitik und
fur eine Infrastrukturunion einzusetzen. In diesem
Sinne werden wir sowohl fur einen starken Mehr-
jahrigen Finanzrahmen (MFR), die Grundlage flr
den Haushalt der EU, als auch fur ein neues grof3es
Investitionsprogramm streiten.

Wir wollen, dass der MFR fur die Jahre 2028 bis
2035 gegenuber dem jetzigen deutlich aufwachst.
Dafur muss auch Deutschland seinen Beitrag leis-
ten. Es gilt, gezielt die Ausgabenposten zu starken,
die die Handlungsfahigkeit der EU in den ent-
scheidenden Feldern der Zukunft verbessern. Daflr
mussen wir auch die Ausgaben im MFR kritisch auf
ihre Wirkung hin tUberprifen. Das betrifft insbeson-
dere die Bereiche, in denen die Mitgliedstaaten die
Ausgaben verwalten.

Der Schutz unseres Gemeinwohls setzt eine auch
finanziell handlungsfahige EU voraus. Gerade in
Zeiten massiv wachsender Aufgaben kann sie sich
auf Dauer nicht nur aus den Beitragen der Mitglied-
staaten finanzieren. Sie braucht auch eigene Ein-
nahmen, die ihre finanzielle Ausstattung langfristig
sichern. Daflir wollen wir das Prinzip festschreiben,
dass Einnahmen, die infolge europaischer Inst-
rumente entstehen, im Grundsatz mehrheitlich

dem EU-Haushalt zugutekommen. In einem ersten
Umsetzungsschritt wollen wir festlegen, dass 75
Prozent der moglichen Geldschopfungsgewinne des
Eurosystems in Zukunft dem EU-Haushalt zugute-
kommen. Auch die Einnahmen aus dem neuen CO,-
Grenzausgleichsmechanismus (CBAM) sollen zu 75
Prozent dem EU-Haushalt zufliefien.

Damit die anstehenden Zins- und Tilgungszah-
lungen fir das NGEU-Programm nicht zu einer
Kirzung des EU-Haushalts fihren, wollen wir so
schnell wie moglich den bereits 2020 von Rat
und Parlament beschlossenen Fahrplan zu neuen
Eigenmitteln in die Tat umsetzen. Dabei muss die
Finanzierung der notwendigen nationalen Klima-
finanzierung in den Mitgliedstaaten sichergestellt
werden.

Wirtschafts- und Wahrungsunion
vervollstandigen

Eine stabile und solidarische Wirtschafts- und Wah-
rungsunion ist eine Grundvoraussetzung fur Wohl-
stand und politischen wie sozialen Zusammenhalt
in Europa. Doch die Architektur der Wahrungsunion
ist weiterhin unvollstandig und Europa damit
weiter anfallig fur Krisen. Das wollen wir durch ein
umfassendes Mafinahmenpaket andern.

Mit dem neuen Investitionsprogramm fir Inno-
vation, Souveranitat und Resilienz verstetigen wir
die gemeinsame Fiskalpolitik — auch als wichtigen
Puffer fur Krisenzeiten. Mit der Uberfiihrung des
Europaischen Stabilitatsmechanismus in den EU-
Rechtsrahmen und der Umstellung auf Mehrheits-
entscheidungen schaffen wir nationale Vetos in
Krisen ab und etablieren endlich eine gemeinsame
europaische parlamentarische Kontrolle tber zu-
kiinftige EU-Hilfsprogramme.

Mit der Einfuhrung einer Arbeitslosenruickversi-
cherung nach Vorbild des EU-Kurzarbeitergeldes
SURE schaffen wir ein zusatzliches Auffangnetz in
Krisenzeiten, damit die Mitgliedstaaten Jobs sicher
schutzen kdnnen. Wir wollen die Banken-und Ka-
pitalmarktunion vollenden, damit die EU von einer
Wahrungsunion zu einer echten Wirtschaftsunion
wird. Indem wir strukturelle Hindernisse fiir grenz-
uberschreitende Kapitalstrome abbauen, verbes-
sern wir die Finanzierungsbedingungen fur kleine
und mittlere Unternehmen (KMU), setzen Potenzial
fur Investitionen frei und machen zugleich unser
Finanzsystem robuster.

Eine widerstandsfahige Wahrungsunion braucht
auch funktionierende Regeln fir die Haushalts-
politik der Mitgliedstaaten, die die Schuldentrag-
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fahigkeit in allen Landern jederzeit sicherstellen
und gleichzeitig genug Raum fur Investitionen
und Wachstum schaffen. Die seit einem Jahrzehnt
geltenden Regeln sind zu restriktiv formuliert und
haben in der Summe notwendige Investitionen in
vielen EU-Mitgliedstaaten verhindert, wahrend sie
gleichzeitig fur die Europdische Kommission nicht
mehr sinnvoll und nachvollziehbar anwendbar
waren. Deshalb streiten wir fUr eine ambitionierte
Reform, die mehr Transparenz und mehr Spielraum
fur Investitionen schafft und deren Ergebnis von
der Kommission konsequent durchgesetzt wird.

Zu einer krisenfesten Wahrungsunion gehdort auch,
dass alle Mitgliedstaaten innerhalb der Gemein-
schaft moglichst ausgewogene Leistungsbilanzen
haben, um gefahrliche Ungleichgewichte zu ver-
meiden, die etwa durch Unterbietungswettbewerbe
bei Lohnen, Steuern und sozialen Sicherungssyste-
men entstehen konnen. Die Europdische Investiti-
onsbank (EIB) und die Europaische Bank fir Wie-
deraufbau und Entwicklung (EBRD) sollen durch
einen politisch gescharften Auftrag eine noch
starkere Rolle in der Forderung der klimaneutralen
Erneuerung der Wirtschaft spielen.

Wir unterstitzen die Einfiihrung des digitalen
Euros als Erganzung zum Buchgeld der Geschafts-
banken und zum Bargeld, welches weiterhin als

barrierefreies Zahlungsmittel mdglich bleiben wird.

Der digitale Euro befordert die Digitalisierung

der Wirtschaft und ermdglicht Verbraucher*innen
digitalen Zugriff auf sicheres und wertstabiles
Zentralbankgeld. Als 6ffentliches Gut kann er einen
wertvollen Beitrag zur finanziellen Inklusion, zur
Souveranitdt der EU und zur Stabilitat unseres Zah-
lungssystems im digitalen Zeitalter leisten.

Finanzmarkte verantwortungsvoll
gestalten

Unsere Wirtschaft und Gesellschaft sind auf funk-
tionierende Finanzmarkte angewiesen. Wir wol-
len die Verantwortung aller Finanzmarktakteure
starken - fur Investitionen von Unternehmen, fir
Arbeitnehmer*innen, fiir das Gemeinwohl. Uber
starke Finanzmarktregulierung wollen wir Daseins-
vorsorge wie zum Beispiel Wohnen und Gesund-
heit vor Spekulation schitzen. Um Spekulationen
und die Orientierung an kurzfristigen Zielen an

den Finanzmarkten einzudammen, wollen wir eine
Finanztransaktionssteuer einfihren.

Um die klimaneutrale Erneuerung unserer Wirt-
schaft zu unterstitzen, muss das Finanzsystem
resilienter werden und konsequent an den euro-
paischen Nachhaltigkeitszielen ausgerichtet sein.
Dazu braucht es klare Regeln gegen Greenwashing.
Jede Finanzierungsentscheidung ist eine Entschei-
dung Uber die Wirtschaft der Zukunft und muss
deshalb auch mit unseren Verpflichtungen aus dem
Pariser Klimaabkommen kompatibel sein.

Der Bankensektor ist in der EU zentral fir die
Finanzierung der Investitionen von Unternehmen
und Burger*innen in die Modernisierung unserer
Wirtschaft. Eine weitere Bankenkrise kdnnen wir
uns schon allein deshalb nicht leisten. Mit einer
deutlich héheren ungewichteten Eigenkapitalquote
von mindestens 10 Prozent, regelmafdigen Stress-
tests und der Vollendung der Bankenunion stellen
wir die Banken stabil auf. Die wechselseitige Ab-
hangigkeit von Staaten und Banken soll reduziert
werden. Deshalb setzen wir uns auf EU- Ebene
daflr ein, Konzentrationsrisiken in Bankbilanzen,
auch durch Staatsanleihen, weiter einzudammen.
Mit einer europaischen Einlagenrlckversicherung,
die den Erhalt der Institutssicherungssysteme von
Sparkassen und Genossenschaftsbanken erlaubt,
einem funktionierenden Abwicklungsregime sowie
einer Trennung des Kreditgeschafts mit Privat-
kund*innen vom Investmentbanking bei GrofRban-
ken konnen wir verhindern, dass Kreditinstitute

im Fall einer Insolvenz mit Steuergeld gerettet
werden missen. Indem wir Banken verpflichten, die
von ihnen finanzierten Emissionen schrittweise zu
reduzieren, sorgen wir dafir, dass ihr Geschaft in
Einklang mit dem Ziel der Klimaneutralitat steht.

Neben den Banken miissen auch alle anderen
Akteure des Finanzsektors wie Ratingagenturen,
Versicherer und Pensionsfonds Klima- und Bio-
diversitatsrisiken offenlegen und berlcksichtigen.
Wir setzen uns dabei flir mehr Koharenz bei der
europadischen Gesetzgebung ein,um unnotige
Blrokratie - insbesondere bei kleineren Unterneh-
men - zu verhindern.
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Die griine Taxonomie der EU ist ein Mittel,um die
Finanzierung umweltvertraglicher Wirtschaftsak-
tivitaten zu unterstitzen. Deshalb bleibt es falsch,
Atomenergie und Erdgas als nachhaltig einzu-
stufen. Nachhaltigkeit ist aber komplexer als ein
binares Ja oder Nein, denn daflir brauchen wir auch
starke und innovative Zulieferer,zum Beispiel fir E-
Autos oder Windrader, die bisher in der Taxonomie
nicht erfasst sind. Das wollen wir zuklnftig besser
abbilden. Wir wollen bei der griinen Taxonomie
weitere Abstufungen erganzen, damit Investitionen
in den Ubergang in eine nachhaltige Wirtschaft
ausreichend finanziert werden. Dariber hinaus
wollen wir die Vorschlage der EU-Kommission zur
Ausgestaltung sozialer Instrumente, etwa einer so-
zialen Taxonomie, aktiv begleiten, um Investitionen
auch starker in soziale Sektoren zu lenken.

Grine Geldanlagen sind im Mainstream ange-
kommen, denn viele Menschen wollen sich an
Zukunftsbranchen beteiligen und dabei auch das
Klima schutzen. Die Finanzaufsicht hat mit dem
schnellen Wachstum nachhaltiger Finanzprodukte
jedoch nicht Schritt gehalten. Um das Vertrauen
der Anleger®innen zu festigen, wollen wir deshalb
die europaischen Finanzaufsichtsbehorden mit
weitreichenden Kompetenzen gegen Greenwash-
ing ausstatten und ein staatliches Labelsystem
fur nachhaltige Geldanlagen einfiihren. Verbrau-
cher*innen sollen Klarheit haben, welchen Beitrag
ein Finanzprodukt zur klimaneutralen Modernisie-
rung unserer Wirtschaft leistet.

Wir wollen die Kapitalmarktunion zu einem Erfolg
machen. Hierfur missen wir das Vertrauen der
Sparer*innen zuruckgewinnen. Denn Interessen-
konflikte durch Provisionen haben daflr gesorgt,
dass Sparer*innen viel zu oft teure, riskante oder
unpassende Finanzprodukte verkauft wurden. Wir
wollen, dass Provisionen in der Finanzberatung
mittelfristig keine Rolle mehr spielen und jeder
und jedem den Zugang zu unabhangiger provi-
sionsfreier Beratung ermaglichen. Nur so konnen
wir die Potenziale der Kapitalmarktunion fir alle
zuganglich machen. Missverstandliche Formulie-
rungen, unzureichende Labels sowie intransparen-
te Funktionsweisen von Finanzprodukten wollen
wir unterbinden.

4. Steuergerechtigkeit

Steuerhinterziehung bekampfen

Die Finanzierung unseres demokratischen Ge-
meinwesens hangt davon ab, dass alle ihren fairen
Beitrag leisten - flr Schulen und Kinderbetreuung,
fur Krankenhduser, fur eine gute Bus- und Bahn-
infrastruktur. Mutige Whistleblower*innen und
unabhdngige Medien haben in den letzten Jahren
eine ganze Reihe internationaler Steuerskandale
aufgedeckt. Sie haben belegt, wie Superreiche und
viele Grof3unternehmen Steuertricks nutzen,um
Gewinne in Niedrigsteuerlander zu verschieben:
Uber Steuerschlupflocher, Briefkastenfirmen und
Steueroasen bis hin zu Steuerbetrug. Diese Prak-
tiken walzen die Steuerlast auf die Blirger*innen
und besonders auf KMU ab, die rechtmatf3ig ihre
Steuern zahlen. Schatzungen zufolge verursacht
Steuermissbrauch EU-weit Verluste von jahrlich
mehr als 170 Milliarden Euro. Steuerbetrug und
Steuerhinterziehungsind haufig grenziiberschrei-
tende Probleme. Die EU kann hier einen wirkungs-
vollen Beitrag zur Bekampfung leisten.

Auch im Kampf gegen Steuervermeidung, die
beispielsweise durch Verlagerung von Gewinnen
in Steueroasen geschieht, wollen wir weiter vo-
ranschreiten. Es braucht strengere Kriterien,um
sicherzustellen, dass die EU-Liste der Steueroasen
wirklich vollstandig wird. So fehlen aktuell nam-
hafte Steueroasen wie beispielsweise Singapur.
Lander mit einem Steuersatz von null Prozent
mussen automatisch auf der EU-Liste der Steuer-
oasen landen wie beispielsweise Bermuda oder die
Cayman Islands. Entscheidungen dariber, welches
Land auf die Liste gesetzt wird, missen transpa-
rent, nach einheitlichen Kriterien und unparteiisch
getroffen werden.

Ebenso wollen wir die grenziberschreitende Zu-
sammenarbeit der Steuerbehorden wesentlich
verbessern, um den EU-weiten Austausch steuer-
relevanter Informationen zu starken. Wir begriifRen,
dass dabei nun ebenfalls Kryptoassets voll erfasst
werden sollen.
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Wir werden den Missbrauch von Briefkastenfirmen
angehen, also Firmen, die nur existieren,um Steu-
ern zu hinterziehen oder zu verlagern. Wir fordern
die Mitgliedstaaten auf, den entsprechenden Vor-
schlag der EU-Kommission schnell und ohne ihn
abzuschwachen anzunehmen - die EU ware mit
dieser Gesetzgebung weltweit Vorreiterin. Wir wol-
len aufierdem Kl zur Aufdeckung von Steuerbetrug
und zur Erkennung von Schlupflochern diskriminie-
rungsfrei einsetzen.

Quellensteuern senken das Risiko von Steuer-
hinterziehung und -umgehung, wie es sich beim
Cum-ex- und Cum-cum-Skandal gezeigt hat, sowie
die Gewinnverlagerung in Niedrigsteuerlander. Wir
unterstiitzen daher die Plane der EU-Kommission
zur Einflhrung eines EU-weiten Systems fur die
Quellensteuer auf Dividenden und Zinszahlungen
und setzen uns flr einen weiteren Schritt ein - ei-
nen EU-weiten Quellensteuer-Mindestsatz. Interna-
tional mussen wir das Problem von Quellensteuern
auf Auslandszahlungen in Drittlandern auRerhalb
der EU angehen.

Steuerdumping beenden

Der Flickenteppich nationaler Steuervorschriften
und der Steuerwettbewerb zwischen den EU-Mit-
gliedstaaten bei den Korperschaftssteuersatzen
erschweren faire Wettbewerbsbedingungen im
Binnenmarkt. Um dem entgegenzuwirken, muss
die Steuergesetzgebung Schritt halten mit neuen
Geschaftsmodellen, die internationaler, komplexer
und digitaler geworden sind. So profitieren die
grofRen Digitalunternehmen mit ihren immateriel-
len Gutern (wie Daten, Wissen oder Algorithmen)
davon, dass Unternehmensgewinne am Ort einer
physischen Niederlassung oder Fabrik besteuert
werden und nicht beispielsweise dort, wo die
Nutzer*innen digitaler Dienste verortet sind. Wir
wollen verhindern, dass der Backerladen um die
Ecke einen deutlich hoheren Steuersatz zahlt als
ein internationaler Grofkonzern. Alle Unternehmen
mussen ihren gerechten Anteil zur Finanzierung
des Gemeinwohls beitragen.

Auf dem Weg zu einer fairen und effektiven Unter-
nehmensbesteuerung in Europa ist ein grofier
Schritt genommen worden: Die EU hat sich - infol-

ge eines Durchbruchs auf Ebene der Organisation
fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD) - endlich auf eine Mindestbesteue-
rung grofder multinationaler Unternehmen von

15 Prozent geeinigt. Damit kdnnen sie sich einem
Mindeststandard an Besteuerung nicht mehr ent-
ziehen. Die Umsetzung in den Mitgliedstaaten und
der Vorschlag der EU-Kommission fiir einen neuen
EU-Rahmen zur Unternehmensbesteuerung (BEFIT)
mussen nun folgen. Die Einigung auf die Mindest-
besteuerung ist ein zentraler Schritt bei der Reform
des internationalen Steuersystems. Er reicht aber
noch nicht aus, damit die grofen Digitalunterneh-
men, der E-Commerce oder multinationale Unter-
nehmen in Europa fairer besteuert werden. Sollten
bei den auf OECD-Ebene aktuell stockenden Ver-
handlungen in diesem Bereich keine Fortschritte
absehbar sein, sollte die EU-Kommission vorschla-
gen,wie dieses Ziel europdisch weiterverfolgt
werden kann.

Steuertransparenz ist ein wirkungsvolles Instru-
ment, da es Steuerdumping fir alle sichtbar macht.
Die Einigung auf die 6ffentliche landerbezogene
Steuerberichterstattung von GroRunternehmen

im Jahr 2021 war in diesem Sinne ein Meilenstein.
Wenn grofse Unternehmen offenlegen, wie viel
Steuern sie in den einzelnen EU-Mitgliedstaa-

ten zahlen, flihrt das zu einer besseren Kontrolle
ihrer Steuerpraktiken. Aber es werden noch nicht
alle Lander erfasst. Wir werden darauf hinarbeiten,
die im Gesetz verankerte Klausel zur Uberprii-
fung der Richtlinie zu nutzen,um die Richtlinie zu
verbessern und eine weltweite Aufschliisselung
relevanter Steuerdaten zu erreichen. Um einen
zerstorerischen Steuerwettbewerb zwischen den
EU-Mitgliedstaaten zu verhindern, braucht es
dartber hinaus ein klares Rahmenwerk der EU fur
Steuerbegiinstigungen, die einzelne Mitgliedstaa-
ten Unternehmen gewdhren konnen.

Wir setzen uns dafur ein, die marktdominierende
Stellung der grofsen Wirtschaftsprifungsgesell-
schaften zu adressieren. Dafliir braucht es eine klare
Trennung zwischen Wirtschaftspriufung und Steuer-
beratung, vermehrte Joint Audits und eine nachhal-
tige Reduktion der finanziellen Verkniipfung zwi-
schen Prufern und den zu prifenden Unternehmen.
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Gemeinwesen solidarisch finanzieren

Steuergerechtigkeit heiRt, dass hohe Vermogen
und Milliardengewinne von Unternehmen einen
fairen Beitrag leisten mussen,um das Gemein-
wesen solidarisch zu finanzieren, Klimaschutz und
Nachhaltigkeit zu fordern und soziale Ungleichheit
abzubauen. In der ganzen EU hat die starke Un-
gleichverteilung und Konzentration insbesondere
von Vermogen weiter zugenommen.

Um diese Probleme adressieren zu konnen, muss
die EU auch in der Steuerpolitik handlungsfahig
sein. Wir unterstutzen die Mitgliedstaaten bei der
Einflhrung und Umsetzung von geeigneten Maf3-
nahmen zur Reduzierung der Vermogensungleich-
heit. VorstdfRe gegen Steuerdumping und Steuer-
flucht werden immer wieder durch Vetos einzelner
EU-Mitgliedstaaten verhindert. Wir wollen die
bestehenden Maglichkeiten der Vertrage aus-
schopfen, qualifizierte Mehrheitsentscheidungen
zu treffen. Perspektivisch eréffnet die Uberwindung
des Einstimmigkeitsprinzips gréfReren gemeinsa-
men Handlungsspielraum.

Infolge des russischen Kriegs in der Ukraine erziel-
ten Ol- und Gaskonzerne durch hohe Energiepreise
extrem hohe Zufallsgewinne. Diesen unverhaltnis-
mafRigen Gewinnen einiger Krisengewinner stehen
Hochststande bei der Armut gegeniiber, die durch
sprunghaft gestiegene Lebenshaltungskosten noch
verstarkt wurden. Dass sich die EU in dieser Situa-
tion auf eine Ubergewinnsteuer geeinigt hat, durch
die die groRRen Energiekonzerne einen Krisenbei-
trag an die Gesellschaften zuriickgeben, ist ein
grofRer Erfolg. Ein Teil der gegenwartigen Inflation
wurde durch Gberzogene Profite verursacht und

ist nicht durch gestiegene Produktionskosten
gerechtfertigt. Wir fordern, das Instrument einer
gegebenenfalls progressiv ausgestalteten Uber-
gewinnsteuer auch fur andere Bereiche fest zu ver-
ankern,um in 6konomischen Sondersituationen die
offentlichen Haushalte zu entlasten. Schlupflocher
wie das Kleinrechnen von Gewinnen uUber mehrere
Geschaftsjahre oder die Gewinnverlagerung ins
Ausland missen geschlossen werden.

5. Innovationskraft und
Biirokratieabbau

Europaische Forschung an der
Weltspitze verankern

Fur die grofien technologischen, gesellschaftlichen
und wirtschaftlichen Herausforderungen unserer
Zeit brauchen wir das gebuindelte Wissen unseres
gesamten Kontinents und daruber hinaus. Des-
wegen ist eine europadische Wissenschafts- und
Forschungspolitik, die Menschen und Institutionen
aus ganz Europa verbindet und sie bei der Ent-
faltung einer freien Wissenschaft unterstutzt, ein
Schlisselelement fur eine Zukunft in Freiheit und
Wohlstand. Wir wollen, dass die nachsten grof3en
Durchbriche in den Bereichen der klimafreund-
lichen Mobilitat, der Informationstechnologie

oder der Behandlung von Krankheiten wie dem
chronischen Erschépfungssyndrom ME/CFS, Krebs
oder Alzheimer in Europa erdacht und produziert
werden. Daher mussen die Ausgaben fir Forschung
und Entwicklung gemessen am Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) in Europa deutlich steigen.

Im Zentrum steht dabei das Programm Horizon
Europe, das die Forschungsaktivitaten der EU biin-
delt. Es ist ein hochst erfolgreiches und bei Antrag-
steller*innen sehr beliebtes Forderprogramm, das
weltweit seinesgleichen sucht. Wir wollen seinen
Umfang im ndchsten europdischen Finanzrahmen
ausbauen.

Europaische Forschungspolitik muss die freie
Grundlagenforschung ebenso wie die missions-
und anwendungsorientierte Forschung und den
Transfer beinhalten. Zentral dafur ist die Klimafor-
schung, fur die wir im laufenden Zyklus von Hori-
zon Europe eine feste Quote von 35 Prozent fur die
europadische Klimaforschung verankern konnten.
Kinftig wollen wir auch eine wesentlich starkere
Forderung fur die Biodiversitatsforschung etablie-
ren. Wir treten fir eine gut ausgestattete Grund-
lagenforschung ein — etwa im European Research
Council, der Exzellenzforschung par excellence.
Die fur Forschende so wichtige Marie-Sktodowska-
Curie-Mobilitatsforderung wollen wir verstetigen.
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Wir machen uns auch weiterhin dafur stark, dass
Sozial- und Geisteswissenschaften einen festen
Platz in der EU-Forderkulisse bekommen und dabei
auch kritische Wissenschaften Berlicksichtigung
finden, denn sie sind von hoher Bedeutung fur
lebendige und resiliente Kultur, Gesellschaft und
Demokratie. Indem sie ein besseres Verstandnis
gesellschaftlicher Zusammenhange und Notwen-
digkeiten schaffen, helfen sie dabei, die multiplen
Krisen mit ganzheitlichen Losungsansatzen zu
bewaltigen. Der volkerrechtswidrige Angriffskrieg
Russlands gegen die Ukraine lehrt uns, dass die
Friedensforschung und die Forschung rund um die
Lander Osteuropas, des Stidkaukasus und Zentral-
asiens intensiviert werden mussen. Die Zusammen-
arbeit europaischer und ukrainischer Hochschulen
wollen wir fordern. Open Access, also das Prinzip,
dass Forschungsergebnisse und Forschungsdaten
auffindbar, zuganglich, interoperabel und wieder-
verwendbar sein sollen, wollen wir als Prinzip von
Horizon Europe weiterhin starken und in interna-
tionaler Zusammenarbeit unterstitzen.

Horizon Europe ist bereits mit vielen Partner-
landern weltweit verbunden, was den Wissens-
austausch fordert. Wir haben aber fiir unsere
Forschenden den Anspruch: Horizon Europe muss
zuganglicher und internationaler werden. Hier-
fur wollen wir die Antragsverfahren vereinfachen,
entburokratisieren und weitere Partnerlander
einbinden. Bei Wissenschaftskooperationen mit
aufRereuropdischen Partnern gilt es, europaische
technologische Souveranitat zu schitzen und Wis-
senschaftsfreiheit zu garantieren.

Gute Politik orientiert sich an nachprufbaren
Fakten und wissenschaftlichen Erkenntnissen. Wir
setzen uns fir Standards und Transparenzrichtli-
nien bei der Beauftragung von wissenschaftlichen
Studien und Gutachten ein.

Aus Ideen Wohlstand machen

Fur die wirtschaftliche Zukunft Europas sind
Innovationen von entscheidender Bedeutung. Wir
wollen Ideen auf ihrem Weg vom Labor in die Pra-
xis unterstutzen. Innovationen sind ein entschei-
dender Baustein flr den wirtschaftlichen Erfolg
von morgen.

Aufbauend auf der Grundlagenforschung gestalten
wir eine missionsorientierte Forschung, die uns
dabei hilft, die groRen Herausforderungen unserer
Zeit anzugehen und ihre Ursachen zu verstehen: Wir
brauchen beispielsweise einen schnelleren Roll-out
der erneuerbaren Energien, effektive Behandlungen
fur Krebs, smarte digitale Losungen und Konzepte
gegen soziale Ungleichheit. Die Missionen von Ho-
rizon Europe sollen sich weiterhin insbesondere am
Green Deal orientieren. Um sie umzusetzen, wollen
wir Hochschulen, Institute, Zivilgesellschaft und die
Wirtschaft zusammenbringen.

Innovationspolitik ist ein wichtiger Teil unserer ak-
tiven Wirtschafts- und Industriepolitik. Wir wollen
die transferorientierten Programmbestandteile von
Horizon Europe so ausbauen, dass die besten Ideen
auf dem Weg zu ihrer Umsetzung unterstutzt wer-
den. Um die Teilnahme an Foérderprogrammen auch
fur KMU, kommunale Institutionen und Nichtregie-
rungsorganisationen (NGOs) attraktiver zu machen,
sollen die Beantragung und die Dokumentation der
Projekte moglichst vereinfacht werden.

Dafur soll die EU auch verstarkt regionale Innova-
tionsokosysteme unterstitzen, in denen Wissen-
schaft, Gesellschaft, Wirtschaft und die offentliche
Hand gemeinsam an den notwendigen Losungen
fur die Zukunft arbeiten. Solche Cluster von For-
schung, Lehre und Praxis sind zentral,um Innova-
tionen zu fordern, schneller in die Anwendung zu
bringen und vor Ort klimaneutralen Wohlstand zu
schaffen. Dabei sollen neben den Universitdaten
auch die Hochschulen fur angewandte Wissen-
schaften bzw. Fachhochschulen in den Blick ge-
nommen werden. Bislang profitieren diese von
der EU-Forderung haufig nicht im selben MaRe
wie Universitaten, sind aber besonders in der an-
wendungsnahen Forschung sehr stark. Um das zu
verbessern, wollen wir die Antrags- und Finanzie-
rungsbedingungen der einschldagigen Programme
in den Blick nehmen.

Die bestehenden Instrumente wollen wir handhab-
barer und schneller machen. Dies gilt beispielswei-
se fur die Wissens- und Innovationsgemeinschaften
(KIC), die sich besonders der Nachwuchsausbildung
widmen, zum Beispiel in Master- oder Weiter-
bildungsprogrammen. Durch eine Starkung des
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Wissensdreiecks von Hochschulbildung, Forschung
und Innovation kénnen wir moglichst vielen eine
Chance geben, sich in zentrale Zukunftsthemen
einzubringen.

Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Entschei-
dungen sind auch in diesem relevanten Bereich
von grofser Bedeutung: Die Kommission hat eine
Vielzahl von offentlich-privaten Partnerschaften
geschaffen, die EU-Gelder gemeinsam mit der In-
dustrie verwalten. Wir mochten hier eine Transpa-
renzinitiative starten, bestehende Partnerschaften
Uberprufen und sicherstellen, dass Hochschulen,
Forschungsinstitute und Griinder*innen starker von
diesen Forderinstrumenten profitieren. Neben den
bewahrten Forschungsformaten sind auch Lang-
zeitstudien ein wichtiger Beitrag zu einer ausge-
wogenen Forschung.

Raumfahrt ist entscheidend fir Europas technolo-
gische und strategische Souveranitat. Europa muss
deshalb eine fihrende Rolle in der Raumfahrt spie-
len und braucht einen unabhangigen und zuverlds-
sigen Zugang zum Weltraum. Wir starken die Wett-
bewerbsfahigkeit der Raumfahrtindustrie unter
dem Grundsatz ,New Space®, etwa durch die Forde-
rung neuer Technologien und einen europdischen
Launcher-Wettbewerb. Wir fordern das EU-Welt-
raumprogramm, die Europdische Weltraumorgani-
sation (ESA) und das Astronaut*innen-Programm.
Mit einem europadischen Weltraumgesetz gehen wir
international voran, gewahrleisten Nachhaltigkeit
und schaffen Wachstumschancen und Rechtssi-
cherheit fiir europaische Unternehmen.

Mit europaischen Start-ups
durchstarten

Eine innovative Unternehmenslandschaft braucht
ein lebendiges Grindungsgeschehen. Hier ent-
stehen Start-ups und Geschaftsmodelle von mor-
gen. Daflir muss Grunden einfacher und schneller
werden. Wir wollen sicherstellen, dass es in jedem
Mitgliedstaat One-Stop-Shops gibt. Dort finden
Grinder*innen Begleitung und Beratung aus einer
Hand. Ein digitaler Kompass soll einen Uberblick
Uber alle Forderprogramme fur Griinder*innen
bieten. Mit einem Klick ohne Umwege zur Antrag-
stellung - das ist unser Ziel.

Wir brauchen in der Kommission eine klare Zustan-
digkeit fur junge Unternehmen, damit der Know-
how-Transfer in der EU besser koordiniert wird. Mit
einer europaischen Start-up-Strategie blindeln wir
wichtige MaRnahmen fir besseren Zugang zu Wag-
niskapital, zur Gewinnung von Talenten und zu 6f-
fentlichen Auftragen fir junge Unternehmen. Dabei
soll auch das Potenzial von unterreprasentierten
Gruppen, insbesondere Frauen und Menschen mit
Migrationsgeschichte, besser genutzt und unter-
stutzt werden, sodass ihre |deen gerechte Chancen
auf Umsetzung haben.

Die European Tech Champions Initiative, die die
Bundesregierung gemeinsam mit anderen EU-Mit-
gliedstaaten ins Leben gerufen hat, ist ein wichti-
ger Baustein,um Grundungen in der Wachstums-
phase besser zu unterstutzen. Erganzend wollen
wir regelmaRige europdische Matching Hubs ins
Leben rufen, die private Investor*innen mit Grin-
der*innen an einen Tisch bringen, eine Messe fur
Geschaftsmodelle der Zukunft. Eine gute Innova-
tionsforderung besteht auch darin, gute und ver-
lassliche Arbeitsbedingungen in Wissenschaft und
Wirtschaft umzusetzen und nachhaltig zu sichern.

Fir die Starkung innovativer Start-ups und klima-
freundlicher Industrie, gerade in grenziberschrei-
tenden Regionen, mochten wird den Europaischen
Fonds fur regionale Entwicklung (EFRE) ausbauen
und verstarkt nutzen.

Mittelstand und Handwerk fordern

Die Innovationsfahigkeit und die Tatkraft der KMU
und des Handwerks sind Motor der europaischen
Wirtschaft. Gerade in den landlichen Raumen
bieten das Handwerk und KMU Arbeitsplatze und
Stabilitat. Sie entwickeln, produzieren, installieren
und warten beispielsweise Zukunftstechnologien
wie Solaranlagen und Warmepumpen. Europa lebt
vom Miteinander und von den Problemldsern vor
Ort. Gerade aber KMU, von Industrie bis Handwerk,
werden im Verhaltnis besonders stark durch die
Einfihrung neuer Regelungen und birokratische
Hirden bei Forderprogrammen belastet. Wir wer-
den deshalb die KMU-Tests verbessern und konse-
quent anwenden, mit denen die Auswirkungen von
neuen Gesetzen auf KMU entsprechend dem ,Think

Europawahlprogramm 2024

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN 23



small first™Prinzip immer vorab Uberpriift werden,
und entsprechend entlastende Anpassungen vor-
nehmen. Wir setzen uns zusatzlich fur angemes-
sene Ausnahmen und Ubergangsfristen fiir KMU
in neuen Gesetzen ein und unterstutzen bei der
Umstellung. Die Ausbildung in den Handwerksbe-
trieben fordern wir besonders. Durch vereinfachte
Antragsverfahren und reduzierte Berichtspflichten
erleichtern wir den Zugang von KMU zu Foérder-
und Investitionsprogrammen der EU. Mithilfe von
festgelegten KMU-Quoten stellen wir sicher, dass
diese Programme ihnen auch tatsachlich zugute-
kommen. Die Férderlandschaft in der EU werden
wir vereinheitlichen und starker mit nationalen
Forderinstrumenten verzahnen.

Manche Gesetzesvorschriften erweisen sich als
mittlerweile Uberholt, andere in der Praxis als
untauglich. Wir setzen uns fiir eine regelmafiige
Uberpriifung aller Regulierungen ein, um biirokrati-
sche Anforderungen zu vereinfachen und Vorschrif-
ten, die ihr Ziel verfehlen, wieder zu streichen. Wir
bevorzugen, wenn moglich und gleich effektiv, eine
gestufte und flexible Regulierung fir Unternehmen
anstatt einer harten Regulierung. Beispielsweise
wollen wir die Meldepflicht bei touristischen Uber-
nachtungen und die A1-Bescheinigungen durch
einen praktikableren Ansatz mit pragmatischen
Losungen fir kleine Betriebe ersetzen.

Ein zentrales Mittel fir den Burokratieabbau ist die
Digitalisierung der Verwaltung. Dadurch kénnen
viele Behdrdengange entfallen, der Datenaus-
tausch automatisiert und Antrage leichter gestellt
werden. Verwaltungsleistungen sollen so weit

wie mdglich digital erfolgen. Verfahrensstande
sollen online einsehbar werden. Durch eine star-
kere Vernetzung von europdischen und nationalen
Behorden soll das Once-Only-Prinzip eingefihrt
werden, damit Daten kinftig nur noch einmal bei
Unternehmen abgefragt werden, um sie dann im
Rahmen der datenschutzrechtlichen Vorgaben und
innerhalb der Behdrden austauschen zu kénnen.
Die Schriftformerfordernis in Verwaltungsverfahren
wollen wir weitgehend abschaffen.

6. Digitale Souveranitét

Europa digital fit machen

Digitalisierung liefert einen Schlissel fir zentrale
Herausforderungen unserer Zeit. Sie erlaubt es,
grundlegende Lebensbereiche wie Verkehr, Bildung,
Gesundheit oder Energie vollig neu zu denken. Da-
mit bietet sie enorme Chancen fur die wirtschaft-
liche Entwicklung und fir die Vereinfachung vieler
Aufgaben fur alle - von lastigen Verwaltungs-
gangen Uber das Management von Lieferketten in
der Industrie bis hin zur Erforschung und Therapie
schwerer Krankheiten. Wir wollen sie als Grund-
lage eines fairen, dezentralen, hoch vernetzten und
resilienten Wirtschaftssystems gestalten.

Auch im digitalen Bereich erleben wir einen
Systemwettbewerb - zwischen einer emanzipato-
rischen Digitalisierung, die Blrger*innen befahigt
und Freiheit starkt, und einer Digitalisierung, die
aus wirtschaftlichen oder politischen Interessen
Birger*innen entmiindigt und Uberwachung for-
dert. Europa muss sich in diesem Wettstreit selbst-
bewusst positionieren und einen grofien Schritt
machen, um attraktiver Standort fur Talente und
innovative Unternehmen zu sein und so die rasante
digitale Entwicklung mitzugestalten. Wir wollen
deshalb die digitale Souveranitat Europas sichern,
starken und ausbauen.

Basis einer digitalen europdischen Souveranitat
ist unter anderem eine resiliente und klimafreund-
liche Infrastruktur,zu der Breitbandnetze, Mobil-
funknetze, Knotenpunkte, Rechenzentren und die
Verlasslichkeit sensibler Lieferketten zahlen. Wir
wollen vermehrt die Entwicklung und Produktion
von Infrastrukturkomponenten in Europa voran-
treiben, sei es die Produktion und Entwicklung
von Halbleitern, Satellitenkommunikation oder
Mobilfunktechnik. Die Anbindung an die globale
Netzinfrastruktur, ob bei Unterseekabeln oder Kno-
tenpunkten, wollen wir mit starken europaischen
Akteuren gestalten.

Digitale Souveranitat bedeutet die Entwicklung
und Anwendung von Schliusseltechnologien wie KI,
Quantencomputing und -kommunikation in Europa.
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Auch hier kénnen wir auf starke europaische Un-
ternehmen in verschiedenen Sektoren setzen und
starken diese Entwicklung mit einer Blindelung
von MaRnahmen - zum Beispiel zielgerichteten In-
vestitionen im Rahmen des Investitionsprogramms
fur Innovation, Souveranitat und Resilienz.

Dabei setzen wir uns, wo immer es maglich ist,

fur die Bevorzugung von freier und quelloffener
Software und Open-Data-Losungen ein. Gerade bei
Kritischen Infrastrukturen muss die Europaische
Kommission gemeinsam mit den Mitgliedstaaten
dafir sorgen, dass es europaische Standards zur
IT-Sicherheit ohne Hintertiren und innovative
digitale Angebote ,made in EU" gibt, beispielsweise
Software zur Steuerung von Energie- und Wasser-
versorgung, Bahninfrastruktur oder auch Kranken-
hausinformationssystemen.

Digitalisierung voranzutreiben, heif3t auch, sie in
politischen Vorhaben mitzudenken. Wir wollen die
digitale Umsetzung von Gesetzesvorhaben bereits
im legislativen Prozess bertcksichtigen. Damit
konnen staatliche Dienstleistungen schneller und
effizienter erbracht werden. Vor allem kann die
Digitalisierung der Verwaltungsprozesse helfen,
politische Regeln — vom Grenzausgleichsmecha-
nismus CBAM bis zum Datenschutz - in der wirt-
schaftlichen Praxis handhabbar zu machen.

Kiinstliche Intelligenz europaisch
gestalten

Die Fortschritte in der Entwicklung und Anwen-
dung von Kl stellen eine riesige Chance fir vie-

le Lebensbereiche dar. Sie kann dem Menschen
dienen, unser Leben vereinfachen und unseren
Wohlstand mehren, sie kann Prozesse in Alltag, Bil-
dung und Wissenschaft, Verwaltung und Wirtschaft
verandern und vereinfachen. Moderne Kl-gestitz-
te Verfahren konnen dabei helfen, den Einsatz von
Wasser sowie Pestiziden zu verringern und gleich-
zeitig den Ernteertrag erhdhen. Sie schonen die
Umwelt und erhohen die Wirtschaftlichkeit.

Gleichzeitig zeigen sich durch die rasanten Fort-
schritte von Kl neue Risiken. Diese reichen von
grof3flachigen Cyberattacken durch Kl-unterstiitz-
te Schwachstellensuchen Uber die strukturelle

Benachteiligung von gesellschaftlichen Gruppen
bis zu Risiken wie fehlerhaften Situationsbewertun-
gen beim autonomen Fahren. Wir wollen Kl nach
unseren gemeinsamen Werten einsetzen, um einen
effektiven Schutz der Menschenrechte und Gleich-
berechtigung zu gewahrleisten. Wir unterstutzen
daher Forschung und Technologiefolgenabschat-
zung, die die Einfuhrung dieser Technologie be-
gleiten sollen, und setzen uns fir eine Regulierung
nicht nur auf europaischer, sondern auch auf globa-
ler Ebene ein. Wir unterstiuitzen den Ansatz, KI-An-
wendungen hinsichtlich ihres potenziellen Risikos
zu regulieren und wo erforderlich die zugrundelie-
genden Quelldaten transparent zu machen.

Mit dem Artificial Intelligence (Al) Act macht die
EU einen grofien Schritt in diese Richtung, der
weltweit wahrgenommen und genau beobachtet
wird. Wir wollen die Potenziale von Kl gestalten
und nutzbar machen. Daflir bendtigen wir neben
Verfligbarkeit von Rechenkapazitat auch Fachkraf-
teforderung, eine bessere Verfluigbarkeit von Daten
und die Unterstiitzung bei Forschung und Transfer.

Neben der internationalen Etablierung von dko-
logischen IT-Standards wollen wir Nachhaltig-
keitsstandards fur Softwaredesigns entwickeln und
implementieren,zudem wollen wir energieintensi-
ve Rechenzentren kunftig klimaneutral betreiben.
Fir Software und vernetzte Gerate muss ,Sustai-
nability by Design” die Regel sein; fiir KI, Cloud-
Plattformen, Browser, Suchmaschinen, digitale
Marktplatze und soziale Netzwerke muss die EU
Nachhaltigkeitsstandards entwickeln. Wir fordern
einen Digital Sustainability Act auf EU-Ebene,um
die Innovationskraft der Unternehmen in den In-
formationstechnologien starker auf Nachhaltigkeit
auszurichten. Zudem wollen wir eine Abwarmein-
frastruktur von Rechenzentren in die europaische
Energieinfrastruktur integrieren.

Daten rechtebasiert nutzen

Daten und die Verarbeitung von grofien Datensat-
zen sind die Grundlage fur zahlreiche innovative
Technologien und besonders der KI. Die kluge
Nutzung von Daten leistet einen wichtigen Beitrag
dazu, unser Zusammenleben zu bereichern und
zahlreiche gesellschaftliche Probleme anzugehen
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sowie soziale und dkologische Innovationen zu
fordern, Ressourcen zu schonen und die wissen-
schaftliche Forschung voranzubringen.

Wir wollen, dass Europa bei der Verfligbarkeit von
Daten einen entscheidenden Schritt vorangeht,

da diese kritisch fur unsere Wettbewerbsfahigkeit
sind. Das betrifft die Entwicklung von Kl, den Erfolg
europaischer Kl-Modelle und unsere Innovations-
fahigkeit insgesamt. Daflir wollen wir nicht perso-
nenbezogene Daten rechtebasiert besser nutzbar
und leichter zuganglich machen. Fiur den leichteren
Zugang zu personenbezogenen Daten prufen wir
Verfahren zur Anonymisierung, Pseudonymisierung
und die Mdglichkeiten synthetischer Datengene-
rierung. Wir haben dazu beigetragen, dass dieses
Prinzip bei der Gesetzgebung zur Nutzung und
dem verbesserten Austausch von Daten zwischen
Unternehmen im Rahmen der Datenstrategie um-
gesetzt wurde. Wir setzen uns deshalb dafur ein,
dass die offentliche Verwaltung ihre Daten in ma-
schinenlesbaren Formaten veroffentlicht. Projekte
wie die Smart City Barcelona kénnen ein Vorbild
sein, wie Daten verfligbar gemacht und Forschung
sowie Innovation vorangetrieben werden.

Die EU hat mit der Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) den Datenschutz in den vergangenen Jah-
ren weltweit stark gepragt und globale Mafdstabe
bei der Regelung des Schutzes von personenbezo-
genen Daten gesetzt.

Die Durchsetzung der Regeln in den Mitglied-
staaten ist allerdings unterschiedlich. Wahrend in
Deutschland Entburokratisierung und mehr Rechts-
sicherheit notig sind, miissen die Regeln gegen-
uber den internationalen Digitalkonzernen mit Sitz
in anderen Mitgliedstaaten genauso konsequent
durchgesetzt werden. Gerade die Big-Tech-Unter-
nehmen haben sich aufgrund der laxen Durchset-
zung in den letzten Jahren Wettbewerbsvorteile
verschaffen konnen, die fur alle Wirtschaftsberei-
che und insbesondere im Bereich Werbung, soziale
Netzwerke und Kl entscheidend sind. Deshalb muss
die Europaische Kommission flr eine einheitliche
und konsequente Durchsetzung der DSGVO sorgen,
um die Grund- und Burger*innen-Rechte wirksam
zu schitzen sowie gleiche Wettbewerbsbedingun-
gen fir alle Unternehmen zu schaffen, die eine

Sonderbehandlung von Grofskonzernen gegentiber
KMU ausschlieRRen. Die anstehende Evaluation der
DSGVO wollen wir nutzen,um die Regelungen bei
gleichbleibendem Datenschutzniveau zu vereinfa-
chen und praxistauglicher zu machen,auch um den
besonderen Bedurfnissen von KMU und Start-ups
Rechnung zu tragen.

Durch die Digitalisierung von Datenschutzverein-
barungen und einer automatisierten Auskunfts-
maglichkeit Uber erhobene personenbezogene Da-
ten sehen wir weitere Potenziale, Nutzer*innen in
der Durchsetzung ihrer Anspriiche zu unterstitzen,
KMU die Umsetzung zu vereinfachen und allseitige
Rechtssicherheit zu schaffen. Damit ermdglichen
wir Nutzer*innen mehr Transparenz und Kontrolle
Uber die Verarbeitung ihrer personenbezogenen
Daten. Dartiber hinaus erleichtert der Ansatz es
Birger®innen, ihre Daten fur Forschungszwecke zu
spenden und so die flr KI-Modelle notwendigen
Datenpools zu erzeugen.

Digitale Standards setzen

Vertrauen und Verldsslichkeit sind fur Verbrau-
cher*innen und Unternehmen das A und O einer
erfolgreichen Digitalisierung. Dieses Vertrauen
wird durch gemeinsame Standards gefordert und
gewdbhrleistet. Daher treten wir flr faire, offene

und resiliente digitale Regelungsrahmen ein. Unser
besonderes Augenmerk richtet sich auf die not-
wendige Investitionssicherheit fur europaische
Unternehmen, insbesondere KMU. Denn nur klare
und verlassliche Regeln stellen innovative, vertrau-
enswurdige und somit erfolgreiche Wirtschaftsrau-
me sicher. Mit dem Digitale-Dienste-Gesetz (Digital
Services Act, DSA) und dem Digitale-Markte-Gesetz
(Digital Markets Act, DMA) haben wir in der EU
dazu wichtige Schritte getan. Die Vollendung des
digitalen Binnenmarktes kann Europa dabei helfen,
global wettbewerbsfahig zu sein.

Ein wesentlicher Schlussel erfolgreicher Digitalpo-
litik liegt in der Interoperabilitat: Europas digitale
Systeme missen die gleiche Sprache sprechen.
Interoperabilitat bezeichnet die Fahigkeit von
IT-Systemen, Uber die Grenzen von Unternehmen,
Behorden und Forschungseinrichtungen hinweg
Geschaftsprozesse abzuwickeln - vollautomatisch,
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ohne manuelle Zuarbeiten oder Medienbriiche. Das
erfordert die Standardisierung gemeinschaftlicher
Softwareschnittstellen, spezifisch fur jeden Anwen-
dungsfall. Auf diese Weise kdnnen Einzelpersonen,
Firmen, Forschungseinrichtungen und NGOs glei-
chermafien miteinander Transaktionen ausflhren.

Die Erfahrung zeigt, dass Standardisierung innova-
tiven Technologien zum Durchbruch verhelfen kann.
Beispiele dafir sind das World Wide Web oder der
digitale Mobilfunk (GSM). Interoperabilitat durch-
bricht Monopolstellungen, eréffnet damit Wirt-
schaftsraume und milliardenschwere Markte, die vor
allem den KMU aus Europa riesige Chancen bieten.

Die EU hat mit dem European Interoperability
Framework (EIF) einen ersten Kristallisationspunkt
geschaffen, an dem wir ansetzen: In verschiedenen
Gruppen erarbeiten Vertreter*innen unterschied-
licher Interessengruppen die standardisierten
IT-Schnittstellen (Profile) fir den jeweiligen An-
wendungsfall.

Das Erarbeiten dieser Standards muss demokra-
tisch legitimiert sein. Willkirlichen Konsortien
internationaler Grofdunternehmen fehlt es daran.
Wir wollen die Standardisierung daher ebenso fir
Entwickler*innen, die Zivilgesellschaft und KMU
offnen. Damit alle unter gleichen Voraussetzungen
an dieser Gestaltung mitwirken kénnen, muss ihr
Engagement vergitet werden. Wir sehen es als
zentrale Aufgabe der EU, Uber diese demokratische
Governance zu wachen und fir Planungs- und
Investitionssicherheit zu sorgen. Diese Standards
sollen frei verfugbar und ohne Lizenzgebihren
nutzbar sein. Die EU kann darlber hinaus durch die
Macht der offentlichen Hand als Kundin einen ent-
scheidenden Beitrag dazu leisten, diese Standards
am Markt durchzusetzen.

Verbraucherschutz digitalisieren

Desinformation und Hass nehmen immer mehr
Raum in digitalen Medien ein und gefahrden das
soziale Miteinander. Die zunehmende Relevanz
von Software und digitalen Plattformen in der
Gesellschaft und unserer Demokratie muss sich
im Verbraucherschutz widerspiegeln. In den ver-
gangenen Jahren hat die EU hier bedeutende

Fortschritte gemacht. Mit dem DSA und dem DMA
haben wir in Europa die Grundsteine gelegt,um
klare Regeln im Internet zu schaffen und Wettbe-
werb wiederherzustellen. Die Big-Tech-Konzerne
mussen nun regelmafig das Risiko bewerten, das
ihre Algorithmen fur die Gesellschaft darstellen -
und wo notig Gegenmafinahmen vorschlagen. Auf
unseren Druck hin erhalten Wissenschaftler*innen
und NGOs Zugang zu den Daten der Plattformen,
um deren Wirkungsweise zu erforschen und offent-
lich zu machen. Dabei sind gerade auch die werbe-
und trackingbasierten Geschaftsmodelle auf den
Prifstand zu stellen, deren Algorithmen bevorzugt
emotionalisierende Inhalte zeigen, um Nutzer*in-
nen an die jeweilige Plattform zu binden.

Jetzt gilt es,den DSA und den DMA in Deutsch-
land und Europa konsequent durchzusetzen und
aufgrund der durch Datenzugange gewonnenen
Erkenntnisse weiterzuentwickeln. Gesetze zum
Schutz von Verbraucher®innen im digitalen Raum
mussen durchgesetzt und angewendet werden;
hierzu wollen wir auf nationaler und europaischer
Ebene die Verbraucherschutzstellen starken. Die
Regulierung digitaler Plattformen muss die Domi-
nanz grofRer digitaler Marktpldtze starker in den
Blick nehmen. Immer starker kommt es in diesem
Zusammenhang auch zu Grundrechtsverletzungen
dieser Plattformen, wenn Nutzer*innen grundlos
gesperrt werden.

Ergdanzend zu den Regeln des digitalen Verbrau-
cherschutzes ist auch die digitale Bildung ein
wichtiger Baustein, um die Rechte und die Teilhabe
aller Burger®innen an der digitalen gesellschaft-
lichen Debatte zu gewahrleisten und ihre Informa-
tionskompetenz zu starken.

Wir wollen fur faire Wettbewerbsbedingungen
sorgen,die KMU gute Zugange bieten und Verbrau-
cher*innen nicht unbegrenzter Marktmacht aus-
setzen. Es muss gewahrleistet sein, dass KMU ihre
Produkte zu fairen Bedingungen online handeln
kdnnen. Dafur werden wir noétigenfalls das Wett-
bewerbsrecht nachscharfen. Digitale Geschaftsmo-
delle mussen sparsam mit der Nutzung personen-
bezogener Daten umgehen. Wir wollen die Rechte
von Nutzer*innen auf digitalen Kommunikations-
plattformen starken. Interoperabilitat hilft dabei:
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Plattformen sollen miteinander kommunizieren
konnen, sodass Nutzer*innen unterschiedlicher
Dienste miteinander in Austausch treten kdnnen.
Das Umziehen von Daten wird dadurch maoglich
und verbessert, damit Nutzer*innen beim Verlassen
von Plattformen darauf zurtickgreifen konnen.

7. Kreislaufwirtschaft

Ressourcenverbrauch und
Rohstoffabhangigkeiten reduzieren

Der Verbrauch und die Verschwendung von Res-
sourcen tragen zu den 6kologischen und sozialen
Krisen unserer Zeit bei. Wir werden uns daher auch
auf europaischer und internationaler Ebene fur
verbindliche Ressourcenschutzziele einsetzen, um
den absoluten Ressourcenverbrauch zu senken,
damit unsere Wirtschaft in Einklang mit den plane-
taren Grenzen kommt.

Fir eine klimaneutrale Wirtschaft, die nétigen
Technologien und Produkte brauchen wir Roh-
stoffe, denn sie stecken im E-Auto auf der Strafie
oder im Solarpanel auf dem Dach. Laut Internatio-
naler Energieagentur (IEA) wird sich der Bedarf an
metallischen Rohstoffen allein fiir griine Energie-
technologien bis zum Jahr 2040 vervierfachen,um
die Ziele des Pariser Klimaabkommens zu erfullen.
Ein grofier Teil dieser Rohstoffe wird derzeit in
Landern des Globalen Sudens abgebaut - und in
der Volksrepublik China in Schmelzen und Raffine-
rien weiterverarbeitet. Deutsche und europaische
Unternehmen sind bei einer Reihe von Metallen
zu 75 bis 100 Prozent auf Importe angewiesen. Da
mit China derzeit ein einziges Land die zentrale
Stellung in der Rohstofflieferkette einnimmt, muss
Europa seine Rohstoffquellen diversifizieren,um
die eigene Unabhangigkeit zu sichern. Eine beson-
ders wichtige Rolle nimmt dabei die Bereitstellung
von qualitativ hochwertigen Sekundarmaterialien
ein. Wir setzen uns deshalb fir die Griindung einer
europaischen Rohstoffagentur sowie fur regelma-
Rige und verpflichtende Stresstests flr betroffene
Unternehmen ein,um die Rohstoffsicherheit der
europdischen Wirtschaft zu gewahrleisten.

Mit dem EU Critical Raw Materials Act (CRMA)
haben wir einen grofden Schritt fur mehr Rohstoff-
sicherheit gemacht. Das Ziel des CRMA ist, dass
nicht mehr als 65 Prozent der Importe kritischer
Rohstoffe aus einem einzigen Drittstaat kommen
durfen. Unser Ansatz der Diversifizierung basiert
auf verschiedenen Saulen: die Reduktion des Roh-
stoffverbrauchs und die Umsetzung einer effekti-
ven Kreislaufwirtschaft, die Substitution besonders
knapper Rohstoffe, die Verwendung und Weiterver-
arbeitung heimischer Rohstoffe in der EU sowie die
Umsetzung einer nachhaltigen Rohstoffaufienpoli-
tik, die auf die Ausweitung der partnerschaftlichen
Kooperationen mit Landern weltweit setzt und
dabei ambitionierte Nachhaltigkeitsziele verfolgt.
Fur mehr Rohstoffsicherheit und Umweltschutz
wollen wir zeitnah noch offene Gesetzesvorhaben
aus dem Green Deal und den Aktionsplan fur eine
Kreislaufwirtschaft umsetzen - unter Einhaltung
der Abfallhierarchie. Dabei setzen wir auf ambi-
tionierte Vermeidungs-, Wiederverwendungs- und
Rezyklateinsatzziele sowie mehr Ecodesign statt
Downcycling.

Zirkular wirtschaften

Der kluge Umgang mit Ressourcen ist eine der
zentralen Voraussetzungen fur eine wettbewerbs-
fahige Wirtschaft. Kreislaufwirtschaft ist im Main-
stream angekommen und wir machen sie zum
europaischen Erfolgsmodell. Der grofite Beitrag

zur Rohstoffsicherheit ist das Einsparen von knap-
pen Rohstoffen und ihre wiederholte Nutzung. Die
Kreislaufwirtschaft verfolgt das Ziel, dass Mate-
rialien und Produkte so lange wie mdglich geteilt,
geleast, wiederverwendet, repariert, aufgearbeitet
und recycelt und Abfdlle auf ein Minimum reduziert
werden. Das beginnt schon beim Entwerfen von
neuen Produkten. Deshalb wollen wir eine ressour-
censchonende, langlebige und umweltfreundliche
Gestaltung im Sinne eines ,Designs for Reuse, Repair
and Recycling” unterstiitzen. Es ist gut, dass die Oko-
design-Richtlinie nun auch in diesem Sinne weiter-
entwickelt wird. Verbrauchsgtiter sollen strengere
Mindestkriterien erfullen, um Klima und Ressourcen
zu schonen. Produzenten mussen den gesamten
Lebenszyklus ihrer Produkte in den Blick nehmen,
damit neben der Produktion auch die Verwendung
und die Verwertung moglichst nachhaltig sind. Wir
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treten fur eine Kreislaufwirtschaft ein, die den Erhalt
und die Sanierung des Gebdudebestands priorisiert,
die Wiederverwendung von Bauprodukten fordert
und den Ausbau von digitalen Bauteilbdrsen unter-
stltzt. Wir setzen auf 6kologische und recycelte
Bauprodukte, den digitalen Gebaudepass und einen
digitalen Baustoff- und Bauteilpass.

Viel zu oft landet zum Beispiel die Waschmaschine
auf dem Mull, weil es einfacher und gunstiger ist,
sie neu zu kaufen, als sie reparieren zu lassen. So
werden Ressourcen unnotig verbraucht und in der
EU jahrlich 35 Millionen Tonnen Abfall aus noch
gebrauchsfahigen Waren verursacht. Fir eine Ge-
sellschaft ohne Mill wollen wir das Recht auf Re-
paratur starken, eine Pflicht zur Bereitstellung von
Ersatzteilen einfihren und die Zerstorung von Neu-
waren minimieren. Transparenz und Verlasslichkeit
fur Verbraucher®innen durch einen Haltbarkeits-
und Reparaturindex etwa fur HaushaltsgroRgerate
und langere Gewahrleistungsfristen konnen dabei
zentrale Ansatze sein. Auch das Zerstoren zurtickge-
schickter Waren aus dem Onlinehandel soll so bald
ein Ende haben. Darliber hinaus wollen wir Mog-
lichkeiten starken, Produkte unter sozial gerechten
Rahmenbedingungen zu mieten und zu leihen.

Wir wollen auf der EU-Textilstrategie aufbauen und
eine kreislauffahige Textilproduktion mit besserer
Haltbarkeit, Reparaturmoglichkeit, Wiederverwen-
dung und Recyclingfahigkeit erreichen. Daflir wollen
wir alternative Geschaftsmodelle wie Reparatur-,
Miet- und Sharing-Dienste flr Textilien fordern.

Noch immer verlieren wir wertvolle Rohstoffe

zur Produktion von Waren aufgrund luckenhafter
Regeln. Illegalen Abfallexporten wollen wir durch
eine konsequente Umsetzung der neuen Abfallver-
bringungsverordnung den Riegel vorschieben. Wir
wollen weltweit die Plastikverschmutzung stoppen
und setzen uns daflr ein, dass Plastikmullexporte
in Drittstaaten ganzlich beendet werden. Die EU
soll bei den derzeit laufenden Verhandlungen ulber
ein globales Plastikabkommen fir weltweit ver-
bindliche Regeln fir nachhaltiges Produktdesign
und zur Férderung von Plastikvermeidung, Mehr-
weg und Recycling eintreten.

Fur die Erhéhung der Versorgungssicherheit in

der EU brauchen wir einen europaischen Ansatz,
damit wir die Rohstoffquellen und -verarbeitungs-
kapazitaten auf unserem Kontinent effektiv nutzen
konnen. Dazu gehoren auch der heimische Berg-
bau von knappen Rohstoffen und die Starkung

der Weiterverarbeitungskapazitaten in der EU. Wir
werden uns daflur einsetzen, dass die EU dies unter
Einhaltung von hohen Nachhaltigkeits- und Men-
schenrechtsstandards ambitioniert voranbringt.
Den Abbau von Rohstoffen im Tagebau wollen wir
maoglichst reduzieren.

Doch Rohstoffquellen gibt es nicht nur unter der
Erde: In unseren Hausern, Infrastrukturen, aber
auch in unseren Deponien und Halden liegen
Rohstoffquellen, die wir bislang nicht ausreichend
erschlossen haben. Deshalb wollen wir eine konse-
quente Wiederverwendung und Weiternutzung von
Rohstoffen durch eine zirkulare Wirtschaft fordern,
die die Chancen von digitalen Losungen nutzt,
sowie das sogenannte Urban Mining vorantreiben.
Dadurch schaffen wir neue Geschaftsmodelle und
verringern gleichzeitig den Bedarf an knappen
Primarrohstoffen.

Mehrweg- und Pfandsysteme mochten wir euro-
paweit einflhren und gegenliber Einwegverpa-
ckungen Vorrang einrdumen. Um die nationalen
Sammelquoten fir Batterien zu erreichen, wollen
wir ein europaweites Pfandsystem fir Batterien
schaffen. Eine Wiederverwendung hat dabei im-
mer Prioritat vor dem Recycling. Die Verwendung
von kritischen Rohstoffen wie Lithium sollte durch
weniger kritische Mineralien ersetzt werden, etwa
durch den verstarkten Einsatz von Natrium-lonen-
Batterien. Hierflr wollen wir weitere Forschungs-
gelder bereitstellen.

Rohstoffpartnerschaften schlief3en

Um unsere Rohstofflieferquellen aufierhalb der EU
vielfaltiger zu gestalten, setzen wir uns fur eine
nachhaltige Rohstoffaufienpolitik ein. Sie zielt
darauf ab, neue und strategische Partnerschaften
im Rohstoffsektor aufzubauen und bestehende
Partnerschaften zu vertiefen. Wir unterstitzen
internationale Kooperationsformate wie die Mine-
rals Security Partnership (MSP) und eine verstarkte
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Zusammenarbeit der G7 im Rahmen des Clubs fir
kritische Rohstoffe.

Darlber hinaus wollen wir partnerschaftliche
Kooperationen mit rohstoffreichen Landern welt-
weit vertiefen und diese dadurch bei der Um-und
Durchsetzung der UN-Nachhaltigkeitsziele und
internationaler Menschenrechtsstandards unter-
stitzen. Wir wollen Kooperationsangebote nicht
einseitig am europaischen Versorgungsinteresse
ausrichten, sondern Partnerldndern dabei zur Seite
stehen, ihre Wertschopfung im Rohstoffsektor zu
erhdéhen. Wir wollen mit ihnen gemeinsam griine
Lieferketten der Zukunft aufbauen und die Be-
volkerung dadurch an den Gewinnen aus dem
Ressourcenabbau beteiligen. Wir wollen Lander
bei dieser Aufgabe Uber den Global Gateway und
andere Finanzierungsinitiativen unterstiitzen und
in diesem Kontext auch den Ausbau von Transport-
und Energieinfrastruktur fordern.

8. Moderne Mobilitit

Europas Verkehrswende voranbringen

Jeder Mensch sollte die Mdglichkeit haben, in Euro-
pa klimafreundlich, barrierefrei, sicher und bezahlbar
mobil zu sein. Wir setzen uns dafir ein, dass klima-
freundliche Mobilitat auch preislich am attraktivsten
und fur alle erschwinglich ist. Dazu gehort, dass
Menschen sich auch ohne eigenen Personenkraftwa-
gen (Pkw) komfortabel bewegen kénnen. Damit das
gelingt, modernisieren wir das europaische Bahn-
netz und machen es zum Rlickgrat der Infrastruktur-
union. Fur eine erfolgreiche Verkehrswende in ganz
Europa brauchen wir grenziiberschreitend moderne,
gut ausgebaute Schienenwege und attraktive Zuge,
ein engmaschiges Netz an Radwegen und Radrou-
ten, barrierefreien Fufgangerverkehr, den Ausbau
der E-Ladeinfrastruktur, ein sicheres Strafsennetz,
klimafreundlichen Flug- und Schiffsverkehr und
attraktive Angebote, um verschiedene Verkehrstrager
zu kombinieren. Dazu tragen integrierte Stadtent-
wicklung und Raumplanung mit dem Konzept der
kurzen Wege entscheidend bei. Mit dem Instrument
der Sustainable Urban Mobility Plans (SUMPs)
wollen wir dies in allen grofieren Stadten Europas
voranbringen. Innovative Verkehrsmittel und neue

Mobilitatslosungen wie beispielsweise Seilbahnen
oder autonom fahrenden offentlichen Personennah-
verkehr (OPNV) wollen wir unterstiitzen.

Eine solche Verkehrswende ist ein zentraler Bau-
stein fiur ein gutes und selbstbestimmtes Leben im
Einklang mit dem Klimaschutz - in der Stadt und
auf dem Land. Wir setzen uns dafur ein, dass das
europdische Bahnnetz weiterentwickelt wird, auch
um damit klimafreundlichen Tourismus in Europa
zu fordern. Dafur muss der Ausbau der Transeuro-
paischen Netze Verkehr (TEN-V)-Schiene deutlich
schneller und mit einem hoheren Finanzierungs-
anteil der EU erfolgen. Auch die Wiederherstel-
lung von Lickenschlissen zwischen den Landern,
europaischer Guterverkehr und gute Nachtziige
haben fur uns Prioritat. Wir wollen weitere Anreize
fur die Verlagerung von Gutern auf die Schiene und
die Binnenschifffahrt schaffen. Daflir bendtigen
wir ein europaweit einheitliches Glterzugnetz mit
Schnellverladeterminals fur Kombinierte Verkeh-
re,an denen Ladungen von Lastkraftwagen (Lkw)
auf Zige umgeladen werden kénnen. So machen
wir den umweltfreundlichen Transport von Gltern
wettbewerbsfahiger, verlasslicher und giinstiger.
Mittelfristig wollen wir den Deutschlandtakt zu
einem Europatakt ausbauen.

Nachtzlige sind eine komfortable und klimafreund-
liche Mdglichkeit, lange Strecken innerhalb Euro-
pas zurlckzulegen, und damit eine gute Alternative
zum Fliegen. Ein massiver Ausbau des barrierefrei-
en Nachtzugverkehrs ist daher geboten. Wir setzen
uns deshalb fir reduzierte Trassenpreise, eine
bessere Forderung fir grenziiberschreitende Zlge,
flr den zugigen Ausbau der Eisenbahninfrastruktur
und insbesondere eine industriepolitische Offensi-
ve fur moderne Schlafwagen ein.

Die Starkung von Bahn- und Fahrradwirtschaft bie-
tet nicht zuletzt grofie Beschaftigungspotenziale

in der Entwicklung, Produktion und Instandhaltung.
Insbesondere das industriepolitische Potenzial der
Fahrradwirtschaft fir lokale, ressourceneffiziente
Produktion ist bei Weitem noch nicht ausgeschopft.
Deshalb setzen wir uns fir eine europaische
Fahrradstrategie ein, die auch den Bau sicherer
Fahrradwege und die Forderung der privaten und
gewerblichen Nutzung von Cargobikes umfasst.
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Tickets einfach buchen

Was beim Buchen von Fliigen selbstverstandlich
ist, soll kiinftig auch fir alle Zugreisen in Europa
Standard sein. Mit einem anbieterlbergreifenden
Ticketing-System kénnen wir Buchungsplattfor-
men in die Lage versetzen, grenzuberschreitend
durchgehende Fahrkarten einschliefslich Sharing-
Angeboten sowie Ein- und Ausstiegshilfen fur alle
anzubieten. Dabei werden jeweils die glunstigsten
Fahrkarten auf einfache Weise zuganglich ge-
macht. Reisende werden anschauliche und trans-
parente Informationen zu den Kosten, Fahrzeiten,
zur Barrierefreiheit sowie zur Klimawirkung der
jeweiligen Reiseoption bekommen und die fir sie
beste Option wahlen konnen. Damit Europa auf der
Schiene zusammenrickt, missen Buchungen ein-
facher erfolgen.

Dies sollte auch fur den Offlineverkauf von Fahr-
scheinen gelten. Interrailtickets sollten leichter
reserviert werden konnen. Wir wollen zum unbe-
schwerten Reisen einladen und deshalb die Fahr-
gastrechte starken. Zum Beispiel sollen Reisende
bei Zugausfall jeden beliebigen nachsten Zug oder
Bus nutzen konnen, auch wenn dieser von einem
anderen Unternehmen betrieben wird.

Auch im OPNV soll eine konsequente Umsetzung
des Open-Data-Prinzips mit offenen Schnittstellen
daflr sorgen, dass europaweit Mobilitatsangebote
fur alle leicht und gilinstig nutzbar sind. Insbeson-
dere Sharing-Modelle und die Kombination ver-
schiedener Verkehrsmittel,zum Beispiel E-Bike und
Bahn oder Park and Ride, sollen davon profitieren.
Um klimafreundliche und barrierefreie Mobilitat zu
fordern, wollen wir Fahrgdsten in neuen Zligen die
Fahrradmitnahme ermdglichen und das Recht auf
Mittransport notwendiger Mobilitatshilfen kosten-
los sicherstellen.

Daneben wollen wir in Europa das Flatrate-Prinzip
im OPNV stirken, das wir mit dem Deutschland-Ti-
cket erfolgreich im eigenen Land etabliert haben.
Das Deutschland-Ticket soll auch in der ersten Sta-
tion im Nachbarland gelten,um den grenziibergrei-
fenden Austausch zu starken. Flatrate-Tickets mit
ahnlichem Prinzip sollen gegenseitig anerkannt
werden. So erreichen wir Schritt fur Schritt, dass

man mit einem Europaticket den Nahverkehr in der
gesamten EU nutzen kann.

Antriebswende umsetzen

Fir klimaneutrale Mobilitat wollen wir umfassende
Angebote gestalten: Ein attraktiver OPNV ermég-
licht eine Verkehrswende und im Zusammenspiel
mit integrierter Stadtplanung fir kirzere Wege
sogar eine Mobilitatswende. So ermadglichen wir
komfortable Fortbewegung auch ohne eigenes
Auto mit zuverlassigen und kostenguinstigen Ange-
boten fir alle. Und fir das Klima arbeitet im Kern
der Mobilitats- und Verkehrswende die Antriebs-
wende, die daflr sorgt, dass sich die Dinge klima-
neutral und leise bewegen. Es muss das Prinzip
gelten, so viele Verkehrsmittel wie mdglich elekt-
risch mit erneuerbaren Energien zu betreiben. Den
Einsatz von griinem Wasserstoff und den darauf ba-
sierenden E-Fuels unterstutzen wir im Schiffs- und
Luftverkehr. Im Straftenverkehr jedoch lehnen wir
den Einsatz von E-Fuels aufgrund von mangelnder
Energieeffizienz sowie ebenfalls mangelnder Kli-
ma- und Umweltfreundlichkeit ab. Griinen Wasser-
stoff fordern wir im StraRenverkehr nur im Bereich
der schweren Nutzfahrzeuge.

Die Automobilindustrie bietet als zentraler Indust-
riezweig viele Arbeitspldtze. Wir wollen die Indust-
rie — und insbesondere die dort Beschaftigten - auf
dem Weg zu klimaneutralen und ressourceneffizi-
enten Mobilitatsangeboten unterstitzen. Die EU
hat in einer historischen Entscheidung beschlos-
sen, dass ab 2035 keine fossilen Verbrennungsmo-
toren in Pkw mehr neu zugelassen werden dirfen.
Bis 2030 sollen Emissionen bei neuen Pkw zudem
gegenlber 2021 um 55 Prozent reduziert werden.
Die CO2-Reduktion der Pkw-Antriebe bis 2035

soll dabei konsequent und noch ambitionierter

als bislang beschritten werden. Das ist gut fir den
Wirtschaftsstandort Deutschland, den Klimaschutz
und die Verbraucher*innen. Nun wollen wir sicher-
stellen, dass mit einem E-Auto ebenso problemlos
zum nachsten Bahnhof wie in den Familienurlaub
gefahren werden kann. Den Grundstein fir eine
flachendeckende, intelligent vernetzte und effizien-
te Ladeinfrastruktur fur alle Verkehrsmittel haben
wir bei der Reform der Verordnung Uber alternative
Kraftstoffe gelegt: In den nachsten Jahren werden

Europawahlprogramm 2024

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN 31



ausreichend Ladepunkte fur Pkw und Lkw an Fern-
strafden und im landlichen Raum errichtet. Lade-
punkte mussen ihre Preise transparent ausweisen.
Kund*innen mussen einfach, transparent und ohne
Uberhdhte Roaminggebihren bezahlen kénnen.
Auch fir E-Fahrzeuge wollen wir Anreize schaffen,
sie leichter und noch energieeffizienter zu machen.

Der Anteil des Guiterverkehrs, der auf der Strafse
bleibt, wird in Zukunft zu einem weit Uberwie-
genden Teil batterieelektrisch abgewickelt. Dazu
braucht es den schnellen Ausbau der Ladeinfra-
struktur flr Lkw entlang der europdischen Fern-
strafden, in den Depots und Guterverteilzentren.
Dafur haben wir uns erfolgreich eingesetzt und
werden dies weiter tun. Gleichzeitig braucht es
eine effiziente Ertlichtigung der Netze, um sie fur
die neue Aufgabe zukunftsfahig aufzustellen.

Neue Pkw und andere Verkehrsmittel sollen

schon in der Herstellung und Entwicklung durch
Effizienzstandards starker an Kreislaufwirtschaft
sowie genereller Energie- und Ressourceneffizienz
orientiert werden. So wollen wir grofiere Anreize
fur Hersteller schaffen, um leichtere und effiziente-
re Losungen anzubieten und Emissionen, beispiels-
weise durch Reifen- und Bremsabrieb, zu reduzie-
ren. Mit verbraucherfreundlichen Informationen
Uber Gewicht und CO-FufRabdruck von Fahrzeugen
sorgen wir fur mehr Transparenz und erleichtern
Kaufentscheidungen.

Um den schweren Luft- und Schiffsverkehr klima-
neutral zu gestalten, unterstiitzen wir die Produk-
tion nachhaltiger Kraftstoffe aus erneuerbaren
Energien,zum Beispiel E-Kerosin, fordern Techno-
logien zur Kraftstoffeinsparung und den schnellen
Aufbau einer klimaneutralen Energieversorgung in
Hafen, insbesondere einer klimaneutralen Land-
stromversorgung. So werden fossile und biogene
Brennstoffe im Verkehr in einer Generation der
Vergangenheit angehdren. Wir erarbeiten eine
europdische Hafenstrategie, die faire Wettbewerbs-
bedingungen zwischen europdischen Hafen sicher-
stellt sowie die Resilienz des europaischen mari-
timen Standorts auch gegentiiber auslandischen
Investoren starkt, die den Erwerb und sonstige
Kontrolle der europadischen maritimen Infrastruktur
im Blick haben. Die Hafenstrategie optimiert den

Investitionsbedarf, starkt unseren Kontinent bei
globalen Versorgungsketten und schitzt vor zu viel
Einfluss von autoritaren Staaten. Wir bendtigen

sie zudem, um weitere 6kologische Schaden durch
Standortwettbewerb um immer tiefere Fahrrinnen
zu verhindern. Fir eine gute Hinterlandanbindung
fordern wir Bahn und Binnenschifffahrt. Durch die
Einbeziehung des Schiffsverkehrs in den EU-Emis-
sionshandel erreichen wir eine verbindliche Emis-
sionsminderung.

Fur den Flugverkehr unterstiitzen wir die For-
schung und Entwicklung von klimaneutralen
Technologien. Die Verlagerung des Flugverkehrs
hin zu klimafreundlicheren Alternativen - insbe-
sondere flr Kurzstrecken - bleibt dabei unser Ziel.
Wir fordern die EU-weite Einflihrung einer Luftver-
kehrsabgabe in Anlehnung an den Energiegehalt,
ahnlich wie sie in Deutschland bereits erhoben
wird. Die daraus resultierenden Einnahmen sollen
mehrheitlich dem EU-Haushalt zugutekommen.
Europaische Fluggesellschaften sollen dadurch
nicht gegenuber ihren internationalen Mitbewer-
bern benachteiligt werden.

Verkehr sicher machen

Wir verfolgen die Vision Zero fir den Straenver-
kehr. Sie hat das Ziel, dass es keine Verkehrsunfalle
mit Toten und Schwerverletzten mehr gibt. Wir
setzen uns flr eine sichere Verkehrsinfrastruktur

fur alle ein, insbesondere fur Kinder und altere
Menschen. Kommunale Entscheidungshoheit tber
Tempo 30 innerorts sowie ein EU-weites Tempolimit
auf Ubergeordneten StrafRen bleiben unser Ziel. Die
freiwillige Nachristung von Abbiegeassistenzsyste-
men in Lkw wollen wir weiter fordern, um schnell
eine moglichst vollstandige Abdeckung zu erreichen.

Larm wird als Gesundheitsfaktor noch immer
unterschatzt. Wir setzen uns flr ambitioniertere
Reduktionsziele im Verkehr ein. Flugzeuge, Bahnen,
Autos und Motorrader wollen wir starker flr die
Gesundheit der Menschen in die Verantwortung
nehmen. Dazu wollen wir die EU-Umgebungslarm-
richtlinie sowie quellenbezogene Larmrichtlinien
(beispielsweise Grenzwerte fur die Gerauschemis-
sion von Fahrzeugen) weiterentwickeln und an den
Stand der Technik anpassen. Mehrfachbelastungen
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wollen wir starker berlcksichtigen. So kann die
Gesundheitsbelastung der Menschen durch Verkehr
um bis zu 50 Prozent gesenkt werden. Auch Stick-
oxide, (Ultra-)Feinstaub, Reifen- und Bremsabrieb
mussen fir den Schutz der Gesundheit minimiert
werden. Die Luftreinhaltungsrichtlinie und die
Euro-7-Abgasnorm sind hierflr wichtige Schritte.
Wir streben zudem die Harmonisierung der euro-
paischen Regeln fur Umweltzonen an.

Im unteren Luftraum mussen sich neue Mobilitats-
formen daran messen lassen, welchen Nutzen sie
flr die Gesellschaft haben. Wir setzen uns deshalb
fur Regelungen ein, die diese nur im Einklang mit
dem Schutz von Menschen, Natur und Umwelt und
unter hohen Sicherheitsanforderungen erlauben.
Das Recht der Kommunen, sich aktiv an der Pla-
nung und Ausgestaltung von Luftraumen fur den
Drohnenbetrieb Uber ihrem Territorium zu beteili-
gen, wollen wir starken.

9. Intakte Natur

Unsere Natur bewahren

Wir sind Teil der Natur. Unser Wohlstand, unsere
Lebensqualitat, unsere Zukunft, unser Uberleben
hangen von ihr ab. Die Natur zu schiitzen und dafur
Sorge zu tragen, dass wir sie auch in Zukunft noch
verantwortungs- und respektvoll nutzen kdénnen,
ist eine entscheidende Aufgabe der Politik. Das

gilt nicht zuletzt, weil der Reichtum der europai-
schen Lebensraume - von den nahezu unberihrten
Waldern Nord- und Sudosteuropas uber unzahlige
Seen und vielfaltige Kulturlandschaften Mittel-
europas bis hin zum Mittelmeer - unser Selbstver-
standnis als Europaer®innen pragt und weltweit fur
unseren Kontinent steht.

Wir haben hier auch dank unserer Anstrengungen
in Deutschland und Europa in den vergangenen
Monaten grofie Durchbriiche erzielt:

Das EU-Gesetz zur Wiederherstellung der Natur
(Nature Restoration Law, NRL) sowie die Vereinba-
rungen der Weltnaturkonferenz in Montreal 2022
und das Abkommen der UN zum Schutz der Biodi-
versitat auf Hoher See sind historische Meilenstei-

ne. 30 Prozent der Land- und Meeresflachen sollen
dank dieser Abkommen unter Naturschutz stehen,
10 Prozent der Flachen sogar unter besonderem
Schutz. Jetzt gilt es, die vereinbarten Ziele und
Wiederherstellungsplane ebenso wie die EU-Bio-
diversitatsstrategie vollstandig umzusetzen und
daflr verbindliche Zwischenziele und Mainahmen
festzusetzen. Wir setzen uns deshalb ein fir die
Schaffung eines Netzwerks von gut Uberwachten
und wirksamen Schutzgebieten an Land und auf
dem Meer, inklusive Nullnutzungszonen. Bedrohte
Arten und Lebensraume sollen endlich besser ge-
schiitzt und geschadigte Okosysteme wiederher-
gestellt werden.

Zudem wurden erstmals verbindliche Regeln fur
den Schutz der Hohen See vereinbart. Insgesamt
dirfen damit Meeresressourcen nur noch nach-
haltig genutzt werden. Mit dem NRL haben wir im
Europadischen Parlament unseren Kontinent auf
den Kurs fir die dringend notwendige Wieder-
herstellung der europdischen Natur gesetzt. Diese
Plane mussen wir jetzt verwirklichen: Eine deutlich
verbesserte Naturschutzfinanzierung und eine Aus-
richtung der Agrar- und Fischereisubventionen auf
eine 0kologische Nutzung sind zum Erreichen der
globalen und europaischen Ziele unabdingbar. Des-
halb fordern wir einen eigenen Naturschutzfonds
im EU-Haushalt ein. Finanzieren wollen wir die
Wiederherstellung der Natur mit dem umfassen-
den Abbau umweltschadlicher Subventionen. Mit
dem NRL sollen bis 2050 alle Okosysteme auf den
Weg der Erholung gefiihrt werden. Wir arbeiten hin
auf eine schnelle und vollstandige Umsetzung der
Ziele und Zwischenziele. Bei Eingriffen in die Natur
mussen nicht verantwortbare Risiken wie die Ge-
fahrdung oder gar Ausrottung ganzer Populationen
oder Arten durch gentechnische Methoden ausge-
schlossen werden.

Wir wollen den Rechtsrahmen auch im Umwelt-
recht starken. Zur Verfolgung von Umweltver-
brechen unterstitzen wir die Reform der EU-Um-
weltstrafrechts-Richtlinie sowie die Achtung von
schwersten Umweltverbrechen im Rahmen der
Erganzung des Rémischen Statuts des Internatio-
nalen Strafgerichtshofs. Gleichzeitig setzen wir
uns in Deutschland und in der EU daflr ein, eine
weitere Versiegelung von Agrar-, Wald- und Natur-
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bdden schnell und konsequent zu verringern - mit
dem Ziel einer Flachenkreislaufwirtschaft.

Artenvielfalt retten

Neben der Klimakrise ist die Biodiversitatskrise

- das rasante Artensterben - die zweite globale
Krise, die unsere Lebensgrundlagen und unsere
Gesundheit bedroht. Beide Krisen bedingen einan-
der. Wesentliche Okosystemdienstleistungen wie
Bestaubung, Bodenfruchtbarkeit, Erosionsschutz,
Wasser- und Kohlenstoffspeicherung sowie die
Erholungsfunktion sind bedroht. Gleichzeitig ist
eine intakte Natur unsere wichtigste Verblindete
im Kampf gegen die Klimakrise. Naturschutz und
Klimaschutz mussen daher gemeinsam gedacht
werden. Deshalb verbinden wir die schnellere Um-
setzung von Klimaschutzmanahmen und den Aus-
bau von erneuerbaren Energien mit der Einhaltung
hochster 6kologischer Schutzstandards, insbeson-
dere der europaischen Flora-Fauna-Habitat- und
Vogelschutzrichtlinie.

Um der Klima- und Biodiversitatskrise gemeinsam
zu begegnen, wollen wir besonders den naturli-
chen Klimaschutz fordern. Die Schlisselelemente
sind hier die Wiedervernassung von Mooren und
Auen, Erhalt und Renaturierung artenreichen Grun-
landes, ein naturnaher Waldumbau, der auch Tiere
und Pflanzen schitzt, und effektiver Meeresschutz.

Wir setzen uns daflr ein, dass es keinen Tiefsee-
bergbau geben wird, bis ausreichend wissenschaft-
liche Erkenntnisse Uber dessen Auswirkungen
vorliegen und ernsthafte Umweltschaden aus-
geschlossen werden konnen. Denn neben Mooren
und Waldern gehoren die Ozeane zu den wichtigs-
ten Verbundeten im Kampf gegen die Klima- und
Biodiversitatskrise.

Intakte Okosysteme gibt es nur mit einer leben-
digen Artenvielfalt. Von den 8 Millionen Tier- und
Pflanzenarten auf unserer Erde sind 1 Million vom
Aussterben bedroht - und damit ein unendlicher
Reichtum. Dieses Massensterben muss dringend
gestoppt werden. Ein wichtiger Hebel dafur ist die
Art und Weise, wie wir Flachen bewirtschaften. Den
Artenschwund in und um Agrarflachen und Walder
wollen wir stoppen, indem wir die Flachenver-

siegelung aufhalten und den Naturschutz in der
Bewirtschaftung von Flachen starken. Der Erhalt
von Okosystemen und der Schutz insbesondere
von Schlisselarten, die flir das Funktionieren der
Lebensgemeinschaften essenziell sind, missen
deshalb immer mit hoher Prioritat berlcksichtigt
werden. Wir wollen 6kologische Landwirtschaft und
naturnahe Waldbewirtschaftung fordern. Das schont
unsere Boden ebenso wie Tiere und Pflanzen und
erhoht die Biodiversitat. Die Walder Europas sind
stark gefahrdet durch die Folgen der fortschreiten-
den Klimakrise. Wir setzen uns ein fir die Abkehr
von einer monokulturellen Bewirtschaftung, deut-
lich weniger Pestizideinsatz und fir eine naturnahe
Umagestaltung, vorrangig auf Basis von Naturver-
jungung. Den wertvollen Altbestand an Waldern

in Europa wollen wir erhalten und 10 Prozent der
Walder in der EU flr eine naturliche Entwicklung
bereitstellen. Illegale Rodungen und Kahlschlag
mussen beendet werden. Stattdessen soll Wieder-
bewaldung gezielt gefordert werden. Dafur braucht
es europaweit einheitliche dkologische Mindest-
standards fur die Forstwirtschaft. Naturholz ist

ein vielfaltig einsetzbarer Rohstoff fir Bauen und
Wohnen, der zu wertvoll ist, ihn in Grofskraftwerken
zu verbrennen. Im Hinblick auf die zunehmende
Trockenheit und Hitze brauchen wir aufderdem eine
europaische Waldbrandstrategie, die durch umfas-
sende praventive MaRnahmen, naturnahe Walder,
die Vermeidung von Kahlschlagen und okologische
Schutzkorridore die Brandgefahr eindammt.

Zur Erhaltung der Artenvielfalt wollen wir die
naturlichen Lebensraume wieder miteinander ver-
netzen. Das Ziel ist eine tragfahige grine Infra-
struktur fur Europas Natur. Das Natura-2000-Netz-
werk wollen wir in einen guten Erhaltungszustand
versetzen und mit Korridoren, die den Austausch
starken, verknipfen. Denn intakte Lebensraume
und genetische Vielfalt fordern die Resilienz unse-
rer Okosysteme und schaffen somit auch einen
gesellschaftlichen Mehrwert. Die Korridore sollen
in engem Austausch mit den Kommunen, Land-
wirt“innen, Waldbesitzer*innen und Forster*innen
entstehen. Finanzielle Anreize fir Landwirt®innen
und Landbesitzer*innen sollen dem Ziel dienen,
nachhaltige Praktiken einzuflhren, die den Schutz
der Natur und den Erhalt der Artenvielfalt for-
dern. Mafsnahmen dkologischer Landnutzung wie
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multifunktionale Agroforstsysteme oder die Anlage
von Hecken am Feldrand kdnnen hierbei wichtige
Werkzeuge sein,um eine Vernetzung von Biotopen
und neue Lebensraume zu schaffen. In diesem
Rahmen wollen wir klimaresiliente Okosysteme
wiederherstellen und Ausweichschutzgebiete flr
kalteliebende Arten sowie Hilfsprogramme fir be-
sonders betroffene Arten schaffen.

Das Montrealer Weltnaturabkommen wollen wir
durch einen globalen Umsetzungsmechanismus
mit konkreten Instrumenten voranbringen. Das
Ziel ist, die Natur auf 30 Prozent der Erdoberfliache
wirksam zu schutzen und 30 Prozent der bereits
beanspruchten Flache zu renaturieren. Hierzu
mussen die von der EU zugesagten Finanzmittel
rasch, wirksam und partnerorientiert eingesetzt
werden. Globale Biodiversitatspartnerschaften
sollen umfassende Kooperationen zum Schutz der
Okosysteme und der Renaturierung ermdglichen
- auch zusammen mit zivilgesellschaftlichen und
kommunalen Akteuren.

Umwelt schiitzen

Die zunehmende Verschmutzung und Vermillung
ist neben der Klima- und Biodiversitatskrise die
dritte grofse Herausforderung fur den Schutz unse-
rer natiirlichen Lebensgrundlagen. Sie belastet die
Okosysteme und unsere Gesundheit. Eine zentrale
Rolle spielt dabei Umweltbelastung durch Chemi-
kalien und Plastikmull. Wir wollen daflir sorgen,
dass auch hier die planetaren Grenzen eingehalten
werden. Besonders vordringlich ist es, Stoffe in

den Blick zu nehmen, die Mensch und Okosyste-
me dauerhaft schadigen. Dazu zahlen sogenannte
Ewigkeitschemikalien wie per-und polyfluorierte
Chemikalien (PFAS). Diese werden seit Jahrzehnten
zum Beispiel in der Herstellung von Halbleitern,
Medizinprodukten, Textilien oder Kaltemitteln viel-
faltig verwendet. Uberall dort, wo sie gut ersetzt
werden konnen und insbesondere in verbraucher-
nahen Produkten, wollen wir aus ihrer Verwendung
rasch aussteigen. Gleichzeitig brauchen wir einen
differenzierten Regulierungsrahmen, um die Ent-
wicklung von Alternativen zu verstarken und den
Produktionshochlauf wichtiger Zukunftstechnolo-

gien wie Elektrolyseuren oder elektrischer Antriebe

nicht zu gefahrden. Unter anderem durch sachge-

rechte Ubergangsfristen wollen wir die Produktion
von wichtigen Zukunftstechnologien weiterhin
sicherstellen, aber zugleich durch eine Forschungs-
offensive den Ersatz von PFAS auch in diesen
Bereichen beschleunigen sowie die Forschung und
Entwicklung giftfreier Produktionsmethoden star-
ken. Dabei orientieren wir uns am neuesten Stand
der wissenschaftlichen Erkenntnisse.

Wir setzen uns zudem fir eine Chemikalienstrate-
gie ein, die Nachhaltigkeitsanforderungen wirklich
umsetzt, vor allem bei Spielzeug-, Lebensmittelkon-
taktmaterialien und Kosmetik. Wir wollen deshalb
bei der Reform des europadischen Instruments fur
die Sicherheit von Chemikalien (REACH-Regelung)
schneller vorankommen. Wir setzen uns fir die
Verwendung eines umfassenderen Ansatzes zur Ri-
sikobewertung ein, der verschiedene Dimensionen
der Wirkung von Chemikalien, schnellere Verfahren
und bessere Sanktionsmoglichkeiten berticksich-
tigt. AuRerdem braucht es wirksame Strategien,
die umweltschadlichen Auswirkungen von Chemi-
kalien gemafs dem Weltnaturabkommen bis 2030
zu halbieren. Um wichtige Umweltguter besser zu
schitzen, wollen wir die Umwelthaftungsrichtlinie
verbessern und das Verursacherprinzip umsetzen.

Wir setzen uns in der EU fur ambitionierte inter-
nationale Abkommen und Kooperationen ein,um
globale Verschmutzung und umweltbelastende
Praktiken einzudammen. Unser Ziel ist es, im Rah-
men der Kreislaufwirtschaft auch ein internatio-
nales Chemikalienrecht zu etablieren, das Risiken
nach dem Vorsorgeprinzip beriicksichtigt und die
Produktion von nachweislich schadlichen Substan-
zen reguliert. Den Export von in der EU verbotenen
Pestiziden in andere Lander lehnen wir ab. Vor al-
lem aber wollen wir unsere Chemie nachhaltig und
damit zukunftstauglich aufstellen. Deshalb setzen
wir uns flr ein neues Investitionsprogramm fur
sichere und nachhaltige Chemikalien ,made in EU*
(EU Sustainable Chemistry Act) zur Forderung des
Markthochlaufs von Green Chemistry ein. Dies ist
ein Teil unseres Programms fiir eine klimagerechte
Industriepolitik.
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Sauberes Wasser fiir alle

Mit der fortschreitenden Klimakrise nehmen auch
in Europa extreme Dirren und Starkregenereig-
nisse deutlich zu. Bilanziell hat etwa Deutschland
in den vergangenen 20 Jahren 20 Prozent seiner
Wasservorrate verloren. Regional hat das zum Teil
katastrophale Folgen. Wir brauchen deshalb eine
europaische Wasserstrategie, die Extreme abpuffert,
sauberes Trinkwasser fur alle sichert sowie den
Bedarf in der Landwirtschaft und in den natirlichen
Lebensraumen deckt. Wir brauchen Landschaften,
Dorfer und Stadte, die Wasser im Boden speichern,
um uns durch die heien und trockenen Sommer
zu bringen. Sauberes Wasser fur alle ist ein Grund-
recht. Wir verringern den Wasserverbrauch durch
die Forderung klimaangepasster Landbewirtschaf-
tung, schutzen Feuchtgebiete, renaturieren Gewas-
ser,wiederverndssen die Moore und wollen immer
mehr Flusse wieder frei flieRen lassen. Sauberes
Wasser erhalten wir auch, indem wir die Schad-
stofflast im Wasser etwa durch Quecksilber oder
PFAS reduzieren und das Verursacherprinzip bei
den Eintragen von Schadstoffen und bei der Ab-
wasserreinigung weiter starken. Neben dem Gesetz
zur Wiederherstellung der Natur muissen auch die
Ziele der Wasserrahmenrichtlinie noch im laufen-
den Jahrzehnt umgesetzt werden, um europaweit
eine gute Qualitat der Flisse und Seen zu erreichen
sowie die Ubernutzung von Grundwasser und die
dadurch drohende Schadigung von Feuchtgebieten
und Flussen zu verhindern.

Um die Folgen der Klimakrise stemmen zu kdnnen,
wollen wir die Finanzmittel fur die Klimaanpas-
sungsstrategie der EU aufstocken, inklusive eines
europadischen Hitzeaktionsplans flr sektorlibergrei-
fende Mafinahmen, von Warnstufen bis zu infra-
strukturellen Anpassungen. Der Ausbau des euro-
paischen Katastrophenschutzes ist notwendig, um
die zunehmenden Extremereignisse zu bewaltigen.

Wir setzen uns ein fir den Umbau hin zu einer
klimaresilienten Wasserinfrastruktur und einem
naturvertraglichen Hochwasserschutz. Das Risiko
von Uberflutungen durch Starkregenereignisse
reduzieren wir, indem wir Bachen und Flissen wie-
der mehr Raum geben, durch eine Entsiegelungs-
offensive sowie mehr Regenwasserspeicher. In den

landlichen Regionen unterstltzen wir die Land-
wirtschaft bei der Schaffung eigener Wasservorrate
durch die Entwicklung von Schwammlandschaf-
ten, in denen Wasser als Reserve fir Durrezeiten,
zur Auffillung des Grundwassers und fir weitere
Nutzungen wie Paludikultur, Fischzucht und als
Freizeitgewasser angestaut wird. In den Stadten
helfen Grinflachen, Baume und Hausbegrinungen.
Der Umbau zur Schwammstadt bietet gleichzeitig
Kihlung, verbessert die Luftqualitat und steigert
die Biodiversitat. So bereiten wir unsere Stadte
besser auf die Folgen der Klimakrise vor.

Wir brauchen europaweite Kooperationen, klare
Grenzwerte und Regeln, die daflir sorgen, dass
landerubergreifende Wasserkrisen wie an der Oder
zukunftig verhindert werden. Wir verschreiben uns
dem Ziel, 25.000 Kilometer in der EU in frei flie-
RBende Flusse zu renaturieren - wie in der EU-Bio-
diversitatsstrategie vorgesehen. Den geplanten
Oderausbau zu Verkehrszwecken wollen wir in Zu-
sammenarbeit mit den Anrainerstaaten verhindern,
weil dieser einen der letzten naturnahen und frei-
flieRenden Flusse Europas gefahrdet. Wir setzen
uns fur einen verbindlichen Vorrang fur Trinkwas-
ser gegenuber gewerblicher oder landwirtschaft-
licher Nutzung ein. Wasser gehort allen Menschen
und ist kein Spekulationsobjekt. Daher lehnen wir
die Privatisierung der Wasserversorgung ab.

Die sparsame Nutzung und die Speicherung von
Wasser in der Landschaft werden wir in den Mittel-
punkt stellen und durch Regeln und Anreize star-
ken, ob im Ackerbau durch trockenheitstolerante
Kulturen oder Humusaufbau, im Gemiisebau durch
Tropfchenbewadsserung, im Wald durch naturnahen,
laubholzorientierten Mischwald oder in Gewerbe
und Industrie durch sparsamere Prozesse, geschlos-
sene Wasserkreislaufe, beschrankte Wasserent-
nahme, Kaskadennutzung und Wiederaufbereitung.
Hier setzen wir verstarkt auf Kooperation inner-
halb Europas und mit den Mittelmeeranrainern.
Denn die Erfahrungen in den trockenen Gebieten
des Slidens werden in den anderen Teilen Europas
dringend gebraucht.
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Tiere schiitzen

Wir ergreifen auch fur Tiere konsequent Partei. Die
Gesellschaft hat eine besondere Verantwortung fur
Tiere in menschlicher Obhut. Wir wollen, dass die
EU alle Tiere durch konsequente und ambitionierte
Gesetzgebung sowie die Durchsetzung bestehen-
der Regelungen schutzt. Denn Europaer*innen
wollen Tierschutz: Sechs der zehn erfolgreichen
Birgerinitiativen in der EU setzen sich dafir ein.
Wir folgen diesem Wunsch und machen uns fur
Tierschutz als EU-Gemeinschaftsziel, eine explizite
politische Tierschutzzustandigkeit in der EU-Kom-
mission und EU-Fordergelder fir Tierschutz stark.
Wir fordern die Umsetzung der Initiative ,Fur Free
Europe’,um die Pelztierzucht und den Handel mit
Zuchtpelzprodukten auf dem europdischen Markt
zu verbieten.

Wir setzen uns darauf aufbauend fir eine konse-
quente Umsetzung des EU-Aktionsplans zur Be-
kampfung des illegalen Artenhandels ein. Inter-
nationale Artenschutzabkommen, insbesondere
CITES und alle seine Anhange, sind konsequent

in der EU umzusetzen. Den kommerziellen Wild-
tierhandel wollen wir effektiv unterbinden. Dabei
sollen gezielte Forschungs- und Artenschutzpro-
gramme wissenschaftlicher Einrichtungen und
sachkundiger Personen zu nicht kommerziellen
Zwecken hauptsachlich mit dem Ziel der Auswilde-
rung ermoglicht und die Haltung der Tiere ver-
bessert werden. Der Import und Handel von illegal
aus dem Herkunftsland exportierten Exemplaren
soll unter Strafe gestellt werden. Wir sind fur ein
Einfuhrverbot von Jagdtrophden von Tierarten, die
durch das Washingtoner Artenschutziibereinkom-
men und die EU-Artenschutzverordnung geschitzt
sind, wie bereits vom EU-Parlament gefordert. Tier-
heime wollen wir unter anderem entlasten durch
die Kennzeichnung und Registrierung von Hunden
und Katzen sowie eine Positivliste flir den Handel
und die Haltung von Exoten. In Handelsabkommen
setzen wir uns fir hohe Tierschutzstandards ein.
Den Import von tierischen Produkten, bei denen
Bedingungen nach EU-Tierschutzstandard nicht
nachgewiesen wurden, wollen wir beenden. Wir
wollen Tierschutz zu einem Ziel der nachhaltigen
Entwicklung machen.

EU und Mitgliedslander sollen konkrete Ausstiegs-
plane aus Tierversuchen erstellen, die die Expe-
rimente an Tieren fur Kosmetik konsequent, fiir
Chemikalienprufungen und Medizinprodukte wo
immer moglich beenden. Fir Arzneimittelentwick-
lung und Grundlagenforschung soll die Anzahl der
Tierversuche reduziert werden. Tierversuchsfreie
Bildungs- und Ausbildungsinitiativen sollen ge-
fordert werden. Die Entwicklung, Anerkennung und
breite Anwendung von tierfreien Methoden in der
Praxis wollen wir verstarken und beschleunigen.
Sie sollen nach Anerkennung unverzuglich in Test-
richtlinien aufgenommen werden und an die Stelle
von Tierversuchen treten. Dort, wo noch nicht voll-
standig auf Tierversuche verzichtet werden kann,
mussen sie fur die Tiere so schonend wie maglich
umgesetzt werden. Die in der EU geltenden Stan-
dards sollen auch flir Importe aus anderen Teilen
der Welt gelten.

10. Eine starke
Landwirtschaft

Gemeinsame Agrarpolitik neu aufstellen

Landwirt*innen versorgen uns in Europa mit einer
Vielfalt an wertvollen Lebensmitteln. Gleichzeitig

pragt die Landwirtschaft unsere Kulturlandschaf-

ten, die Felder,Wiesen und Weinberge, die Europa
auszeichnen. Wir wollen eine Landwirtschaft star-
ken,die im Einklang mit der Natur wirtschaftet, im
Dienste aller Menschen, der Produzent*innen wie

der Verbraucher*innen.

Deshalb streben wir eine grundsatzliche Reform
der EU-Agrarpolitik an, bei der konsequent Leis-
tungen fiir das Gemeinwohl - insbesondere Maf3-
nahmen fir Klima, Wasser, Boden, Biodiversitat,
Gesundheit und Tierschutz - honoriert werden
und nicht das Eigentum an Flache. Daflir bedarf
es eindeutiger Regelungen und Anreize fir die
Reduzierung von Pestizidanwendung, Diingung
und Viehbesatz sowie fur Fruchtfolgen, den Anbau
von Eiweif3pflanzen und extensive Grinlandwirt-
schaft. Die Forderungen sollen blrokratiearm sein,
Planungssicherheit ermdglichen, nachhaltig wirken
und unmittelbar bei den vor Ort arbeitenden
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Landwirt*innen — gerade auch kleineren Betrieben
- ankommen. Ein guter Ansatz sind Stufen- und
Punktesysteme, die eine klare Ausrichtung auf

das Gemeinwohl, 6kologische MaRnahmen sowie
regenerative Systeme wie zum Beispiel Agroforst-
systeme haben, mehrjahrige MaRnahmen fordern
und Betriebe als System betrachten. Tierschutzfor-
derung soll verpflichtend von den Mitgliedstaaten
in ihren Strategieplanen angeboten werden. Wir
wollen zusatzliche Anreize fur extensive Weide-
haltung schaffen. Ein sich weiter entwickelnder
okologischer Landbau soll das Leitbild der europai-
schen Agrarpolitik werden. Wir fordern eine klare
Ausrichtung an den Zielen der ,Farm to Fork™Stra-
tegie und des NRL.

Bei der Forderung landlicher Raume wollen wir
neben der notwendigen Infrastruktur fir ein gutes
Leben und gesellschaftlichen Zusammenhalt den
Fokus auf den (Wieder-)Aufbau einer dezentralen
handwerklichen Lebensmittelverarbeitung, re-
gionale Wertschopfungsketten sowie die Diversi-
fizierung landwirtschaftlicher Betriebe und die
Starkung von Erzeugergemeinschaften legen. Auch
im Energiebereich gibt es noch neue Potenziale
fur mehr Wertschopfung — zum Beispiel durch
Agri-Photovoltaik oder indem landwirtschaftliche
Maschinen als Stromspeicher in der Energiewende
genutzt werden.

Angesichts der grofien 6kologischen Herausfor-
derungen in der Landwirtschaft sind wir auch auf
weitere Innovation angewiesen. Die Digitalisierung
kann helfen, die Landwirtschaft nachhaltiger zu ge-
stalten. Beispielsweise durch GPS-gesteuerte Hack-
gerate oder bei der Diingung. So kénnen Diinge-
mittel und Pestizide eingespart werden. Wir wollen
dabei die Rechte der Landwirt*innen schiitzen,
wenn es um die von ihnen erhobenen Daten und
um den Zugang zu der Software ihrer Maschinen
geht (,right to repair®).

Die EU-Agrarpolitik konnen wir damit so gestal-
ten, dass sie allen in der Landwirtschaft tatigen
Frauen und Mannern, insbesondere auch Quer-
einsteigerinnen und Existenzgriinder®innen, eine
Perspektive bietet, denn jeder Hof zahlt. Indem wir
regionale Wertschopfungsketten vom Bauernhof
bis zum Teller - auch digital durch Produktpasse

und Lieferkettenmonitoring - und das Lebens-
mittelhandwerk starken, verbessern wir ihre wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen. Damit fordern
wir auch lokale Vertriebswege fir Lebensmittel.

Landwirt*innen missen gegenuber den Verarbei-
tern und dem Einzelhandel in der Wertschopfungs-
kette gestdrkt werden. Insbesondere der Einzel-
handel kann und muss einen héheren Beitrag zur
Stabilisierung der Erldse flir die Produzent®innen
und der Preise fir die Verbraucher*innen leisten.
Wir setzen uns deshalb fiir europaweite Regelun-
gen ein,um Preisdumping im Lebensmittelbereich
zu beenden.

Gute Lebensmittel fiir alle

Essen ist ein zentraler Teil unserer Kultur und indi-
viduellen ldentitdt. Erndhrung ist mafdgeblich fur
unsere Gesundheit und unsere Lebensqualitat. Wir
wollen eine gute Erndhrung fur alle ermdglichen.
Das ist auch ein Beitrag zur Starkung regionaler
Wirtschaftsraume, denn die Herstellung und Ver-
arbeitung von Lebensmitteln vor Ort schafft Wohl-
stand und regionale Identitat.

Jede und jeder soll selbst und gut entscheiden
konnen,was auf den Teller kommt. Die EU kann

die Entscheidungsfreiheit von Verbraucher®innen
schiitzen, indem sie fur verlassliche Informationen
uber Herkunft und Inhalt von Lebensmitteln sorgt.
Wir setzen uns daher ein flr europaweite verbindli-
che Labels, um nachhaltige, regionale und pflanzli-
che Ernahrung zu unterstitzen. Eine verpflichtende
Kennzeichnung zur Haltung der Tiere wollen wir
im europaischen Binnenmarkt einfihren. Dagegen
soll irreflihrenden Praktiken mit privaten Labels,
die etwa fur angeblich klimaneutrale Produkte
werben, im Rahmen der EU-Green-Claims-Verord-
nung ein Riegel vorgeschoben werden.

Mit einem EU-weiten Rahmen fur nachhaltige Er-
nahrungssysteme stellen wir die Zeichen auf Nach-
haltigkeit. Wir wollen etwa durch Anderungen des
Vergaberechts Anreize setzen fiir eine bessere Er-
nahrung in der Gemeinschaftsverpflegung, von Kita
bis Krankenhaus. Wir wollen ein Umfeld schaffen,
in dem es leicht ist, sich gesund und nachhaltig -
nach dem Vorbild des Planetary-Health-Ansatzes
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- zu ernahren. Wir wollen, dass Nahrungsmittel frei
von chemischen Ruckstanden wie Pestiziden und
hormonwirksamen Stoffen sind. Mit kontinuierlich
steigenden Bioanteilen aus regionaler Erzeugung
in der Gemeinschaftsverpflegung werden verlass-
liche Absatzmarkte fiir den Okolandbau ausgebaut.
So schaffen wir eine nachhaltige und gesunde Er-
nahrung fir alle, besonders fur Kinder.

Das Angebot pflanzlicher Produkte wollen wir
vergrofRern, leichter zuganglich machen und die
ernahrungsbezogenen EU-Forderprogramme
klimagerecht umstellen. Das ist auch wichtig zum
Erreichen der Klima- und Artenschutzziele. Des-
halb verbessern wir die Rahmenbedingungen fur
pflanzliche Lebensmittel unter anderem durch die
Forderung von Forschung und Markteinfliihrung.
Um zukinftigen Krisen besser begegnen zu kdnnen,
braucht die EU eine Eiweif3strategie mit effizienten
Zulassungsverfahren, die den Selbstversorgungs-
grad bei Gemuse, Nussen und pflanzlichen sowie
alternativen Proteinen erhoht. Die Erforschung und
Entwicklung von modernen Fermentationsverfah-
ren und Zellkultivierung unterstitzen wir in neuem
Mafe zur Entwicklung nachhaltiger Lebensmittel
und fur den Wirtschafts- und Innovationsstandort
Europa.

Wir beflirworten eine Landwirtschaft, die ressour-
censchonend und naturvertraglich arbeitet und
sich am Leitbild der 6kologischen Landwirtschaft
mit ihren Prinzipien Tiergerechtigkeit, Gentechnik-
freiheit und Freiheit von synthetischen Pestiziden
orientiert.

Wie bei jeder Technologie muss der politische
Kompass zum Umgang mit alten wie neuen gen-
technischen Verfahren einerseits die Freiheit der
Forschung gewahrleisten und andererseits bei der
Anwendung Gefahren fir Mensch und Umwelt aus-
schlieRen. Auch neue gentechnische Verfahren in
der Landwirtschaft sollen hinsichtlich ihrer Chan-
cen, Risiken und Folgen erforscht werden. Fir eine
nachhaltige und transparente Landwirtschaft ist
es unabdingbar, dass Betriebe, die gentechnikfrei
wirtschaften wollen, dies sicher tun kdnnen. Es gilt,
an einem strengen Zulassungsverfahren und am
europdisch verankerten Vorsorgeprinzip festzuhal-
ten. Dazu bleiben Risikoprufungen auf umfassen-

der wissenschaftlicher Basis und eine Regulierung
notig, die unkontrollierbare Verbreitung ausschlie-
Ren und Uber eine verbindliche Kennzeichnung die
gentechnikfreie Produktion und die Wahlfreiheit
der Verbraucher*innen schitzen. Patente auf Pflan-
zen und Tiere lehnen wir ab. Damit sichern wir die
Zukunft besonders kleiner und mittelstandischer
Landwirtschafts- und Zuchtbetriebe.

Lebensmittel gehoren auf den Teller und nicht in
den Tank oder gar in den Mull. Wir setzen uns des-
halb fir rechtsverbindliche MaRnahmen ein,um die
Lebensmittelverschwendung bis 2030 zu halbieren,
einschlieBlich der Neubewertung von Aussortie-
rungsmerkmalen und Supermarktnormen sowie der
EinfUhrung von Verzehr- statt Mindesthaltbarkeits-
daten,um verbindlichere Angaben fir die sichere
Verzehrbarkeit von Lebensmitteln zu liefern.

Landwirtschaft okologisch gestalten

Europas Landwirtschaft muss nachhaltiger wirt-
schaften,um die Ernahrung der Zukunft zu sichern.
In Zeiten der Klimakrise, von Durren, Branden,
Sturmen und Starkregen riicken widerstandsfahige
Anbausysteme in den Mittelpunkt aller landwirt-
schaftspolitischen Mafinahmen. Dazu gehért es, die
Bodenfruchtbarkeit und -gesundheit zu verbessern,
mehr CO; zu binden als auszustof3en, eine groRRere
Vielfalt an Kulturen und Sorten auf den Ackern
anzubauen und den Einsatz von Pestiziden und
chemisch-synthetischen Diingemitteln so stark wie
maoglich einzuschranken. Wir orientieren uns an
den Kriterien der Regionalitat, Kreislaufwirtschaft
und Agrardkologie sowie dem Leitbild 6kologische
Landwirtschaft. Unser Ziel ist es, bis 2030 einen
Anteil von 25 Prozent dkologischer Landwirt-
schaft zu erreichen und diesen Anteil bis 2035

und darlber hinaus weiter zu erhéhen. Okologisch
wirtschaftende Betriebe erzielen in Deutschland
ein hoheres Einkommen pro Person als konventio-
nelle Betriebe. Das zeigt, dass es sich schon jetzt
finanziell lohnt, in eine regionale und nachhaltige
Wirtschaftsweise zu investieren. Wir wollen die
Rahmenbedingungen dafiir starken.

Dazu gehort auch die Forschungs- und Forderpoli-
tik der EU. Es braucht mindestens 30 Prozent der
Mittel, die fur die landwirtschaftliche Forschung
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und die landliche Entwicklung ausgegeben wer-
den, fur die Weiterentwicklung und Forderung der
Okologisierung der Landwirtschaft und innovativer
Konzepte fir die Bio-Wertschopfungskette, eben-
so wie fir dkologische Zichtungsforschung. Das
EU-Bio-Siegel und seine Anwendung wollen wir
verbessern - etwa bei der Tierhaltung. Okobetriebe
sollen keine Doppelnachweise mehr fihren mus-
sen, sondern aufgrund ihrer Umweltleistungen als
.green per definition“ gelten.

Fur eine nachhaltige und transparente Landwirt-
schaft ist es unabdingbar, dass Betriebe, die gen-
technikfrei wirtschaften wollen, dies sicher tun
kdnnen. Die EU soll garantieren, dass alle wissen,
was bei ihnen auf den Teller kommt und wo es
hergestellt wurde. Transparenz und Wahlfreiheit
mussen besonders bei gentechnisch veranderten
Futter- und Lebensmitteln sichergestellt werden.
Patente auf Pflanzen lehnen wir ab, egal ob diese
ihren Ursprung in konventioneller Ziichtung oder
in gentechnischen Verfahren haben.

Der starke Einsatz von Pestiziden belastet unsere
Natur auf vielfache Weise. Die bisher verabschie-
deten europaischen Plane zur Schadstoffreduktion
aber werden noch nicht ausreichend umgesetzt.
Das wollen wir andern und dafir sorgen, dass die
Ziele und Zulassungsverfahren der EU auf wissen-
schaftlicher Basis Uberarbeitet werden. Die Mit-
gliedstaaten wollen wir zu weiteren wirksamen
MaRnahmen verpflichten, etwa einer Pestizid-
abgabe. Trotz des Rickschlags der Zulassungsver-
langerung von Glyphosat durch die Europdische
Kommission kampfen wir weiter fiir ein schnellst-
magliches Glyphosatverbot in der EU.

Wir schlieRen Rechtsliicken, die bisher zum Bei-
spiel den Einsatz von fruchtbarkeitsschadigenden
Chemikalien in Dunger oder von Mikroplastik in
Pestiziden erlauben. Bei den Genehmigungsver-
fahren flr Pestizide mussen die entscheidenden
Behorden unabhangiger von den antragstellenden
Herstellern und ihren Angaben werden. Die Her-
steller durfen sich nicht langer aussuchen konnen,
in welchem Mitgliedstaat die Behorden ihre An-
trage prufen. Auferdem mussen fiir weitere gefahr-
dete Tiergruppen Risikoabschatzungen entwickelt
und berlcksichtigt werden. Um Zeit und Kapazi-

taten zu gewinnen, beschleunigen wir die Geneh-
migungsverfahren von Stoffen, bei denen friih klar
ist, dass sie aufgrund von Ausschlusskriterien nicht
genehmigungsfahig sind. Zudem setzen wir uns
fur die konsequente Umsetzung des Verursacher-
prinzips ein, sodass Unternehmen, die Pestizide in
den Verkehr bringen, fur entstandene Schaden,zum
Beispiel im Grundwasser oder in der Biolandwirt-
schaft, haften.

Mit Nachhaltigkeit Ernahrung sichern

Die Landwirtschaft leidet besonders unter der
Klimakrise mit langen Durren und plotzlichem
Starkregen. Wenn wir die Uberdiingung beenden,
den Einsatz von fossilen Diingern zurtickfahren
und die Boden wieder zu Senken von CO, machen,
ist die Landwirtschaft ein zentraler Teil des natur-
lichen Klimaschutzes. Deshalb setzen wir uns flr
die Wiedervernassung von Moorbéden, den Aufbau
von Humus in Ackerboden und den Aufbau von
Holzmasse in Agroforstsystemen ein — mit stabilen
Einkommensperspektiven fir Landwirt*innen. So
kann die Landwirtschaft ihren notigen Beitrag zum
Klimaschutz und zur Klimaanpassung leisten.

Die Wiedervernassung der Moore geht nur mit den
Landwirt*innen zusammen. Uns ist wichtig, dass
die Wertschopfung in den Moorregionen erhalten
bleibt. Deswegen unterstitzen wir Landwirt*innen
bei der Bewirtschaftung von wiederverndssten
Moorflachen (Paludikultur) und fordern auch die
Produktion von Rohstoffen fir klimafreundliche
Bau- und Dammstoffe sowie fur die Erdenindustrie
und den Aufbau neuer Wertschopfungsketten in
landlichen Raumen. Wir wollen die Nutzung von
wiedervernassten Moorbdden im Rahmen der GAP
fordern und klimaschadliche Subventionen ab-
bauen. Moore sind echte Klimaschutzer, da hier
deutlich mehr Kohlenstoff gespeichert wird als im
Ackerboden.

Die Weidewirtschaft mit Mutterkuhhaltung stellt
eine der tierfreundlichsten Haltungsformen dar

und leistet einen Beitrag zum Artenschutz. Auch
deshalb wollen wir sie stdrker unterstitzen.

Agroforstsysteme, bei denen landwirtschaftlich
beackerte oder beweidete Flachen mit Baum- und
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Strauchbestand kombiniert werden, sind sowohl
mit 0kologischer als auch mit konventioneller
Landwirtschaft realisierbar. Sie haben eine wich-
tige Bedeutung flr den Klimaschutz, die Boden-
fruchtbarkeit, den Wasserhaushalt und die Biodi-
versitat und damit auf die Entwicklung resilienter
Okosysteme. Durch die Diversifizierung von Be-
triebszweigen entsteht eine grofere Einkommens-
sicherheit fur Landwirt*innen. Damit die vielen
positiven Effekte realisiert werden kénnen, wollen
wir Hemmnisse abbauen, ihre Erforschung und
eine breitere Anwendung in der Praxis fordern und
weiterentwickeln.

Die europdischen Meere und ihre Fischbestande
sind in einem schlechten Zustand. Wir werden des-
halb die Meeresumwelt besser schiitzen, um auch
den Fischbestanden und unseren Fischer*innen
eine nachhaltige Perspektive zu geben. Deshalb
unterstiitzen wir den Aktionsplan der Kommission
zur Erhaltung der Fischereiressourcen und zum
Schutz der Meeresokosysteme und setzen uns fir
eine schnellere und vollstandige Umsetzung der
Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie ein. Auch bei der
Nutzung der Meere mussen die planetaren Gren-
zen eingehalten werden. Wir fordern Alternativen
zur Stellnetz- und Schleppnetzfischerei und gehen
gegen umweltschadliche Fangmethoden sowie die
uberhohten Eintrage von Dingemitteln und Schad-
stoffen vor.

Tiere gut halten

Wir wollen Tierhaltung so gestalten, dass sie Tiere
als Lebewesen in ihren Bedurfnissen respektiert
und nachhaltig erzeugte, wertvolle Lebensmittel
liefern kann. Ziel ist, schnellstmaglich eine flachen-
gebundene Tierhaltung zu erreichen. Dabei unter-
stUtzen wir die landwirtschaftlichen Betriebe. Eine
naturgemafse Weidehaltung sehen wir als integra-
len Bestandteil unserer vielfdltigen Landschaften.
Die industrielle Tierhaltung dagegen schafft grof3es
Tierleid und gefdhrdet essenzielle Lebensgrundla-
gen und die Gesundheit der Menschen: Zoonotische
Erreger, multiresistente Keime, Trinkwasserver-
schmutzung, Lebensraumzerstorung, Artenverlust,
Lebensmittelverschwendung in der Tiermast und
zu hohe Klimagasemissionen — wenn wir Tieren
schaden, schaden wir uns letztlich selbst.

Die Anzahl der Tiere, die wir in der europaischen
Landwirtschaft halten, muss sich zukunftig am Pa-
riser Klimaschutzabkommen orientieren. Deshalb
wollen wir weniger Tiere halten, ihre Haltungs-
bedingungen deutlich verbessern und die Zich-
tung starker auf Tiergesundheit ausrichten. Daher
setzen wir uns fir die Etablierung, Verbesserung
und bessere Kontrolle einheitlicher europaweiter
Tierschutzstandards bei Zucht, Haltung, Transport,
Totung und Handel ein. Das umfasst das Ende von
Kafig- und Kastenhaltung sowie von fehlenden
Brandschutzvorkehrungen. Entsprechend soll die
Forderkulisse auf eine flaichengebundene Tier-
haltung ausgerichtet sowie weide- und grinland-
gebundene Haltung besonders unterstiutzt werden.
Ziel ist es, dass die Tiere erheblich mehr Platz
sowie ganzjahrig AuRenzugang erhalten und nicht
mehr auf Vollspaltenbdden stehen mussen. Wir
brauchen eine deutliche Reduzierung von Lebend-
tiertransporten, eine Begrenzung der Langstre-
ckentransporte auf maximal acht Stunden und ein
Ende von Tiertransporten in Drittstaaten auf3erhalb
des Schengen-Raums. Das starkt auch die lokale
Verarbeitung. Bei der Schlachtung fordern wir eine
bessere Kontrolle und setzen uns fur bessere, ver-
bindliche Betaubungsmethoden auch fir Fische,
Krebse, Hummer und Tintenfische ein. Zudem
wollen wir die Schlachtung im Herkunftsbetrieb er-
moglichen, wenn ein Befahigungsnachweis vorliegt
und ein Tierarzt bzw. eine Tierarztin anwesend ist.
Die Totung von Kuken gehort EU-weit verboten.

Die Gesundheit von Mensch und Tier ist durch den
Ubermafigen Antibiotikaeinsatz in der landwirt-
schaftlichen Tierhaltung massiv bedroht. Derzeit
werden mehr Antibiotika an gesunde Tiere als an
kranke Menschen verabreicht. Den Antibiotikaein-
satz wollen wir drastisch reduzieren,um die Ent-
stehung multiresistenter Keime zu vermeiden, die
eine der grofiten gesundheitlichen Bedrohungen
auch flr den Menschen darstellen. Daflir braucht
es eine Umstellung auf bessere Haltungsformen,
eine Steigerung der Tiergesundheit, die Einschran-
kung der Gruppenbehandlung und vorrangige
Behandlung kranker Einzeltiere. Reserveantibiotika
sollen der Humanmedizin vorbehalten sein. In der
Tierzucht wollen wir die kiinstliche Stimulierung
durch Hormone aus Pferdeblut beenden.
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Was Gerechtigkeit schiitzt

Inflation mit steigenden Lebenshaltungskosten,
Pandemie, Krieg und zunehmende Wetterextreme
haben viele Menschen in ganz Europa vor grofie
Herausforderungen gestellt. Viele mussten wegen
der Preissteigerungen schmerzhafte Einschnitte
hinnehmen. Fur viele Selbststandige und kleine

Betriebe ist die Existenzgrundlage weggebrochen.

Und bis weit in die Mitte der Gesellschaft hinein
sorgen in die Hohe schnellende Lebenshaltungs-
kosten flr akute, bisweilen gar existenzielle Note.

Zugleich hat die Krisenbewaltigung der letzten
Jahre gezeigt, was alles moglich ist, wenn wir zu-
sammenstehen - in Deutschland und Europa.

Menschen sehnen sich in diesen Zeiten der Krise
nach Stabilitat und Zusammenhalt. Europa bietet
darauf die Antwort. Die europdische Einigung hat
den Lebensstandard von Millionen von Menschen
angehoben und mehr soziale Sicherheit gebracht.
Wir sind uberzeugt: Die Menschen in Europa mus-
sen sich gerade in Krisenzeiten auf einen starken
Sozialstaat verlassen konnen, der wirksam vor
Armut und sozialer Ausgrenzung schiitzt.

Die EU kann einen Schutzraum bieten, der die
sozialen Rechte grenziiberschreitend und fur die
gesamte Breite der Gesellschaft sichert. Die EU
kann zugleich fur die wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen sorgen, die gerechten Wohlstand
ermoglichen. Ein Wohlstand, der insbesondere bei
denen ankommen muss, die ihn erarbeiten - ein
Wohlstand fir die Vielen. Indem wir europaweit
die Infrastruktur fur klimaneutrales Wirtschaften
bauen, erzeugen wir Wertschopfung, erhalten und
schaffen gute Jobs fiur Millionen von Menschen:
Wirtschaftliche und soziale Infrastruktur gehen
Hand in Hand und bedingen einander.

Das starke und gerechte Europa, das wir gestalten
wollen, zielt im Kern auf den Schutz jeder und
jedes Einzelnen, auf den Respekt vor der Leistung
aller. Es schitzt die Rechte der Arbeitnehmer®in-
nen gegen Ausbeutung. Es achtet die Wirde von

Rentner*innen und Erwerbslosen. Es reduziert Un-
gleichheit. Es sichert den Anspruch der Blirger*in-
nen auf wirksame Medikamente und den Zugang
zu hochwertiger und inklusiver Gesundheitsversor-
gung. Es sorgt dafur, dass Verbraucher*innen ihre
Anspriiche durchsetzen kdnnen. Es tragt dazu bei,
dass Familien und alte Menschen besser abgesi-
chert sind, Kinder eine gute Zukunft haben und al-
tere Menschen aktiv an der Gesellschaft teilhaben.
Es ermoglicht jungen Menschen, neue Erfahrungen
zu machen.

Europa ist mehr als ein Wirtschaftsraum. Die
Europaische ist auch eine soziale Union, die sich
dem sozialen Fortschritt verschrieben hat. Das Ver-
sprechen von einem Leben in Wirde und Freiheit,
von guten Arbeits- und Lebensbedingungen, von
gleichen Chancen und einem Auskommen ohne
Armut, Ausgrenzung oder Diskriminierung zeichnet
Europa aus - ein Gerechtigkeitsversprechen an die
Breite der Gesellschaft.

Wir setzen uns dafir ein, dass dieses Versprechen
nun auch Uberall eingeldst wird. Dafiir wollen wir
die soziale Dimension der EU weiter starken. Wir
wollen die Bedingungen dafiir verbessern, dass
alle Europaer®innen noch einfacher und sicherer
Uberall in der Union leben und arbeiten kénnen. So
wird soziale Sicherheit zu einem Mehr an Freiheit.

Dazu wollen wir ein Europa, das verbindliche Stan-
dards setzt - fur faire Lohne und starke Gewerk-
schaften, gegen Willkur und Ausbeutung. Davon
profitieren letztlich alle in der EU, egal ob in wohl-
habenden oder armeren Regionen. So erganzt die
soziale Infrastruktur die wirtschaftliche; so erflllen
wir den europadischen Anspruch an eine Infrastruk-
turunion fur alle; so schaffen wir Zusammenhalt
uber den ganzen Kontinent hinweg. Denn klare
Mindeststandards beugen einem Wettlauf nach
unten bei der sozialen Sicherung wirksam vor.

Wir stehen flr ein starkes soziales Europa, das die
Menschen vor Krisen schiitzt und vor Ort einen
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echten Unterschied macht. Wenn wir Uber die euro-
paische Souverdnitat sprechen, dann geht es uns
auch um die Ausgestaltung und die Verteidigung
eines europaischen Sozialmodells, das sich in einer
globalisierten Welt behauptet — und fur Wohlstand
und materielle Sicherheit, gute Arbeit und hohe
Sozialstandards steht. Dies gilt umso mehr, als die
Herausforderung der Klimaneutralitat, technolo-
gischer Fortschritt und der demografische Wandel
die Arbeitswelt verandern.

In der Europaischen Saule sozialer Rechte sind

die Grundsatze flr ein soziales Europa angelegt.
Sie ist ein wichtiger Meilenstein einer europaisch
abgestimmten sozialen Politik. Doch bei Grundsat-
zen und Empfehlungen darf es nicht bleiben. Wir
wollen rechtsverbindliche und einklagbare Arbeits-
und Sozialstandards daraus ableiten. Auch wenn
der Sozialstaat institutionell in erster Linie in den
Mitgliedstaaten verankert ist, darf soziale Gerech-
tigkeit nicht an Landesgrenzen haltmachen.

Wir wollen ein gerechtes Europa bauen. Das ge-
rechte Europa ist ein Gemeinwesen, das solidarisch
finanziert wird, ohne Steuerschlupflécher fiir Super-
reiche. Das gerechte Europa ist ein Kontinent, auf
dem jede und jeder gut leben kann - ob im Grof-
raum Mailand, in der Lausitz oder im landlichen
Rumanien. Das gerechte Europa bietet Zugang zu
fair bezahlter Arbeit und offentlichen Dienstleistun-
gen,zu guter Bildung und intakter Natur.

Kurzum: Das gerechte Europa ist ein Raum der
Chancen und der Solidaritat. Es bekampft soziale
Ausgrenzung und Diskriminierungen. Es fordert
soziale Gerechtigkeit, die Gleichstellung von Frau-
en, die Inklusion, den Zusammenhalt zwischen den
Generationen, Familien, den Schutz der Rechte des
Kindes und die Einhaltung der Menschenrechte.
So ist es im Griindungsprozess der EU angelegt.
Fur diese Gerechtigkeit streiten wir. Dieses Europa
wollen wir sein.

1. Gute Arbeit und soziale
Sicherheit

Faire Lohne erreichen

Gute Arbeit mit fairen und verlasslichen Arbeits-
bedingungen und einer wirksamen Mitsprache gibt
gerade in Zeiten des wirtschaftlichen Umbruchs
Sicherheit und Rickhalt. Zu viele Menschen in Eu-
ropa haben in den letzten Jahren unter splrbaren
Reallohnverlusten und steigenden Lebenshaltungs-
kosten gelitten. Wer von seiner Arbeit verlasslich
leben und seinen Arbeitsplatz aktiv mitgestalten
kann, kann sich auch bei Veranderungen einbrin-
gen. Das starkt auch die Demokratie. Wir wollen
gute Standards in ganz Europa gestalten sowie
prekdre Beschaftigung und Ausbeutung unterbin-
den. Eine starke Sozialpartnerschaft und eine hohe
Reichweite von Tarifvertragen sind wichtige Grund-
lagen fur gute Arbeit.

Ein konkreter Erfolg des sozialen Europas ist die
Mindestlohnrichtlinie. Sie schitzt Wert und Wirde
von Arbeit und sie tragt dazu bei, dass viele Mil-
lionen Beschaftigte in Europa kinftig ein hoheres
Einkommen haben werden - wie die Bundesre-
gierung auch auf unsere Initiative mit der deut-
lichen Erhéhung des gesetzlichen Mindestlohns
vorgemacht hat. Die Richtlinie verpflichtet die
Mitgliedstaaten dazu, angemessene Mindestlohne
nach klaren Kriterien festzulegen und das Ergreifen
wirksamer MaRnahmen nachzuweisen. Wir wol-
len, dass die Mindestlohnrichtlinie in Deutschland
konsequent umgesetzt wird und die EU-Empfeh-
lung, den Mindestlohn an 60 Prozent des Median-
lohns zu koppeln, verbindlich gemacht wird. So
wiurde der gesetzliche Mindestlohn in Deutschland
und anderen Mitgliedstaaten spirbar steigen und
auch in Zukunft einen effektiven Mindestschutz fur
Beschaftigte bieten. Darliber hinaus soll mit der
Richtlinie die Tarifbindung verbindlich gestarkt
werden: Mitgliedstaaten mit einer tarifvertragli-
chen Abdeckung von weniger als 80 Prozent mis-
sen einen Aktionsplan vorlegen. Das werden wir
auch in Deutschland umsetzen und damit Gerech-
tigkeit in der Mitte der Gesellschaft starken. Denn
hierzulande ist die Reichweite von Tarifvertragen
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in den letzten Jahrzehnten stark zurlickgegangen.
Damit die Mindestlohnrichtlinie in allen Mitglied-
staaten tatsachlich greift, muss ein wirksames Mo-
nitoring erfolgen. So wirkt Europa konkret gegen
Dumpinglohne, damit Arbeit sich immer lohnt und
eine Absicherung im Rentenalter gewahrleistet ist.

Wir wollen Demokratie und Mitbestimmung am
Arbeitsplatz landertbergreifend ausbauen. Dafr
wollen wir zum einen die Europaischen Betriebs-
rate starken, indem wir an der Seite der Gewerk-
schaften die EU-Kommission auffordern, endlich
die bestehende Richtlinie zu den Europaischen Be-
triebsraten zu Uberarbeiten und Ausnahmeregeln
zu beenden. Die Rechtssicherheit, den Rechtszu-
gang und Durchsetzungsmaoglichkeiten fur Euro-
paische Betriebsrate wollen wir verbessern. Um
Schlupflocher zu schlieRen, sollen auch Franchise-
Unternehmen in die Richtlinie einbezogen werden.
Zudem setzen wir uns fur eine starkere Vertretung
von Frauen sowie jungen Beschaftigten und Auszu-
bildenden in den Europaischen Betriebsraten ein.
Zum anderen setzen wir uns daflr ein, das Betei-
ligungsgesetz fir die Societas Europaea (SEBG) in
Hinblick auf die Vertretung von Arbeitnehmer®in-
nen im Aufsichtsrat zu prufen. Insbesondere das
~Vorher-Nachher-Prinzip“ nehmen wir dabei in den
Blick: Bei der Umwandlung eines Unternehmens in
eine Europaische Aktiengesellschaft darf es nicht
mehr zum Einfrieren des bestehenden Mitbestim-
mungsniveaus kommen.Um die Mitbestimmung

in der gesamten EU zu starken, setzen wir uns fir
eine neue Rahmenrichtlinie zur Unterrichtung, An-
horung und Beteiligung von Arbeitnehmer*innen
ein,die auf die verschiedenen europaischen Gesell-
schaftsformen von Unternehmen abgestimmt ist.

Dariber hinaus kampfen wir fir einen zeitgema-
Ren Arbeitsschutz in Europa - in einer sich rasant
beschleunigenden digitalen Arbeitswelt, die fiir
viele Beschaftigte mit standiger Erreichbarkeit,
Arbeitsverdichtung und Stress einhergeht. Wir wol-
len daher den Schutz der Arbeitnehmer*innen vor
psychischen und korperlichen Belastungen voran-
bringen. So starken wir auch die Selbstbestimmung
und das Potenzial alterer Arbeitnehmer®innen. Zu-
dem setzen wir uns fur eine umfassende Teilhabe
von Menschen mit Behinderung und einen inklusi-
ven Arbeitsmarkt ein.

Europaweit haben noch zu viele Menschen unfrei-
willig keine Arbeit. Zur Stabilisierung des Arbeits-
markts und der Wirtschaft starken wir das Recht
auf Arbeit auch durch staatliche Unterstitzungs-
angebote und Investitionen. Insbesondere in den
Strukturwandelregionen setzen wir uns fur eine
gleichwertige Anschlussbeschaftigung fur Beschaf-
tigte innerhalb der Region ein. Der Wandel dieser
Regionen wird nur mit verlasslichen Angeboten zur
Weiterbildung und Vermittlung gelingen.

Beschaftigte in der digitalen Arbeitswelt
starken

Neue Technologien bieten groRe Chancen: Mit neu-
en Geschaftsfeldern und -modellen entstehen neue
Jobs, digitalisierte Prozesse bringen Produktivitats-
gewinne, Arbeiten wird flexibler, beispielsweise
durch Homeoffice-Regelungen. Diese Veranderung
darf sich nicht nachteilig zur Teilhabe von Frauen
an der Arbeitswelt auswirken. Ausbeutung darf
auch in der digitalen Arbeitswelt kein Geschafts-
modell sein. Deshalb setzen wir uns flr starke
Rechte von Arbeitnehmer*innen im digitalen Zeit-
alter ein. Die Zusammenarbeit im digitalen Arbeits-
markt, beispielsweise in der Content Moderation,
soll koloniale Kontinuitaten nicht neu verfestigen.

EU-weit arbeiten rund 28 Millionen Menschen fir
Unternehmen, die digitale Dienste anbieten und
zusammenflihren, sogenannte Plattformunterneh-
men. Diese Unternehmen profitieren vom Modell
der Scheinselbststandigkeit, das in der EU weit
verbreitet ist. Die EU-Kommission schatzt, dass 4
Millionen der Arbeitnehmer*innen in Plattform-
unternehmen Scheinselbststandige sind. In der
laufenden europaischen Gesetzgebung zu Arbeits-
bedingungen auf digitalen Plattformen setzen wir
uns daflr ein, Scheinselbststandigkeiten, die zu
schlechten Arbeitsbedingungen und zu unzurei-
chender sozialer Absicherung flihren, europaweit
einen Riegel vorzuschieben. Faire Arbeitsbedin-
gungen sollen auch in der Gig Economy gelten. Es
braucht zudem bessere Moglichkeiten, die Regeln
durchzusetzen. Dazu wollen wir unter anderem
Arbeitsinspektionen starken.

Viele Unternehmen setzen Software ein,um
automatisiert Aufgaben zuzuteilen und Arbeit-
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nehmer*innen zu Uberprifen, zu evaluieren und zu
disziplinieren oder auch Einstellungsentscheidun-
gen zu treffen - das sogenannte algorithmische
Management. Die stindige Uberwachung, der Weg-
fall personlicher Planungssicherheit im Alltag und
der Ubermafiige Arbeitsdruck, die mit seinem Ein-
satz einhergehen kdnnen, wollen wir beenden. Um
die Rechte der Arbeitnehmer*innen zu starken und
Missbrauch vorzubeugen, setzen wir uns fir eine
neue EU-Richtlinie zum algorithmischen Manage-
ment am Arbeitsplatz ein.Die Fortschritte in der
Entwicklung der Kunstlichen Intelligenz bieten fur
Arbeitnehmer®innen grofe Potenziale. Wir wollen
diese fir die Gestaltung guter Arbeitsplatze und
faire Arbeitsbedingungen nutzen, so kdnnen sie als
Assistenzsysteme die Arbeitsbelastung reduzieren.
Die breite Beteiligung der Belegschaften ist ein
zentraler Faktor fur die Akzeptanz und eine ge-
lungene Einflhrung solcher Systeme. Den Sorgen
von Arbeitnehmer*innen um Arbeitsplatzverluste
tragen wir Rechnung. Wir setzen uns dafur ein, dass
Unternehmen ihren Arbeitnehmer*innen friihzeitig
anbieten, sich Gber Fort- und Weiterbildung auf
diese Entwicklung vorbereiten zu kénnen. So erhal-
ten sie Sicherheit und die Moglichkeit, den Wandel
mitzugestalten.

Freizligigkeit einfacher machen

Dass EU-Blrger*innen in jedem Mitgliedstaat
arbeiten und leben konnen, ist ein Grundprinzip
der EU. Das erdffnet enorme Freiheiten und fordert
gleiche Chancen fir alle in der EU. Es stellt Arbeit-
nehmer*innen zuweilen auch vor neue Heraus-
forderungen, fur die es europdische Antworten zu
finden gilt. Damit das Modell des grenzliberschrei-
tenden Leben und Arbeiten fur die Beschaftigten
im Alltag funktioniert, setzen wir uns fir eine
bessere Koordinierung der nationalen Sozialversi-
cherungssysteme ein.

Es ist eine grofie Errungenschaft, dass Blirger*in-
nen der EU Sozialversicherungsanspriiche, die sie
in einem anderen EU-Land erworben haben, tiber
die Grenzen mitnehmen konnen (Portabilitat). Doch
die Realitat Lost dieses Versprechen noch nicht
immer ein: Die Unterschiede der nationalen Siche-
rungssysteme, aber auch die Birokratie machen die
Handhabung kompliziert, und Licken in den Leis-

tungen lassen einige zurtck. Wir wollen deshalb
mehr Koordinierung zwischen den nationalen So-
zialversicherungssystemen, um soziale Leistungs-
anspriche leichter von einem Land in das andere
Ubertragen zu kénnen und die bestehenden Liicken
gerade fur Grenzpendler*innen abzubauen. Das
mochten wir erreichen, indem wir den Informati-
onsaustausch zwischen den zustandigen Sozialver-
sicherungssystemen unburokratisch sicherstellen
und dafur die Vorteile der Digitalisierung nutzen.

Auch die Langzeitpflege, beispielsweise fir Altere
oder Menschen mit chronischen Krankheiten oder
Behinderungen, soll auf diese Weise abgedeckt
werden. Ein Europaischer Sozialversicherungs-
ausweis (ESSPASS) ist ein Beitrag dazu. Er soll die
Ubertragbarkeit von Anspriichen iber Grenzen
hinweg verbessern und durch digitale Uberpriifung
entburokratisieren. Wir wollen dartber hinaus die
sogenannte Al-Bescheinigung durch ein digitales
Echtzeitregister ersetzen,um grenziberschreitende
Arbeitsausbeutung zu verhindern und einen wirk-
samen Sozialschutz zu gewahrleisten.

Das Arbeiten im Homeoffice gehorte in der Co-
ronakrise fur sehr viele Beschaftigte zum Alltag
und wird spatestens seitdem von mehr und mehr
Arbeitnehmer*innen geschatzt. Diese Entwicklun-
gen unterstutzen wir in ihrem Sinne dort, wo es
praktikabel ist. Wir wollen, dass auch das mobile
Arbeiten nicht an den europdischen Grenzen halt-
macht, sondern prinzipiell auch aus einem anderen
Land als dem Beschaftigungsland maoglich ist. Des-
halb setzen wir uns dafur ein, dass es eine Richt-
linie fur Homeoffice gibt, die es erleichtert, EU-weit
im Homeoffice zu arbeiten.

Ausbeutung bekampfen

Damit Freizugigkeit fur alle Arbeitnehmer*innen
funktioniert, ist daruber hinaus ein wirksamer
Schutz vor Ausbeutung unerlasslich. Egal ob eine
Arbeitnehmerin aus Osterreich in Frankreich
arbeitet oder ein Saisonarbeiter aus Georgien in
Rumanien: Unionsbirger®innen und Menschen aus
Drittstaaten brauchen umfassenden Schutz vor Dis-
kriminierung und Ausbeutung, wenn sie in einem
anderen EU-Land arbeiten.
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Das fuhren nicht zuletzt die Skandale in der
Fleischindustrie, der 24-Stunden-Pflege, bei Lkw-
Fernfahrer*innen, bei Saisonarbeiter*innen oder im
Baugewerbe deutlich vor Augen. Wir sagen diesen
Formen der Ausbeutung den Kampf an. Beschaf-
tigte dieser Branchen leben und arbeiten oft an
mehr als einem Ort in der EU. Damit leisten sie
einen substanziellen Beitrag zu einem funktionie-
renden Binnenmarkt und zur Aufrechterhaltung
unserer Sozialsysteme, sind dabei aber zusatz-
lichen Risiken ausgesetzt. Wir wollen europdische
Hebel gegen Scheinselbststandigkeit sowie Lohn-
und Sozialdumping in diesen Bereichen nutzen.
Ein wirksames Mittel kdnnen zudem regelmatfiig
stattfindende Arbeitsinspektionen sein, fur die die
Mitgliedstaaten das Personal aufstocken sowie
Schulungen in europdischer Gesetzgebung und
grenzuberschreitenden Angelegenheiten ver-
bessern sollten. Der Schutz der Beschaftigten soll
dabei an erster Stelle stehen.Auch eine bessere
Zusammenarbeit zwischen den nationalen Behor-
den und der Europaischen Arbeitsbehdrde (ELA) ist
notig. Dazu gehdren auch passende Angebote zur
Beratung und Teilhabe. Das Mandat der ELA sollte
auf Drittstaatsangehorigkeit ausgeweitet werden.
Wir begrufien die starkere Zusammenarbeit zwi-
schen der ELA und den Gewerkschaften. Sie sollte
zudem eine starkere Rolle fir gemeinsame koordi-
nierte Inspektionen erhalten.

Wir wollen weitere Mafdnahmen ergreifen, um
missbrauchliche Praktiken von Subunternehmen zu
unterbinden, beispielsweise die gesamtschuldne-
rische Haftung rechtlich verankern. Immer wieder
werden Arbeiter*innen zu katastrophalen Bedin-
gungen untergebracht, in Gberfullten Zimmern,
unter schlechten hygienischen Bedingungen und
mit Uberteuerter Miete, die direkt vom Lohn ein-
behalten wird. Die Verpflichtung zu angemessener
Unterbringung wollen wir deshalb rechtlich absi-
chern und wirksam durchsetzen.

Eine wirksame Bekampfung der Arbeitsausbeutung
beginnt damit, dass sich Betroffene einfach und in
der eigenen Sprache Uber ihre Rechte informieren
kdnnen - und fir deren Durchsetzung Hilfe er-
halten. Wir setzen uns fur eine langfristige und
verlassliche Finanzierung fur die Schaffung und
europaweite Vernetzung entsprechender Bera-

tungs- und Unterstltzungsstrukturen ein. Die
Gewerkschaften sind mit ihrer fachlichen Expertise
wertvolle Partnerinnen in der Entwicklung und
Durchfihrung solcher Angebote. Wir begrifen,
dass europaische Zahlungen im Bereich der Ge-
meinsamen Agrarpolitik kiinftig von der Einhaltung
von Arbeitsnormen in der Landwirtschaft abhangig
gemacht werden. Diese sogenannte soziale Kondi-
tionalitat muss nun effektiv umgesetzt werden.

Kinderarmut abbauen

Jedes vierte Kind in Europa ist von Armut und
sozialer Ausgrenzung bedroht - das entspricht fast
20 Millionen Kindern, die an gesunder Ernahrung,
Sport, Bildung und Kultur nur sehr eingeschrankt
teilhaben kdnnen. Kinderarmut bedeutet einerseits
existenziellen Mangel im Hier und Jetzt, anderer-
seits weniger Chancen auf ein selbstbestimmtes
und erfolgreiches Leben in der Zukunft. Wir wollen,
dass alle Kinder Zugang zu einer gut ausgebauten
Betreuung und sozialen Infrastruktur haben. lhre
Zukunft und die Forderung ihrer Potenziale ent-
scheiden Uber unsere Zukunft als Gesellschaft.Die
Europaische Kindergarantie soll sicherstellen, dass
jedes von Armut und sozialer Ausgrenzung bedroh-
te Kind in Europa Zugang zu kostenloser Gesund-
heitsversorgung, frihkindlicher Betreuung, Bildung
und Erziehung, angemessenem Wohnraum und
gesunder Ernahrung hat. Dabei geht es besonders
um die Kinder, die heute schlechte Chancen haben.
Wir wollen uns dafiir einsetzen, dass die Kinder-
garantie europaweit mit konkreten Maf3nahmen
realisiert wird.

Bei der Umsetzung der Kindergarantie in Deutsch-
land binden wir auch die Zivilgesellschaft sowie
Kinder und Jugendliche aktiv ein.Mit der Kinder-
grundsicherung hat die Bundesregierung auf
unsere Initiative in Deutschland ein zentrales
Instrument im Kampf gegen Kinderarmut auf den
Weg gebracht. Sie ist ein notwendiger Schritt
dahin, dass es armutsgefahrdeten Kindern besser
geht, Armut nicht mehr versteckt wird und Eltern
sorgen- und angstfreier leben kénnen, weil sie und
ihre Kinder abgesichert werden. Wir setzen uns da-
flr ein, dass der Wandel weg von einer Holschuld
der Eltern, hin zu einer Bringschuld des Staates
europaweit Einzug halt. Um starker voneinander
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zu lernen, fordern wir den europaweiten Austausch
daruber, wie Familien besser unterstltzt werden
konnen und ein gutes Aufwachsen aller Kinder in
Europa sichergestellt werden kann.

Kinderrechte starken

Kinder haben eigenstandige Rechte. Sie haben ein
Recht auf Beteiligung und bedurfen unseres beson-
deren Schutzes und unserer Fursorge. Das Kindes-
wohl ist bei allen Angelegenheiten, die Kinder
betreffen, vorrangig zu berlicksichtigen. Besonderes
Augenmerk muss auf dem Schutz der Kinder vor
Gewalt und Vernachlassigung liegen. Die EU-Kin-
derrechtsstrategie wollen wir weiterentwickeln
und konsequent umsetzen. Wir wollen europaische
Forschungs- und Praxisprojekte im Bereich des
Kinderschutzes und der Kinderrechte fordern,um
nationale Erfahrungen, Praktiken und Modelle fir
die Weiterentwicklung des Kinderschutzes lberall
nutzbar zu machen.

Soziale Mindeststandards verankern

Uber 95 Millionen Menschen in der EU sind von
Armut und sozialer Ausgrenzung bedroht. Hohe
Lebenshaltungskosten haben die soziale Lage der
Menschen zum Teil existenziell verscharft. Wir wol-
len, dass sich alle Menschen in Europa auf starke
Sozialsysteme verlassen konnen, die sie vor Armut
schiitzen. Daflir brauchen die Sozialstaaten der
Mitgliedslander verbindliche Mindeststandards.

Wir wollen die bisherige europdische Empfehlung
fur angemessene Mindestsicherungssysteme zu
einer verbindlichen Richtlinie weiterentwickeln
und die darin festgelegten Standards mit einem
individuellen Anspruch auf soziale Rechte fur
Betroffene in den Mitgliedstaaten verbinden. In
diesem Zuge sollen alle Mitgliedstaaten ihre So-
zialsysteme stufenweise gemafd ihrem jeweiligen
Wohlstandsniveau armutsfest ausgestalten, nach-
haltige Integration in gute Arbeit fordern und die
soziale Infrastruktur ausbauen. Das bedeutet auch
fur Deutschland Ruckenwind fur einen starken
Sozialstaat und mehr soziale Gerechtigkeit.

Soziale Sicherung krisenfest machen

Der Sozialstaat muss sich gerade in Krisenzeiten
bewahren. Eine bessere Vorsorge gegen wirt-
schaftliche und soziale Folgen externer Schocks
muss daher eine zentrale Lehre aus den Krisen

der letzten Jahre sein. Die gerechte Beteiligung
aller Burger®innen leistet dazu einen wichtigen
Beitrag. Die Sozialsysteme der Mitgliedstaaten
mussen krisenfest gemacht werden und in Not-
lagen schnellen und wirksamen Schutz fir die
Menschen ermaglichen. Krisenbedingte Massen-
arbeitslosigkeit mit hohen sozialen Folgekosten
und Harten aber Uberfordert viele Mitgliedstaaten
der EU. Ihre Folgen destabilisieren die ganze EU.
Mit dem europaischen Kriseninstrument SURE
wurden den Mitgliedstaaten wahrend der Coro-
napandemie finanzielle Darlehen und Garantien
bereitgestellt,um Arbeitsplatze durch den Einsatz
von Kurzarbeitergeld zu retten - ein grofder Erfolg.
Mit dem Instrument konnten allein im Jahr 2020

in Europa schatzungsweise 1,5 Millionen Jobs
gerettet werden. Aufbauend auf dieser Erfahrung
wollen wir mit einer Arbeitslosenrickversicherung
fur die Mitgliedstaaten ein dauerhaftes Krisenins-
trument schaffen, das die nationalen Arbeitslosen-
versicherungen - und damit die Wirtschaft und den
Arbeitsmarkt - in schweren 6konomischen Ausnah-
mesituationen durch kreditbasierte Soforthilfen
stabilisiert und Arbeitsplatze sichertJunge Erwach-
sene brauchen in Zeiten multipler Krisen Perspek-
tiven, die Mut machen, und ein System, das sie im
Notfall auffangt. Daher nehmen wir die europai-
sche Jugendarbeitslosigkeit weiter in den Blick. Die
europdische Jugendgarantie ist ein Weg, um jungen
Menschen berufliche Perspektiven zu eréffnen und
sie als Fachkrafte in den Arbeitsmarkt zu integrie-
ren. Wir begrufien ihre Starkung im Rahmen der
Coronapandemie und setzen uns weiter fur eine
Verstetigung ein. Insbesondere die Standards der
Ausbildungs- und Qualifizierungsangebote wol-
len wir weiterentwickeln. Mit guter Beratung und
Qualifizierung bekommt jeder junge Erwachsene in
Europa die Chance, einen Beruf zu erlernen.

Wohnen bezahlbar machen

Wohnen ist eine der zentralen sozialen Fragen
unserer Zeit. Fur uns ist Wohnen ein Grundrecht
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und muss als Teil der Daseinsvorsorge abgesichert
sein. Wir wollen gesicherte Wohnverhaltnisse fur
alle Menschen. Besonders in den Stadten ist be-
zahlbarer Wohnraum knapp, vielerorts steigende
Mieten und ein rucklaufiger Bestand an Sozialwoh-
nungen belasten Mieter*innen bis in die Mitte der
Gesellschaft und fihren zu Verdrangung und Un-
sicherheit. In den europdischen Gro3stadten wird
besonders viel Wohnflache fuir Kurzzeitvermietung
beansprucht und so dem Mietmarkt entzogen.
Steigende Mieten durfen soziale Ungleichheit und
Armutsrisiken, beispielsweise fur dltere Menschen,
nicht weiter verscharfen. Wir wollen - beispiels-
weise mit Sanierungen im Bestand und Innenver-
dichtung, nachhaltigem Bauen, einer Fachkrafte-
offensive und verbesserten Investitionen uber die
Europadische Investitionsbank (EIB) — schnell mehr
bezahlbaren Wohnraum schaffen und steigende
Mieten begrenzen. Mit zusatzlichem barrierefreien
und behindertengerechten Wohnraum bekampfen
wir die Wohnungsnot. Investor®innen, die europa-
weit im erheblichen Umfang stadtische Wohn-
immobilien und wertvollen Baugrund aufkaufen,
treiben vielerorts Immobilien- und Mietpreise

in die Hohe. Die europaweite Konzentration auf
wenige Investor*innen auf dem Wohnungsmarkt
schadet dem Wettbewerb und den Menschen. Wir
setzen uns flur transparente Geschaftspraktiken ein.
Wir stellen die bestehenden europaischen Rege-
lungen auf den Prufstand, um Mieter*innen in den
Mitgliedstaaten besser vor steigenden Preisen zu
schiitzen und die Qualitat unseres Wohnraums zu
sichern. Dazu gehort auch der Schutz von Haushal-
ten vor Indexmietvertragen. Vor dem Hintergrund
der steigenden Lebenshaltungskosten wollen wir
bestehende Indexmieten deckeln und neue be-
schranken.Wir wollen die Bodenwende in Europa
einleiten. Wir setzen uns dafir ein, dass die knappe
Ressource Boden in der EU vor Spekulationen ge-
schatzt wird. Wir begrifRen langfristige Miet- und
Pachtmodelle durch die offentliche Hand statt
kurzfristiger Verkaufe. Den Boden- und Immobilien-
markt wollen wir starker in das EU-Wettbewerbs-
recht integrieren. Die Bewertung von Immobilien
und Grund und Boden wollen wir europaweit
gemeinwohlorientiert gestalten. Dafir wollen wir
auch eine Anderung internationaler Rechnungs-
legungsstandards angehen, damit auch branchen-
Ubergreifend eine Integration von CO,-Emissionen

sowie weiterer sozialokologischer Werte in die
Finanzbewertung mit aufgenommen werden kann.

Obdach- und Wohnungslosigkeit verletzt die Men-
schenwirde und gehort zu den extremsten Aus-
pragungen von Armut. Die EU hat sich das ambi-
tionierte Ziel gesetzt, Wohnungslosigkeit bis 2030
zu beenden und eine Europaische Plattform zur
Bekampfung der Obdachlosigkeit ins Leben geru-
fen. Deren Maf3nahmen wollen wir schnell umset-
zen. Der Dialog zwischen den Mitgliedstaaten muss
weiter gestarkt werden. Dabei soll die Mdglichkeit,
voneinander zu lernen und bewahrte Konzepte wie
Housing First oder Soziale Wohnraumagenturen
flachendeckend zu adaptieren, gestarkt werden.
Wir setzen uns im Sinne der betroffenen Menschen
fur effektivere Pravention, ausreichend Wohnraum
sowie individuellere, menschenwirdigere und un-
burokratischere Angebote ein. Diese sollen auch
Menschen mit psychischen Krankheiten und Sucht-
erkrankungen besser versorgen. Die europdischen
Fordermittel fur entsprechende Vorhaben und
Projekte wollen wir ausweiten.

2. Starke Regionen

Kommunen starken

Die Starke und Attraktivitat der EU liegt auch in
der Vielfalt ihrer Regionen und Kommunen. Sie
sind das Fundament der EU. Hier leben, lernen und
arbeiten die Menschen. Starke Kommunen florieren
in einem starken Europa, das kommunalen Bedurf-
nissen und der kommunalen Gestaltungsfreiheit
eine besondere Bedeutung beimisst. Das Subsi-
diaritatsprinzip - also Entscheidungen moglichst
birgernah zu treffen - ist die Grundlage fur ein
Europa, das schitzt und erméglicht. Dieses Prinzip
wollen wir starken und die Handlungsfahigkeit vor
Ort durch ausreichende Ressourcen sichern.

Dazu gehort auch, dass die EU mit ihren Moglich-
keiten da unterstiitzend wirken soll, wo Kommunen
an ihre Grenzen stof3en. In den Kommunen Euro-
pas findet das Alltagsleben der Blrger*innen statt.
Hier wird gewohnt und gearbeitet, werden Kinder
betreut und das Ehrenamt gepflegt, hier kommen
Menschen in Kinos, Restaurants, Parks oder Sport-
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statten zusammen. Kommunen bieten die Basis
unseres gesellschaftlichen Zusammenlebens und
mit einer funktionierenden Grundversorgung auch
attraktive Standorte fur Unternehmen und Arbeit-
nehmer*innen aus ganz Europa. Die Umsetzung der
Wettbewerbsregeln darf nicht dazu fihren, dass
Kommunen zur Privatisierung offentlicher Guter
gezwungen oder in ihrer kommunalen Planungs-
hoheit beschrankt werden. Es braucht deshalb ein
gutes Vergabe- und Konzessionsrecht, das soziale
und Okologische Kriterien in den Mittelpunkt stellt
- und dabei die Entscheidungen der o6ffentlichen
Hand starkt. Es fordert die Rechtssicherheit und
ermoglicht Kommunen, sich fir qualitativ hoch-
wertige regionale Angebote zu entscheiden. So
konnen Kommunen selbst die Wertschopfung aus
offentlicher Infrastruktur starken. Aufierdem soll es
ihnen maglich bleiben, die raumliche Nutzung zu
steuern und zu begrenzen,um eine wohnungsnahe
Versorgung zu gewahrleisten. Indem wir in der EU
die Rekommunalisierung vergangener Privatisie-
rungen ermoglichen, sorgen wir fir neue Entschei-
dungsspielraume vor Ort und eine zuverlassige
Daseinsvorsorge. Wir unterstiitzen die Kommunen
weiter dabei, diesen Weg zu gehen. Eine EU, die
die kommunalen Gestaltungsspielraume verteidigt
und ausbaut, sichert Lebensqualitat und sozialen
Zusammenhalt.

Insbesondere der Zugang zu sauberem und guns-
tigem Trinkwasser ist eine existenzielle Grundlage
fur ein gesundes Leben. Europa garantiert durch
den Erfolg der Birgerinitiative Right2Water die
weltweit hochsten Standards fir Trinkwasser. Die
Versorgung mit Trinkwasser soll weiterhin in kom-
munaler Hand bleiben und nicht nach rein markt-
wirtschaftlichen Interessen bestimmt werden. Wir
verteidigen daher die Ausnahme der Wasserversor-
gung aus der Konzessionsrichtlinie und schitzen
das Recht auf Trinkwasser in der EU.

Europa muss vor Ort gelebt werden. Kommunen,
Regionen, Unternehmen und die Zivilgesellschaft
brauchen mehr Mitspracherecht bei der Gestal-
tung europaischer Politik. Deshalb wollen wir den
Europadischen Ausschuss der Regionen und den
Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschuss
starken. Die grenziiberschreitende europdische Zu-
sammenarbeit wie die Stadtepartnerschaften oder

Initiativen zur Starkung der grenzuberschreitenden
regionalen Wettbewerbsfahigkeit und Konnektivi-
tat (INTERREG-Programme) starken die Kommunen
und Regionen, genauso wie Wissenstransfer- und
Netzwerkprogramme (zum Beispiel Climate-
ADAPT). Diese Programme wollen wir starken. Die
Ebene der europaischen Regionen (Euregios und
Eurodistrikte) soll entbirokratisiert und flexibler
gestaltet werden. Sie tragen mit grenzuberschrei-
tenden Programmen wie etwa einer Beratung

fur Grenzpendler*innen, der Zusammenarbeit der
Handwerkskammern oder der gemeinsamen Raum-
entwicklung maRRgeblich und nah am Alltag der
Blrger*innen zum Gelingen der EU bei.Wir setzen
uns dafur ein, den Alltag von Grenzpendler®innen
und binationalen Familien durch Burokratieabbau
und Harmonisierung von Behérdendienstleistun-
gen und -prozessen zu vereinfachen.

Zusammenhalt vor Ort fordern

Der Erfolg des Green Deal und der Zusammenhalt
der EU entscheiden sich vor Ort: anhand konkreter
Projekte in den europdischen Regionen. Dort liegt
wichtige Expertise zur Gestaltung des Wandels vor
Ort. Eine effiziente Forderpolitik in der EU bezieht
die Menschen vor Ort mit ein und ist an den Chan-
cen und Herausforderungen des digitalen und oko-
logischen Wandels ausgerichtet. Wir stellen dabei
die wirtschaftliche und soziale Annaherung der Re-
gionen in Europa in den Vordergrund. Der Umfang
der Fonds und Forderprogramme soll sich in seiner
Grofse an den Herausforderungen orientieren.

Europdische Regionen sind bislang unterschiedlich
stark auf diese Herausforderungen vorbereitet. Das
gilt sowohl innerhalb als auch zwischen den euro-
paischen Mitgliedstaaten. Eine konsistente und an
klaren Kriterien ausgerichtete Forderpolitik wird
bei der Bewaltigung dieser Herausforderungen

zu Antrieb und Kompass zugleich. Strukturschwa-
che und landliche Regionen sowie Regionen mit
industrieller Pragung und Modernisierungsheraus-
forderungen wollen wir bei der Auszahlung in den
Mittelpunkt stellen,um gleichwertige Lebensver-
haltnisse fur alle Menschen zu schaffen.

Gerade in strukturschwachen Regionen stellt der
demografische Wandel eine grofie Herausforde-
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rung dar. Die Abwanderung von Fachkraften, insbe-
sondere jungen Menschen und Frauen, fihrt diese
Regionen in eine Spirale der Perspektivlosigkeit.
Dem muss die EU mit einer besseren Forderung
von strukturschwachen Regionen entgegenwirken.
So starken wir die Gestalter*innen der Zukunft vor
Ort und schaffen gute Perspektiven fir die Regio-
nen.

Grof3e Herausforderungen brauchen eine grofe
Kraftanstrengung und gleichzeitig Effizienz und
Zielgenauigkeit im Einsatz der Mittel. Das stellen
wir sicher,indem wir die Fordermittel an Kriterien
im Sinne des europaischen Green Deal ausrichten.
Der Europaische Sozialfonds (ESF+) spielt dabei
eine bedeutende Rolle. Durch ihn werden auch

bei uns zahlreiche Grinder*innen, Angestellte und
Arbeitsuchende beraten, unterstiitzt und lebens-
lang weiter gebildet. Die Férderung langfristiger
Projekte soll nicht durch Verzogerungen in den Be-
ratungen der EU aufgehalten werden. Wir statten
den ESF+ mit ausreichend Mitteln aus, um uUber ihn
unter anderem aktive Beschaftigungspolitik und
verstarkt soziale Teilhabe zu fordern. Dabei setzen
wir uns dafur ein, dass die Mittelverwaltung verein-
facht wird, die Bedingungen guter Arbeit eine gro-
Re Rolle spielen und die Mittel zu Treibern fir eine
gerechte EU werden. Durch ein starkes Bekenntnis
zu Tarifen, einen guten Arbeits- und Gesundheits-
schutz und vielfdltige Mdglichkeiten, Aus- und
Weiterbildungen wahrzunehmen, werden attraktive
Arbeitsplatze fir die geforderten Regionen zum
Standortvorteil.

Europaische Fordermittel bieten eine groRe Chan-
ce, innovative Projekte zu entwickeln. Die Program-
me sind jedoch oftmals nicht ausreichend in der
Breite bekannt und die Beantragung der Mittel
und die Umsetzung der Forderungen sind oft zu
kompliziert. Das reduziert die Anzahl der Antrage.
Manche guten Projekte und Ideen werden nicht
verwirklicht. Das andern wir, indem wir uns daftr
einsetzen, den Zugang zu Fordermitteln zu verein-
fachen, die Bekanntheit zu steigern und die Umset-
zung von Projekten zu beschleunigen. Zur Verein-
fachung der Strukturen prifen wir das derzeitige
System von Einzelfonds. Um burokratische Hiirden
abzubauen, wollen wir unter anderem mehr Pau-
schalen und Férdermaglichkeiten einfiihren, die

ehrenamtliche Antragsteller*innen nach Projektbe-
willigung von der Vorfinanzierung befreien. Biro-
kratieabbau schafft so mehr Effizienz.

Jede wichtige Veranderung braucht die Beteiligung
der Burger®innen und der Zivilgesellschaft vor Ort.
Eine Politik des Gehortwerdens nutzt die Llokale
Expertise und schafft gegenseitiges Verstandnis.
Dieses Wissen kann durch die Partnerschaft fir
Blrgerbeteiligung (Partnerschaftsprinzip) einflie-
RBen. Mechanismen wie Burgerdialoge, 6ffentliche
Beratungen oder Foren sollen Teil der Prozesse zur
Mittelvergabe in allen Mitgliedstaaten sein. Digita-
le und hybride Formate sollen dabei eine familien-
gerechte Teilnahme ermoglichen. So sichern wir
Mitbestimmung und demokratisieren die Forder-
politik der EU.

Chancen in landlichen Raumen nutzen

Landliche Raume sind Zukunfts- und Chancenrau-
me. Ilhre Entwicklung ist fir uns ein zentrales Ziel.
Sie entscheidet erheblich Uber den Zusammenhalt
in der EU. Die Verkehrswende kann die landlichen
R3aume naher zusammenbringen.Die Energiewende
kann neue Wertschopfung und finanziell gestarkte
Kommunen schaffen. Coworking-Spaces kénnen
Ortskerne wiederbeleben. Auch die landlich ge-
pragten AuRenbezirke der Stadte nehmen wir mit
ihrem erheblichen Entwicklungspotenzial in den
Blick. Die Menschen vor Ort sollen mitentscheiden
und davon profitieren konnen. Dazu brauchen sie
eine verlassliche Daseinsvorsorge und Orte, an
denen sie sich begegnen und austauschen konnen.
Wir wollen die Daseinsvorsorge starken, indem

wir Burgergenossenschaften und multifunktiona-
le Einrichtungen unterstiitzen, die beispielsweise
generationenubergreifende Projekte mit Jugend-
lichen und alteren Menschen durchfiihren. Um das
zu erreichen, wollen wir Forderansatze wie LEADER
zur Unterstutzung landlicher Regionen und den
Multifondsansatz in der Strukturpolitik weiter star-
ken. Die Forderung des landlichen Raums Uber den
Europaischen Landwirtschaftsfonds fiir die Ent-
wicklung des landlichen Raums (ELER) soll mit den
sogenannten Kohasionsmitteln besser verzahnt und
ausgebaut werden und so besser zur Strukturent-
wicklung der landlichen Raume beitragen.Energie
wird wieder zunehmend auf dem Land erzeugt, das
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schafft hier zusatzliche Wertschopfung. Dazu soll
sie dezentral ins Stromnetz eingespeist und ge-
nutzt werden. Die notwendigen Flachen wollen wir
sichern, aber den Flachenverbrauch dabei minimie-
ren und konsequent Mehrfachnutzen mitdenken,
beispielsweise Uber Agri-Photovoltaik-Anlagen,
Biodiversitats-Photovoltaik oder mehr erneuerbare
Stromerzeugung Uber versiegelten Flachen. Den
Ausbau der Erneuerbaren werden wir weiterhin vo-
rantreiben und die Modernisierung von Wirtschaft
und Gesellschaft durch den gezielten Einsatz von
Forderungen so unterstutzen, dass die Menschen
vor Ort davon profitieren. Regionale landwirt-
schaftliche Wertschopfungsketten und naturnahe
Waldbewirtschaftung sind auch weiterhin wichtige
Wirtschaftsfaktoren und pragend fur diese Raume.

Vergaberecht modernisieren

Eine echte Infrastrukturunion, ein starker europai-
scher Markt und die Umsetzung des Green Deal in
der ganzen EU gehen Hand in Hand mit massiven
Investitionen in eine sichere Zukunft, auf nationaler
wie europaischer Ebene. Mit einem an sozialen und
nachhaltigen Kriterien ausgerichteten Vergaberecht
werden diese Investitionen einmal mehr zum Motor
fur eine gerechte und zukunftsfeste EU. Besonders
dort, wo wir in eine stabile europaische Infrastruk-
tur, in effiziente Stromnetze, ein zuverlassiges Bahn-
netz oder ein am Menschen ausgerichtetes Gesund-
heitssystem investieren, konnen wir viel bewirken.
Die europaische Infrastrukturunion anzukurbeln,
hat positive Effekte auf den europaischen Arbeits-
markt: Es entstehen gerade in diesen Sektoren
neue Jobs. Diese Jobs sollen auch gute Jobs werden.
Ein starkes Vergaberecht sichert die Zukunft vieler
Arbeitnehmer*innen in der ganzen EU.

Der Staat ist selbst ein grofer wirtschaftlicher
Akteur. Diesen riesigen Hebel wollen wir nutzen.
Egal ob Dienstleistungen oder Waren: Offentliche
Beschaffungen sollen in der EU konsequent nach-
haltig und gemeinwohlorientiert erfolgen. Daher
wollen wir die Richtlinie fur 6ffentliches Beschaf-
fungswesen modernisieren und auf Nachhaltig-
keits- und Gemeinwohlkriterien ausrichten. Das
beglinstigt auch die Vergabe an kleine und mittel-
standische Unternehmen und starkt so die regiona-
le Wertschopfung.

Ein intakter 6ffentlicher Raum und die Erflillung
offentlicher Aufgaben sind die Grundlage unseres
gesellschaftlichen Zusammenlebens. Wir mochten,
dass die EU MaRnahmen ergreift, damit Aufgaben
nicht nur ausgeschrieben, sondern auch vergeben
werden kdnnen. Transparenz, Entblrokratisierung,
Digitalisierung, Beschleunigung und unkomplizier-
te Verfahren bleiben unsere Leitlinien. Notwendige
Investitionen sollen nicht Gber Geblhr hinausgezo-
gert werden. Jedes Unternehmen soll sich einfach
und erfolgreich um die Vergabe o6ffentlicher Auf-
trage bewerben konnen. Geldverschwendung wird
durch eine klare Beschaffungspolitik minimiert.
Die einfache Kommunikation der Regeln und eine
aktive Unterstitzung fur kleine und lokale Anbieter,
beispielsweise mit Hinweisen auf die rechtlichen
Rahmenbedingungen, sorgen dabei flir Gerechtig-
keit. Die Vergabe offentlicher Auftrage wird so zum
Wettbewerb um die besten Konditionen.

3. Eine verlassliche
Gesundheitsversorgung

Gesundheitskrisen europaisch
bewaltigen

Wir wollen ein Europa, das gemeinsam die Gesund-
heit aller Menschen schiitzt und fordert.

Die Coronapandemie hat einmal mehr gezeigt, dass
die groRen Herausforderungen fiir unsere Gesund-
heit keine nationalen Grenzen kennen. Sie hat uns
auch gezeigt, dass wir ihnen gemeinsam besser
begegnen konnen. Die schnelle Entwicklung und
Verfugbarkeit der Coronaimpfstoffe zum Beispiel
war auch ein europaischer Erfolg, der durch lang-
jahrige Forschung, innovative Unternehmen und
grenziberschreitende Zusammenarbeit zustande
gekommen ist. Die EU hat in der Pandemie die
gemeinsame Beschaffung von Schutzausristungen
und Impfstoffen vorangetrieben, gemeinsame For-
schungstatigkeit gestarkt, bei GrenzschlieBungen
Freiztugigkeiten und Warenlieferungen koordiniert
sowie okonomische Notsituationen abgefedert.
Auch die Kompetenzen des Europdischen Zentrums
fur die Pravention und die Kontrolle von Krank-
heiten (ECDC) wurden erweitert, um den Austausch
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mit und zwischen den Mitgliedstaaten zu starken
sowie Gesundheitskrisen friher zu erkennen und
zu bewaltigen.

Um grenziiberschreitende Gesundheitskrisen
besser zu bewaltigen und die Krisenvorsorge zu
starken, wollen wir noch enger auf europaischer
und globaler Ebene zusammenarbeiten. Die EU

hat hier eine wichtige Rolle, um nationale MaR-
nahmen zu unterstitzen und zu erganzen. Sie kann
auch global einen wichtigen Einfluss ausuben. Auf
internationaler Ebene setzen wir uns dafir ein, die
Weltgesundheitsorganisation (WHO) und multi-
laterale Gesundheitsinitiativen politisch, finanziell
und personell zu starken, die Innovationskraft der
europadischen Gesundheitsforschung starker zu
fordern sowie den globalen Zugang zu bezahlbaren
Medikamenten und Gesundheitsdienstleistungen
fur alle Menschen zu verbessern.Das ist eine Frage
der Solidaritat, denn Gesundheitskrisen treffen die
Armsten haufig am stérksten. Es liegt aber auch in
unserem Eigeninteresse, denn Pandemien sind glo-
bale Herausforderungen. Wir setzen uns fir einen
aktiven Technologie- und Wissenstransfer beziig-
lich der Herstellung entscheidender Arzneimittel
ein. Monopole auf geistiges Eigentum zur Bekamp-
fung von Krankheiten dirfen den Zugang zu Uber-
lebenswichtigen Schutzmaterialien, Gesundheits-
technologien, Impfstoffen und Medikamenten nicht
verhindern. Wo freiwillige Produktionspartner-
schaften nicht ausreichen, unterstiitzen wir in Ge-
sundheitskrisen und Pandemiesituationen Antrage
auf Erteilung von verpflichtenden Lizenzen gegen
Entschadigungen fiir diese Giter und bringen uns
in diesen Kontexten bei der Welthandelsorgani-
sation (WTO) fiir temporare Aussetzungen von
Patenten ein.Unser Ziel ist, dass alle EU-Blrger*in-
nen krankenversichert sind. Daher wollen wir eine
bessere Koordination sozialer Sicherungssysteme
in der EU - einschliefdlich direkter Abrechnungs-
moglichkeiten zwischen den Krankenversiche-
rungstragern.

Pravention starkenWir stellen Pravention und
Gesundheitsforderung in den Mittelpunkt unserer
Gesundheitspolitik. Denn so kdnnen wir verhindern,
dass Krankheiten Uberhaupt erst entstehen. Gute
Strukturen der Vorsorge, bessere Aufklarung Uber
Krankheitsrisiken und ein gesunder Lebensstil sind

wichtige Bausteine flir mehr Lebensqualitat und
eine hohere Lebenserwartung. So kdnnen wir auch
Krankheiten wie Adipositas, Diabetes mellitus und
Herz-Kreislauf-Erkrankungen vorbeugen. Um es
fur die Verbraucher*innen leichter zu machen, sich
gesund zu ernahren, wollen wir fir verldssliche
Informationen uber Inhaltsstoffe in Lebensmitteln
sorgen. Wir wollen die Entstehung von tabak- und
alkoholassoziierten Krankheiten bestmoglich ver-
hindern. Dafur braucht es starkere Bemihungen
zur Reduzierung riskanter Formen des Alkohol-
konsums und des Tabakgebrauches etwa durch
eine Reduzierung des Nikotingehalts in Tabak- und
Nikotinprodukten. Wir bekennen uns zu den Zie-
len des Europaischen Plans zur Krebsbekampfung.
Demzufolge soll unter anderem der Anteil der
Raucher*innen an der EU-Gesamtbevolkerung bis
2040 unter 5 Prozent fallen. Liicken, die bei Wer-
bung - zum Beispiel auf sozialen Plattformen und
insbesondere im Bereich des Sponsorings - noch
bestehen, sind jetzt EU-weit zu schlief3en. Der
Jugendschutz gebietet es auch, flr Alkohol, Glucks-
spiel sowie Sportwetten Werbeeinschrankungen
voranzutreiben.Um kinftigen Gesundheitskrisen
besser begegnen zu kdnnen, wollen wir neben der
Erforschung von Krankheitsursachen und neuen
Behandlungsmethoden auch die praventive Ge-
sundheitsforschung starken.

Die EU soll darauf hinwirken, die globale Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der Zulassung und Uber-
wachung von Arzneimitteln zu vertiefen.

Lehren aus der Pandemie ziehen

Auch wenn mit den Ausgangsbeschrankungen oder
der Maskenpflicht die sichtbarsten Zeichen der Co-
ronapandemie verschwunden sind, leiden noch im-
mer viele Menschen unter den Folgen einer Covid-
19-Infektion (Long-/Post-Covid) und etliche an den
deutlich seltener auftretenden Folgen einer Co-
vid-19-Impfung (Post-Vac). Deshalb wollen wir auf
europdischer Ebene die Forschung zu Infektions-
krankheiten wie Covid-19 und deren Folgekrank-
heiten (zum Beispiel Herzmuskelentziindungen
oder ME/CFS) intensivieren und Forschungsgelder
daflr zur Verfigung stellen. Zudem braucht es
dazu mehr europaischen Austausch, beispiels-
weise durch ein EU-Sachverstandigennetzwerk.
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Pravention steht im Zentrum unseres Handelns.
Insbesondere fur Menschen mit Erkrankungen und
fur Schattenfamilien ist das ein wichtiger Baustein
zur gleichberechtigten gesellschaftlichen Teilhabe.
Dazu gehdrt auch, dass gesunde Luft in Innenrdu-
men eine Selbstverstandlichkeit wird.Pandemien
treffen nicht alle gleich. Einkommensarme Men-
schen und prekar Beschaftigte sowie Menschen in
grofRen Einrichtungen sind deutlich hdufiger von
Covid-19 betroffen. Diese Gruppen mussen bei der
nachsten Pandemie verstarkt in den Blick genom-
men werden.

Covid-19 ist — neben beispielsweise Aids oder Ebo-
la - ein weiterer Fall einer sogenannten Zoonose,
also einer Krankheit, die von Tieren auf den Men-
schen Ubertragen wurde. Damit unterstreicht die
Coronapandemie einmal mehr, dass die mensch-
liche Gesundheit nicht isoliert betrachtet werden
sollte, sondern in engem Zusammenhang mit der
Umwelt und der Tiergesundheit steht. Deshalb sind
der Planetary-Health und der One-Health-Ansatz
Leitbilder fur unsere Gesundheitspolitik: Ausrei-
chend Raum fur Tiere und Natur sowie eine Redu-
zierung industriell gehaltener Tierbestande helfen
im Kampf gegen Zoonosen; weniger Antibiotika in
der Massentierhaltung fihrt zu weniger Antibioti-
karesistenzen; saubere Luft und weniger Giftstoffe
in der Umwelt retten Menschenleben.

Wir brauchen insbesondere ein wirksames euro-
pdisches Frihwarnsystem gegen Pandemien, um
gefahrliche Erreger friihzeitig erkennen zu konnen
und Informationen dardber transparent zur Ver-
figung zu stellen. Gleichzeitig sind Pandemiesze-
narien regelmafig zu Uben, vor allem damit der
rasche Aufbau einer Krisen- und Notfallorganisa-
tion gewahrleistet ist.

Mentale Gesundheit in den Fokus
nehmen

Krieg, Inflation, Klimakrise, Pandemie - die vergan-
genen Jahre waren unruhig, konfliktreich und ge-
pragt von Krisen und Umbruchen, die an nieman-
dem spurlos vorbeigegangen sind. Diese Zeit ist
fur viele Menschen auch eine seelische Belastung.
Gerade auch bei vielen jungen Menschen haben
sich psychische Probleme verscharft. Wir setzen

uns dafiir ein, dass der seelischen Gesundheit die
notige Aufmerksamkeit zuteilwird und Betroffe-

ne nicht langer unter der Stigmatisierung leiden
mussen. Das wollen wir auch mit Unterstltzung
aus Europa erreichen. Wir setzen uns sowohl fir
eine verbesserte europaweite Pravention ein als
auch dafur, die bisherigen Ansatze um die psychi-
sche Gesundheit zu verbessern und Erkrankungen
besser zu behandeln. Um die Patientensicherheit
zu gewahrleisten, braucht es europaweit vergleich-
bare gesetzliche Regelungen und geschiitzte
Berufsbezeichnungen wie zum Beispiel fur Kunst-
lerische Therapien. Die Forschung zu kreativen
Therapieansatzen unterstitzen wir.Wir treten fir
eine Vernetzung von Expert*innen in Europa ein
und wollen zusammen mit den Mitgliedstaaten
umfassende Losungsstrategien entwickeln, auch
um eine gemeindenahe, menschenrechtsbasierte
Versorgung weiter zu starken, die Versorgungs-
sicherheit zu erhéhen und Zwangsmafinahmen zu
vermeiden. Da die Ursachen fur mentale Gesund-
heitsprobleme vielfaltig sind, missen wir sie auch
auf allen Ebenen angehen. Darum setzen wir uns
dafur ein, dass die Auswirkungen auf die menta-

le Gesundheit Ubergreifend in allen relevanten
Politikfeldern mitgedacht werden. Das gilt auch fur
die Auswirkungen von psychischen Erkrankungen
und Neurodiversitat. Dafur braucht es ein grofieres
Problembewusstsein in der EU und ihren Institutio-
nen. Wir begrifien in dieser Hinsicht die Strategie
der EU-Kommission fir psychische Gesundheit und
setzen uns fUr eine moglichst rasche und umfas-
sende Umsetzung ein.

Auch Einsamkeit erfahren immer mehr Menschen
in Europa. Das ist fur die Betroffenen haufig ein
sehr belastender Zustand. Gerade auch altere Men-
schen sind davon betroffen. Die Pandemie hat die
Situation fur viele Menschen diesbezuglich weiter
verscharft. Wir setzen uns mit unserer Politik fur
mehr gesellschaftlichen Zusammenhalt, Inklusion,
Teilhabe und Integration ein.

Arzneimittelversorgung sicherstellen

Die Herausforderungen fir die europaischen
Gesundheitssysteme sind immens: alternde Gesell-
schaften, eine steigende Zahl chronischer Erkran-
kungen und Epidemien. Die Coronapandemie hat
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zudem deutlich gemacht, dass die EU bei Arznei-
mitteln und ihren Wirkstoffen zu stark von Herstel-
lern mit unzuverldssigen Lieferketten abhangig

ist — und damit haufig auch eine Produktion unter
schlechten Arbeitsbedingungen und schlechten
Umweltstandards in Kauf nimmt. Dabei leiden
vulnerable Gruppen besonders unter Arzneimittel-
knappheit.

Um die grofRen Herausforderungen fir den Ge-
sundheitsbereich zu adressieren, hat die EU-Kom-
mission ein Gesetzespaket zur Reform des Pharma-
sektors vorgelegt. Wir begrifien die Vorschldge, die
darauf abzielen, Lieferketten zu diversifizieren und
nachhaltiger zu machen sowie Pharmaunterneh-
men zu verpflichten, Arzneimittelengpdassen besser
vorzubeugen und diese friiher zu melden. Auch
Apotheken tragen zu einer verlasslichen Arzneimit-
telversorgung bei.

Um Unternehmen zu ermutigen, neue Arzneimit-
tel, Wirkstoffe und Medizinprodukte in Europa zu
entwickeln und zu produzieren, braucht es Anreize
und weniger burokratische Verfahren. Dabei setzen
wir zwei Prioritaten: Zum einen missen kritische
Arzneimittel, die jederzeit unentbehrlich sind, bei-
spielsweise wichtige Antibiotika, durch krisenfeste
Lieferketten zuverlassig verfligbar sein. Hierzu
kann die teilweise Riickverlagerung von Produktion
nach Europa einen Beitrag leisten. Zum anderen
mussen fur bislang vernachlassigte Krankheits-
bilder und angesichts der Entstehung von Thera-
pie-Resistenzen neue Anreize fur die Entwicklung
medizinischer Innovationen geschaffen werden.
Das schlief3t insbesondere neue Finanzierungs-
modelle wie angepasste Vergutungsmodelle fur
Reserveantibiotika ein. Die Anreize fiir Forschung
und Entwicklung sowie der Schutz von geistigem
Eigentum durfen nicht die Bezahlbarkeit von es-
senziellen Arzneimitteln gefahrden und den Markt-
eintritt von Generika unverhadltnismafig verzogern.
Zudem setzen wir uns fir geschlechtersensible
Forschung und Medizin ein, damit Wissenslucken
Uber die geschlechtsspezifischen Unterschiede bei
Diagnose und Behandlung geschlossen und be-
rucksichtigt werden. Ebenfalls sollen Studien im
Bereich der Kinder- und Jugendmedizin intensiviert
werden, um sicherzustellen, dass der Zugang zu
sicheren und wirksamen Arzneimitteln verbessert

wird. Zugleich muss - insbesondere bei Studien zu
neuen Arzneimitteln und Behandlungsmethoden
- die Vielfalt der Menschen starker bertcksichtigt
werden.

Es ist viel zu undurchsichtig, wie Preise fir Arznei-
mittel festgesetzt werden. Der Mangel an Transpa-
renz und Rechenschaftspflichten in diesem Bereich
fuhrt teilweise zu immensen Preisanstiegen. Gera-
de wenn Offentliche Mittel fur die Arzneimittelent-
wicklung eingesetzt werden, muss das in der Regel
mit Transparenz Uber die Kosten fiir Forschung

und Entwicklung sowie die Preisgestaltung einher-
gehen. AufRerdem sollten offentlich unterstitzte
Entwicklungsprojekte dafur Sorge tragen, dass
resultierende Arzneimittel in Landern des Globalen
Sudens ausreichend zuganglich gemacht werden.

Gesundheitsdaten sicher nutzen

Die Digitalisierung im Gesundheitswesen hat
grof3e Vorteile fir die gesundheitliche Versorgung
von Patient*innen und die Forschung. Krankheiten
kdonnen besser diagnostiziert, Krankheitsursachen
erforscht, unndtige Untersuchungen vermieden
und die Behandlung von Patient*innen zwischen
verschiedenen Arzt*innen und Krankenh3usern
grenziberschreitend in ganz Europa vereinfacht
werden. Der europadische Gesundheitsdatenraum
soll deshalb EU-weit den Zugang zu digitalen Pa-
tient*innen-Akten ermdglichen.

Wir wollen dabei durch effektiven Datenschutz,
umfassende IT-Sicherheit und einen personlichen
Zugang zu den Daten, die Uber sie gespeichert
sind, die Rechte der Patient*innen starken. Das

ist grundlegend flr das Vertrauen der Menschen

in die Verarbeitung von Gesundheitsdaten. Dabei
kdnnen eine grundsatzliche Transparenz bei der
Datenverwaltung und technische Ldsungen wie
ein digitaler Einwilligungsassistent unterstitzen.
Denn die Informationen zur eigenen Gesundheit
gehoren zu den sensibelsten und persdnlichsten
Daten Uberhaupt.Um das Innovationspotenzial

fir eine bessere Gesundheitsversorgung zu heben
und gleichzeitig keine Daten gegen den Willen der
Patient*innen weiterzugeben, setzen wir bei pseu-
donymisierten Gesundheitsdaten auf die Maglich-
keit des Widerspruchs (Opt-Out) und den Fokus auf
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gute Datenqualitat. Damit wollen wir die Daten-
verfugbarkeit flir gemeinwohldienliche Forschung
erhdhen und offentlichen Stellen in Notsituationen
bessere Einschatzungsmaoglichkeiten an die Hand
geben. Dies stellt einen wichtigen Paradigmen-
wechsel in der Gesundheitsdatennutzung dar, den
wir gestalten wollen. Der Zugang zu grdéferen
Datenmengen und deren Analyse fordert Innova-
tionspotenzial und kann damit die Versorgung der
Patient*innen verbessern. Eine Rickverfolgbarkeit
der Daten soll so weit wie moglich ausgeschlos-
sen und Verstofie dagegen strafrechtlich verfolgt
werden. Umfassender Schutz vor Diskriminierung
fur alle und besonders die Bedirfnisse vulnerabler
Gruppen mussen umfassend berlcksichtigt wer-
den.Grundlegend fir den Erfolg der Digitalisierung
im Gesundheitswesen sind einheitliche Daten-
formate und Schnittstellen, um eine Zusammen-
fihrung von Daten und eine grenziberschreitende
Nutzung in Europa zu ermaglichen. Daher wollen
wir die Entwicklung und verpflichtende Nutzung
von international gebrauchlichen Datenstandards
und interoperablen Schnittstellen durch die Soft-
waresysteme von Beginn an sicherstellen.

Antibiotikaresistenzen eindammen

Antibiotika kdnnen Menschenleben retten. Das soll
auch in Zukunft gewahrleistet sein. Daher mussen
Mafinahmen ergriffen werden, um ihre Wirksamkeit
dauerhaft zu garantieren. Durch einen verantwor-
tungsvollen Umgang mit Antibiotika wollen wir die
Entstehung und Verbreitung multiresistenter Keime
verhindern. Denn diese sind eine der grofiten
gesundheitlichen Herausforderungen der Mensch-
heit. Besonders bei Menschen mit schwachen
Immunsystemen wie Alteren, Kindern oder Men-
schen mit Vorerkrankungen fuhren sie jedes Jahr
zu Hunderttausenden Todesfallen weltweit. Darum
ist es wichtig, dass Antibiotika und hochpotente
Desinfektionsmittel nur dort eingesetzt werden, wo
es sie wirklich braucht bzw. wo sie jeweils geeig-
net sind. Wir wollen den umsichtigen Einsatz von
Antibiotika in der Human- und Tiermedizin starken
und die Forschung fordern. Zudem sollten schnelle
Diagnosetests, die vor einer Verschreibung uber-
prufen, ob die Behandlung mit Antibiotika geboten
ist,in ausreichender Menge verfligbar sein.

Wir wollen die EU-Liste fiir Reserveantibiotika, die
fur die Humanmedizin vorbehalten bleiben und
nicht in der industriellen Tierhaltung eingesetzt
werden dirfen,an den entsprechenden Kriterien
der WHO ausrichten. AuRerdem wollen wir den
Import von tierischen Produkten beenden, bei
denen in der EU verbotene Antibiotika eingesetzt
wurden. Durch Mafinahmen fiir bessere Hygiene
und Abwasserentsorgung wollen wir den Eintrag
von Antibiotikartckstanden in die Umwelt verrin-
gern. Wir wollen die Entwicklung neuer Antibiotika
und wirksamer alternativer Behandlungsmethoden
durch Anreize fordern.

Eine gute Pflege sicherstellen

Ein starkes offentliches und diskriminierungsfreies
Gesundheitswesen und eine bedarfsgerechte Pfle-
ge und Assistenz fur altere, kranke und behinderte
Menschen sind unverzichtbar,um die menschli-
che Wirde zu schitzen und Selbstbestimmung zu
fordern. Der Mangel an Pflegefachpersonen spitzt
sich immer weiter zu, in der EU und auch hier in
Deutschland. Deshalb wollen wir die Attraktivitat
des Pflegeberufs steigern, die berufliche Freizligig-
keit innerhalb der EU in diesem Bereich erleichtern
und die Arbeitsbedingungen des Pflegepersonals
verbessern. Unser Ziel sind einfachere Anerken-
nungsverfahren fur Studienabschlisse sowie fur
Aus- und Weiterbildungen von Pflegefachpersonen
innerhalb der EU und aus dem Ausland. Im Rahmen
der EU-Pflegestrategie setzen wir uns fir wettbe-
werbsfahige Arbeitsbedingungen und Gehalter der
professionellen Pflege gegenuber anderen Bran-
chen ein. Wertschatzung braucht auch Léhne, die
sie bezeugen - am besten Uber gute Tarifvertrage.
Zudem braucht es mehr Investitionen in Pflegeein-
richtungen, insbesondere in Wohn- und Pflegefor-
men, die ein selbstbestimmtes Leben im Quartier
und Lebensumfeld ermdglichen,Pflegeangebote
sowie in die Aus- und Weiterbildung von Pflege-
fachpersonen. Pflegefachberufe mussen attraktiver
ausgestaltet und durchlassiger in der beruflichen
Weiterentwicklung werden.Auch ein starkeres
Engagement der EU in Forschungs- und Modellpro-
jekten sowie einen Wissens- und Erfahrungstrans-
fer zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen in
Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen der Mit-
gliedstaaten wollen wir fordern.
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Um die Situation der Pflegekrafte in der hauslichen
Betreuung zu verbessern, fordern wir eine Uber-
arbeitung der Rechtsvorschriften fur Sicherheit und
Gesundheitsschutz bei der Arbeit, um sicherzustel-
len, dass auch angestellte Pflegekrafte in privaten
Haushalten einbezogen werden und gute Arbeits-
bedingungen haben.Die Bewaltigung des demo-
grafischen Wandels ist eine grofie gesamteuropai-
sche Aufgabe. Es wird in den nachsten Jahrzehnten
eine weitere Zunahme an pflegebedurftigen und an
Demenz erkrankten Menschen geben. Unser Ziel ist
es, diesen Menschen ein menschenwirdiges, selbst-
bestimmtes und aktives Leben zu ermdglichen.

Um mehr Innovationen im Bereich Pflege und Teil-
habe voranzutreiben, wollen wir den europaischen
Austausch Uber neue Ansatze starken, beispielswei-
se zu inklusiven Wohn- und Pflegeformen, quar-
tiersorientierter Unterstitzung und personlicher
Assistenz. Auch pflegende Angehorige und Naheste-
hende wollen wir besser unterstitzen und entlas-
ten. Deshalb setzen wir uns auf europadischer Ebene
dafir ein, dass pflegende Angehdrige, in der Mehr-
zahl sind es Frauen, gut sozial abgesichert sind und
nicht aufgrund von Pflegaufgaben in die Altersar-
mut geraten. lhre in der Pflege erworbenen Fahig-
keiten sollen anerkannt werden, und der Zugang zu
Weiterbildungsangeboten soll gefordert werden.
Die Vorgaben aus der UN-Behindertenrechtskon-
vention wollen wir auch in der Pflege umsetzen.

Cannabis europaweit legalisieren

Wir setzen uns auch in Europa fur eine zeitgemafie
Drogenpolitik ein, die Gesundheit und Jugend-
schutz in den Vordergrund stellt und die kriminel-
len Strukturen hinter dem Drogenhandel effektiv
bekampft. Auch in Europa brachte der rein repres-
sive Umgang mit Drogen mehr Leid als Segen,
Tausende Drogentote und eine wichtige Einnahme-
quelle fir die Organisierte Kriminalitat. Es braucht
eine an der Wissenschaft und risikobasierten Be-
trachtung ausgerichtete Drogenpolitik. An verschie-
denen Orten der Welt ist der Wechsel hin zu einem
risikobasierten Umgang mit Cannabis bereits
gelungen. Mit der Regulierung von Cannabis setzen
wir auf Vernunft statt Kriminalisierung. Wir streben
eine EU-weite Legalisierung und kontrollierte Ab-
gabe von Cannabis an.Das europdische und inter-

nationale Recht setzt aktuell den Mitgliedstaaten
im Umgang mit Cannabis enge Grenzen. Wir wollen
es erweitern, sodass jedes Land selbst entschei-
den kann. Gleichzeitig starken wir Pravention und
Jugendschutz.

Die Zunahme problematischen Drogenkonsumes,
neuer und synthetischer Substanzen und die
Folgen sozialer Verelendung im offentlichen Raum
stellen eine grofie Herausforderung dar. Sie bergen
Gefahren fur Konsument*innen, stellen Behorden
vor besondere Herausforderungen und erfordern
soziale MaRnahmen.Wir mussen wirksamer gegen
unsichtbare und sichtbare Abhangigkeitsproblema-
tiken vorgehen. Daher intensivieren wir,im Sinne
des Gesundheitsschutzes, landeribergreifendes
Zusammenarbeiten. Darliber hinaus wollen wir

die gesundheitliche Versorgung von Abhangigen
verbessern, eine Abkehr der Repression im Umgang
mit Konsument*innen, die Starkung sozialer Hilfe-
strukturen und besseren Zugang zu Therapieplat-
zen ermdglichen. Auch die Forschung zum Umgang
mit psychoaktiven Substanzen, insbesondere zum
medizinischen Nutzen, wollen wir in europaischen
Forschungsverbiinden weiter vorantreiben.

4. Bildung und Chancen
Europas Hochschulen besser vernetzen

Der Europaische Hochschulraum tragt dazu bei, die
Hochschulausbildung in Europa vergleichbarer und
international wettbewerbsfahiger zu machen und
ist fur die Forderung von akademischer Mobilitat
von unschatzbarem Wert. Europas Hochschulen
sind ein wichtiger Bestandteil des Bildungssystems,
ein Ort der Gestaltung der Zukunft, der kritischen
Selbstreflexion der Gesellschaft und der sozialen
sowie technologischen Innovationen. Wenn wir sie
vernetzen, kénnen wir ihre vielfaltigen Kompeten-
zen und Profile noch besser fir den ganzen Konti-
nent nutzen. Wir setzen uns deshalb schon lange
fur die Grindung und Starkung von europaischen
Hochschulnetzwerken ein..Wir fordern Anwendun-
gen von Kinstlicher Intelligenz und Learning Ana-
lytics im Bereich Lehre und Bildung. Diese wollen
wir so gestalten, dass Lehrende, Studierende und
Schiler*innen selbstbestimmt und souveran diese
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neuen Maglichkeiten anwenden kdnnen, ohne bei-
spielsweise in digitalen Prifungen automatisiert
uberwacht zu werden. Der Zugang zu diesen neuen
Anwendungen muss sozial gerecht und diskrimi-
nierungsfrei gestaltet werden.

Im Sinne der Idee eines europaischen Hochschul-
abschlusses (European Degree) unterstitzen wir
die Weiterentwicklung des European Approach im
Rahmen des Bologna-Prozesses, um die Anerken-
nung gemeinsamer Studiengange (Joint Program-
mes) und gemeinsamer Studienabschlisse (Joint
Degrees) zu erleichtern und Anreize fir die Interna-
tionalisierung von Studiengangen zu schaffen.

Egal in welchem Land: Studierende haben selten
viel Geld zur Verfuigung. Besuche in Museen, Thea-
tern, aber auch beispielsweise Ausfliige in andere
Stadte erdffnen neue Horizonte. Viele dieser Ein-
richtungen bieten Rabatte fur Studierende an. Aber
gerade fur Studierende aus anderen Landern ist

es oft schwierig, diese Vergiuinstigungen mit ihren
heimischen Studierendenausweisen zu erhalten.
Die EU hat mit der European Student Card (ESC)
und dem digitalen Studierendenausweis in der
Erasmus+-App bereits erste Schritte fur einen euro-
paischen Studierendenausweis unternommen, aber
nur fur einen sehr begrenzten Personenkreis. Wir
wollen, dass alle Studierenden an europaischen
Universitaten und Hochschulen einen (digitalen)
europdischen Studierendenausweis bekommen
kdnnen.

Berufsabschliisse europaweit
anerkennen

Die Mdglichkeit, in jedem europaischen Land zu
studieren oder zu arbeiten, eroffnet viele neue
Perspektiven. Wenn es aber konkret wird, wird es
oft schwierig: Zwar haben wir mit Bachelor und
Master im Bologna-Prozess ein vergleichbares
Abschlusssystem in der EU geschaffen. Aber es ist
kein Automatismus, dass zum Beispiel der Bache-
lor aus einem Land in einem anderen Land fiir ein
Masterstudium anerkannt wird. Studierende und
Absolvent*innen, auch in der beruflichen Weiterbil-
dung, missen in dem jeweiligen Land eine oftmals
noch sehr burokratische Prozedur durchlaufen. Teils
wird dann der heimische Abschluss geringwertiger

eingestuft, teils ist die Anerkennung sehr kostspie-
lig. Darum setzen wir uns dafur ein, dass berufliche
Ausbildungsabschlisse und Bildungsabschlisse im
Rahmen des Europaischen Qualifizierungsrahmens
einfacher und schneller in jedem Land der EU gel-
ten, statt mthsam anerkannt werden zu mussen.

Noch schwieriger wird es bei Berufsabschlissen.
Hier ist die Anerkennung oft kompliziert, langwie-
rig und teuer. In Zeiten des Fachkraftemangels ist
das besonders kontraproduktiv. Fir eine Handvoll
Berufe kénnen Menschen deshalb den Europai-
schen Berufsausweis (EBA) in ihrem Heimatland
beantragen. Mit diesem elektronischen Verfah-
ren ist es leichter, sich die Qualifikation in einem
reglementierten Beruf in einem anderen EU-Land
anerkennen zu lassen . Wir wollen die Anzahl der
Berufe, fiir die der EBA moglich ist, deutlich er-
weitern. Wir wollen die Position der Bewerber*in-
nen verbessern, indem europaweit vergleichbare
Anerkennungsverfahren eingefiihrt und umfassen-
de Orientierung und Unterstiitzung durch mehr-
sprachige Beratungs- und Informationsangebote
angeboten werden.

Politische Bildung gegen
Desinformation

Unsere Demokratien und unsere Werte sind
stetigen Angriffen autoritarer und demokratie-
feindlicher Stromungen aus dem In- und Ausland
ausgesetzt. Ihre Mittel: Desinformationen, Fake
News und Manipulation ihrer Verteilmechanismen
sowie vorsatzliches Storen und Uberfluten digitaler
Debattenraume. Sie operieren immer mehr grenz-
Uberschreitend und versuchen, den Zusammenhalt
in der EU und unsere europaischen Werte zu unter-
minieren. lhre Verschworungsmythen saen Hass
und Ausgrenzung. Dem mussen wir starker und
europaisch koordiniert entgegenwirken. Wir wol-
len daher eine Europaische Zentrale fur politische
Bildung griinden, einen Anlaufpunkt fir politische
Bildung, der gezielt die europdische Dimension von
Desinformation adressiert. Sie soll sich vor allem
an Jugendliche und junge Erwachsene wenden,
zugleich aber allen Birger*innen als Informations-
quelle zur Verfugung stehen und breite Angebote
im digitalen Raum schaffen. Diese Europadische
Zentrale fur politische Bildung soll auch den
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Menschen in den EU-Beitrittskandidatenlandern
offenstehen.

Sie kann den europaischen Gedanken und kom-
plexe europadische Prozesse zielgruppengerecht
erklaren. Diese Zentrale soll zudem die digitale
Medienkompetenz der Menschen in Zeiten von
Desinformation und Fake News starken. Dazu kann
sie in der Forschung und Aufklarung auch eine

Vernetzung der europaischen Akteure vorantreiben.

Sie soll unabhangig und nach klaren wissenschaft-
lichen und ethischen Kriterien arbeiten konnen.
So fordern wir unsere demokratischen Werte und
starken den Einsatz gegen Diskriminierung.

Mit Erasmus Europa kennenlernen

Erasmus+ ist flr viele die erste und oft auch per-
sonlichste Begegnung mit der EU. Uber Erasmus+
wird gelebte europaische Gemeinschaft gefordert
und der akademische und berufliche Austausch
ermaglicht.

Im Zentrum des Programms steht der Studieren-
denaustausch: Wir wollen, dass mehr Menschen
diese Erfahrungen machen kénnen, vor allem aus
Familien, denen das Geld fiir Urlaub oder Aus-
tauschzeit im Ausland fehlt. Das bedeutet, dass wir
die finanzielle Forderung fiir Auslandsaufenthalte
starken mussen. Wir setzen uns deshalb fiir einen
Ausbau der Erasmusmittel ein. Fur viele ist es ein
grof3er Schritt, von zu Hause ins Ausland zu gehen,
und die Aussicht, sich in dieser Zeit keinen Besuch
bei der Familie leisten zu konnen, eine Hemm-
schwelle. Deshalb wollen wir ein Mobilitatsticket
fur Erasmus-Teilnehmer*innen einfiihren, das es ih-
nen zum Beispiel ermdglicht, einmal pro Halbjahr
kostenlos zum Wohnort und zurtick zu fahren. Um
Auslandssemester leichter in den Ausbildungsplan
zu integrieren, streben wir eine Harmonisierung
der Semesterzeiten an.

Wir wollen, dass sich auch Menschen mit Behin-
derung fur eine wertvolle Erasmus+-Erfahrung
entscheiden kdnnen. Deshalb wollen wir die Be-
ratungsangebote (zum Beispiel Informationen zu
nationalen Anlaufstellen fUr Assistenz) vor und
wahrend der Projektdurchfiihrung ausbauen sowie
Informationen barrierefrei zur Verfigung stellen

und eine Abdeckung der Mehrkosten sicherstellen.
Wir wollen mit dem Vereinigten Kénigreich Wege
finden, wie Menschen auf beiden Seiten nach dem
Brexit wieder vom Austausch profitieren kdnnen.

Fir viele Studierende ist Erasmus+ ein Begriff. Bei
Auszubildenden aber ist das Programm noch nicht
ausreichend bekannt. Das wollen wir andern. Denn
es bietet viele Moglichkeiten, neue fachliche Kom-
petenzen zu lernen und neue Erfahrungen zu sam-
meln. Mit besseren Informationen, mehr Beratung
sowie einfacheren Antragen und Anerkennungen
wollen wir Erasmus+ flr Auszubildende starken.
Wir wollen durch Unterstlitzungsangebote fur
kleine Handwerksbetriebe maoglichst vielen Auszu-
bildenden die Teilnahme am Erasmus+-Programm
ermaglichen.

Erasmus+ ist eine der europaischen Erfolgsge-
schichten, auch fur die Jugendarbeit. Mit Blick auf
die Verhandlungen zum Mehrjahrigen Finanzrah-
men ab 2028 werden wir uns dafiir einsetzen, die
Mittel fur Erasmus+ zu verdoppeln.

5. Europas Jugend
Jugend beteiligen

Europa lebt durch Gemeinschaft, Begegnungen,
Toleranz und Verstandnis fureinander. Um dies zu
ermaglichen, spielt europdische und internationale
Jugendarbeit eine auRerordentliche Rolle. Sie er-
maoglicht es jungen Menschen, Uber den Tellerrand
hinauszuschauen und europaweit Freundschaften
zu schlieRen. Jugendverbande und Jugendgruppen
sind Grundlage fir die Gestaltung von Freizeit und
Bildung von Millionen Jugendlichen in Europa. In
unserer Zivilgesellschaft muss sichergestellt wer-
den, dass ehrenamtliches Engagement von Jugend-
lichen wertgeschatzt wird und Jugendarbeit nicht
an burokratischen Hirden scheitert. Wir sprechen
uns daher fur eine Starkung und Vereinfachung der
Projektforderung Gber Erasmus+ aus. Insbesondere
flr junge Menschen in unseren dstlichen Nach-
barlandern wie Polen oder Tschechien wollen wir
Europa erlebbarer und erfahrbarer machen. Wir
wollen die europaische Jugendarbeit starken und
dabei Osteuropa in den Fokus nehmen.
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Viele reden uber Jugendliche und ihre Bedurfnisse.
Wir wollen, dass sie selbst zu Wort kommen und
ein Mitspracherecht fur das Europa haben, in dem
sie leben. Sie sind derzeit im politischen Gesche-
hen massiv unterreprasentiert. Darum ist es gut,
dass jetzt in Deutschland Jugendliche ab 16 Jahren
erstmals bei der Europawahl wahlen kdnnen. Wir
setzen uns dafur ein, dass dies in allen Mitglied-
staaten und in Deutschland auf allen Ebenen Wirk-
lichkeit wird.

Auch Uber das Wahlrecht hinaus wollen wir die
Jugendbeteiligung in Europa strukturell weiter
stirken. Uber den EU-Jugenddialog hat die EU
einen direkten Kanal fir die Beteiligung junger
Menschen und Jugendverbande auf europaischer
Ebene geschaffen. Dieser soll weiter gestarkt

und bei anderen Beteiligungsformaten integriert
werden. Die Ergebnisse dieser Beratungen sollen
zukunftig noch starker in die Arbeit der EU-Kom-
mission einflieen und junge Menschen und ihre
Interessenvertreter*innen kiinftig regelmafiig

im Europaischen Parlament angehdrt werden.

Wir unterstiitzen zudem den EU Youth Check, mit
dem die Auswirkungen von EU-Entscheidungen
auf junge Menschen uberprift werden sollen. In
der EU-Jugendstrategie werden die Leitlinien fur
europaische Jugendpolitik festgelegt. Wir wollen
sicherstellen, dass eine Weiterentwicklung der EU-
Jugendstrategie die Interessen junger Menschen in
allen Politikbereichen starkt. Dafir missen be-
stehende Beteiligungsformate flr junge Menschen
sinnvoll miteinander verknupft, strukturell abge-
sichert und ihre Anbindung an nationale Beteili-
gungsstrukturen sichergestellt werden.Wir setzen
uns aufBerdem daftir ein, dass die Stelle der EU-Ju-
gendkoordinatorin aufgewertet wird.

Freiwilligendienste ausbauen

Eine Gemeinschaft ist so stark wie das Engage-
ment ihrer Mitglieder. Der Zivilgesellschaft kommt
hierbei eine besondere Rolle zu. Gerade das Enga-
gement von jungen Europder*innen ist elementar
- zum Beispiel fur die Fluchtlingshilfe, Projekte
der Demokratieforderung, Klimaschutz oder soziale
Gerechtigkeit.

Darum wollen wir eine Million Platze im Europai-
schen Freiwilligendienst schaffen, gerade auch fir
Jugendliche aus Elternhdusern mit niedrigem Ein-
kommen. Fir sie missen wir fir bessere Rahmen-
bedingungen wie eine angemessene Aufwands-
entschadigung sorgen, damit Engagement etwas
ist, das sich jede und jeder leisten kann. Fur die
Durchfiihrung von Freiwilligendiensten braucht es
aber auch Vereine,Verbande und Organisationen,
die sie anbieten. Diese wollen wir starken, denn sie
schaffen Orte der Demokratie und des zivilgesell-
schaftlichen Engagements.Mit einem Freiwilligen
Okologischen Jahr (FOJ bzw. EYE - European Year
for Ecology) ermoglichen wir jungen Menschen ab
18 Jahren den interkulturellen europdischen Aus-
tausch im Bereich des Naturschutzes und schaffen
so die Mdglichkeit, sich fur Europas Natur einzu-
setzen. Durch das FOJ wollen wir junge Menschen
motivieren, sich flr Jobs im Klima- und Umweltbe-
reich fit zu machen und zu qualifizieren.

Diese Idee wollen wir nicht nur fur Jugendliche
anbieten. Wir wollen auch die Erfahrungen, das
Wissen und das Engagement von Senior*innen in
ganz Europa fruchtbar machen: Viele von ihnen ha-
ben Kenntnisse, die sie auch im Rentenalter noch
einsetzen wollen. Mit einem europaischen Pro-
gramm wollen wir den Rahmen bereitstellen, mit
dem Senior*innen Uberall in der EU an Projekten

in Ausbildung, Vermittlung oder Zivilgesellschaft
mitarbeiten kénnen.

Europa entdecken

Mit dem DiscoverEU-Programm kdnnen 18-Jahrige
die EU praktisch erleben. Zweimal im Jahr werden
unter jungen Menschen sogenannte Travel-Passes
verlost, mit denen sie dann in einem bestimmten
Zeitraum 30 Tage lang mit dem Zug durch Europa
reisen konnen. Gemeinsam mit anderen jungen
Menschen aus unterschiedlichen Landern kon-
nen sie entdecken, wie vielfaltig Europa ist. Daher
unterstutzen wir das DiscoverEU-Programm und
wollen es zukiinftig noch ausbauen. Unser Ziel ist
es,aus vielen parallelen Reisen mehr gemeinsame
Erlebnisse zu schaffen. Wir wollen das Programm
bekannter machen, besonders unter jungen Men-
schen aus weniger wohlhabenden Elternhausern.
AuRerdem wollen wir Anreize daflr setzen, dass
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Gruppen aus mehreren europaischen Landern zu-
sammen verreisen.

6. Fiir ein altersgerechtes
Europa

Das Durchschnittsalter der Menschen in Europa ist
das hochste aller Weltregionen, Tendenz steigend.
Wir wollen, dass der demografische Wandel als He-
rausforderung und als Chance fur uns alle betrach-
tet wird. Das Wissen, die Lebenserfahrung und die
Aktivitat der alteren Burger*innen Europas kénnen
ein wichtiger Faktor flr den Zusammenhalt der
Gesellschaft sein. Das beweisen Tausende ehren-
amtlich engagierte Alte jeden Tag.Altere Menschen
werden in vielen Lebenszusammenhangen diskrimi-
niert oder ausgegrenzt, dies ist aber oft nicht sofort
als solches erkennbar. Deshalb wollen wir adltere
Menschen in ganz Europa besser vor Diskriminie-
rung am Arbeitsplatz und im Alltag schitzen und
Chancengleichheit herstellen. Barrierefreiheit in der
Arbeitswelt und im offentlichen Raum sind von Be-
deutung.Wir wollen erreichen, dass moglichst viele
Kommunen und Regionen in Europa dem globalen
Netzwerk altersfreundlicher Stadte und Gemeinden
LAge-friendly cities and communities“ der WHO
beitreten. Altersfreundliche Stadte und Gemeinden
sind gleichzeitig kinder-, familien- und behinder-
tengerecht.Ziel des Netzwerks ist unter anderem,
Menschen zu ermdglichen, in ihrem Lebensumfeld
gesund, sicher und unabhangig zu altern. Auch
Personen im hohen Alter und mit zunehmenden,
altersbedingten Einschrankungen sollen in den
eigenen vier Wanden bleiben kdnnen.Dazu ge-
horen barrierefreie 6ffentliche Verkehrsnetze und
Wohnungsbau sowie Hitzeschutzmafinahmen fir
Altere. Zudem setzen wir uns fiir mehr &ffentliche
Orte und Gelegenheiten ein, die so gestaltet sind,
dass sich die Generationen im Alltag begegnen,
interagieren und voneinander lernen kdnnen.Um
die Situation alterer Menschen international zu ver-
bessern, werden wir uns fiir eine UN-Konvention fur
die Rechte alterer Menschen einsetzen.

Jeder Mensch in Europa soll die Moglichkeit be-
kommen, jede andere europaische Sprache kos-
tenlos und diskriminierungsfrei zu erlernen. Dafur

wollen wir uns flr die Schaffung einer europai-
schen Sprachlern-App einsetzen, mit der jede
andere europaische Sprache erlernt werden kann.
So starken wir die europdische ldentitat.

/. Verbraucherschutz

Verbraucherschutz als Standortvorteil
begreifen

Der Rechtsschutz der Verbraucher*innen macht

die EU zu einer Union der starken Blrger*innen.
Die Freiheiten fur Waren, Kapital, Dienstleistun-
gen und Personen im europadischen Binnenmarkt
gehoren zu den grofiten Standortvorteilen der EU.
Der Verbraucherschutz sichert Konsum, Gesundheit
und Freiheiten weitreichend ab und macht die EU
damit weltweit zur Vorreiterin: Gebihrenfreies Roa-
ming, ein nutzerfreundlicher Strommarkt, moderne
Infrastruktur oder sichere und langlebige Konsum-
glter sind nur einige wenige Beispiele.

Und es funktioniert: So verspricht etwa ein ein-
heitliches Ladekabel fur mobile Endgerate, den
Kabelsalat in unzahligen Schubladen zu beenden.
Der verbindliche europadische Standard starkt die
europaische Kreislaufwirtschaft, verringert Elek-
troabfall und erleichtert merklich das Leben der
Verbraucher*innen. Wir wollen dabei das ganze
Spektrum digitaler Endgerate wie Smartwatches, E-
Reader oder Kopfhorer abdecken und auch kabel-
lose Ladetechnologien miteinschlief3en.

Das verbindliche Okodesign, also die Produktion
nach Kriterien der Haltbarkeit, Reparierbarkeit und
Okologischen Vertraglichkeit, beschert den Ver-
braucher*innen bessere Produkte. Wir setzen uns
fur eine schnelle Umsetzung der Richtlinien ein,
sodass relevante Produktgruppen wie Spielzeug,
Mdobel oder Kleidung zeitnah umfasst werden.

Geht ein Produkt doch mal kaputt, verspricht das
europaische Recht auf Reparatur Konsument*innen
den langfristigen Zugang zu Ersatzteilen und Repa-
raturanleitungen. Ein kaputter Smartphone-Akku,
Drucker oder Staubsauger missen noch lange
keine Neuanschaffung bedeuten. Die Lebensdauer
von teuren oder lieb gewonnenen Anschaffungen
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verlangert sich mit dem Recht auf Reparatur erheb-
lich. So werden langlebige und reparierbare Pro-
dukte die Geldbeutel der Biirger*innen entlasten.
Updatezyklen sowie auslaufende Updatezeitraume
mussen auf nachvollziehbaren und rationalen Kri-
terien beruhen. Es ist nicht im Sinne der Verbrau-
cher*innen, wenn sie durch kurze Updatezeitraume
gezwungen werden, neue Gerate zu kaufen. Dieser
,geplanten Obsoleszenz® im Hard- und Softwarebe-
reich wollen wir einen Riegel vorschieben.

Produkte des Alltags sicher nutzen zu kénnen, wird
mit der EU zur Selbstverstandlichkeit. Von Essen
Uber Kleidung bis hin zu Kosmetika, Spielzeug und
einfachen Gebrauchsgegenstanden geht Sicher-
heit vor. Schadstoffe, Nanopartikel und Rlickstande
gesundheitsschadlicher Halb- oder Schwermetalle
kommen in vielen dieser Verbrauchs- und Kon-
sumguter vor. Um Sicherheit und Transparenz zu
gewahrleisten, weiten wir die Risikoforschung aus
und schaffen ein Register fur Nanopartikel.

Auch das Design des europaischen Strommarkts
wollen wir im Sinne der Verbraucher*innen gestal-
ten, damit die Preisvorteile der erneuerbaren Ener-
gien in der Breite ankommen. Mit transparenten
und maglichst geringen Infrastrukturkosten, der
Entkopplung des Verbrauchspreises von erneuerba-
rem Strom von den steigenden Kosten des Emis-
sionshandels sowie intelligentem Lastmanagement
bleibt der Vorteil der gunstigen Stromerzeugung
bei ihnen.Wir schiitzen die Stromverbraucher*innen
vor hohen Kosten, indem wir die Férderung von
erneuerbaren Energien durch eine Deckelung der
Erlose erganzen. Wir starken aufierdem die Teilha-
be von Verbraucher*innen durch die Ermdglichung
zeitflexibler Stromtarife und vereinfachtes Prosu-
ming. Dadurch gelingt die einfache Integration von
beispielsweise Warmepumpen oder Wallboxen fir
Elektroautos in den Strommarkt.Ein besonderes
Augenmerk legen wir auf den Schutz von Konsu-
ment*innen im Bereich medizinischer Produkte
und Hilfsmittel. Haufig wird die Notlage besonders
verletzlicher Verbraucher*innen ausgenutzt. Wir
wollen vor allem altere Menschen, pflegende Ange-
horige und Menschen mit Behinderungen vor un-
geeigneten oder Uberteuerten Produkten schiitzen
und ihnen den Zugang zu individuell passenden
Hilfsmitteln ermdglichen.

Zur Bekampfung der Suchtmechanismen von
Wetten, Glucksspiel und Games im Internet, die
Nutzer*innen zu immer mehr Geldeinsatz verfiihren
wollen, werden wir Mechaniken mit Suchtpotenzial
einfacher erkennbar machen und bei der Alters-
einstufung europaweit einheitlich starker berlck-
sichtigen.

Fahrgastrechte garantieren

Die Reisefreiheit in der EU soll fur alle Burger®in-
nen komfortabel und sicher nutzbar sein. Fahr-
gaste sollen bei ihren Reisen durch Europa in ihren
Rechten geschitzt werden - ganz egal ob mit Bus,
Bahn oder Flugzeug. Auch deshalb wollen wir mit
einem anbieterliibergreifenden Ticketing-System
Buchungsplattformen in die Lage versetzen, grenz-
ubergreifend durchgangige Fahrkarten anzubieten,
die das Reisen mit dem Zug attraktiver machen
und den Planungsaufwand erheblich senken. Den
Bedurfnissen von Menschen mit Behinderung

soll im Reiseverkehr besondere Bedeutung bei-
gemessen werden.Wir setzen uns fir einen durch-
gehenden Schutz der Fahrgastrechte ein. Die
Entschadigung fur Bahnverspatungen sollte auf 50
Prozent des Fahrpreises nach 60 Minuten und 75
Prozent nach 90 Minuten angehoben werden, wie
es das Europaische Parlament fordert. Im Sinne des
Rechts auf barrierefreie Mobilitat setzen wir uns
fur Kostentbernahme fir alternative Transport-
moglichkeiten ein, wenn die zugesagte Barriere-
freiheit nicht eingehalten wurde.

Daruber hinaus sollen die Rechte von Unionsbdr-
ger’innen, insbesondere von Grenzganger®innen,
auch bei regional unterschiedlichen Unternehmen
gelten. Wir setzen uns fir einheitliche Mindest-
standards im Nah- und Regionalverkehr ein. Diese
sollen auch fur ermafigte Tickets und unterbro-
chene Reiseketten gelten.

Auch wer sich fur eine Flugreise entscheidet, soll
sicher und punktlich am Ziel ankommen. Die No-
vellierung der Fluggastrechte soll die bestehenden
Lucken im Verbraucherschutz bei Flugreisen schlie-
3en und die Rechte weiter ausbauen. Wir starken
den Anspruch der Verbraucher*innen auf Entscha-
digungen bei Verspatungen oder Verschiebungen
von Flugreisen. Anspriiche der Reisenden sollen
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bei einer grofien Verspdtung ab drei Stunden in die
Verordnung aufgenommen werden. Bei einer Ver-
schiebung von Fligen soll die Frist zur Information
der Reisenden auf vier Wochen vor Reisebeginn
verlangert werden. Hinweise auf den Anspruch

auf Entschadigung sollen durchgangig prominent
platziert werden.

Besonders fur Reisende, die nur gelegentlich flie-
gen,und Familien sind die Regelungen zur Mitnah-
me von Gepack haufig intransparent und kompli-
ziert. Wir setzen uns fur eine einheitliche Regelung
fur die Maf3e von Handgepdck und eine transpa-
rente Preisgestaltung fur alle Gepackvarianten ein.

Ausfalle dirfen nicht zulasten der Reisenden
gehen. Deswegen wollen wir, dass alle Fluggesell-
schaften sich gegen Insolvenz versichern mussen.

Vor Kostenfallen schiitzen
Vertrage online abzuschliefien, ist fur viele Men-

schen langst Alltag und eine erhebliche Erleich-
terung. Genauso unkompliziert wie der Abschluss

sollte die Kiindigung sein. Verbraucher*innen
finden oft keine Mdglichkeit, online abgeschlosse-
ne Vertrage zu kindigen, oder haben keine Sicher-
heit Uber den Eingang und die Rechtssicherheit
der Kiindigung. Die Bindung an ungewollte oder
nicht mehr bendotigte Vertrage wird so schnell zur
Kostenfalle. Bei langfristigen Vertragen, die online
abgeschlossen werden kénnen, wollen wir einen
leicht zuganglichen Kiindigungsbutton auf der
Webseite der Unternehmen einfuhren. Wir sorgen
so fur ein europaweit hohes Verbraucherschutz-
niveau nach deutschem Vorbild. Damit wird die
europaweite Nutzung von Dienstleistungen verein-
facht und sicherer gemacht. Die Beweislast fur die
ordnungsgemafie Umsetzung soll dabei bei den
Unternehmen liegen. Ist diese nicht rechtssicher
ausgestaltet, geht das nicht zulasten der Verbrau-
cher*innen: Vertrage sollen dann jederzeit, ohne
Einhaltung einer Klindigungsfrist, aufgehoben
werden konnen. Wir setzen uns fur die Erganzung
der entsprechenden Verbraucherrichtlinie ein und
geben Kund*innen so die Kontrolle tber ihre Ver-
trage zurick.

Was Frieden schiitzt

Der russische Angriffskrieg auf unseren europai-
schen Nachbarstaat Ukraine hat gezeigt: Frieden
und Freiheit, Sicherheit und Menschenrechte sind
keine Selbstverstandlichkeit. Sie missen immer
wieder aufs Neue verteidigt und gestarkt werden.
Moskau hat das Friedensprojekt Europdische Union
(EU) herausgefordert. Wir unterstitzen unsere
ukrainischen Freund®innen, die sich dieser Heraus-
forderung mit allen Kraften stellen - und halten
gemeinsam stand.

Aber auch Uber die Ukraine hinaus nehmen die
Spannungen weltweit zu. China tritt immer autori-
tarer auf, bedroht seine Nachbarn und stellt die re-
gelbasierte internationale Ordnung infrage. Chinas
Konkurrenz mit Demokratien auf der ganzen Welt
stellt auch unser Leben und Wirtschaften vor be-
deutende Herausforderungen. In Afrika, Asien und
Stdamerika fordern Staaten und Gesellschaften

derweil zu Recht mehr Reprasentanz, faire Mitspra-
che und einen gleichwertigen Platz an Verhand-
lungstischen ein.

Diese Verschiebungen im globalen Machtgefuige
fordern die EU heraus. Gemeinsam mit den Folgen
der Pandemie, mit Inflation, Staatsschulden- und
Klimakrise machen sie einmal mehr deutlich: Wir
mussen unsere demokratischen Krafte blindeln, um
den Frieden in Europa zu schitzen und einen star-
ken europdischen Beitrag zur Sicherheit Europas
und der Welt zu leisten.

Gemeinsam sind wir handlungsfahig. Immer wieder
hat die EU bewiesen, wie sehr sie in der Lage ist,
auch international fur Frieden, Sicherheit, Rechts-
staatlichkeit und nachhaltige Entwicklung zu
wirken. Sie hat bewiesen: Man kann Frieden lernen,
stabilisieren und zum Wohle aller gestalten. Das
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gibt Hoffnung in schwierigen Zeiten: Eine EU, die
auf der Weltbuhne selbstbewusst und konstruktiv
auftritt und mit einer Stimme spricht, ist imstan-
de, sich gegen Unfreiheit und Krieg zu behaupten,
unsere Interessen und Werte zu verteidigen, Ein-
flussnahme von aufien abzuwehren, Zukunft und
Frieden zu gestalten - und das Leben der Men-
schen spurbar zu verbessern. Dieses Europa bietet
weltweit Perspektiven fur politische und nachhal-
tige wirtschaftliche Entwicklung - und damit ein
dringend bendtigtes Gegenangebot zum Einfluss
insbesondere Chinas und Russlands.

Das ist unsere Perspektive, das ist unser politischer
Auftrag: die globale Handlungsfahigkeit der EU

zu verteidigen und zu starken. Als viele noch von
Wandel durch Handel® traumten, haben Griine
davor gewarnt, dass autokratische Regime wie
Russland im Zweifelsfall gegen das Interesse ihrer
eigenen Birger*innen handeln, um ihre imperialen
Ziele mit Gewalt durchzusetzen. Wir treten deshalb
flr ein souveranes und selbstbewusstes Europa ein,
das nicht abwartet, sondern das Heft des Handelns
in die Hand nimmt; ein Europa, das sich aus seinen
Abhdngigkeiten Lost und global Verantwortung
ubernimmt. Eine handlungsfahige EU, die auf eige-
nen Beinen steht, ist der beste Schutz gegen all
jene Krafte, die Isolation und Ausgrenzung herauf-
beschwdren, innerhalb und auRerhalb des europai-
schen Blndnisses. Die EU kann dabei ihre Interes-
sen vor allem dann effektiv durchsetzen, wenn sie
zugleich ihre Werte in den Mittelpunkt stellt — der
oft behauptete Widerspruch ist keiner.

Frieden und Freiheit erwachsen nicht aus Ab-
schottung, sondern aus einem wertegeleiteten
und fairen Umgang mit unseren Partnerinnen und
Partnern. Das wichtigste Forum daflr sind die Ver-
einten Nationen (UN) und ihre Organisationen, die
wir starken sowie gerechter und reprasentativer
gestalten wollen. Sie sind der beste Weg zu einem
Multilateralismus, in dem die Starke des Rechts
wirkt, nicht das Recht des Starkeren.

Die EU muss in diesen herausfordernden Zeiten
alle Moglichkeiten internationaler Zusammenar-
beit aktiv suchen und alle Kanale der Kooperation
nutzen,um den Frieden zu wahren, Menschen-
rechte zu verwirklichen, demokratische Krafte zu

starken, Konflikten vorzubeugen und Wohlstand

zu fordern. Neben der Starkung der Beziehung zu
ihren Verbundeten im transatlantischen und trans-
pazifischen Raum muss die EU aktiv um Partner-
schaften mit Landern des Globalen Sudens werben.
Orientiert an den Nachhaltigkeitszielen wollen wir
globale Gerechtigkeit fordern. Dabei achten wir auf
die Koharenz unseres politischen Handelns Uber
alle Politikfelder wie der Wirtschafts- und Handels-
politik hinweg.

Oft genug aber sitzen bei Verhandlungen vor allem
Frauen nicht mit am Tisch. Das macht es schwe-
rer, faire und tragfahige Losungen zu entwickeln.
Gesellschaften sind nachweislich friedlicher und
wohlhabender, wenn alle Menschen am politischen,
sozialen und wirtschaftlichen Leben teilnehmen
kdonnen. Frieden und Sicherheit sind nachhaltiger,
wenn Frauen beteiligt sind. Deshalb setzen wir
uns aktiv dafur ein, dass gerade auch Frauen in der
AuRenpolitik umfassend und gleichberechtigt ver-
treten sind.

Die existenziellste Herausforderung der Mensch-
heit, die Klima- und Umweltkrise, lasst sich nur
global bewaltigen lasst. Europa und die Ubrigen
Industriestaaten haben durch ihre jahrzehntelan-
gen Emissionen eine besondere historische und
zweifache Verantwortung: Sie miissen im ganz
eigenen Interesse selbst schnell klimaneutral wer-
den und zugleich armere Lander auf ihrem Weg zu
klimaneutralem und klimaangepasstem Wohlstand
partnerschaftlich unterstitzen. Deswegen stellen
wir die Klimadiplomatie ins Zentrum unseres Plans
flr eine europaische Aufienpolitik und damit die
Weichen fur belastbare Partnerschaften - Partner-
schaften, die Win-win-Situationen schaffen und
sowohl den Menschen in unseren Partnerlandern
nutzen als auch dabei helfen, unsere Versorgung
mit erneuerbaren Energien und Rohstoffen zu
sichern. Eine starke europdische KlimaauRenpoli-
tik bedeutet auch, dass die EU eine Vorreiterrolle
bei der Umsetzung des Pariser Klimaabkommens
einnehmen und weltweit gemeinsam mit der
Privatwirtschaft einen entscheidenden Beitrag zu
den noétigen Investitionen fir eine klimagerechte
Entwicklung leisten muss. In gleicher Weise muss
Europa die globale Biodiversitatskrise angehen:
selbst ambitionierte Ziele verfolgen, Finanzierung
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bereitstellen und mobilisieren sowie die Lander
des Globalen Siidens bei der Umsetzung ihrer Ziele
unterstutzen.

Im dufdersten Fall missen wir im Stande sein,
unseren Frieden im Blindnis auch militarisch zu
verteidigen. Dabei bleibt der Einsatz militarischer
Gewalt fr uns Ultima Ratio. Fur die Verteidigungs-
fahigkeit der EU ist auch eine gesamtstaatliche
und gesellschaftliche Resilienz unabdingbar. Daflir
ist es zentral, Schocks und Stérungen im Sinne
eines umfassenden Sicherheitsbegriffs widerstehen
zu konnen. Das umfasst die Erh6hung der Cybersi-
cherheit und den Kampf gegen Desinformation, die
Starkung von Infrastrukturen sowie von staatlichen
und wirtschaftlichen Versorgungsstrukturen und
die Ertlchtigung des Zivilschutzes. Dies kdnnen
wir besser, effizienter und wirkungsvoller tun, wenn
wir unsere Sicherheitspolitik europdisch koordi-
nieren und Informationen schneller und besser
austauschen. Wir wollen einen umfassenden Ansatz
europaischer AuRenpolitik, der die menschliche Si-
cherheit in den Mittelpunkt riickt, auf Vorbeugung
und zivile Bearbeitung von Krisen und Konflikten
setzt und aktiv Chancen flir Deeskalation sucht.
Wer dazu beitragt, Frieden zu erhalten, beugt der
Notwendigkeit vor, Frieden schaffen zu muissen -
so schutzt Europa. Der Einsatz fir eine Kultur der
Gewaltfreiheit, militarische Zuriickhaltung und eine
Welt ohne Krieg umfasst als wichtige Querschnitts-
aufgabe weit mehr als den Bereich der AuRen-
politik. Wir denken Sicherheit von jedem einzel-
nen Menschen aus, dessen Wirde und Freiheit im
Zentrum unserer Politik stehen. Dieses Verstandnis
einer vorsorgenden und wertegeleiteten Sicher-
heitspolitik ist Teil des europaischen Versprechens.

Dessen Gewicht wiederum wird dort am deutlichs-
ten,wo es Einladung ist und Hoffnung gibt. Das
Streben vieler Ukrainer*innen danach, ihre Freiheit
zu behaupten und Teil der europaischen Familie
zu werden, mag von Wladimir Putin mit brutaler
Waffengewalt beantwortet worden sein. Aber es
lebt fort und beweist, welche Strahlkraft das euro-
paische Projekt Uber die eigenen Grenzen hinaus
entfalten kann. Mit der Vorstellung eines gemein-
samen Hauses Europa war der Wunsch verbunden,
dass Menschen unterschiedlicher Nationen fried-
lich unter einem Dach zusammenleben konnen.

Genau diesem Wunsch hat Russland mit seinem
volkerrechtswidrigen Angriffskrieg gegen die
Ukraine und gegen das ukrainische Selbstbestim-
mungsrecht eine klare Absage erteilt. An diesem
Wunsch halten wir trotzdem fest. Wir bekennen uns
zum Beginn des ukrainischen Beitrittsprozesses -
und verstehen ihn zugleich als Anerkennung der
unermesslichen Leistung, die das Land tagtaglich
flr unser aller Sicherheit und die europaischen
Werte erbringt.

Das Europa, das wir gestalten wollen, tut genau
das. Es schutzt und verteidigt die eigenen Werte.
Es behauptet sich — und reicht zugleich anderen
selbstbewusst die Hand. An diesem Europa wollen
wir arbeiten. Dieses Europa wollen wir sein.

1. Eine eurapaische
AuBenpolitik

Gemeinsam auf3enpolitisch handeln

Wir bendtigen eine starke und souverane EU, die
als weltpolitische Akteurin agieren kann. Bislang
braucht es in der EU-AufRenpolitik jedoch immer
noch die Zustimmung aller 27 Mitgliedstaaten. Wir
setzen uns fir eine Ausweitung von Mehrheitsent-
scheidungen im Rat ein, die dabei die Interessen
der grofien und der kleineren Mitgliedstaaten
berlicksichtigt. Um das zu erreichen, wollen wir die
bestehenden Mdglichkeiten innerhalb der europai-
schen Vertrage nutzen und setzen uns gleichzeitig
flr Vertragsanderungen ein.

Unsere Werte und Interessen brauchen eine ge-
meinsame Stimme der EU - wir wollen die be-
stehende Rolle des Hohen Vertreters bzw. der
Hohen Vertreterin fur die AuRen- und Sicherheits-
politik zu einer europaischen AufRenministerin bzw.
einem europaischen Aufdenminister machen. Auch
den Europaischen Auswartigen Dienst wollen wir
personell und institutionell starken. Um eine ge-
meinsame europaische Aufienpolitik umzusetzen,
braucht es einen echten europaischen diploma-
tischen Dienst. Deshalb wollen wir die Europai-
sche Diplomatische Akademie fest verankern,um
Kompetenzen im Bereich EU-Aufenpolitik unter
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Diplomat®innen aus den Mitgliedstaaten auszu-
bauen. Konsularische Dienste der Mitgliedslander
wie Visafragen, Rechtshilfe oder Antrage wollen wir

vermehrt in den europaischen Botschaften bundeln.

Gleichzeitig braucht es eine bessere Koordinierung
der AufRenpolitiken der EU-Mitgliedstaaten sowie
eine engere Abstimmung zwischen der Europai-
schen Kommission und dem Europaischen Aus-
wartigen Dienst. Fur eine bessere demokratische
Kontrolle setzen wir uns flr eine starkere Rolle
des Europaischen Parlaments in der Gemeinsamen
Aufden- und Sicherheitspolitik ein.

Wir wollen die auswartige Kultur-, Bildungs- und
Wissenschaftspolitik sowie Wissenschaftsdiploma-
tie starken, die im Angesicht der grofien globalen
Herausforderungen kulturelle Briicken bauen,
positiv in die Zivilgesellschaft wirken, Forschung
voranbringen und Frieden fordern kann.

Das Klima global und gerecht schutzen

Die Klimakrise ist die zentrale globale Herausfor-
derung unserer Zeit. Sie bedroht die Lebensgrund-
lagen in vielen Teilen der Welt und treibt Millionen
Menschen in die Flucht. Sie verscharft Konflikte um
knapper werdende Ressourcen wie Nahrungsmit-
tel, Wasser und Rohstoffe. Ihre Folgen wirken sich
schon heute spurbar negativ auf Lebensraume und
Zukunftschancen von Menschen aus.

Kein Staat kann die Klimakrise alleine stoppen.
Unser Ziel ist eine starke europaische Klimaaufien-
politik, die im Einklang mit dem Pariser Klima-
abkommen und den nachhaltigen Entwicklungs-
zielen steht. Wir stehen fur eine EU, die weltweit
Klimapartnerschaften fur die Minderung des
CO,-Ausstofses knupft, Partnerlander beim sozial
gerechten und klimaneutralen Auf- und Umbau
ihrer Wirtschaftssysteme, Infrastruktur und Ener-
gieversorgung sowie bei der Anpassung an die
unvermeidbaren Folgen der Klimakrise unterstutzt.
Als eine der grofsten Emittentinnen von Treibhaus-
gasen weltweit muss die EU entsprechend der
Vereinbarung im Pariser Klimaschutzabkommen
daflr eintreten, dass rasch jahrlich 100 Milliarden
US-Dollar aus offentlichen und privaten Quellen
fur Klimaschutz und Anpassung zielgerichtet und

im Einklang mit den Nachhaltigkeitszielen der UN
in Landern des Globalen Stidens eingesetzt wer-
den. Ein Vorbild dafiir sind sogenannte Just Energy
Transition Partnerships, die die Bundesregierung
gemeinsam mit weiteren internationalen Partnern
bereits mit mehreren Landern abgeschlossen hat.
Sie machen Angebote flr eine umfassende und
sozial gerechte Energiewende und Modernisierung.
Wir unterstitzen aufierdem den internationalen
Prozess zur Ausgestaltung eines Loss-and-Da-
mage-Fonds, der die von den Auswirkungen der
Klimakrise geschadigten Gemeinschaften finanziell
angemessen unterstitzen soll.

Unser Ziel ist es, die sozialokologische Modernisie-
rung in allen Bereichen voranzutreiben. Wir setzen
uns deshalb fir den Ausstieg aus den fossilen
Energien, fir ein verbindliches globales Ziel fur
den Ausbau erneuerbarer Energien und eine am-
bitionierte Klimafinanzierung ein. Dafir braucht
es zusatzliche Mittel zur ODA-Quote (Official
Development Assistance, 6ffentliche Ausgaben zur
Entwicklungsfinanzierung) unter Berucksichtigung
des Prinzips der ,gemeinsamen, aber unterschiedli-
chen Verantwortung” des Pariser Klimaabkommens.
Die internationalen Finanzinstitutionen wie die
Weltbank, die regionalen Entwicklungsbanken, die
Europaische Investitionsbank (EIB) und die Euro-
paische Bank fir Wiederaufbau und Entwicklung
(EBRD) missen sich noch starker partnerschaft-
lich an der Modernisierung der Wirtschaft unserer
Partnerlander beteiligen.

Wir wollen den Team-Europe-Ansatz - die engere
Zusammenarbeit zwischen Kommission, Mitglied-
staaten und EU-Finanzinstitutionen - starken und
ausbauen, um internationale Allianzen zu schmie-
den. Der im Rahmen der G7 angeregte Klimaclub
kann dabei eine zentrale Rolle einnehmen, um
internationale Strukturen im Rahmen des Pariser
Abkommens zu unterstitzen und ambitionierte
Ziele fur Klimaschutz, Klimaanpassung sowie nach-
haltiges Wachstum voranzutreiben. Die geplante
Strategie fur Klimaaufienpolitik der Bundesregie-
rung mochten wir zur Grundlage fur eine Weiter-
entwicklung auf europaischer Ebene nehmen.
Klimaneutralitat sowie die Bewadltigung von Klima-
folgen muissen ressortiibergreifend Eingang in
unser internationales politisches Handeln finden.
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Die Klimakrise ist an vielen Orten langst Realitat.
Trotz all unserer Anstrengungen wird diese Kri-

se Menschen zwingen, ihre Heimat zu verlassen.
Historisch betrachtet sind die westlichen Industrie-
staaten die Hauptverursacher klimaschadigender
Treibhausgase und tragen deshalb eine besondere
Verantwortung. Die EU sollte die betroffenen Staa-
ten deshalb technisch und gegebenenfalls auch
finanziell bei den notwendigen Anpassungsmaf3-
nahmen unterstitzen. Zudem sollte Europa zusam-
men mit anderen Industriestaaten vorangehen und
Prozesse unterstiitzen, in denen mit betroffenen
Staaten Uber internationale Regulation im Rahmen
des Volkerrechts zum Umgang mit klimabedingter
Migration, Flucht und Vertreibung sowie zum Zu-
gang zu internationalem Schutz beraten wird.

Wie die Klimakrise stellt auch der globale Arten-
und Biodiversitdtsverlust eine enorme Bedrohung
dar. Deshalb wollen wir die Umsetzung des Bio-
diversitatsabkommens von Kunming-Montreal

in Europa und weltweit fordern. Wir steigern das
europdische Engagement mit den am starksten
von Biodiversitatsverlust betroffenen Landern und
unterstutzen den Schutz von Flachen unter Wah-
rung der Rechte indigener Volker. Unser Ziel ist es,
die biologische Vielfalt Europas und der Welt auf
den Weg der Erholung zu bringen.

Global Gateway zum Erfolg bringen

In vielen Teilen der Welt gibt es einen gewaltigen
Investitionsbedarf, um Wachstum und Wohlstand
mit guter Mobilitat und digitaler Teilhabe zu er-
reichen. Dies muss unter den Bedingungen der
Klimaneutralitat, Klimaanpassung und sozialen
Gerechtigkeit passieren. Auf den Investitionsbedarf
antwortet bislang vor allem das chinesische Pro-
gramm einer ,neuen Seidenstrae’, das finanzielle
Abhangigkeiten schafft und diese systematisch als
politisches Druckmittel einsetzt. Die europaische
Global-Gateway-Strategie wollen wir als Alternati-
ve dazu zu einem geostrategischen Erfolgsprojekt
machen, das Partnerlander in der nachhaltigen
Verbesserung ihrer Lebens- und Wirtschaftsbedin-
gungen unterstitzt. Wir leisten damit einen starken
europdischen Beitrag zur G7-Infrastrukturpartner-
schaft und durch die Einhaltung hoher Menschen-
rechts-, Sozial- und Umweltstandards zur Starkung

internationaler Standards der G20 fir Infrastruktur-
planung.

Durch gezielte Investitionen in die sozialoko-
logische Modernisierung in unseren Partnerlan-
dern wollen wir damit klimagerechten Wohlstand
schaffen, den Schutz der Menschenrechte starken,
Lieferketten diversifizieren sowie zugangliche digi-
tale Infrastrukturen und die Produktion von griner
Energie in unserer Nachbarschaft fordern. Dabei
wollen wir Abhangigkeiten reduzieren, indem wir
nachhaltige Wertschopfung in den Partnerlandern
starken und mit Investitionen in die soziale Infra-
struktur, die im Einklang mit lokalen Entwicklungs-
agenden stehen, verbinden.

Global Gateway kann aber nur zum Erfolg werden,
wenn die EU das Programm mit substanziellen
Mitteln ausstattet, die in Verbindung mit dem ge-
hebelten privaten Kapital die notigen Ressourcen
bilden kdnnen. Um die Sichtbarkeit und Verbind-
lichkeit des Programms weltweit und innerhalb
der EU zu verbessern, wollen wir auf3erdem eine
Sondergesandte bzw. einen Sondergesandten dafur
einsetzen.

Die EU muss fur Global Gateway klare strategische
Prioritaten setzen und alle Projekte auf der Basis
von gleichberechtigter Zusammenarbeit mit den
Partnerlandern und unter Einbindung der lokalen
Zivilgesellschaft erarbeiten. Mafdstab sind fur uns
hierbei die Menschenrechte, die Agenda 2030 der
UN sowie die Einhaltung der Ziele des Pariser Kli-
maabkommens und des Biodiversitdtsabkommens
von Kunming-Montreal. Beispielsweise bedeutet
Mobilitatsinfrastruktur vorrangig Investitionen in
klimafreundliche Verkehrstrager wie die Schiene
und erzeugte Energie muss immer zuerst den pro-
duzierenden Landern vor Ort zur Verfugung stehen.
Zudem muss die EU-Kommission die Politikkoha-
renz fur nachhaltige Entwicklung und eine grofiere
Transparenz bei der Auswahl der strukturpoliti-
schen Projekte sowie bei ihrer Durchfihrung und
Evaluierung sicherstellen. Um Global Gateway zum
Erfolg zu fuhren, muss bei der Umsetzung entwick-
lungspolitische Expertise genutzt und mussen die
Prinzipien der Wirksamkeit der Entwicklungspolitik
umgesetzt werden.
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Internationale Organisationen starken

Die UN bleiben mit ihren Organisationen die
Grundlage des Multilateralismus. Im Fall des
russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine hat
die internationale Staatengemeinschaft in der
UN-Vollversammlung bewiesen, dass sie sehr wohl
handlungsfahig ist, als eine Uberragende Mehr-
heit diesen brutalen Angriffskrieg mehrfach und
deutlich verurteilte. Allerdings zeigt sich, dass die
Situation im Sicherheitsrat friedenssichernde Maf3-
nahmen der UN erschwert. Regionalorganisationen
wie der EU fallt somit im Krisenmanagement, auch
mit ihren eigenen Missionen, eine Schlusselrolle
zu. Die EU und ihre Mitgliedstaaten leisten mehr
als die Halfte aller Beitrage zu multilateralen
Organisationen wie dem UN-System. In den an-
stehenden Reformdiskussionen wollen wir durch
ein koordiniertes Vorgehen der EU die UN und ihre
Organisationen fit fur die Zukunft machen. Dazu
gehort eine Reform des Sicherheitsrats, in dem wir
eine gerechtere Reprasentanz der Weltregionen
gewahrleisten wollen. Dariber hinaus zielen wir
darauf ab, das Vetorecht abzuschaffen und unter-
stutzen Mechanismen wie die in der Resolution
377 der UN-Generalversammlung ,Uniting for
Peace” beschlossene Mdglichkeit, sich im Fall einer
anhaltenden Blockade mit der Angelegenheit zu
befassen und Empfehlungen - also diplomatische
Maf3nahmen, Sanktionen oder militarische Maf3-
nahmen gemaf Kapitel VII der UN-Charta - mit
qualifizierter Mehrheit zu beschliefien.

Auch die G7 und die G20 erweisen sich erganzend
zu unserem Engagement im Rahmen der UN als
weitere Foren fur die Bearbeitung globaler Heraus-
forderungen. Wir unterstiitzen daher die Bemihun-
gen der G7,sich starker flir eine Zusammenarbeit
mit Partnerlandern weltweit und insbesondere

im Globalen Siiden zu 6ffnen, und beflirworten
ausdrucklich die permanente Mitgliedschaft der
Afrikanischen Union als Teil der G20.

Um auf die globalen und entwicklungspolitischen
Herausforderungen unserer Zeit reagieren zu
konnen, muss sich die EU fiir eine umfassende Er-
neuerung, eine Demokratisierung — inklusive einer
hoheren Beteiligung der Akteure aus dem Globalen
Siden - und eine ausreichende Finanzierungs-

kapazitat der internationalen Finanzinstitutionen
einsetzen. Die Weltbank hat mit ihrer ,Evolution
Roadmap” diesen Reformprozess bereits begonnen
und muss ihn jetzt entschieden fortsetzen. Dabei ist
entscheidend, dass Ziele wie die Reduzierung der
Ungleichheit und der Schutz der planetaren Gren-
zen systematisch durch Indikatoren bertcksichtigt
und operationalisiert werden. UN-Sonderorganisati-
onen wie das Fluchtlingshilfswerk UNHCR oder die
Gesundheitsorganisation WHO Leisten vitale Unter-
stiitzung, um Menschen in Not zu helfen. Die EU
muss diese Organisationen deshalb weiter unter-
stlitzen und starken. Entsprechende Mittel sollen
maoglichst flexibel bereitgestellt werden.

Darlber hinaus setzen wir uns flr eine aktive ge-
schlechtergerechte Personalpolitik der EU bei der
Besetzung von Posten in internationalen Organisa-
tionen wie etwa bei der International Standardiza-
tion Organisation (ISO) oder Weltbankgruppe ein.

Menschenrechte weltweit verteidigen

Weltweit werden vielerorts Oppositionelle ver-
folgt, der Handlungsspielraum von Zivilgesellschaft
und unabhangigen Medien eingeschrankt und
Proteste niedergeschlagen. Unabhangig davon,

wo Menschen leben, haben sie das Recht, Hilfe zu
verlangen und zu erhalten, um ihre grundlegenden
Menschenrechte zu schitzen und zu fordern. Wir
setzen uns fur Demokratie und Menschenrechte
ein und starken unabhangige Medien, gewaltfreie
pro-demokratische Bewegungen, Nichtregierungs-
organisationen (NGOs) und Menschenrechts-Ver-
teidiger*innen im analogen wie im digitalen Raum.
Wir wollen die Fordermoglichkeiten ausbauen

und die entsprechenden Schutzinstrumente und
Institutionen, beispielsweise Sonderberichterstat-
ter*innen und den Europaischen Demokratiefonds,
finanziell stabilisieren, langfristig aufstellen und
zuganglicher machen. Damit sollen auch Raume
fur Austausch und Vernetzung von zivilgesell-
schaftlichen Organisationen, pro-demokratischen
Bewegungen, unabhangigen Medien und einzelnen
Aktivist®innen geschaffen und gestarkt werden.
Der Schutz und die Férderung von Demokratie sind
effektiver, wenn wir unsere Bemuhungen blindeln
und europaisch koordinieren.
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Der Schutz der Menschenrechte ist zuallererst Auf-
gabe des Staates. Der Zusammenarbeit mit Demo-
kratien weltweit kommt bei der Forderung von
Freiheit und Selbstbestimmung eine besondere
Rolle zu. Staaten, die sich auf den Weg zur Demo-
kratie gemacht haben, wollen wir aktiv in diesem
Prozess begleiten und starken. Wir unterstitzen
entsprechend der Globalen Sanktionsregelung der
EU im Bereich der Menschenrechte die Verhdangung
von gezielten Sanktionen gegen staatliche wie nicht
staatliche Akteure, die flir schwere Menschenrechts-
verletzungen und -verstoRe verantwortlich oder an
ihnen beteiligt sind. Gegen Sanktionsverletzungen
mussen die EU und ihre Mitgliedstaaten entschie-
den vorgehen und dabei auch internationale Part-
ner in die Pflicht nehmen. Dartiber hinaus wollen
wir prifen, inwieweit stillgelegte Vermdgenswerte
rechtssicher fir Wiedergutmachung gegeniiber den
Opfern nutzbar gemacht werden kdnnen.

Menschenrechts-Verteidiger*innen riskieren viel.
Sie bedirfen unseres Schutzes, unserer Solidaritat
und unserer aktiven Unterstitzung. Die EU-Leit-
linien zum Schutz von Menschenrechts-Verteidi-
ger*innen wollen wir konsequent umsetzen. Dabei
ist eine geschlechtsspezifische Perspektive wichtig,
da Frauen und marginalisierte Gruppen, etwa Ver-
teidiger*innen indigener Rechte, einem hoheren
Gewaltrisiko ausgesetzt sind. Gefahrdeten Men-
schenrechts-Verteidiger*innen und ihren Familien
wollen wir in der EU mit einer schnelleren und ver-
einfachten Visavergabe Schutz bieten. Wir setzen
uns daflr ein, dass sich die Auslandsvertretungen
der EU fir Menschenrechts-Verteidiger*innen stark
machen. Dazu gehort etwa, Gerichtsverfahren von
politischen Gefangenen zu beobachten, internatio-
nale Sichtbarkeit zu schaffen, Soforthilfe bereitzu-
stellen oder regelmafiigen Austausch/regelmafiige
Treffen durchzufiihren. Dies gilt auch fur diejeni-
gen, die das Recht auf Kriegsdienstverweigerung
verteidigen. Wir setzen uns im Rahmen der Unter-
stutzung flr Menschenrechts-Verteidiger*innen ein,
die Auslandsvertretungen der EU im Bereich der
konfliktsensiblen Demokratieférderung und des
Menschenrechtsschutzes verstarkt zu schulen.

Nach Vorbild des kanadischen Resettlement-
Programms setzen wir uns fur ein europdisches
Schutzprogramm von Menschenrechts-Verteidi-

ger’innen ein, das es ihnen ermoglicht, schnell und
unburokratisch Schutz zu erhalten und ihre Arbeit
in sicherer Umgebung fortfiihren zu kénnen. An-
griffe auf Menschenrechts-Verteidiger*innen finden
immer haufiger im digitalen Raum statt. Um sie zu
schiitzen, unterstutzen wir sichere, verschlisselte
Kommunikationsmoglichkeiten und das Recht auf
anonyme Nutzung des Internets und setzen uns
gegen die weitere Fragmentierung des Internets
und gegen Internetabschaltungen ein.

Eines besonderen Schutzes bedurfen auch inves-
tigative Journalist*innen und Hinweisgeber*innen
wie Julian Assange. Sie bringen Verbrechen und ge-
sellschaftliche Missstande ans Licht. Ihr Schutz ist
essenzieller Bestandteil der Pressefreiheit, die es
nach innen und aufen dringend zu verteidigen gilt.

AufRen- und Entwicklungspolitik
feministisch umsetzen

Gleichberechtigung macht Gesellschaften fried-
licher, gerechter, nachhaltiger, resilienter und
wirtschaftlich erfolgreicher. Sie ist fester Bestand-
teil der universellen Menschenrechte. Strukturelle
Ungerechtigkeiten fihren dazu, dass bestimmte
Gruppen, insbesondere Frauen und marginalisierte
Gruppen, in besonderem Mafe von Gewalt, Armut
und Krieg, aber auch von den Folgen der Klima-
krise betroffen sind. Gleichzeitig sitzen oft nur
wenige von ihnen mit am Tisch, wenn es darum
geht, Losungen fir diese Krisen zu erarbeiten. Mit
der UN-Resolution 1325 und ihren Folgeresolu-
tionen ist der Schutz von Frauen und Madchen in
Kriegsgebieten sowie ihre Teilhabe bei Konflikt-
pravention und -bewaltigung bereits international
verankert. Wir wollen weitergehen. Wir setzen uns
fur eine feministische AuRen- und Entwicklungs-
politik ein, die die Rechte, Ressourcen und Repra-
sentanz von Frauen, Madchen und marginalisier-
ten Gruppen in allen Bereichen weltweit starkt.
Menschenrechtsbasiert hat sie die Uberwindung
aller Formen von Diskriminierung zum Ziel. Dabei
werden Mehrfachdiskriminierungen besonders in
den Blick genommen. Aufbauend auf den Leitlinien
der Bundesregierung wollen wir die feministische
AuRRen- und Entwicklungspolitik als ein Leitprinzip
der AuRenbeziehungen und internationalen Koope-
rationen der EU verankern.
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Wir setzen uns flr einen paritatischen Frauenanteil
in den auRenpolitischen Institutionen der EU ein
sowie dafur, den Frauenanteil auf allen Ebenen
von Missionen der Gemeinsamen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik (GSVP) - insbesondere in
Leitungsebenen - deutlich zu erhdhen. Die Pers-
pektiven von Frauen und Madchen sollen bei allen
internationalen Verhandlungen der EU einbezogen
werden. Die Kapazitaten fiir Gender und Diversi-
tat in der EU-Diplomatie wollen wir starken und
die Beteiligung von Frauen und marginalisierten
Gruppen an entsprechenden Delegationen signi-
fikant erhéhen.

Wir fordern, dass die EU in ihren AuRenbeziehun-
gen weltweit zur Vorreiterin im Kampf gegen se-

xualisierte und geschlechtsspezifische Gewalt wird.

Denn Frauen-, Queer- und Transfeindlichkeit ist fir
viele Menschen eine Sicherheitsbedrohung. Nach
dem Beitritt der EU zur Istanbul-Konvention ver-
langen wir deren konsequente Umsetzung durch
die EU-Mitgliedslander. Auch fordern wir die welt-
weite Umsetzung der Yogyakarta-Prinzipien gegen
die Diskriminierung und fiir den Schutz der Men-
schenrechte von lesbischen, schwulen, bisexuellen,
trans’ inter* und queeren Menschen (LGBTIQ?).

Wir wollen, dass die EU ihre Entwicklungspoli-

tik nach den Grundsatzen feministischer Ent-
wicklungszusammenarbeit partnerorientiert und
nachhaltig ausrichtet sowie bisherige Praktiken
kritisch evaluiert. Sie muss ihr selbst gesetztes Ziel
erreichen, dass bis 2025 85 Prozent der EU-Ent-
wicklungsprogramme auch zur Geschlechterge-
rechtigkeit beitragen. Dazu soll die EU strukturell
mehr Mittel zur Férderung von Frauen und margi-
nalisierten Gruppen bereitstellen, beispielsweise
durch die Zusammenarbeit mit feministischen
zivilgesellschaftlichen Akteuren oder die Unter-
stlitzung im Bereich der Grundbildung und beruf-
lichen Bildung, des Unternehmertums sowie der
sexuellen und reproduktiven Gesundheit. Gemaf3
dem EU-Aktionsplan fur die Gleichstellung der
Geschlechter wollen wir gendertransformative und
intersektionale Ansatze systematisch in unserem
entwicklungspolitischen Handeln verankern.

2. Eine eurapaische
Sicherheits- und
Verteidigungspolitik
Europa gemeinsam verteidigen

Russlands volkerrechtswidriger Angriffskrieg auf
die Ukraine hat uns deutlich vor Augen gefiihrt,
dass wir potenzielle Aggressoren wirksam von
Angriffen abhalten und unsere Art zu leben im
duBersten Notfall auch militarisch verteidigen kon-
nen muissen. Die Zukunft der Blndnisverteidigung
und der kollektiven Reaktionsfahigkeit liegt in der
europdischen und transatlantischen Integration
und Interoperabilitat unserer Streitkrafte.

Je enger wir in der EU in der Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik zusammenarbeiten, desto besser,
kosteneffektiver und wirksamer kénnen wir die
europdische Verteidigungsfahigkeit sicherstellen,
gerade auch als Teil des transatlantischen Bind-
nisses (NATO). Der strategische Kompass der EU
und die Einbettung in das strategische Konzept der
NATO sind daflir maf3gebend. Wir stehen zu unse-
ren Bundnisverpflichtungen im Rahmen der EU und
der NATO und den dafur notwendigen Fahigkeiten
und Kapazitaten. Aus historischer Verantwortung
und den Lehren des russischen Angriffskriegs be-
kennen wir uns zum Schutz der baltischen Staaten,
unter anderem durch militarische Zusammenarbeit
im Rahmen einer langfristigen Stationierung von
Bundeswehreinheiten im Baltikum.

Wir wollen daher weiter an einer gemeinsamen
europadischen Sicherheits- und Verteidigungsunion
mit einer starken parlamentarischen Beteiligung
und Kontrolle arbeiten. Die verstarkte Zusammen-
arbeit der Streitkrafte,zum Beispiel innerhalb von
permanenten EU-Einheiten oder transnationalen
Verbanden wie dem Deutsch-Niederlandischen
Corps, wollen wir ausbauen. Dabei sind gemeinsa-
me Rahmenstandards und Arbeitsbedingungen fur
Soldat*innen notwendig sowie die Schaffung der
Grundlagen einer einheitlichen Fursorgeverpflich-
tung der EU gegenlber den eingesetzten Kraften
und zivilen Entsandten. Wir wollen die gemeinsame
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EU-Kommandostruktur und europaische Militarko-
operationsinitiativen vertiefen,zum Beispiel bei der
Standigen Strukturierten Zusammenarbeit (PESCO).

Zivile und militarische Missionen im Rahmen der
GSVP und deren Planungsstabe starken wir finan-
ziell und personell.

Diese Missionen mussen immer in ein politisches
Gesamtkonzept eingebettet sein, einer kontinuier-
lichen Risikoanalyse unterliegen, die tatsachlichen
Bedarfe vor Ort beriicksichtigen und sich am Leit-
bild der menschlichen Sicherheit orientieren. Fur
die zivilen GSVP-Missionen mussen wir langfristige
Finanzrahmen mit flexiblerer Konzeption verbin-
den, damit diese schneller einsatzbereit sein und
sich angemessen auf veranderte Gegebenheiten
einstellen konnen. Gemeinsame EU-Auslandsein-
satze sollten starker vom Europaischen Parlament
begleitet, kontrolliert und evaluiert werden. Wir
verstetigen die Unterstutzung der Ukraine im
Rahmen der Europaischen Friedensfazilitat (EPF)
und starken deren Einheit fur Risikoanalyse und
Rustungskontrolle. Die Strukturen der EPF sollten
so angepasst werden, dass die Verfligbarkeit der
Mittel, die Planbarkeit der Ausgaben und die parla-
mentarische Kontrolle im Europaischen Parlament
und den Mitgliedstaaten verbessert werden. Auch
der Aufbau eines europaischen Luftverteidigungs-
systems ist fur uns ein notwendiger Baustein einer
gemeinsamen europaischen Sicherheitsarchitektur.

Im Verteidigungssektor fihrt die unkoordinier-

te Beschaffung der EU-Mitgliedstaaten zu einer
komplexen Systemvielfalt, ausbleibenden Skalen-
effekten und damit zur ineffektiven Nutzung von
Steuergeldern. Unser Ziel ist eine gemeinsame und
damit kosteneffektivere europdische Entwicklung
und Beschaffung von Ristungsgutern. Daflir be-
darf es der wirksamen Umsetzung der jahrlichen
Fahigkeitsanalyse in enger Koordination und Ab-
stimmung mit dem Planungsprozess der NATO auf
Basis gleicher Standards und Normen, finanzieller
Anreize flr und Vertrauen zwischen den Mitglied-
staaten, aber auch des politischen Willens, die in-
dustriepolitischen Interessen zugunsten von mehr
gemeinsamer Sicherheit zurlickzustellen. Damit
erreichen wir die Konsolidierung des europdischen
Ristungssektors. Die Europaische Verteidigungs-

agentur (EDA) hat das bisher nicht im ausreichen-
den Maf3 bewerkstelligt. Wir teilen die Zielsetzung
von bestehenden Finanzinstrumenten wie dem
European Defense Fund (EDF) oder der gemeinsa-
men Beschaffung (EDIRPA). Allerdings sind diese
Instrumente unzureichend, rechtlich fragil und die
parlamentarische Kontrolle stark eingeschrankt.

Deswegen wollen wir mittelfristig ein rechtssiche-
res aufderbudgetares Finanzinstrument schaffen,
das die bestehenden Einzelprogramme ersetzt

und den gesamten militarischen Fahigkeitszyklus
abdeckt - von industrieller Forschung und Ent-
wicklung tber Beschaffung bis hin zu Instand-
haltung und Training. Die Ausgaben dieses Topfes
mussen unter strenger und abgestimmter Kontrolle
des Europaischen Parlaments und der nationalen
Parlamente stehen.

Rustungsexporte europadisch regulieren

Die gemeinsame Entwicklung, Anschaffung und
Nutzung von europadischen Waffensystemen schafft
mehr Sicherheit und Wirtschaftlichkeit. Und leistet
somit auch einen Beitrag fur eine gemeinsame
wertebasierte Sicherheits- und Verteidigungspoli-
tik. FUr diese EU-Gemeinschaftsprojekte braucht es
einheitliche und restriktive europadische Ausfuhr-
regeln. Wir wollen hierfir auf der Grundlage des
gemeinsamen Standpunkts der EU eine Ristungs-
exportkontrollverordnung beschlieRen, die Trans-
parenz und Klarheit schafft sowie auf europaischen
Werten und einer gemeinsamen Einschatzung der
Sicherheitslage beruht. Es muss klare Entschei-
dungsmechanismen und vor dem Europdischen
Gerichtshof (EuGH) einklagbare Sanktionsmaglich-
keiten geben.Vorangehende Risikoanalysen sowie
verbindliche und physische Endverbleibskontrollen
mussen dabei vorgeschrieben und konsequent
durchgefuhrt werden. Europaische Waffen durfen
nicht weiter in die Hande von Regimen gelangen,
die Menschenrechte systematisch verletzen oder
diese flr Verbrechen der Aggression nutzen. Wir
setzen uns fir ein Exportverbot fir Uberwachungs-
technologien an repressive Regime und fir ein
weitgehendes Exportverbot fir Kleinwaffen an
Drittstaaten ein.
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Abrustung, Ristungskontrolle und die Nichtver-
breitung von Waffen sind und bleiben wesentliche
Pfeiler jeder Friedenspolitik. Sie bedeuten global
mehr Sicherheit fir alle. Das Ziel unserer Bemu-
hungen bleibt eine atomwaffenfreie und friedliche
Welt. Auch in unsicheren Zeiten wollen wir daher
die RUstungskontrolle starken, vertrauensbildende
MaRnahmen fordern und bi- bzw. multilaterale Ab-
rustungsinitiativen voranbringen. Daher sollte die
EU sich fir eine Starkung des Vertrags zur Nicht-
verbreitung von Kernwaffen (NVV) als zentralen
Pfeiler der nuklearen Ristungskontrolle einsetzen.
Darlber hinaus sollte die EU ihre Mitgliedstaaten
dazu ermutigen, den Atomwaffenverbotsvertrag
konstruktiv zu begleiten, als Beobachter an der
Vertragsstaatenkonferenz teilzunehmen und sich
zur Vision Global Zero zu bekennen. Dies sind erste
Schritte auf dem Weg zu einem sukzessiven ge-
meinsamen Beitritt und einer atomwaffenfreien
Welt. Die volkerrechtlichen Bemuhungen um eine
Regulierung von letalen autonomen Waffensyste-
men unterstitzen wir. Es darf keinen Einsatz von
Waffensystemen geben, die den menschlichen
Faktor bei Entscheidungen Uber Leben und Tod
technisch verzichtbar machen. Wir verurteilen
jeden volkerrechtswidrigen Einsatz von bewaff-
neten Drohnen, auch wenn er von unseren Bind-
nispartnern durchgefihrt wird. Den Einsatz von
Streubomben, auch in der Ukraine, lehnen wir ab.
Zudem wollen wir uns mit der EU weltweit dafur
einsetzen, gemaR dem Oslo-Ubereinkommen auch
Nichtvertragsparteien vom Einsatz von Streumuni-
tion abzubringen.

Krisen vorbeugen

Wir setzen uns fur eine vorausschauende Aufien-
und Sicherheitspolitik ein, die Konflikte friihzeitig
erkennt und ihnen begegnet. Hierbei ist die Zu-
sammenarbeit der Politikfelder und Koharenz

der Ansatze wichtig. Wir wollen die EU-Mittel

fur friedensfordernde zivile Akteure umfassend
aufstocken. Dabei muss die EU lokale zivilgesell-
schaftliche Konzepte und Akteure in der Friedens-
forderung starker unterstutzen sowie Forderricht-
linien in diesem Zusammenhang flexibilisieren und
Mittelvergaben langfristiger planbar gestalten. Wir
wollen die EU-Mittel und Ansatze fur Stabilisie-
rungsmafinahmen starken, um in Krisen flexibel,

gezielt und effektiv handeln zu kdnnen. Die Fahig-
keiten zur Friedenssicherung und Konfliktbearbei-
tung der UN und der Organisation fur Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) sowie von
Regionalorganisationen wie der Afrikanischen Uni-
on wollen wir systematisch starken. Wir wollen die
Erforschung der Ursachen von aktuellen Konflikten,
ihren Verlaufen und ihrer friedlichen Bearbeitung
starken und die internationale Vernetzung in der
Friedens- und Konfliktforschung fordern.

Die EU muss weltweit ihre Starke als Vermittlerin
in Konflikten und als Blndnis fir Frieden durch Ko-
operation nutzen und ausbauen. Wir wollen zivile
Missionen der GSVP als Instrument der EU-Aufien-
politik durch mehr finanzielle Ressourcen und
Personal starken und systematisch fortentwickeln,
um zum Beispiel die Polizei oder das Justizwesen
in fragilen Staaten zu unterstutzen. Mit rechts-
staatlichen und burgernahen Institutionen kdnnen
sie Vertrauen aufbauen und Konflikten vorbeugen.
Einer Ausrichtung der zivilen GSVP-Missionen auf
Migrationsmanagement stellen wir uns entgegen.
Fur effektive Maftnahmen der zivilen Krisenpra-
vention, der Stabilisierung, der humanitaren Hilfe
und der Friedenssicherung braucht es tiefgehende
Kontextanalysen, eine bessere Koordination und
wirksame Evaluationen. Um Mitgliedstaaten bei
ihren Mafinahmen der zivilen Krisenpravention
und des Krisenmanagements besser zu vernetzen,
wollen wir das European Centre of Excellence for
Civilian Crisis Management ausbauen.

Durch eine Politik der Pravention leisten wir

auch einen wichtigen Beitrag zur Fluchtursa-
chenbekampfung. Gefestigte lokale Strukturen

und funktionierende staatliche Institutionen, die
Menschenrechte schiitzen und Daseinsvorsorge
gewahrleisten, mindern die Wahrscheinlichkeit von
Konflikten, die menschliches Leid erzeugen und
Menschen zum Verlassen ihrer Heimat zwingen.

Mit humanitarer Hilfe unterstitzen wir weltweit
Menschen, die in humanitare Notlagen geraten
sind. Die europaischen und internationalen Orga-
nisationen in diesem Bereich wollen wir starken.
Dazu zahlen insbesondere eine bessere finanziel-
le Ausstattung sowie effizientere und flexiblere
Strukturen und Vergaberichtlinien der europai-
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schen Organisation fir humanitare Hilfe ECHO.
Auch die nationalen europaischen Hilfen wollen
wir besser koordinieren. Schlielich wollen wir die
europdischen Organisationen in der Nothilfe ver-
pflichten, starker auf geschlechterspezifische Be-
dirfnisse und die Bedrfnisse von marginalisierten
Gruppen zu achten.

3. Globale Gerechtigkeit

Verlassliche Partnerin sein

Im Mittelpunkt unseres entwicklungspolitischen
Engagements stehen flr uns die Menschen, die wir
bei ihrem Streben nach besseren Lebensverhaltnis-
sen vor Ort unterstutzen wollen. Damit stehen wir
fur eine menschenrechtsbasierte Zusammenarbeit
mit Landern des Globalen Siidens. Chinas Ent-
wicklungsinitiativen haben oft zum Ziel, einseitige
Abhangigkeiten zu schaffen. Russland hat in sei-
nem volkerrechtswidrigen Angriffskrieg gegen die
Ukraine gezeigt, dass es bereit ist, Hunger als Waffe
einzusetzen. Die steigenden Preise fur Nahrungs-
mittel, Energie und Transport verschdrften Hunger-
und Wirtschaftskrisen, destabilisierten Lander und
brachten Menschen weltweit in Not. Wir wollen,
dass die EU aktiv den Wettbewerb um die Partner-
schaft mit dem Globalen Siiden aufnimmt und den
begonnenen Weg eines koordinierten Vorgehens
mit den Mitgliedstaaten beim Aufbau von fairen
Partnerschaften intensiviert. Wir engagieren uns fir
partnerorientierte, feministische, dekoloniale und
nachhaltige Ansatze in der Entwicklungszusammen-
arbeit, die systemische Ungerechtigkeiten wirkungs-
orientiert abbauen. Damit wollen wir auch dem Erbe
unserer kolonialen Vergangenheit gerecht werden
und koloniale Kontinuitaten kritisch hinterfragen.

Wir wollen lokales Wissen und lokale Initiativen
fordern, um den Aufbau von Wirtschaftskreislaufen
und sozialen Sicherungssystemen zu unterstitzen.
Daflir wollen wir die bestehenden Instrumente
der europadischen Entwicklungszusammenarbeit
im Dialog mit unseren Partnern weiterentwickeln.
Dafur muss die EU lokale und zivilgesellschaft-
liche Akteure in Hochschulen und NGOs starken
und Forderrichtlinien flexibilisieren. Auch die Zu-
sammenarbeit mit der Privatwirtschaft inklusive

Start-ups gehort dazu. Wir setzen uns dafur ein,
dass zivilgesellschaftliche und insbesondere Frau-
enrechtsorganisationen aus Landern des Globalen
Sudens nach dem Vorbild des kanadischen Equality
Fund direkt durch die EU gefordert werden. Wir
wollen zudem globale Stadtepartnerschaften star-
ken, die Themen der globalen Gerechtigkeit in die
Lebensraume von Menschen vor Ort bringen und
einen wichtigen Beitrag zur kommunalen Entwick-
lungszusammenarbeit Lleisten.

Angesichts der globalen Herausforderungen bedarf
es substanzieller Mittel flr die Entwicklungszu-
sammenarbeit. Wir setzen uns dafir ein, dass alle
EU-Mitgliedstaaten das gegebene Versprechen ein-
losen, mindestens 0,7 Prozent des Bruttonational-
einkommens fur Entwicklungsfinanzierung (ODA-
Quote) auszugeben. Es kommt aber nicht nur auf
die Quantitat der Unterstiitzung an, sondern auch
darauf, Projekte partnerorientiert, schnell, unbiro-
kratisch und wirkungsorientiert umzusetzen. Die
Entwicklungsgelder missen vor allem den bedurf-
tigsten Landern zukommen und zur Erfullung der
nachhaltigen Entwicklungsziele sowie des Pariser
Klimaabkommens und des Montrealer Biodiversi-
tatsabkommens beitragen. In Kooperation mit den
Partnerstaaten wollen wir auch die soziale Ab-
sicherung der Menschen starken. Wir unterstitzen
den Aufbau sozialer Sicherungssysteme als nach-
haltiges Instrument gegen Armut. Die Bedarfe zum
Wiederaufbau fur die Ukraine sollten dabei zusatz-
lich zur ODA-Quote zur Verfligung gestellt werden.

Noch allzu haufig arbeiten EU-Kommission und
Mitgliedstaaten im entwicklungspolitischen Be-
reich nebeneinanderher. Wir unterstiitzen des-
wegen den Team-Europe-Ansatz, der in Zusam-
menarbeit mit der Privatwirtschaft eine bessere
sektorubergreifende Koordinierung, Koharenz,
Sichtbarkeit und Effektivitat anstrebt. Um Koha-
renz und Transparenz zu erhdhen, setzen wir uns
fur sektorlibergreifende Evaluierungen und einen
Transparenzmechanismus fur 6ffentliche Entwick-
lungszusammenarbeit in der EU ein. Das Europai-
sche Parlament wollen wir in entwicklungspoliti-
sche Entscheidungsprozesse besser einbeziehen.

Im Bereich der digitalen Entwicklungszusammen-
arbeit wollen wir menschenzentrierte und verant-
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wortungsvolle Digitalisierung global gestalten und
die digitale Selbstbestimmung fordern. Wir wollen
den digitalpolitischen Austausch starken, denn

als EU kénnen wir viel von digitalen Vorreitern in
Landern des Globalen Sudens lernen. Wir wollen
Angemessenheitsbeschliisse mit unseren Partner-
landern ausbauen und so die Teilhabe an interna-
tionaler digitaler Wertschopfung fordern.

Ernahrung global sichern

Die multiplen Krisen unserer Zeit, allen voran die
Klimakrise, bedeuten existenzielle Herausforde-
rungen fur die Ernahrungssicherheit weltweit. Die
EU muss sich fur ein nachhaltiges und resilientes
globales Ernahrungssystem einsetzen und damit
zur Umsetzung des Rechts auf Nahrung beitragen.

Eine resiliente und produktive dkologische Land-
wirtschaft mit starken regionalen, aber auch
Zugang zu Uberregionalen Markten ist das beste
Mittel, um die Landwirtschaft widerstandsfahiger
gegen politische Krisen und die Folgen des Klima-
wandels zu machen. Projekte der europaischen
Entwicklungszusammenarbeit sollen verstarkt
wirtschaftlich tragfahige und okologisch wie sozial
nachhaltige Anbausysteme mit mdglichst geschlos-
senen Nahrstoffkreislaufen fordern. Wir setzen uns
daflr ein, dass europadische Agrarsubventionen,
patentiertes Saatgut und Landraub nicht bauer-
liche Strukturen und Markte in Landern des Glo-
balen Sudens unterminieren und einseitige, teure
Abhangigkeiten schaffen. Hierbei hat fur uns der
Respekt vor den individuellen Entwicklungsmdg-
lichkeiten der Lander und der Selbstbestimmung
der Menschen hochste Prioritat. Wir wollen den
Auf- und Ausbau lokaler Saatgutbanken und Ziich-
tungsinfrastruktur fordern, damit traditionelles
Wissen und die biologische Vielfalt erhalten und
zuganglich bleiben sowie Abhangigkeiten in der
Saatgutentwicklung reduziert werden. Wir wollen
uns im Rahmen der EU fur striktere Mechanismen
zur Verhinderung von exzessiven Nahrungsmittel-
spekulationen, vor allem in Notsituationen, einset-
zen. Auch die Spekulation mit Wasser muss streng
reguliert werden. Wir wollen verhindern, dass sich
Wasserknappheit neben zunehmenden Durren und
steigender Wasserpreise zusatzlich noch durch
Spekulation verscharft.

Exporte von chemisch-synthetischem Diinger und
Pestiziden, die in der EU verboten sind, wollen wir
beenden.

Die Forderung einer nach agrarokologischen
Prinzipien ausgerichteten Landwirtschaft in Lan-
dern des Globalen Stidens muss dabei im Rahmen
von umfassenden Strategien zur Starkung von
Ernahrungssystemen umgesetzt werden, inklusive
Zugang zu Technologien, Infrastrukturen, Markten
und Finanzmitteln sowie gegenseitigem Wissens-
transfer. Hierbei muss auch die Rolle von Frauen
und marginalisierten Gruppen bei Ernahrung und
Nahrungsmittelproduktion in den Blick genommen
werden.

Globale Verantwortung annehmen

Noch immer belastet das Erbe der Kolonialzeit die
Beziehungen zwischen Europa und ehemaligen
Kolonien. Es zeigt sich etwa in der ungleichen
globalen Vermdgensverteilung, in wirtschaftlichen
Abhangigkeitsverhaltnissen oder fehlender Repra-
sentanz. Die Mitgliedstaaten der EU mussen sich
ihrer historischen Verantwortung stellen, die sich
aus den Verbrechen der Kolonialgeschichte ergibt,
und Machtungleichgewichte in den Blick nehmen.
Dafur braucht es eine antirassistische Perspektive
und eine Auseinandersetzung mit postkolonialen
Kontinuitaten.

Wir werden uns daflr einsetzen, dass auch auf EU-
Ebene die Debatte Giber die Anerkennung der durch
Mitgliedstaaten der EU wahrend ihrer Kolonialzeit
begangenen Menschenrechtsverletzungen, Kriegs-
verbrechen sowie die Aneignung und Zerstérung
kulturellen Erbes in Landern des Globalen Sudens
gefuhrt wird. Wir mochten einen gemeinsamen
Weg finden, sich angemessen zu entschuldigen, mit
Worten und Taten Verantwortung zu Ubernehmen
und in einem vdlkerrechtlichen Rahmen ideelle
und materielle Wiedergutmachung zu leisten.

Wir wollen benachteiligende Klauseln in Handels-
abkommen korrigieren und Reformen bei den
Entwicklungsbanken vorantreiben. In internatio-
nalen Natur- und Umweltschutzabkommen wollen
wir die Menschen- und Landrechte indigener und
lokaler Gemeinschaften besser achten. Die euro-
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paische Entwicklungszusammenarbeit wollen wir
in Kooperation mit Partnerlandern und Zivilge-
sellschaft im Sinne einer kritischen Reflexion von
Machtverhaltnissen kontinuierlich evaluieren und
weiterentwickeln.

Viele Lander des Globalen Stidens befinden sich

in einer Schuldenkrise, die ihre Handlungsmaog-
lichkeiten flr sozialdkologische Modernisierungs-
prozesse massiv einschrankt. Die EU und ihre
Mitgliedstaaten mussen sich flr solide Schulden-
restrukturierungen und Schuldenerlasse fur be-
sonders belastete Lander einsetzen. Dazu mussen
die Schuldenrestrukturierungen unter dem G20
Common Framework weiterentwickelt werden, um
diese transparenter zu machen und alle privaten
und staatlichen Glaubiger verbindlich einzubezie-
hen. Langfristig muss dieses Verfahren bei der UN
angesiedelt werden. Wir wollen verhindern, dass
europaische Rechtsraume zur Geldwasche oder fir
die Steuervermeidung missbraucht werden, die die
finanziellen Handlungsspielraume von Landern des
Globalen Sudens weiter einschranken. Wir setzen
uns zudem fur eine Reform der globalen Steuer-
architektur und eine partnerschaftliche Einbindung
des Globalen Sudens ein,um globale Gerechtigkeit
und Nachhaltigkeit zu fordern. Dazu gehort die
Férderung einer inklusiven, gerechten und effekti-
ven internationalen Steuerkooperation auf Ebene
der UN,zum Beispiel durch die Verhandlungen zu
einer umfassenden UN-Steuerkonvention.

4. Fairer Handel
Mit Handel Wohlstand schaffen

Handel fordert den Austausch zwischen Menschen
und Gesellschaften und kann Wohlstand mehren.
Das hat die EU selbst gezeigt, deren Binnenmarkt
sie bis heute als eine wesentliche Saule tragt.
Besonders in Deutschland hangt unser Wohlstand
aufgrund der starken Exportorientierung unserer
Wirtschaft von einem gut funktionierenden globa-
len Handel ab. Es ist daher eine politische Aufgabe
der EU, ihren wirtschaftlichen und politischen Ein-
fluss zu nutzen,um durch Handelspolitik weltweit
Standards fir soziale Gerechtigkeit, Klima- und
Naturschutz sowie Menschenrechte zu setzen und

Wertschdpfung zu fordern. Auf diese Weise schit-
zen wir auch unsere eigenen Standards vor einem
Unterbietungswettbewerb und wirken damit im
Sinne unserer Werte und Interessen.

Die Krisen der letzten Jahre, Pandemie, Extremwet-
ter und Krieg, haben gezeigt, dass wir Risiken bei
Lieferketten und dem Zugang zu Rohstoffen redu-
zieren mussen. Eine vorausschauende, offene Han-
delspolitik, die zuverlassige Partnerschaften knupft,
liefert dazu einen wichtigen Beitrag. Dazu mussen
wir europadische Unternehmen dabei unterstutzen,
ihre Investitionstatigkeiten und Wertschopfungs-
ketten breiter zu streuen.

Handelsinstrumente neu ausrichten

Globaler Handel braucht globale Regeln. Die
Welthandelsorganisation (WTO) ist der bestmdg-
liche Rahmen, um diese Regeln zu formulieren,zu
Uberpriifen und eventuelle Streitigkeiten auszutra-
gen. Wir wollen die WTO grundlegend reformieren,
damit sie dieser Rolle wieder gerecht werden kann.
Dabei mussen auch gute Arbeitsstandards, Zugang
zu Gesundheitsprodukten und griinen Techno-
logien, eine faire Entwicklung sowie Klima- Um-
welt- und Tierschutz in das Zentrum der globalen
Handelspolitik gestellt werden.

Doch die WTO ist aufgrund der angespannten
geopolitischen Lage aktuell kaum noch handlungs-
fahig und die Bereitschaft zu einer Reform global
gesehen gering. Wir setzen daher verstdrkt auf
regionale Handelsabkommen auf Augenhohe mit
Partnern wie Australien, Indien, den Landern La-
teinamerikas oder der stidostasiatischen Staaten-
gemeinschaft ASEAN, die sich ebenfalls zu einem
regelbasierten Welthandel bekennen. Wir treten fur
weltweit hohe Umwelt- und Sozialstandards ein,
auch um dadurch die globalen Wettbewerbsbedin-
gungen anzugleichen.

Deshalb setzen wir uns dafir ein, dass Nachhaltig-
keitsziele und Menschenrechte in alle zukinftigen
internationalen Handelsabkommen aufgenommen
und einklagbar werden, wie im kurzlich abge-
schlossenen Abkommen zwischen der EU und
Neuseeland. Im Falle eklatanter Missachtung der
Menschenrechte oder bei Verstofien gegen das
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Pariser Klimaabkommen, sollte die EU konsequent
von diesen Klauseln Gebrauch machen oder das
Abkommen aussetzen.

Wir wollen das Ubereinkommen (iber handelsbezo-
gene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums
(TRIPS), nicht zuletzt in Konsultation mit zivilge-
sellschaftlichen Akteuren, neu ausrichten. Damit
werden wir den Transfer von klimafreundlichen
Technologien und wichtigen Gesundheitstechno-
logien aus dem Globalen Norden in den Siiden
unterstiitzen, um die Entwicklung der dortigen
Wirtschaft zu fordern und weltweite Emissionen zu
senken. Wir wollen zudem Barrieren fir Innovatio-
nen und deren Marktdurchdringung insbesondere
in gemeinwohlorientierten Bereichen und Berei-
chen der Daseinsfirsorge abbauen. Daflir wollen
wir zum Beispiel die Weiterentwicklung des Euro-
paischen Patentrechts prifen.

Die Digitalisierung kann global gerechten Han-
del wesentlich vereinfachen, etwa indem sie die
Uberwachung der Lieferketten automatisiert. In
den Handelsabkommen der EU und in ihren Han-
delsinstrumenten missen der digitale Handel von
Gutern und Dienstleistungen, geistige Eigentums-
rechte, Datenschutz und Netzneutralitat stets mit-
gedacht werden. Dies erfordert eine Uberarbeitung
der europdischen Handelsinstrumente in den Be-
reichen Datenbestimmungen, Datenlokalisierung,
Forschung und Entwicklung, nationale Steuersyste-
me und digitaler Binnenmarkt.

Zudem wollen wir die demokratische Kontrolle von
Handelsabkommen verbessern. Vor Beginn der Ver-
handlungen sollte das Europaische Parlament das
Verhandlungsmandat gemeinsam mit dem Rat der
EU bestimmen.

Wenn EU-Industrien durch unfaire Handelsprakti-
ken geschadigt werden, missen handelspolitische
Schutzinstrumente der EU eine wirksame Antwort
bieten, um den fairen Wettbewerb zu schiitzen.
Umgekehrt wollen wir gerade weniger industriali-
sierten Staaten einen offenen Dialog anbieten und
ihnen in Handelsabkommen eine faire Chance zu
einer Industriepolitik mit dem Ziel eigener Wert-
schopfung einrdumen. In diesem Bereich haben wir
durch eine stetige Erweiterung unseres handels-

politischen Werkzeugkastens schon vieles erreicht.
Zum Beispiel durch das Instrument gegen Zwangs-
mafnahmen (Anti-Coercion-Instrument), mit dem
sich die EU gegen einseitige Zwangsmafinahmen
von Handelspartnern wehren kann.

Wir setzen uns fur transparente und offentlich le-
gitimierte Formen der Streitbeilegung in Freihan-
delsabkommen ein, sofern diese erforderlich sind.

Im Einklang mit dem Klima handeln

Wir wollen unsere Wirtschaft klimaneutral umbau-
en und zu einer starken Kreislaufwirtschaft weiter-
entwickeln. Dazu gehdort, mit unseren Handelspart-
nern gemeinsam Standards zu entwickeln, damit
globale Markte flr griine Produkte wie klimaneut-
ralen Stahl entstehen konnen.

Die Einflihrung des Grenzausgleichsmechanismus
(CBAM) ist ein wichtiger Schritt,um eine faire CO»-
Bepreisung im Welthandel einzufiihren und das
EU-Emissionshandelssystem zu erganzen und ab-
zusichern. Dadurch werden Importe von bestimm-
ten Produkten wie etwa Stahl oder Zement aus
Landern ohne Emissionshandel teurer, wenn diese
in klimaschadlichen Verfahren hergestellt werden.
Der CBAM unterstutzt damit auch die Modernisie-
rung unserer Industrie,indem er beispielsweise die
Produzenten von griinem Stahl vor aufiereuropai-
scher Konkurrenz durch fossil hergestellten Stahl
schiutzt und einen fairen Wettbewerb sicherstellt.

Es ist wichtig, dass wir Investitionen in fossile
Brennstoffe und andere klimaschddliche Aktivi-
taten beenden und stattdessen Anreize fir nach-
haltige Investitionen setzen. Dies erfordert eine
grundlegende Anderung des Modells fiir bilaterale
EU-Investitionsvertrage. Der Ausstieg aus dem
klimaschadlichsten Investitionsschutzvertrag der
Welt - dem Energiechartavertrag - von Deutsch-
land und anderen EU-Landern ist ein grofier Erfolg.
Wir kampfen jetzt folgerichtig fir einen Austritt der
gesamten EU aus dem Energiechartavertrag.

Das Gesetz zu entwaldungsfreien Lieferketten ist
ein wichtiger Baustein bei dem Ziel, die gravie-
renden Abholzungsraten weltweit zu bekampfen.
Damit das Gesetz auch die angestrebte Wirkung
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erzielt, muss sich die EU nun um Partnerschaften
mit Produzentenlandern bemihen und diese beim
Aufbau nachhaltiger Lieferketten und der Einhal-
tung der Vorgaben unterstitzen. Wir wollen die
Einfuhr von Erzeugnissen aus Agroforstsystemen in
den Tropenwaldern besonders fordern.

Auf faire Partnerschaften setzen

Als globale Wirtschaftsakteurin muss die EU bei
einer zukunftsorientierten Handelspolitik Men-
schenrechte und soziale Gerechtigkeit ins Zentrum
ricken. Ambitionierte europaische Gesetze zur Re-
gulierung der Lieferketten und ihre nationale Um-
setzung sind ein wichtiger Hebel,um diese Ziele zu
erreichen und nicht nur die unmittelbaren Zuliefe-
rer,sondern die gesamte Lieferkette abzudecken.
So setzen wir auch die neue europaische Lieferket-
ten-Richtlinie in nationales Recht um und passen,
wo notig, nationale Vorgaben an. Wir ermoglichen
es Geschadigten in der EU, ihre Rechte geltend zu
machen. Damit Ubernehmen die EU und ihre Mit-
gliedstaaten Verantwortung dafir, weltweit effektiv
Sozial- und Umweltdumping zurtickzudrangen.

Die Ratifizierung und Umsetzung der Kernarbeits-
normen der Internationalen Arbeitsorganisation
(ILO) sollte als Mindestanforderung fir jedes
Handelsabkommen angesehen werden. Handelsab-
kommen mussen auch die Anliegen von indigenen
Volkern und Gemeinschaften vor Ort bertcksichti-
gen und ihre Rechte schutzen.

Es gibt derzeit mehr als 25 Millionen Zwangs-
arbeiter*innen auf der Welt. Produkte aus dieser
heutigen Art der Sklaverei haben auf dem EU-Bin-
nenmarkt nichts verloren. Das EU-Importverbot fur
Produkte aus Zwangsarbeit muss daher konsequent
umgesetzt werden. Dabei wollen wir jegliche Art
von Zwangsarbeit, auch im digitalen Raum, in den
Blick nehmen.

Die Wirtschaftsbeziehungen mit Landern des
Globalen Sudens missen wir fair gestalten. Die
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (EPA) mit den
Staaten Afrikas, der Karibik und des Stidpazifiks
wollen wir im Sinne eines fairen und entwick-
lungsorientierten Handels tberprifen. Dazu gehort
es, die besonderen Vorteile der Least Developed

Countries, die es diesen Landern erlauben, Waren
zollfrei in die EU einzufthren, auch als Teil von
EPAs zu garantieren und den Staaten des Globalen
Sudens eine aktive Industriepolitik zu ermaglichen.
Um Lander im Globalen Siiden dabei zu unterstit-
zen, ihre Exportabhangigkeit von unverarbeiteten
Rohstoffen zu verringern, wollen wir europaische
und internationale Freihandelsinstrumente so ge-
stalten, dass sie den Aufbau von lokalen Industrien
und die Integration in héhere Wertschépfungsstu-
fen nicht verhindern.

5. Mehr EU in Europa

Erweiterungsperspektiven

Die Erweiterung der EU ist eine Erfolgsgeschich-
te und liegt in unserem ureigenen Interesse. Sie
starkt unsere Sicherheit, unsere Stabilitat und
unseren Wohlstand. Deswegen ist es unsere Ver-
antwortung, die Lander mit europdischer Perspek-
tive aktiv zu unterstitzen. Klare Kriterien fir den
Beitritt wollen wir in einem fairen Beitrittsprozess
mit verbindlichen Angeboten der Zusammenarbeit
verknipfen. Damit eine erweiterte EU handlungs-
fahig bleibt, muss sie ihre Strukturen reformieren:
Erweiterung und Reformen mussen Hand in Hand
gehen.

Alle Kandidatenstaaten missen die Kopenhagener
Kriterien, die Beitrittskriterien der EU, ohne Ab-
striche erfullen und das gemeinsame Recht der EU,
den acquis, vollumfanglich tbernehmen.

Indem wir die EU-Erweiterung schrittweise voran-
bringen, dynamisieren wir den langwierigen und
oft schwerfalligen Beitrittsprozess und sichern

die Glaubwirdigkeit des europaischen Projekts.

Es muss deutlich sichtbarerer werden: Allein das
Reformtempo in den Beitrittslandern bestimmt
das Beitrittstempo. Nationale Vetos von EU-Mit-
gliedstaaten in den Kapiteldffnungen sollten den
Beitrittsprozess nicht blockieren dirfen. Wir wollen
den Beitrittsprozess mit sichtbaren Zwischenschrit-
ten gestalten und diese mit positiven Anreizen
anerkennen,zum Beispiel dem Zugang zu Roaming,
Erasmus+ oder Teilen des Binnenmarkts. Ein Still-
stand der Verhandlungen Uber einen langeren
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Zeitraum oder gar Ruckschritte sollten im Umkehr-
schluss zu einem Wegfall der Vorteile fuhren. Ein
Fokus im Beitrittsprozess muss auf der Starkung
von Rechtsstaatlichkeit und Demokratie sowie dem
Kampf gegen Korruption und Organisierte Krimi-
nalitat liegen. Dazu wollen wir die Mandate der
EU-Antikorruptionsbehorde OLAF und der Euro-
paischen Staatsanwaltschaft auf die Beitrittskan-
didaten und die von ihnen eingesetzten EU-Mittel
ausweiten.

Zentral ist fUr uns auch die Starkung der Zivilge-
sellschaften in den Beitrittsstaaten, ihre Vernet-
zung untereinander und mit den Mitgliedstaaten
der EU. Auf dem Weg in die EU ist uns eine enge
Zusammenarbeit mit allen demokratischen Kraften
der Beitrittslander auch jenseits der Regierungen
wichtig. Regierungsvertreterinnen der Beitrittslan-
der sollen an ausgewahlten Sitzungen des Rats der
EU teilnehmen konnen. Wir erwarten von allen Bei-
trittskandidaten die vollumfangliche Angleichung
an die Gemeinsame Aufen- und Sicherheitspolitik
der EU, inklusive der Ubernahme der Sanktionen
gegen Russland.

Westbalkanstaaten

Die Zukunft der sechs Westbalkanstaaten Albanien,
Bosnien und Herzegowina, Kosovo, Montenegro,
Nordmazedonien und Serbien liegt in der EU.

Das Versprechen eines EU-Beitritts ist weiterhin
ein wichtiger Motor fiir den sensiblen Friedens-
und Aussohnungsprozess in den Landern des
Westbalkans. Dieses Beitrittsversprechen darf die
EU nicht aufs Spiel setzen. Der Beginn der Beitritts-
gesprache mit Albanien und Nordmazedonien, der
Kandidatenstatus fur Bosnien und Herzegowina
sowie die Visaliberalisierung fur Kosovo sind wich-
tige Fortschritte auf dem Weg in die EU.

Gleichzeitig bleiben die Herausforderungen ange-
sichts von Korruption, Organisierter Kriminalitat,
schwacher rechtsstaatlicher Strukturen und teils
unzureichender Aufarbeitung der Kriegsverbre-
chen grof3. Bei deren Bewaltigung wollen wir die
Staaten im Beitrittsprozess intensiv unterstitzen.
Den Versuchen autoritarer Staaten, die Region zu
destabilisieren, muss die EU entschlossen und ge-

schlossen entgegentreten. Wir unterstiitzen die de-
mokratische Entwicklung und die Aufarbeitung der
Vergangenheit in Bosnien und Herzegowina und
begrifien die Prasenz von EUFOR, um die Sicher-
heit im Land zu starken. Wir fordern die serbische
Regierung auf, gegen Gewalt und fur eine friedliche
Verstandigung offentlich einzutreten und fordern
Serbien und Kosovo auf,zu einer dauerhaften
Losung am Verhandlungstisch zu kommen. Das ist
Voraussetzung fur Frieden und Stabilitat in der Re-
gion und ein Schlussel fur den EU-Beitrittsprozess
Serbiens. Zur Unterstutzung des Friedensprozes-
ses starken wir KFOR. Die Zivilgesellschaften der
Region wollen wir noch besser fordern, besonders
auch die grenziberschreitende Jugendarbeit in der
Region stdrken und eine inklusive Erinnerungskul-
tur unterstitzen. Im Rahmen der Griinen Agenda
fur den Westbalkan wollen wir die Region beim
Ausbau guter Arbeitspldtze, erneuerbarer Energien,
moderner Bahninfrastruktur und nachhaltiger In-
vestitionen schnell und effektiv unterstutzen.

Ukraine

Die Ukraine steht in der Mitte der europaischen Fa-
milie. Ihr Platz ist in der EU. Millionen Ukrainer*in-
nen stellen sich taglich dem vélkerrechtswidrigen
russischen Angriffskrieg mutig entgegen: Sie weh-
ren sich gegen den brutalen Versuch Russlands, ihr
Land zu unterwerfen und ihre Kultur auszuloschen,
das Volkerrecht und die europaische Friedensord-
nung zu zerstoren.

Wir setzen uns daflr ein, dass die EU in ihrer
humanitaren, politischen, finanziellen und auch
militarischen Unterstiitzung der Ukraine nicht
nachlasst. Wir werden die Ukraine weiterhin ent-
schlossen unterstlitzen, damit sie ihre Souveranitat
und volle territoriale Integritat wiedererlangen
und verteidigen kann. Wir stehen fest an der Seite
der Ukraine, ihrer Menschen und ihres Rechts auf
Freiheit, Selbstbestimmung und Selbstverteidigung
und unterstitzen den Wunsch zu einem nachhalti-
gen Frieden und zu robusten, zuverlassigen Sicher-
heitsgarantien.

Auch auf dem Weg in die EU werden wir die
Ukraine umfassend unterstiitzen. Beide Seiten
profitieren von einem geordneten und zligigen
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Beitrittsprozess. Wir setzen dabei auf Transparenz,
Rechtsstaatlichkeit, konsequente Korruptionsbe-
kampfung sowie eine aktive Rolle der Zivilgesell-
schaft und der regionalen und kommunalen Ebene.
Wir sehen bereits grof3e Fortschritte bei den fir die
EU-Beitrittsverhandlungen notwendigen Reformen.
Die Bevolkerung der Ukraine verdient unsere An-
erkennung dafir, dass sie ihr Land inmitten eines
Krieges so grundlegend verandert.

Wir setzen uns daflr ein, dass die EU und ihre Mit-
gliedstaaten den Wiederaufbau der Ukraine finan-
ziell, technisch und mit Investitionen engagiert
unterstiitzen. Dazu bedarf es auch grofier finan-
zieller Anstrengungen, der Einbindung der ukraini-
schen Zivilgesellschaft und erheblich beschleunig-
ter Verfahren, um schnelle Ergebnisse zu erzielen
und das Land gegen die russischen Angriffe zu
starken. Wir setzen uns ein fir eine langfristige und
nachhaltige Finanzierung des Wiederaufbaus der
Ukraine. Daflr braucht es neben unterschiedlichen
staatlichen wie privatwirtschaftlichen Finanzie-
rungsinstrumenten insbesondere auch Zuschisse.
Wir wollen prifen lassen, ob und wie stillgelegte
russische Vermogenswerte rechtssicher fir den
Wiederaufbau der Ukraine nutzbar gemacht wer-
den konnen.

Wir setzen auf vielfaltige internationale Ermitt-
lungs- und Justizorgane, die russische Verbrechen
gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen
einschliefilich des Verbrechens des Aggressions-
kriegs aufklaren und bestrafen. Ein internationaler
Mechanismus soll Uber die Wiedergutmachung der
Sach-und Personenschaden durch Russland an die
Ukraine entscheiden und so eine Rechtsgrundlage
zur Heranziehung Russlands zur Finanzierung des
Wiederaufbaus der Ukraine schaffen.

Die Wirtschaft der Ukraine ist durch den Krieg mas-
siv geschwacht. Wir mochten, dass die EU die Wirt-
schaft der Ukraine durch Makrofinanzhilfen weiter
stabilisiert und diese als Zeichen der Solidaritat
und als Beitrag zur europdischen Sicherheit fort-
setzt. Dazu gehort auch, den Ausbau alternativer
Exportwege flr ukrainische Agrarprodukte jenseits
des Schwarzen Meeres (solidarity lanes) weiter
voranzutreiben. Das hilft der Ukraine wirtschaftlich
und tragt zur globalen Ernahrungssicherung bei.

Georgien und Moldau

Die Zukunft Moldaus und Georgiens liegt in der EU.
Beide Lander sind seit Langem Ziel von militari-
scher Aggression und Destabilisierungsversuchen
Russlands. Diese sind seit Beginn des russischen
Angriffskriegs gegen die Ukraine intensiviert
worden. Wir stehen entschlossen zur Souverani-

tat und territorialen Integritat der beiden Lander.
Wir werden Moldau und Georgien auf ihrem Weg

in die EU tatkraftig unterstitzen, gleichzeitig aber
auch die dafur notigen Reformen einfordern. Ins-
besondere Moldau hat als EU-Beitrittskandidat und
schon seit 2020 einen mutigen und ambitionierten
Reformkurs eingeschlagen, den wir konsequent
unterstiitzen. Der Wunsch der georgischen Bevol-
kerung nach EU-Integration ist weiterhin riesig; die
Regierung muss nun die notwendigen Reformen
umsetzen, um den europaischen Traum des Landes
zu erfillen.

Europaische Nachbarschaft

Die europaische Familie ist groRRer als die EU. Wir
mochten eine EU, die konstruktiv mit ihren euro-
paischen Nachbarn zusammenarbeitet.

Die Zusammenarbeit der EU mit dem Europarat bei
der Forderung und Verteidigung von Demokratie
und Menschenrechten auf dem europaischen Kon-
tinent mochten wir intensivieren. Daflir arbeiten
wir auch auf einen Beitritt der EU zur europaischen
Menschenrechtskonvention hin.

Wir begrifien die Europaische Politische Gemein-
schaft als eine Plattform zur engeren Zusammenar-
beit mit europaischen Staaten, unabhdngig davon,
ob diese eine EU-Mitgliedschaft anstreben oder
nicht. Insbesondere im Bereich Energie ist diese
Zusammenarbeit im ausgepragten europaischen
Interesse.

Wir mochten, dass die EU und das Vereinigte
Konigreich weiter konstruktiv daran arbeiten, ihre
Beziehungen nach dem Brexit wieder zu intensi-
vieren. Eine enge wirtschaftliche und militarische
Zusammenarbeit von EU und Vereinigtem Konig-
reich ist im beiderseitigen Interesse. Wir begru-
3en, dass das Vereinigte Konigreich wieder in das
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EU-Forschungsprogramm Horizon Europe einsteigt.

Gleichzeitig erwarten wir, dass die britische Regie-
rung praktische Hurden beim Austausch und der
Zusammenarbeit mit der EU,zum Beispiel bei den
Studierenden-Visa, moglichst rasch abbaut.

Die OSZE wollen wir angesichts der Herausforde-
rungen durch den russischen Angriffskrieg gegen
die Ukraine als wichtiges Forum fir Dialog und
Krisenpravention bewahren. Sie kann in der Ge-
staltung der Nachkriegsordnung in Osteuropa eine
zentrale Rolle spielen.

Tiirkei

Die Turkei und die EU — und dabei ganz besonders
Deutschland - verbindet eine langjahrige Freund-
schaft und Partnerschaft, die sich in engen ge-
sellschaftlichen, kulturellen und wirtschaftlichen
Beziehungen niederschlagt. Wir glauben, dass eine
demokratische Turkei, in der die Rechte aller ihrer
Blrger*innen geachtet werden, einen festen Platz
in der EU hat.

Derzeit sieht die politische Realitat leider anders
aus: Die turkische Regierung hat sich in den ver-
gangenen Jahren immer weiter von Rechtsstaat-
lichkeit und Menschenrechten entfernt. Mit einer
aggressiven AufRen- und Regionalpolitik richtet
sich Ankara zum Teil offensiv gegen europaische
Interessen. Die anfangliche Blockade des schwedi-
schen NATO-Beitritts oder die volkerrechtswidrige
Militaroffensive in Nordsyrien zeigen zugleich, was
fur eine schwierige Partnerin die Turkei fur Europa
und die NATO in der aktuellen Sicherheitslage ist.
Gleichzeitig hat sie sich als Vermittlerin im Krieg
gegen die Ukraine und darUber hinaus engagiert.

Die Turkei bleibt trotz dieser ambivalenten Rolle
eine strategische Partnerin innerhalb der NATO,
flr Europa und fur Deutschland. Diesem Dilemma
stellt sich eine aktive Griine Auf3enpolitik. Flr uns
kann es eine Wiederaufnahme der Gesprache uber
einen EU-Beitritt erst dann wieder geben, wenn
die Turkei glaubhaft den Weg zu Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit einschlagt.

Wir unterstitzen die Zusammenarbeit in den Be-
reichen, in denen sie notwendig und maglich ist,

etwa zur Sicherheit im Schwarzen Meer oder bei
der Bekampfung des Klimawandels. Der autorita-
ren Politik und nationalistischen Rhetorik aber, die
sich offen gegen die EU, gegen die Sicherheit von
tlrkischen Oppositionellen in der EU, gegen Ge-
flichtete, gegen Kurd*innen und andere Minderhei-
ten oder gegen Menschenrechts-Verteidiger*innen
im eigenen Land wenden, treten wir entschieden
entgegen.

Die tlirkische Regierung muss die unzahligen poli-
tischen Gefangenen, darunter auch Osman Kavala
und Selahattin Demirtas, aus der Haft entlassen
und den Urteilen des Europaischen Gerichtshofs
fur Menschenrechte (EGMR) Folge leisten. Mit
der Missachtung der Urteile des EGMR macht die
Turkei das laufende Vertragsverletzungsverfahren
im Rahmen des Europarates unumganglich. Die
Missachtung von Gerichtsurteilen schafft Rechts-
unsicherheit, die auch die zivilgesellschaftlichen
und wirtschaftlichen Beziehungen mit der Turkei
belastet.

Wir stehen weiterhin fest an der Seite der vielen
Turk*innen, die sich fir Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit engagieren. Wir mochten, dass die EU die
turkische Zivilgesellschaft, die sich fur einen demo-
kratischen Wandel einsetzt, besonders unterstutzt.

6. Ein starkes Europa in der
Welt

Ostliche Nachbarn der EU

Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine ist eine
Zasur fur die EU und unseren Kontinent. Die EU ist
aufgefordert, neue Antworten auf ihre Nachbar-
schaft zu einem feindseligen Russland zu finden.
Fur unsere osteuropdischen Partner der EU braucht
es zielgerichtete MaRnahmen einer neuen EU-Poli-
tik fur Osteuropa und Zentralasien, die besonders
die veranderten Sicherheitsinteressen unserer
Partner in den Blick nehmen. Gleichzeitig mussen
wir die demokratischen Reformkrafte und Zivilge-
sellschaften in den durch russische Einmischung
bedrohten europaischen Nachbarstaaten Russlands
besonders unterstitzen.
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Wir stehen fest an der Seite der mutigen Menschen,
die sich in Belarus seit den Protesten rund um die
gefalschten Prasidentschaftswahlen im Jahr 2020
unermudlich fur Demokratie und Menschenrechte
in ihrem Land einsetzen. Wir werden uns weiterhin
solidarisch und mit Nachdruck fir die Unterstlitzung
der belarusischen Zivilgesellschaft und Opposition,
die Freilassung aller politischen Gefangenen, die
Sanktionierung des belarusischen Regimes und fur
freie und faire Wahlen im Land einsetzen.

Diktator Lukaschenka und sein Regime haben

sich in Belarus und durch die Unterstitzung des
russischen Angriffskriegs in der Ukraine schwe-
rer Menschenrechtsverletzungen und Kriegsver-
brechen schuldig gemacht. Daflir missen sie zur
Rechenschaft gezogen werden. Wir setzen uns
insbesondere dafir ein, dass die EU die Sammlung
und Sicherung von Beweismaterial unterstitzt.

Die EU kann und sollte sich starker in allen Lan-
dern des Siidkaukasus engagieren sowie be-
stehende Demokratiebewegungen und die Zivil-
gesellschaft aktiv unterstutzen. Armeniens Weg

fur mehr politische Teilhabe und Freiheiten wurde
durch russischen Druck und den Krieg um Berg-
karabach massiv erschwert. Aserbaidschan hat sich
entschlossen, durch militarische Gewalt Fakten

zu schaffen. Wir verurteilen Bakus militarischen
Angriff auf Bergkarabach im September 2023. Die
EU muss der autokratischen aserbaidschanischen
Regierung klare Grenzen fur den Fall weiterer
Offensiven aufzeigen. Einen langfristigen Frieden
kann es nur durch Verhandlungen geben. Daher
begrifRen wir die Bemihungen der EU, mit Arme-
nien und Aserbaidschan eine nachhaltige Friedens-
l6sung zu finden. Die EU-Beobachtungsmission in
Armenien (EUMA) leistet dabei einen wichtigen
stabilisierenden Beitrag. Uber 100.000 Arme-
nierinnen sahen sich gezwungen, Bergkarabach
zu verlassen, die Halfte davon Kinder und altere
Menschen. Die EU sollte die Integration der aus
Bergkarabach Gefllichteten in Armenien unterstut-
zen bzw. ihre Rickkehr nach Bergkarabach durch
internationale Schutzmechanismen ermaoglichen.
Der Schutz der armenischen Kultur und christli-
chen Religion in Bergkarabach muss sichergestellt
werden, um den Erhalt des gemeinsamen Erbes
der Region zu schutzen. Die EU sollte zwischen

Armenien und Aserbaidschan als stabilisierende
Mittlerin agieren und dadurch zugleich die demo-
kratischen Reformkrafte Armeniens starken. Das
sollte auch beinhalten, dass die EU Armenien dabei
unterstiitzt, den demokratischen Reformprozess
trotz aller Herausforderungen voranzutreiben und
die Unabhangigkeit des Landes von Russland zu
starken. Daflir braucht es eine noch engere Part-
nerschaft und Annaherung Armeniens mit der EU,
ebenso wie mit Deutschland.

Putin und sein Machtregime haben Russland in
eine totalitare Diktatur gewandelt. Sicherheit in
Europa kann es aktuell nur vor Russland geben

- und nicht mit Russland. Gewalt, Liige, Korrup-
tion und Willkir pragen die politische Realitat.

Die Zivilgesellschaft wurde mundtot gemacht, die
Opposition befindet sich entweder im Exil oder in
politischer Gefangenschaft. Wir werden uns weiter-
hin fir die Freilassung aller politischen Haftlinge
einsetzen. Wir sehen uns als Freunde und Partner
derer, die ein freies, friedliches und demokratisches
Russland winschen. Wir verstehen uns als har-

te Widersacher all jener, die das verbrecherische
Regime um Putin stitzen. Wir unterstitzen daher
die europdische Sanktionspolitik gegen das Re-
gime und seine Vertreter®innen. Wirtschafts- und
handelspolitische Normalitat kann es mit diesem
Russland nicht geben.

Wir begrifien den Haftbefehl des Internationalen
Strafgerichtshofs gegen den russischen Prasidenten.
Er hat sich schlimmster Menschenrechtsverbrechen
schuldig gemacht und muss dafiir mit voller Harte
des Rechts zur Rechenschaft gezogen werden.

Transatlantische Beziehungen

Mit keinem Land aufRerhalb Europas verbindet uns
Europaer®innen zugleich eine so tiefe gemeinsame
Geschichte und eine so starke Partnerschaft wie
mit den USA. Die USA haben nach dem Zweiten
Weltkrieg und dem Ende des Kalten Kriegs maf3-
geblich zur wirtschaftlichen Entwicklung und
politischen Einigung auf dem europdischen Kon-
tinent sowie zur Wiedervereinigung Deutschlands
beigetragen.

Die transatlantischen Beziehungen sind aber auch
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von zentraler Bedeutung fur unsere europdische
Gegenwart und Zukunft. Wir schatzen Kanada und
die USA als enge und verlassliche Wertepartner
und mochten die Beziehungen der EU mit beiden
weiter vertiefen. Seit dem russischen Angriffskrieg
auf die Ukraine haben unsere transatlantischen
Partner und allen voran die USA dazu beigetragen,
die Friedensordnung in Europa zu verteidigen und
die politische Einheit der europaisch-atlantischen
Allianz zu sichern. Die USA sind eine zentrale stra-
tegische Partnerin: fur unsere Sicherheit, fir die
klimagerechte Erneuerung unseres Wohlstands und

fur die Selbstbehauptung der liberalen Demokratie.

Gemeinsam sind wir stdrker in der systemischen
Auseinandersetzung mit China, Russland und ande-
ren autoritdren und totalitaren Regimen. Gemein-
sam konnen wir globale Wertepartnerschaften und
multilaterale Foren und Vereinbarungen sichern
und ausbauen. Gemeinsam konnen wir die globale
Handelsordnung gestalten und den klimaneutralen
Umbau unserer Industrien voranbringen. Und ge-
meinsam konnen wir Zukunftstechnologien ent-
wickeln und sie zugleich zum Wohle der Menschen
und ihrer Freiheit aktiv gestalten.

Eine starke transatlantische Beziehung bendétigt
handlungsfahige und handlungsbereite Partner
auf beiden Seiten des Atlantiks. Deshalb braucht
es mehr europadische Anstrengungen, um eigene
sicherheits-, verteidigungs- und wirtschaftspoli-
tische Kapazitaten zu entwickeln. Wir wollen die
europdische Saule der NATO starken, auch durch
eine vertiefte EU-NATO-Zusammenarbeit. Anti-
liberale Tendenzen auf beiden Seiten des Atlan-
tiks gefahrden das Wertefundament, auf dem die
transatlantische Partnerschaft basiert. lhnen gilt es
entschieden entgegenzutreten.

Das bedeutet auch, dass wir die strategische Part-
nerschaft mit den USA gleichzeitig intensivieren und
diversifizieren mussen. Diversifizierung heif3t zum
einen, die transatlantischen Beziehungen auf ein
breiteres Fundament zu stellen - durch den Ausbau
von Partnerschaften mit Bundesstaaten, Stadten,
Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft. Und
Diversifizierung heif3t zum anderen, einseitige Ab-
hangigkeiten zu reduzieren und die eigenstandige
Handlungsfahigkeit der EU zu starken.

Der gemeinsame Handels- und Technologierat
(TTC) der EU und der USA ist ein geeignetes Forum,
um gemeinsame Antworten auf globale Herausfor-
derungen zu entwickeln. Wir beflrworten die Ver-
tiefung der wirtschaftlichen Beziehungen mit den
USA, um einen transatlantischen Markt zu schaffen,
der weltweit hochsten sozialen und 6kologischen
Standards nach dem Prinzip des ,Race to the Top"
folgt und als Impulsgeber fur die griine Trans-
formation weltweit wirkt. Ein wichtiges Element
dabei ist die gemeinsame Arbeit an einem Club fur
kritische Rohstoffe.

China

Fir uns ist China Partner, wirtschaftlicher Wett-
bewerber und systemischer Rivale. Durch Chinas
zunehmend aggressives Auftreten auf der globalen
Blhne tritt die Partnerschaft jedoch zunehmend in
den Hintergrund. Im Innern handelt die chinesische
Flhrung repressiver und autoritdrer; nach aufien
verfolgt sie inzwischen offen hegemoniale und
imperiale Ambitionen und versucht aggressiv, den
eigenen globalen Einfluss zu erweitern. Daflir nutzt
China auch zunehmend seinen Einfluss im Rahmen
der BRICS-Staaten (zundchst Brasilien, Russland,
Indien, China, Stidafrika, nun auch Agypten, Athio-
pien, Iran und die Vereinigten Arabischen Emirate)
und seine enge Partnerschaft mit Russland. Das
tragt zu einer weiteren Verscharfung der Differen-
zen zwischen Europa und China bei. Deswegen
setzen wir uns fur eine engere Koordination der
Mitgliedstaaten und der EU als Institution sowie
fur einen strukturierten Informationsaustausch und
eine engere Koordinierung des Verhdltnisses zu
China, insbesondere mit unseren transatlantischen
und indopazifischen Partnern, ein.

Die EU muss ihre einseitigen wirtschaftlichen
Abhangigkeiten von China,zum Beispiel bei Roh-
stoffen und Medikamenten, deutlich schneller
reduzieren und die europaische Wirtschaft dabei
unterstitzen, langfristig wettbewerbsfahig zu blei-
ben. Ohne eine ambitionierte, eigenstandige Indust-
rie- und Investitionspolitik kann dies nicht gelingen.
Dabei ist es zentral, dass die EU einen eigenstandi-
gen Kurs gegenuber China formuliert. Stimmen, die
einer kompletten Entkopplung von China das Wort
reden, erteilen wir dagegen eine Absage.
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China ist der grofste Handelspartner der EU, aber
nur unser drittgrofter Exportmarkt. Das Handels-
defizit wachst: Importe aus China nehmen zu, die
Exporte nach China ab. Noch gibt es in China Ab-
hangigkeiten von Technologien aus Europa,zudem
ist der europdische Markt fiir chinesische Konzer-
ne attraktiv. Die EU kann hier den bestehenden
Handlungsspielraum besser und selbstbewusster
nutzen, vor allem im Bereich der Transparenz-
pflichten chinesischer Konzerne bei Arbeits-, Sozial,
Umwelt- aber auch Sicherheitsstandards. Kritische
Infrastruktur, wie Hafen, Eisenbahn und digitale
Infrastruktur, sowie Schlisselindustrien mussen vor
dem Zugriff chinesischer Investitionen nachhaltig
und in der gesamten EU geschiitzt werden.

Wir unterstitzen die Einfihrung und den Einsatz
des Anti-Coercion-Instruments der EU sowie einen
koordinierten Ansatz bei Kontrollen von Investitio-
nen in China und Exportrestriktionen im Bereich
sensibler Technologien. Mit gemeinsamen Instru-
menten kann sich die EU besser gegen wirtschaft-
liche Erpressungsversuche verteidigen und eine
abschreckende Wirkung erzielen.

Die massiven und systematischen Menschenrechts-
verletzungen gegen Uigur*innen in der Provinz
Xinjiang, aber auch gegen Tibeter*innen, religiose
Minderheiten und Vertreter*innen der Zivilgesell-
schaft, insbesondere Demokratieaktivist®innen in
Hongkong, durch die chinesische Regierung mus-
sen beendet werden. Der Schutz der Menschen-
rechte ist Grundlage europaischer Politik. Das gilt
auch fir die internationalen Lieferketten europai-
scher Unternehmen. Produkte aus Zwangsarbeit
in China dirfen keinen Zugang zum europdischen
Markt bekommen. Wir erwarten daher auch, dass
China die entscheidenden Kernnormen der ILO
ratifiziert.

Im Rahmen der Ein-China-Politik der EU unterstut-
zen wir die sachbezogene Teilnahme des demokra-
tischen Taiwan in internationalen Organisationen.
Gleichzeitig erkennen wir an, dass das Eskalations-
risiko in der Taiwan-Strae durch die Erh6hung
des militarischen Drucks der Volksrepublik China
deutlich zugenommen hat. Eine Anderung des Sta-
tus quo in der Taiwan-StraRe darf nicht gegen den
Willen Taiwans erfolgen. Wir betrachten Taiwan

als demokratischen Wertepartner und setzen uns
daflr ein, den wirtschaftlichen, kulturellen, zivil-

gesellschaftlichen und politischen Austausch zu

intensivieren.

Bei zentralen globalen Herausforderungen wie der
Schuldenkrise von Landern des Globalen Stidens,
der Finanzierung von wirtschaftlicher Moderni-
sierung sowie bei Klimaschutz- und Anpassungs-
mafinahmen werden wir, wo immer dies moglich
ist, mit China zusammenarbeiten. Dies gilt auch fir
den globalen Gesundheitsschutz, den Schutz der
Biodiversitat oder den Schutz der Weltmeere. In
diesen und weiteren Bereichen bleiben wir auf Ba-
sis der universellen Erklarung der Menschenrechte
und der Kernprinzipien der multilateralen Ordnung
offen flr Kooperation.

Naher Osten und Nordafrika

Der Nahe Osten und Nordafrika ist eine Region im
Umbruch und ein wichtiger Nachbar fur die EU.

Die Hoffnung der Revolutionsbewegungen in der
Region blieb weitestgehend unerfiillt,und in den
vergangenen Jahren haben sich wieder autoritare
Akteure in der Region verfestigt. Wir wollen aber
trotz der schwierigen Lage eine enge Zusammen-
arbeit anstreben, die die wirtschaftliche Entwick-
lung zugunsten der Menschen unterstitzen soll. Ihr
Wunsch nach einem Leben in Wirde und Sicherheit
und mehr politischer Teilhabe soll im Zentrum der
europadischen Nahostpolitik stehen.

GrofRe Potenziale liegen beim Ausbau der erneuer-
baren Energien. In der Zusammenarbeit von klei-
nen und mittleren Unternehmen sehen wir dabei
eine besondere Chance, um Strukturen jenseits der
oft staatsdominierten Grofiunternehmen in der
Region zu starken.

In der Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft
muss die EU verlassliche Partnerin sein fir all die-
jenigen, die frauen- und menschenrechtliche Pers-
pektiven schaffen sowie Freiheit und Selbstbestim-
mung voranbringen wollen. Durch die Geschichte
von Kolonialismus und jahrzehntelanger Unter-
stutzung autoritdrer Regierungen tragt Europa hier
eine besondere Verantwortung.
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Wir wollen eine Migrationspolitik gestalten, die
uns nicht von autoritaren Regimen in der Region
erpressbar macht. Eine politische Fokussierung auf
Flichtlingsabwehr im Verhaltnis zu den sudlichen
Mittelmeeranrainern stutzt autoritare und dysfunk-
tionale Regime, die selbst Fluchtgriinde schaffen.

Die Existenz und die Sicherheit Israels als natio-
nale Heimstatte des judischen Volkes mit gleichen
Rechten fur all seine Burger*innen sind unver-
handelbar. Die Terrorangriffe der Hamas auf Israel
am 7. Oktober 2023 waren eine Zasur. Wir stehen
nach diesen flrchterlichen Taten fest an der Seite
Israels und seiner Burger*innen. Israel hat wie
jeder andere Staat das volkerrechtlich verbriefte
Recht, sich gegen Angriffe wie diese im Rahmen
des humanitdren Volkerrechts zu verteidigen. Is-
raels Sicherheit ist Teil der deutschen Staatsrason
und Leitmotiv unseres Handelns. Fir Frieden und
Sicherheit braucht es eine Zweistaatenregelung
mit der Schaffung eines souveranen, lebensfahi-
gen und demokratischen Staates Paldstina auf der
Grundlage der Grenzen von 1967. Daflir soll die EU
die Krafte der Mitgliedstaaten fir Verhandlungen
der beiden Seiten bundeln und ihre tatkraftige und
grofRzugige Hilfe fur die Friedensverwirklichung
anbieten.

Dazu braucht es neben unserer unverbrichli-
chen Solidaritat mit Israel auch eine konsequente
Unterstiitzung pro-demokratischer palastinensi-
scher Stimmen. Dies ist auch eine Grundlage fir
die Schaffung paldstinensischer rechtsstaatlicher
politischer Institutionen. Zu der Friedensperspek-
tive gehort auch, dass die Palastinensische Auto-
nomiebehdrde den Terror gegen Israel klar ver-
urteilt und dagegen vorgeht. Den fortdauernden
israelischen Siedlungsbau, Plane fur volkerrechts-
widrige Annexionen und die Siedlergewalt gegen
Palastinenser*innen im Westjordanland lehnen wir
als Hurden fir den Frieden ab. Wir wollen weiter-
hin mit denjenigen Kraften in Israel und Paldstina
solidarisch zusammenarbeiten, die sich auf beiden
Seiten fiur Demokratie und Freiheit, Menschen- und
Blrger*innen-Rechte und Frieden einsetzen. Als
grofte Geldgeberin soll die EU bei ihrer Entwick-
lungshilfe flr die palastinensischen Gebiete auch
den Aufbau demokratischer Institutionen und de-
mokratischer Bildung fordern, um Hass entgegen-

zutreten und die Verstandigung zwischen lIsraelis,
Palastinenser®innen und den Menschen aus den
umliegenden Nachbarstaaten voranzubringen.

Im Iran stehen wir an der Seite der feministischen
Protestbewegung gegen das iranische Regime.
Diese setzt sich fur ein demokratisches Iran ein,
kampft fiur Achtung der Menschenrechte und die
Selbstbestimmung der Bevolkerung, einschliefilich
der Abschaffung von Kleidungsvorschriften wie der
Zwangsverschleierung. Wir wollen, dass die EU die
Erweiterung der Sanktionen gegen die Verantwort-
lichen des Regimes sowie eine Verscharfung der
Sanktionen beim Handel und bei Finanzbeziehun-
gen fortlaufend kritisch pruft.

Die islamische Revolutionsgarde muss rechtssicher
als Terrororganisation gelistet werden. Zudem muss
die EU die demokratische Opposition im Iran und
in der Diaspora unterstlitzen und politisch verfolgte
Iraner*innen schnell aufnehmen. Das Islamische
Zentrum Hamburg als Koordinationspunkt der
Uberwachung der Diaspora in Deutschland muss
endlich geschlossen werden, ebenso wie Vertre-
tungen in anderen deutschen Stadten. Das Regime
versucht mit einer aggressiven Aufienpolitik und
Terrorfinanzierung die Region zu destabilisieren. Die
Terrorfinanzierung des iranischen Regimes, welche
unter anderem fur das erkldrte Ziel der Vernich-
tung Israels eingesetzt wird, gilt es zu bekampfen.
Gerade mit Blick auf die Sicherheit Israels muss die
EU in Zusammenarbeit mit den USA die Nukleari-
sierung des Irans verhindern. Der Iran muss sich an
internationale nukleare Nichtverbreitungsabkom-
men halten. Iran verletzt seine Verpflichtungen aus
dem JCPOA (Joint Comprehensive Plan of Action,
Atomvereinbarung mit dem lIran) seit 2019 fort-
wahrend massiv und hat die Gelegenheit,zum JCOA
zuruckzukehren, mehrfach ausgeschlagen. Darum
mussen die proliferationsbezogenen MafRnahmen
im Nuklearbereich sowie Sanktionen aufrechterhal-
ten bleiben. Wir wollen aus den Lehren der Ver-
handlungen um das JCPoA lernen.

Der Ristungsspirale in der Region wollen wir mit
einer gemeinsam und geschlossen auftretenden EU
entgegenwirken. Wir unterstutzen diplomatische
Bemuihungen um Deeskalation in der Region. Nor-
malisierung von Beziehungen darf nicht zu Straflo-
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sigkeit flihren,zum Beispiel angesichts der Mensch-
heitsverbrechen des Assad-Regimes in Syrien.

Durch das jahrelange Engagement und den an-
schliefdenden ubereilten Abzug westlicher Truppen
tragen wir eine besondere Verantwortung gegen-
Uber Afghanistan. Wir verurteilen vor allem die
Verdrangung von Frauen aus fast allen Bereichen
des offentlichen Lebens und erkennen die Taliban
nicht als Regierung Afghanistans an. Wir setzen uns
daflr ein, dass die EU angesichts der dramatischen
Lage im Land weiterhin humanitare Hilfe leistet
und dabei explizit Frauen einbindet. Ortskrafte und
Menschenrechts-Verteidiger*innen sind aufgrund
ihrer Arbeit — etwa flr die Bundeswehr und inter-
nationale Organisationen — oder ihres Einsatzes
fur Menschenrechte in Gefahr. Wir stehen daher fir
den konsequenten Schutz und die Aufnahme von
Ortskraften und Menschenrechts-Verteidiger®innen
und ihren mitbedrohten Familien.

Afrika

Die afrikanischen Staaten und Europa sind geogra-
fisch wie historisch eng verbunden. Wir wollen die
vielfaltigen Lander und Gesellschaften auf dem af-
rikanischen Kontinent in ihren Bemihungen unter-
stutzen, nachhaltige Entwicklung und gute Jobs vor
Ort zu schaffen. Wir sehen eine wachsende Zusam-
menarbeit der EU mit dem afrikanischen Kontinent
in Politik, Wirtschaft, Technologie, Wissenschaft
und Zivilgesellschaft als Chance fir beide Seiten.
Wir wollen mit unseren afrikanischen Partnerinnen
und Partnern zu beiderseitigem Nutzen zusammen-
arbeiten und daflr attraktive europdische Ange-
bote fiir eine nachhaltige Entwicklung machen.
Dabei begreifen wir die Starkung der Demokratie
als wichtige Aufgabe und verurteilen verfassungs-
widrige Machtwechsel, Putsche und unfreie Wah-
len, die die demokratische Entwicklung in einigen
afrikanischen Staaten gefahrden.

Ein gutes Beispiel sind die europdischen Klima-,
Energie- und Wasserstoffpartnerschaften sowie die
Klima- und Entwicklungspartnerschaften, die dazu
beitragen konnen, die Industrie auf beiden Konti-
nenten klimaneutral voranzubringen. Wir wollen
sie daher ausbauen. Dabei ist fur uns klar, dass die
erzeugte Energie und damit verbundene Wert-

schopfungsketten immer zuerst den produzieren-
den Landern vor Ort zur Verfigung stehen mussen,
insbesondere den armsten und marginalisierten
Menschen.

Dabei ist die geplante Zusammenarbeit im Rah-
men der Global-Gateway-Initiative ein Schritt in
Richtung weiterer nachhaltiger Entwicklung beider
Kontinente und tragt als attraktives europdisches
Angebot fur die grofien Investitionsbedarfe zur
Verringerung der Abhangigkeit von China und
Russland bei. Wir wollen die regionale Integration
in den afrikanischen Wirtschaftsgemeinschaften
und der Afrikanischen Union inklusive der entste-
henden panafrikanischen Freihandelszone unter-
stutzen.

Gute Regierungsfiihrung und Rechtsstaatlichkeit
sind unverzichtbare Grundlage fir gesellschaft-
liche und wirtschaftliche Entwicklung. Vor allem
dort, wo die staatlichen Strukturen geschwacht
oder wo autokratische Strukturen vorherrschend
sind, wollen wir die Zivilgesellschaft sowie demo-
kratische politische Akteure unterstiitzen. Das
gewaltfreie Engagement insbesondere junger
Menschen fir eine plurale Zivilgesellschaft in
ihren Landern sowie zur zivilen Konfliktbearbei-
tung wollen wir in der EU aktiv unterstitzen. Eine
besondere Rolle kommt dabei Frauen und margi-
nalisierten Gruppen zu.

Wir setzen uns daflr ein, dass Drittstaatsangehdrige,
die in Europa studieren, Dienstreisen erledigen oder
zum Beispiel an Konferenzen teilnehmen, einfacher
und schneller Zugang zu Visa bekommen. Ein Bei-
trag dazu ist die Digitalisierung der Visaverfahren.

Europas Verflechtung mit Afrika ist bis heute von
einem Machtungleichgewicht gekennzeichnet.
Zudem leidet der afrikanische Kontinent bereits
heute besonders stark unter den Folgen der Klima-
krise,die in bedeutendem Maf} durch europdische
Emissionen verursacht wurde. Im Bewusstsein auch
unseres kolonialen Erbes und damit verbundener
wirtschaftlicher Ausbeutung wollen wir Beziehun-
gen gestalten, die von Respekt und Gleichberechti-
gung getragen werden.
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Indopazifik

Das ckonomische Gravitationszentrum hat sich in
den indopazifischen Raum verschoben. Hier findet
ein GroRteil des globalen Wachstums, der Innova-
tion und Entwicklung statt.

Wir wollen die enge Kooperation mit Europas
zentralen Partnern wie Japan, Stidkorea, Australien
und Neuseeland ausbauen und den Austausch mit
ASEAN (Association of Southeast Asian Nations,
Vereinigung sudostasiatischer Nationen) und ihren
Mitgliedstaaten sowie den ozeanischen Inselstaa-
ten intensivieren. Dabei wollen wir unseren Fokus
auch auf mehr Zusammenarbeit bei Klimaschutz
und wirtschaftlicher Modernisierung legen und
gleichzeitig kulturellen Austausch, zivilgesell-
schaftliche Akteure und den Schutz der Menschen-
rechte starken. Insbesondere die Kooperation mit
Japan als engstem Partner im indopazifischen
Raum sowie einzigem Mitglied der G7 in der Regi-
on wollen wir weiter vertiefen. Ein Beispiel hierflir
ist die Digitale Partnerschaft, welche die EU im Mai
2022 mit Japan als erstem Partnerland uberhaupt
geschlossen hat.

Gerade im Indopazifik tritt China immer aggres-
siver auf und propagiert zugleich sein autoritares
Staats- und Gesellschaftsmodell als Vorbild. Des-
halb wollen wir auch die Kooperation zwischen
der EU und indopazifischen Staaten im Bereich der
Sicherheits- und Verteidigungspolitik ausbauen.

In der Pazifikregion liegen viele Staaten, die durch
die Klimakrise in ihrer Existenz bedroht sind, ob-

wohl sie selbst wenig zu den globalen Emissionen
beigetragen haben. Wir wollen sie im Umgang mit
den Folgen der Erderwarmung und des steigenden

Meeresspiegels konkret und finanziell unterstitzen.

Wir wollen den Klimaschutz starker in Handels-
beziehungen mit den Staaten der gesamten Region
verankern und die Produktion von griner Energie
in der Region,zum Beispiel durch die Global-Gate-
way-Initiative der EU, gemeinsam voranbringen.

Wir streben eine Vertiefung und Erweiterung der
Beziehungen der EU mit Indien an. Wir begrifien
den Start des EU-India Trade and Technology Coun-
cil im Jahr 2023 ebenso wie die 2021 begonnene

Konnektivitatspartnerschaft. Wir erkennen Indiens
neue Bedeutung fir die Bereitstellung globaler
digitaler Guter an und wollen eine verstarkte Zu-
sammenarbeit bei digitalen Zahlungssystemen
ausloten. Die wirtschaftliche Zusammenarbeit
muss sich an klaren Sozial-, Minderheits- und Kli-
maschutzstandards orientieren. Mit zunehmender
Sorge betrachten wir in dieser Hinsicht die aktuel-
len innenpolitischen Entwicklungen. Wir unterstuit-
zen die indische Zivilgesellschaft und setzen uns
flr eine friedliche Losung territorialer Konflikte in
Grenzregionen ein.

Die EU-Mitgliedstaaten sollten sich innerhalb der
UN dafur einsetzen, volkerrechtswidriges Verhalten
des Militarregimes in Myanmar zu verurteilen so-
wie freie und faire Wahlen in dem Land einfordern.

Lateinamerika

Die Lander Lateinamerikas sind nicht nur wichtige
Wirtschafts-, sondern viele auch unsere Werte-
partner. Die zahlreichen Demokratien dort sind fur
Europa natdrliche Partner bei der Starkung des
Multilateralismus. Foren wie das wiederbelebte
Gipfeltreffen zwischen der EU und der Gemein-
schaft der Lateinamerikanischen und Karibischen
Staaten (CELAC) ermaglichen eine intensive Ko-
operation und Partnerschaft mit den Landern des
Kontinents.

In einigen lateinamerikanischen Landern haben
sich autoritare Regierungen etabliert, die die Hand-
lungsspielraume der Zivilgesellschaft stark ein-
schranken. Auch demokratische Staaten sind nach
wie vor unter Druck, wie beispielsweise der Sturm
auf Regierungsgebaude Anfang 2023 in Brasilien
gezeigt hat. Ereignisse wie diese verdeutlichen,
dass die Demokratie gegen autokratische Tenden-
zen und Gruppierungen verteidigt werden muss.
Hierfir sind die Zusammenarbeit mit demokratisch
gewahlten Regierungen und eine starke Zivilge-
sellschaft essenziell. Wir wollen Aktivist*innen fur
Menschenrechte, Umweltschutz und fiir die Rechte
von LGBTIQ; Frauen und Indigenen schiitzen und
ihre Arbeit aktiv unterstiitzen. Auch eine effektive
Bekampfung von Korruption und Drogenkriminali-
tat ist wichtig. Dazu gehdren neben polizeilichen
und strafrechtlichen MaRnahmen auch die Schaf-
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fung wirtschaftlicher Alternativen, Reduzierung von
Abhangigkeiten von Kartellen und die Starkung
grenziberschreitender Ermittlungen.

Uber 55 Prozent der weltweiten Fliche an Regen-
wald befinden sich in Lateinamerika. Die Region ist
zentral zum Schutz unseres Weltklimas. Deswegen
wollen wir eine Intensivierung von Klima-, Roh-
stoff- und Entwicklungspartnerschaften sowie eine
Ausweitung der Kooperation flir nachhaltige Land-
wirtschaft und fur effektiven Natur- und Tropen-
waldschutz. Der Schutz der Rechte der indigenen
Volker muss dabei bei allen Vorhaben mitgedacht
und priorisiert werden.

Europa braucht enge Handelsbeziehungen mit
Lateinamerika, nicht zuletzt auch, um seine Lie-
ferketten mit Blick auf China zu diversifizieren.
Diese kénnen nur dann erfolgreich sein, wenn
sie partnerschaftlich ausgehandelt werden, beide
Seiten davon profitieren und ein substanzieller
Teil der Wertschopfung in Lateinamerika verbleibt.
Die Global-Gateway-Initiative der EU kann dabei
eine wichtige Rolle spielen. Wir wollen aus den
Fehlern der Vergangenheit lernen und unsere
Handelspolitik zukunftig so gestalten, dass keine
Umweltzerstdrungen befeuert werden und keine
neokoloniale Ausbeutung entsteht. Wir wollen
Partnerschaften auf Augenhohe. Wir lehnen das

EU-Mercosur-Abkommen in seiner jetzigen Form
ab und fordern Nachverhandlungen,um grundle-
gende Veranderungen zu erreichen - fur ein faires,
Okologisches und postkoloniales Abkommen, das
Menschenrechte respektiert, Technologietrans-

fer gewahrleistet und dem intensiven Abbau von
Rohstoffen im Globalen Suden fiir den Konsum
des Globalen Nordens ein Ende setzt. Wir werden
das Mercosur-Abkommen nur ratifizieren, wenn
von beiden Seiten umsetzbare, Uberprifbare und
rechtlich verbindliche, einklagbare Verpflichtungen
im Bereich des Umwelt-, Sozial- und Klimaschutzes
vereinbart werden. Umsetzbar sind alle genannten
Standards gerade in Zeiten rechtspopulistischer
Regierungen nur dann, wenn Verstofie dagegen
genauso effektiv sanktioniert werden kdnnen wie
die Handelsbestimmungen des Abkommens. Die
Maoglichkeit der Aussetzung von Handelspraferen-
zen bei VerstofRen von Nachhaltigkeitsstandards ist
daher eine unabdingbare Voraussetzung fir eine
Zustimmung zum Abkommen. Gleichzeitig kann es
fur uns das Mercosur-Abkommen nur gemeinsam
mit einer gleichwertigen Zusatzvereinbarung zum
Schutz und Erhalt des Regenwaldes, Schutz der
indigenen Volker und der Menschenrechte geben.
Dadurch stellen wir sicher, dass unsere Partner-
schaft mit den Mercosur-Landern intensiviert wird
und gleichzeitig die Menschenrechte, die Biodiver-
sitat und das Weltklima geschutzt werden.

Was Freiheit schiitzt

Die Europaische Union (EU) ist ein Raum der Frei-
heit, der Sicherheit und der Demokratie. Die Euro-
paer’innen haben sie auf den Ruinen von Krieg
und Unterdrickung errichtet. Heute garantiert sie,
dass wir ohne Grenzkontrollen reisen konnen, wo
uns friher Stacheldraht, Mauern und Schlagbaume
trennten. Sie sorgt daflir, dass Meinungsfreiheit gilt,
wo noch vor wenigen Jahrzehnten Diktator*innen
herrschten. Sie schitzt den Rechtsstaat. Sie garan-
tiert, dass alle Blrger*innen der EU ihre Regierun-
gen frei wahlen konnen - von der Gemeindeebene
bis nach Brussel.

Das Europa, das wir weiter pragen wollen, bietet
Sicherheit und Schutz, fuhrt zusammen und bindet
ein. Unterschiede namlich nicht nur auszuhalten,
sondern als Chance zu begreifen; Briicken zu bauen
uber Grenzen und Graben hinweg; das verbindende
Element zu suchen, statt das Trennende tatenlos
hinzunehmen: Nichts anderes ist Griindungsgedan-
ke der EU.

Sicherheit und Schutz aber brauchen Organe, die
sie schaffen und erhalten. Sie wollen wir starken.
Extremismus, Desinformation und Kriminalitat ma-
chen vor nationalen Grenzen nicht Halt,im Gegen-
teil: Gerade in den vergangenen Jahren haben wir
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erlebt, wie autoritdre Staaten unsere freie Gesell-
schaft angreifen. Die EU ist in der Verantwortung,
durch Koordination und starke eigene Institutio-
nen den Schutz zu bieten, den die Blirger*innen
zu Recht erwarten - zumal diese Erlebbarkeit von
Sicherheit und staatlicher Verlasslichkeit das Ver-
trauen in den demokratischen Staatenverbund der
EU unmittelbar steigert.

Die Entwicklung der EU ist eine Entwicklung zu
einem immer engeren Bindnis. Das ist gut, denn
wir brauchen das Gewicht und die Fahigkeiten der
EU,um viele der drangenden Probleme unserer
Zeit zu losen. Wie wir das tun, missen wir in einem
demokratischen Prozess bestimmen. Im Zentrum
davon steht das Europaische Parlament, dessen
Rechte wir erweitern wollen. So schaffen wir die
Grundlage fur eine foderale europaische Republik
mit einer eigenen Verfassung. Auch wenn Entschei-
dungsprozesse in Europa zuweilen mihsam und
langwierig sind, so stellen sie doch einen grofien
Wert da: Mit der Kraft des Wortes und der Diskus-
sion steht am Ende oft ein Kompromiss, der zwar
nicht jede und jeden vollends zufriedenstellt, aber
alle weiterbringt. Daflir stehen wir ein.

Denn der Zuwachs an Freiheit, Sicherheit und
Demokratie, fir den die europadische Einigung seit
dem Zweiten Weltkrieg gesorgt hat, gehort zu den
grofdten politischen Erfolgen der Weltgeschichte.
Nicht ohne Grund ist die EU das Zielobjekt von Ext-
remist*innen aller Art: Wer meint, dass Frauen nicht
die gleichen Rechte haben sollten wie Manner, wer
freie Medien mundtot machen will, wer seine Inter-
essen durch Desinformation und Hetze durchsetzen
will — fir den ist die EU ein Dorn im Auge.

Wir wollen die EU in ihrer Fahigkeit starken, die
Rechte und Freiheiten derer zu schitzen, die hier
leben. Unser Credo: Wir schiitzen unsere Freiheit
am besten, wenn wir sie ausbauen. Wir wollen die
europaische Demokratie starken, damit die besten
Ideen in einen fairen Wettstreit um die Zukunft
unseres Kontinents treten kdnnen. Wir wollen die
Rechtsstaatlichkeit ausbauen, die allen Blrger*in-
nen Sicherheit und gleiche Rechte bietet. Wir
wollen eine EU, die fur ihre Burger®innen arbeitet.
Wir wollen, dass diese uber das Europaische Parla-
ment noch klarer den Kurs mitbestimmen konnen.

Und wir wollen, dass die EU auch im Inneren, etwa
gegenlber Regierungen wie der ungarischen von
Viktor Orban, die notige Durchsetzungskraft be-
weist: Wer gegen die Grundwerte der EU verstoft,
sollte nicht gleichzeitig uneingeschrankt von ihren
Privilegien profitieren kdnnen.

Die Mdglichkeit zur gleichberechtigten Teilhabe
aller ist einer dieser Grundwerte — und eine Grund-
voraussetzung flr unseren Zusammenhalt. Das gilt
nicht zuletzt fir die Rechte von Frauen. Solange
die Halfte der Bevolkerung in vielen Lebensberei-
chen benachteiligt ist, solange ist unsere Demo-
kratie nicht vollstandig. Und auch solange trans,
inter und nicht binare Menschen diskriminiert
werden, kdnnen noch nicht alle gleichberechtigt
teilhaben. Autoritare Krafte innerhalb und aufer-
halb Europas stellen unseren Zusammenhalt indes
infrage, indem sie einzelne Gruppen zum Feindbild
erklaren. Das schwacht uns alle und droht unseren
Kontinent zu spalten. Dem treten wir entschieden
entgegen. Ein vielfaltiges Europa ist ein starkes
Europa: Es sorgt dafiir, dass alle beitragen und teil-
haben kdnnen. Wir stehen fest an der Seite all je-
ner, die ausgegrenzt und diskriminiert werden. Und
weil wir die EU als Vorreiterin einer wertegeleite-
ten Digitalisierung sehen, wollen wir Demokratie
und Rechtsstaatlichkeit auch im Netz sichern.

Die EU ist stark, wenn sie im Kern ein Wertebuindnis
ist. Diese Werte missen dabei glaubwiirdig ge-

lebt werden. Das gilt nicht zuletzt im Umgang mit
Menschen, die nach Europa kommen wollen - oder
mussen. Das Sterben im Mittelmeer und die Lage
an den europaischen Aufengrenzen sind unhaltbar.
Wir stehen fur Humanitat und Ordnung im Um-
gang mit Geflichteten. Wir wollen Schutz bieten fur
Menschen, die vor Krieg und politischer Verfolgung
fliehen missen. Wir wollen Einwanderung so gestal-
ten, dass diejenigen, die als Informatikerinnen oder
Krankenpfleger, als Studentinnen oder Erntehelfer
zum Erfolg unserer Gemeinschaft beitragen wollen,
diesen Beitrag auch leisten kdnnen. Migration ist
nicht nur Triebfeder fir Fortschritt, sie ist auch eine
Kraftanstrengung. Menschen kommen nach Europa
mit unterschiedlichen Perspektiven, Erfahrungen
und Gesellschaftsbildern. Wir wollen uns dieser
grofden Herausforderung politisch stellen. Damit
das gelingt, braucht es die Bereitschaft,gemeinsam
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Einwanderungsgesellschaften auf Grundlage euro-
paischer Wertvorstellungen zu gestalten. Das gilt fur
die Menschen, die hier leben, ebenso wie fur dieje-
nigen, die nach Europa kommen und teilweise vollig
andere Wertvorstellungen haben.

In Vielfalt geeint, so lautet das Motto der EU.
Gemeinschaft soll sie sein, Gemeinschaft soll sie
bleiben - Uber alle Unterschiede und Herausforde-
rungen hinweg. Wir setzen uns ein fur eine EU, die
sich als Motor fir ein immer engeres Zusammen-
wachsen unseres Kontinents versteht. Flr einen
Kontinent, in dem die Menschen in Freiheit und
unter demokratischen Werten sicher leben. Fir
eine EU, die ein Zuhause bietet und sich nicht ab-
schottet. Dieses Europa wollen wir sein.

1. Demokratische
Institutionen

Rechtsstaatlichkeit verteidigen

Die Achtung von Menschenwiirde, Freiheit, Demo-
kratie, Gleichheit und Rechtsstaatlichkeit ein-
schliefslich der Rechte von Minderheiten bildet das
Fundament der EU. Wenn Regierungen in Mitglied-
staaten diese Wertebasis systematisch aushdhlen,
indem sie die Unabhangigkeit der Justiz — die erste
Wachterin des Rechtsstaats - aushebeln, Freiraume
der Opposition und Zivilgesellschaft beschnei-
den, freie Medien bekampfen, Frauen-, Minderhei-
ten- und LGBTIQ™Rechte einschranken, das Recht
auf Asyl verweigern oder Korruption Tur und Tor
offnen, bereiten sie den Weg fur Diskriminierung.
Damit schwachen sie die EU. Deshalb ist es unver-
zichtbar, dass die bestehenden Rechtsstaatsinst-
rumente konsequenter und schneller genutzt und
weiterentwickelt werden.

Die Grundrechtecharta, das Grundgesetz der EU,
soll allen hier lebenden Menschen Schutz bieten.
Da sich ihre Anwendung auf die Durchfiihrung

von EU-Recht beschrankt, ist ihre Schutzwirkung
bislang begrenzt. Das wollen wir andern: Sie soll
auch flr rein nationales Handeln der Mitglied-
staaten gelten und dort einklagbar werden. Wenn
eine Regierung die Grundrechte ihrer Blirger*innen

verletzt, soll sie daflir auch auf europdischer Ebene
belangt werden kdnnen. Auch die Durchsetzbarkeit
der Urteile des Europaischen Menschenrechts-
gerichtshofs, der Uber die Einhaltung der Europai-
schen Menschenrechtskonvention wacht, wollen
wir innerhalb der EU starken.

Dem bestehenden Rechtsstaatscheck und dem
Rechtsstaatsdialog, mit denen die Lage der Rechts-
staatlichkeit in allen Mitgliedstaaten durchleuch-
tet wird, wollen wir mehr Gewicht verleihen. Wir
sorgen dafiir, dass besonders der Freiraum fir die
Zivilgesellschaft gezielter bemessen und geschutzt
wird. Um den Reformdruck zu erhohen, setzen wir
auf verbindliche Reformvereinbarungen zwischen
der EU und den Mitgliedstaaten, die perspektivisch
sanktionsbewehrt werden missen. Offentliche De-
batten hierzu im Europaischen Parlament mussen
zur Regel werden und in die Bewertungen einflie-
Ren. Das Rechtsstaatsverfahren nach Artikel 7, das
in einem mehrstufigen Verfahren zum Beispiel zum
Entzug des Stimmrechts fiihren kann, soll wieder
nutzbar gemacht werden. Das soll dadurch gesche-
hen, dass die Mitgliedstaaten im Rat der EU (Mi-
nisterrat) und im Europaischen Rat in allen Phasen
des Verfahrens nicht mehr mit Konsens, sondern
mit qualifizierter Mehrheit abstimmen.

Die Auszahlung von EU-Mitteln soll an die Einhal-
tung der Rechtsstaatlichkeit, demokratischer Prinzi-
pien und der Grundrechte geknupft werden. Um
den Missbrauch europdischer Steuergelder etwa
durch systematische Korruption, Glinstlings- und
Vetternwirtschaft zugunsten bestimmter Parteien
wirksam zu stoppen, darf die Uberpriifung nicht
allein stehen bleiben. Auch eine wirksame Gewal-
tenteilung und die umfangliche Gewahrung der
Grundrechte sind entscheidend. Deshalb erweitern
wir den Haushaltsmechanismus auf die Einhaltung
der Grundrechtecharta. Das heift: Bei Verstofien
muissen EU-Gelder anteilig und gegebenenfalls
stufenweise eingefroren werden.

Bei Vertragsverletzungsverfahren setzen wir auf
klare Regeln und mehr Transparenz. Die Kommis-
sion wird ihrer Rolle als Hiterin der Vertrage dann
gerecht, wenn Recht eingehalten wird. Verspatete
Durchsetzung von EU-Recht schadet allen.
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Fir eine Starkung unserer gemeinsamen Werte
setzen wir auf eine zwischen Rat, Kommission und
Europdischem Parlament besser abgestimmte, sich
gegenseitig verstarkende Anwendung aller Rechts-
staatsinstrumente. Die jeweiligen Erkenntnisse
fihren wir zu einer gemeinsamen Bewertungs-
grundlage zusammen. Um einen regelmafiigen
Charta-Check zu garantieren, den alle Mitglied-
staaten akzeptieren, schaffen wir eine unabhangige
Expert*innen-Kommission, die die EU-Kommission
unterstitzt. Wollen Mitgliedstaaten kinftig EU-For-
dermittel erhalten, missen sie sich verpflichten,
mit der europaischen Staatsanwaltschaft zu koope-
rieren. Bei Mittelkirzungen durfen am Ende aber
nicht die Menschen in den Kommunen die Leid-
tragenden sein, weil sich korrupte Regierungen aus
ihrer finanziellen Verantwortung stehlen und lieber
mit dem Finger nach Brussel zeigen. Daher pru-
fen wir, wie Kommunen direkt unterstitzt werden
kdnnen.

Mehr Demokratie wagen

Die Starkung der EU muss mit ihrer weiteren
Demokratisierung und mehr Birgerndhe einher-
gehen. Dazu wollen wir das direkt gewahlte Euro-
paische Parlament weiter starken. Das Parlament
soll dem Rat gesetzgeberisch in allen Politikfel-
dern gleichgestellt sein und wie jedes Parlament
gleichberechtigt Gesetze beschliefsen, etwa in der
Steuer- oder Sicherheitspolitik. Es soll ein vollwer-
tiges Initiativrecht erhalten, damit es eigenstandig
Gesetze auf den Weg bringen kann. Wir wollen sein
Recht ausbauen, Untersuchungsausschisse einzu-
berufen und Zeug*innen vorzuladen. Aufierdem soll
es die Kommission auf Vorschlag der Kommissions-
prasidentin bzw. des Kommissionsprasidenten wah-
len und im Notfall wieder entlassen konnen.

Fur mehr demokratische Legitimierung der Ent-
scheidungen auf EU-Ebene braucht es mehr Trans-
parenz im Europaischen Rat und in den Ministerra-
ten. Die Debatten und die Positionen der einzelnen
Mitgliedslander sollen nachvollziehbarer gemacht
werden.

Unsere Vision ist die Foderale Europdische Repu-
blik mit einer europaischen Verfassung. Das Parla-
ment soll in einem Zweikammersystem zusammen

mit dem Rat ein gleichberechtigter Teil der gesetz-
gebenden Gewalt werden.

Um die Europawahlen europaischer und demo-
kratischer zu machen, wollen wir, dass alle Partei-
en Spitzenkandidat*innen nominieren. Aus deren
Reihen wiederum wahlt das Europdische Parla-
ment den nachsten Prasidenten bzw. die nachste
Prasidentin der Kommission. Zudem sind bei der
Europawahl bislang nur Kandidat*innen aus dem
jeweils eigenen Land wahlbar. Das wollen wir im
Sinne eines grenzlberschreitenden Wahlkampfs
andern. Ein Teil der Abgeordneten soll zukiinftig
nicht mehr allein tUber die nationalen Listen, son-
dern Uber europdische transnationale Listen be-
stimmt werden. Auch in den bleibenden nationalen
oder regionalen Wahlkreisen soll die Europa-Par-
teizugehdrigkeit nationaler Parteien klar erkennbar
werden. Wir treten aufRerdem dafiir ein, dass das
Europaische Parlament Frauen und unterreprasen-
tierte Gruppen besser abbildet.

Wir treten daftir ein, Wahlhirden zu senken. Wer
dauerhaft seinen Lebensmittelpunkt in der EU hat,
muss sich dort auch politisch einbringen konnen.
Unionsburger*innen sollen an ihrem standigen
Wohnsitz in der Union mitwahlen kénnen - nicht
nur fir Kommunalparlamente und das Europai-
sche Parlament, sondern auch bei regionalen und
nationalen Wahlen. Wer in Deutschland dauerhaft
seinen Lebensmittelpunkt hat, muss die Moglich-
keit haben, hier an allen Wahlen, Abstimmungen
und demokratischen Prozessen gleichberechtigt
teilzunehmen.

Junge Menschen mischen sich ein und wollen
Europa mitgestalten. Deshalb war die Einflihrung
des Wahlrechts ab 16 Jahren in Deutschland fur
die Europawahl ein grofder Erfolg. Wir wollen, dass
Jugendliche besser an politischen Prozessen be-
teiligt werden. Deshalb werden wir auf Basis einer
unmittelbar an die Europawahl anschliefsenden
Evaluation das Wahlalter gegebenenfalls weiter
absenken.

Erganzend zur demokratischen Vertretung der Bir-
ger*innen im Europaischen Parlament wollen wir
mehr direkte Teilhabe auch auf EU-Ebene ermdg-
lichen. Im Parlament werden wir darliiber hinaus
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darauf hinwirken, dass den Abgeordneten mehr Zeit
fur die Arbeit in ihren Heimatregionen zur Verfu-
gung steht, um vor Ort ansprechbar zu sein.

Mit dem Europadischen Burger*innenforum, das
erstmals in dieser Legislatur als Zukunftskonferenz
stattgefunden hat, kdnnen europaische Burger*in-
nen, die nach dem Zufallsprinzip und reprasentativ
aus der gesamten Bevdlkerung der EU ausgelost
werden, in einem Burger*innen-Gutachten konkre-
te Handlungsvorschlage formulieren. Wir wollen
dieses Instrument fest verankern, digitale Teilnahme
ermdglichen und setzen uns daflr ein, dass die Vor-
schlage der Blrger*innen auch umgesetzt werden.

Die Europaische Burgerinitiative (EBI), bei der Bur-
ger*innen direkt ein Thema auf die Tagesordnung
der europaischen Politik setzen kénnen, wollen wir
erweitern, verbindlicher und bekannter machen.
Einer erfolgreichen EBI muss zwingend innerhalb
eines Jahres ein Gesetzesvorschlag der Europai-
schen Kommission folgen und dem Europaischen
Parlament sowie dem Rat zur Abstimmung vorge-
legt werden. Die Initiator*innen einer EBI sollen als
Zwischenschritt auch ein Europaisches Burger®in-
nenforum einberufen kdnnen.

Handlungsfahiger werden

Angesichts der vielfaltigen Herausforderungen
sind wir auf eine handlungsfahige EU angewiesen.
Deshalb wollen wir zum einen mit der Ausweitung
von Mehrheitsentscheidungen Entscheidungen
schneller ermdglichen, etwa durch Anwendung der
Passerelle-Klausel. Wo bisher noch Einstimmig-
keit zwischen den Staaten erforderlich war und
Entscheidungen deshalb leicht blockiert werden
konnten, soll in Zukunft mit qualifizierter Mehrheit
abgestimmt werden. Dabei ist es wichtig, dass die
Interessen kleinerer Mitgliedstaaten weiterhin Ge-
hor finden und respektiert werden.

Zum anderen wollen wir die in den Vertragen vor-
gesehene Klausel der Verstarkten Zusammenarbeit
besser nutzen. Sie erlaubt es einer Gruppe von
mindestens neun EU-Mitgliedstaaten, in ausge-
wahlten Politikfeldern enger zu kooperieren und
gemeinsam Projekte anzustofien. Damit kénnen
sie schneller wichtige Projekte auf den Weg brin-

gen. Wichtig fir uns: Dabei soll das Europaische
Parlament einbezogen werden - und alle anderen
Mitgliedslander sollen sich auch zu einem spateren
Zeitpunkt anschlieRen kdnnen.

Einige der Reformen sind ohne Vertragsanderung
maoglich. Sie sollen zligig und zeitnah in die Reali-
tat umgesetzt werden. Eine Reihe der Reformvor-
schlage, fur die wir eintreten, bedarf einer Vertrags-
anderung. Dafur wollen wir einen Konvent unter
der Einbeziehung von EU-Burger*innen einberufen.
Dieser soll die Empfehlung der wegweisenden
Konferenz zur Zukunft der EU einbeziehen. Hier
waren Blrger*innen mafigeblich an der Formulie-
rung von neuen Perspektiven fur die EU beteiligt.

Korruption bekampfen

Demokratie lebt vom Vertrauen der Burger®innen,
jeder Anschein kauflicher Politik richtet Schaden
an. Wir sorgen deshalb fur mehr Transparenz im
Europaischen Parlament, in der Kommission und
im Rat,um die Glaubwirdigkeit demokratischer
Prozesse und das Vertrauen in die EU zu starken.
Wir machen Lobbyinteressen und Interessenkon-
flikte fur alle sichtbar. Mit dem Korruptionsskandal
einzelner Europaabgeordneter aus dem Jahr 2022
ist das dringlicher denn je. Die Ausweitung der
Strafbarkeit der Abgeordnetenbestechung und -be-
stechlichkeit auf EU-Ebene unterstitzen wir.

Den Verhaltenskodex des Europaischen Parlaments
stellen wir endlich scharf. Bei rechtskraftig festge-
stellten Verstofien missen finanzielle Strafen zligig
durchgesetzt werden. Mit einem fir alle EU-Insti-
tutionen, auch den Rat, verbindlichen Lobbyregister
legen wir auf allen politischen Ebenen offen, wer
in den Institutionen ein- und ausgeht. Diejenigen,
die auf die Gesetzgebung Einfluss ausiiben, ma-
chen wir durch einen ,legislativen FuBabdruck”
sichtbar, der umfassend nachvollziehbar macht,
welche Positionen im Gesetzgebungsprozess ein-
gebracht wurden.

Wir beenden die unwirksame reine Selbstkontrolle
und schalten eine unabhangige Ethikbehdrde ein,
die fir alle EU-Institutionen die Regeln zur Lob-
bykontrolle durchsetzt. Beim Wechsel zwischen
Politik und Wirtschaft sorgen wir fur klare Karenz-
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zeitregeln, die an Ubergangszahlungen angepasst
sind, und fir deren Kontrolle. Dass Europaabgeord-
nete jetzt ihre Vermdgensverhaltnisse gegenuber
dem Parlament und Ermittlungsbehorden offenle-
gen mussen, erschwert Korruption. Wir wollen dies
transparent machen, so wie es bereits in vielen
Mitgliedstaaten der Fall ist.

Mit einer EU-weiten Datenbank, die politische On-
linewerbung sowie ihre Auftrag- und Geldgeber*in-
nen transparent erfasst und digitaler Wahlkampf-
werbung beider Nutzung personlicher Daten klare
Schranken setzt, garantieren wir mehr Fairness

im demokratischen Wettbewerb und mehr Schutz
gegen Desinformation und Onlinehass.

Der rechtliche Rahmen zur Einziehung von Ver-
mogenswerten, die durch Korruption erworben
wurden oder aus Ertragen, die aus diesem illegalen
Vermogen stammen, soll weiter gestarkt werden.

2. Feminismus

Europa zum Motor fiir Frauenrechte und
Gleichstellung machen

Wir wollen ein Europa, in dem alle Menschen, un-
abhangig vom Geschlecht, selbstbestimmt leben
und gleichberechtigt teilhaben kdnnen. Struktu-
relle Benachteiligung und geschlechterspezifische
Diskriminierung hindern insbesondere Frauen,
trans, inter und nicht binare Menschen daran.
Unsere Antwort darauf ist ein Feminismus, der alle
Menschen und Mehrfachdiskriminierungen in den
Blick nimmt.

Frauen und Madchen sollen in der gesamten EU
gleichgestellt und selbstbestimmt leben kdnnen.
In Politik, Wirtschaft, Kultur, Wissenschaft und Ge-
sellschaft - iberall gibt es noch viel zu tun. Oft
war Europa die Vorreiterin flr Frauenrechte und
Gleichstellung der Geschlechter. Doch rechte und
rechtskonservative Krafte in vielen Landern neh-
men unsere Errungenschaften ins Visier. Sie ver-
suchen durch eine rickwartsgewandte Familien-
politik, Frauen aus dem Arbeitsmarkt zu drangen.
Reproduktive Rechte, besonders das Recht auf
Schwangerschaftsabbruch, sind Menschenrechte

und mussen fur alle und in allen Mitgliedstaaten
gleichermaRen gelten. Doch gerade die reprodukti-
ven Rechte von Frauen, insbesondere aus margina-
lisierten Gruppen wie zum Beispiel queere Frauen,
werden offen infrage gestellt. Errungenschaften

im Kampf gegen Gewalt an Frauen werden zurtick-
gedrangt und die Rechte von trans, inter und nicht
bindaren Menschen infrage gestellt. Dem treten wir
mit aller Macht entgegen.

Unser Ziel ist es, dass die EU eine Garantin fur
Geschlechtergerechtigkeit auf unserem Kontinent
wird. Geschlechtergerechtigkeit soll sich durch alle
Politikbereiche der Union ziehen. Deshalb wollen
wir das EIGE (European Institute for Gender Equali-
ty) starken und ausbauen. Daflr braucht es gro-
Reres Wissen, mehr Daten und wissenschaftliche
Expertise. Auch deshalb werden wir die Genderstu-
dies weiter fordern und gegen Angriffe verteidigen.

Die Gender-Equality-Strategie der EU-Kommission,
die 2025 auslauft, muss zligig und umfangreich
evaluiert werden. Auf Grundlage dieser Ergebnisse
werden wir in der kommenden Legislatur einen
ambitionierten Plan erstellen,um mit grofien
Schritten in Sachen Gleichberechtigung voranzu-
kommen.

Alle Menschen missen selbst Uber ihren Korper
und ihr Leben entscheiden kdnnen. Wir wollen
auch deswegen, dass die EU die Selbstbestim-
mungsrechte von Frauen und Madchen starkt. Dazu
gehort, dass die reproduktive Gesundheit und das
Recht auf korperliche Selbstbestimmung sowie
selbstbestimmte Familienplanung fur alle sicher-
gestellt sind. Wir wollen den uneingeschrankten
Zugang zu Verhutungsmitteln starken. Eine pro-
fessionelle Beratung zur Familienplanung ist die
Grundlage fir selbstbestimmte Entscheidungen.
Sie muss breit in der EU verfligbar sein. Die Initia-
tive, das Recht auf Schwangerschaftsabbruch in der
EU-Grundrechtecharta zu verankern, unterstiitzen
wir. Der Zugang zu Monatshygieneprodukten ist
Teil einer guten Gesundheitsversorgung. Deshalb
wollen wir ihn verbessern.
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Chancengleichheit auf dem
Arbeitsmarkt verwirklichen

Alle profitieren davon, wenn Frauen bessere Chan-
cen auf dem Arbeitsmarkt haben. Als Ingenieurin-
nen, Erzieherinnen, Arztinnen und in unzahligen
weiteren Berufen schaffen sie Wohlstand - fiir
Europa und fur sich: Denn eine faire Beteiligung
am Arbeitsmarkt hilft Frauen, ihre wirtschaftliche
Situation zu verbessern und zum Beispiel Alters-
armut zu vermeiden. Um dieses Ziel zu erreichen,
wollen wir auch politisch den Weg ebnen.

Der Gender-Pay-Gap, also die Liicke zwischen

den Lohnen von Mannern und denen von Frauen,
klafft in allen EU-Landern. Im Durchschnitt liegt
er bei 12,1 Prozent, in Deutschland sogar bei circa
18 Prozent. Deshalb war die Verabschiedung der
Lohntransparenzrichtlinie ein grofier Erfolg. Sie
schafft mehr Transparenz durch Auskunftsanspru-
che und Berichte, Entschadigungsanspriiche bei
geschlechtsspezifischer Lohndiskriminierung und
starkt so die Rechte der Arbeitnehmerinnen. Wir
setzen uns mit aller Kraft dafiir ein, dass diese
Richtlinie auch in den Mitgliedstaaten konsequent
umgesetzt wird. Und naturlich missen sogenann-
te Sorge- und Care-Berufe, die hauptsdchlich von
Frauen ausgelibt werden, durch bessere Arbeits-
bedingungen und Bezahlung aufgewertet sowie
die gerechtere Verteilung von bezahlter Arbeit
und unbezahlter Sorgearbeit zwischen Frauen und
Mannern verbessert werden.

Um fir Frauen die gleichen Zugangs- und Auf-
stiegschancen auf dem Arbeitsmarkt zu schaffen
und die Geschlechtergerechtigkeit zu erhohen,
wurde vom Europaischen Rat eine Vereinbarkeits-
richtlinie erlassen. Diese soll es Eltern partner-
schaftlich ermdglichen, Berufs- und Privatleben
miteinander zu vereinbaren. Mit der Familien-
startzeit, die Partner*innen nach der Geburt eine
14-tagige berufliche Freistellung ermdglicht, wird
die Bundesregierung hier einen weiteren Schritt
zur Erfullung tun und Paare bei der partnerschaft-
lichen Arbeitsteilung unterstiitzen. Wir dringen
weiter auf die Umsetzung und Ausweitung dieser
Richtlinie. So wollen wir vor allem Vater dazu er-
mutigen, Elternzeit zu nehmen. Eine gute und part-
nerschaftliche Vereinbarkeit von Beruf und Familie

ist eine effektive Mafdinahme, um dem existieren-
den Fachkraftemangel durch eine héhere Erwerbs-
quote von Frauen entgegenzuwirken. Denn: Viele
Frauen mdéchten gern mehr arbeiten, und immer
mehr Manner wunschen sich, Familienaufgaben
paritatisch aufzuteilen - die Bedingungen lassen
es aber nicht zu.

Besonders auffallig ist der europaweit geringe
Anteil von Frauen in allen Bereichen der soge-
nannten MINT-Berufe und den entsprechenden
Studiengangen. Auch wenn hier die Anzahl der
Studienanfangerinnen steigt, spiegelt sich das
nicht in den wissenschaftlichen Laufbahnen wider.
Das muss sich andern, denn angesichts des Arbeits-
und Fachkraftemangels ist es geradezu fahrlassig,
auf dieses Potenzial zu verzichten. Entsprechend
wollen wir Frauen und Madchen aktiv fordern und
damit zeitgleich das Arbeitskrafteangebot fiir den
MINT-Bereich verbessern. AuRerdem fordern wir
auf EU-Ebene bessere Finanzierungsmaglichkei-
ten fir Darlehen und Eigenkapitalfinanzierungen
fur junge Unternehmerinnen und Innovatorinnen
durch EU-Fonds und Programme sowie die Erleich-
terung des Zugangs von Frauen zu bestehenden
Fonds, aber auch zu gut bezahlten Arbeitsplatzen.

Gewaltschutz durchsetzen

Wir wollen ein Europa, das Schutz und Unterstut-
zung fir alle Betroffenen von geschlechtsbasierter
Gewalt bietet. Wir setzen uns dafur ein, dass Ge-
walt gegen Frauen sowohl durch praventive Maf3-
nahmen verhindert als auch verfolgt und verurteilt
wird. Ein wichtiger Baustein dafur ist die finanziel-
le Unabhangigkeit von Frauen, insbesondere von
Muttern und ihren Kindern, da sie die Trennung von
gewalttatigen Partnern erleichtert und somit eine
wichtige Voraussetzung fur ein selbstbestimmtes
Leben ist. Die Istanbul-Konvention ist das erste
Instrument in Europa, das rechtsverbindliche Stan-
dards speziell zur Bekampfung von Gewalt gegen
Frauen und hauslicher Gewalt festlegt. Endlich
wurden durch die Initiative der Bundesregierung
auch in Deutschland samtliche Vorbehalte zuriick-
genommen. Bis heute aber haben sechs Mitglied-
staaten - Bulgarien, die Tschechische Republik,
Ungarn, Lettland, Litauen und die Slowakei - diese
Konvention noch nicht ratifiziert. Deshalb ist es ein

Europawahlprogramm 2024

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN 92



grofRer Erfolg, dass die EU selbst umfassend und
ohne Ausnahmen der Istanbul-Konvention bei-
getreten ist. Wir wollen, dass alle Leistungen der
Mitgliedstaaten zum Schutz von Frauen mindes-
tens den Verpflichtungen aus der Istanbul-Konven-
tion und ihrem erlauternden Bericht entsprechen
- einschlielich der Standards fiir Unterkiinfte,
Betreuungsstellen fur Betroffene sowie Notrufstel-
len. Zudem miissen intersektionale Schutzkonzepte
und Zufluchtsraume, insbesondere auch fir trans,
inter und nicht binare Menschen, entwickelt und
bereitgestellt werden. Nun muss auch die ergan-
zende neue EU-Richtlinie zur Bekampfung von
Gewalt gegen Frauen und hauslicher Gewalt zligig
verabschiedet und umgesetzt werden. Wir setzen
uns dafur ein, dass die Istanbul-Konvention auch
im Hinblick auf die Schutzbedarfe von trans, inter,
lesbischen und nicht binaren Menschen
umgesetzt wird.

Gewaltbetroffene Frauen, deren Aufenthaltsstatus
von dem Aufenthaltsstatus ihres Ehemanns oder
Partners abhangt, sollen einen eigenstandigen
Aufenthaltstitel erhalten konnen. Damit diese Frau-
en ihr Recht leichter einfordern und durchsetzen
kdnnen, braucht es niedrigschwelligen Zugang zu
geschulter mehrsprachiger Beratung und unter-
stitzenden Hilfestrukturen.

Auch Sexarbeiter*innen brauchen Rechte und Schutz
vor Gewalt, Stigmatisierung und Kriminalisierung.

Frauenrechte starken und
Menschenhandel bekampfen

Menschenhandel ist eine schwere Straftat und
Menschenrechtsverletzung, die wir durch ein ge-
meinsames europaisches Vorgehen konsequent
bekampfen mussen. Die verbreitetste Form des
Menschenhandels in der EU geschieht zum Zweck
der sexuellen Ausbeutung. Betroffene werden ge-
zwungen, unter menschenunwiurdigen Bedingun-
gen in der Prostitution zu arbeiten. Mehr als die
Halfte der Opfer von Menschenhandel zum Zweck
der sexuellen Ausbeutung in der EU sind EU-Buir-
ger*innen, iberwiegend Frauen und Madchen.

Wir wollen die internationale Zusammenarbeit bei
der Pravention, Strafverfolgung und zum Schutz

der Betroffenen entlang der bereits bestehenden
Vereinbarungen starken. Um Frauen besser vor
Menschenhandel und vor Gewalt zu schitzen,
wollen wir ihre Rechte starken. Dies tun wir, indem
wir uns bei der anstehenden Uberarbeitung der
EU-Opferschutz-Richtlinie daflir stark machen, dass
alle Opfer von Straftaten besser geschitzt werden.
Wir wollen den Zugang zu Informationen Uber
Opferrechte starken sowie eine gute Koordination
zwischen den Mitgliedstaaten, 6ffentlichen Stellen
und den Justizbehdrden sicherstellen. Dabei muss
der Opferschutz im Zentrum des Handelns ste-
hen. Opfer von Menschenhandel abzuschieben, ist
falsch. Stattdessen wollen wir sie durch dauerhafte
Bleiberechte und Schutzprogramme schiitzen. Dies
wiurde auch zu einer Erhohung ihrer Anzeige- und
Aussagebereitschaft fihren und die Strafverfol-
gung der Tater*innen erleichtern.

Die Halfte der Macht zur Realitat
werden lassen

Solange Frauen in Schliisselbereichen von Wirt-
schaft, Politik und Gesellschaft nicht angemessen
vertreten sind, ist die Demokratie nicht vollstan-
dig. Auch in Europa mussen wir immer noch mit
der Lupe suchen,um Frauen in Aufsichtsraten
und Vorstanden zu finden. Wir begrifien, dass die
Richtlinie zu Fihrungspositionen nun endlich in
Kraft treten konnte. Die Kommission muss nun
durch regelmaBige Uberpriifungen das Erreichen
der entsprechenden Quoten sicherstellen. Denn
verbindliche Quoten sind ein effektives Mittel, um
Fuhrungsgremien in Wirtschaft und Politik ge-
schlechtergerecht zu besetzen, auch in den Institu-
tionen der EU selbst. Auch die Kommission selbst
soll geschlechterparitatisch besetzt werden.

Um die finanzielle Macht in Europa geschlechter-
gerechter zu gestalten, wollen wir ein effektives
Gender Budgeting und Gleichstellungschecks

fur den EU-Haushalt durchsetzen. Es ist uns ge-
lungen, kiinftige EU-Haushalte gerechter fir alle
Geschlechter aufzustellen: In der neuen Haushalts-
ordnung ist nun festgeschrieben, dass die Vergabe
von EU-Geldern nach Geschlechtern transparent
gemacht wird. Wir setzen uns dafir ein, dass diese
Transparenz auch in den Verhandlungen mit dem
Rat stark gemacht und in der Haushaltsordnung fur
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alle Fordermittel festgelegt wird. Dadurch werden
bestehende Ungerechtigkeiten bei der Mittelvertei-
lung sichtbar und kénnen korrigiert werden. Zudem
hat die Kommission eine Methode zur Messung

der Auswirkungen von Haushaltsmitteln auf die
Gleichstellung entwickelt. Diese muss aber in eini-
gen Bereichen noch verbessert werden. Aufgrund
der neuen Datenlage muss der nachste Mehrjah-
rige Finanzrahmen geschlechtergerecht gestaltet
werden.

3. Europas Vielfalt
Zivilgesellschaft starken

Europa zeichnet sich durch seine Vielfalt und das
Miteinander verschiedener Menschen aus. Queere
und nicht queere Menschen, Menschen mit und
ohne Behinderung, Atheist*innen und religiése
Menschen,Junge und Alte bringen jeweils ihre
Lebensperspektiven ein, gestalten unser Miteinan-
der und unsere Demokratie. Unsere pluralistische
Demokratie ist stark, weil Menschen in Burgerini-
tiativen und Parteien, Vereinen, Nichtregierungsor-
ganisationen (NGOs) und Religionsgemeinschaften
eine lebendige Zivilgesellschaft gestalten. Es ist
Aufgabe der EU, diese Freiheitsrechte zu sichern.

Wir unterstutzen deshalb die europaische Zivilge-
sellschaft dabei, sich selbst grenziiberschreitend zu
denken und zu organisieren. Im Europaischen Par-
lament haben wir erfolgreich eine Initiative flr ein
europaisches Vereinsrecht auf den Weg gebracht.
So sorgen wir daflr, dass zivilgesellschaftliche
Initiativen Gberall in Europa rechtlich abgesichert
arbeiten kénnen.

Zivilgesellschaftliche Initiativen sind hdufig die
erste Anlaufstelle fir Menschen, die Diskriminie-
rung wie Antisemitismus, Rassismus, Frauen- oder
Queerfeindlichkeit und Gewalt erfahren. Damit sie
Betroffene angemessen beraten kénnen, wollen
wir die bestehenden Beratungsstrukturen weiter
fordern und ausbauen.

Wir setzen uns dafur ein, dass Forderprogramme
wie ,Burgerinnen und Burger, Gleichstellung, Rech-
te und Werte® (CERV) angemessen ausgestattet

werden. So fordern wir Initiativen und Selbstver-
tretungsorganisationen, die sich gegen Diskrimi-
nierung und fir die Gleichberechtigung aller Men-
schen stark machen und vor allem auch in Staaten
aktiv sind, wo Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und
Minderheitenrechte besonders unter Druck stehen.
Denn die Werte der Grundrechtecharta wie bei-
spielsweise die Versammlungsfreiheit mussen wir
auch in der EU starken und sichern.

Wir treten der Einschrankung von zivilgesellschaft-
lichen Handlungsspielrdumen entschieden entge-

gen und setzen uns fur den Schutz von Menschen-
rechts-Verteidiger*innen innerhalb der EU ein.

Religion und Glauben sind Bestandteil unserer Kul-
turen und haben integrative Kraft fur breite Teile
der Gesellschaft. Sie sind die Grundlage vieler Ge-
meinden und Einrichtungen, die zum Zusammen-
halt beitragen. Religionsfreiheit ist konstitutiv fur
eine vielfaltige und freie Gesellschaft. Menschen,
die aufgrund ihres Glaubens, Nichtglaubens oder
ihrer Weltanschauung verfolgt werden, verdienen
unseren Schutz. Wir wollen den interreligiosen Dia-
log vertiefen und Gemeinden dabei unterstitzen,
Menschen verschiedenen Glaubens miteinander

in Kontakt zu bringen. Wir sind Uberzeugt, dass im
gegenseitigen Respekt und im Dialog auf Augen-
hohe unser vielfaltiges Europa gestarkt wird.

Diskriminierung liberwinden

Sicherheit, das Recht auf koérperliche Unversehrt-
heit und Blrger*innen-Rechte gelten fir alle Men-
schen. Sie sind die Voraussetzung fur ein Leben

in Freiheit. Sie missen unabhangig davon gelten,
woher ein Mensch kommt, wie er oder sie liebt,
lebt oder glaubt. Ein Europa, das in seiner Viel-
falt zusammenhalt und die Rechte jedes und jeder
Einzelnen schutzt, schafft demokratischen Fort-
schritt, Teilhabe und Freiheit fir alle. Doch noch
immer sind Menschen in Europa aufgrund von
Antisemitismus, Rassismus und anderen Formen
von gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit
Gewalt und Ausgrenzung ausgesetzt. Wir wollen
Diskriminierungen auf allen Ebenen abbauen.

Um das Versprechen des vielfaltigen Europas der
Teilhabe einzuldsen, muss die EU konsequent mit
rechtlichen Mafinahmen gegen Diskriminierung
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vorgehen. Dabei wollen wir den Blick besonders
auf Mehrfachdiskriminierungen lenken.

Noch immer ist Antisemitismus bis in die Mitte der
europaischen Gesellschaft tief verwoben. Jidische
Einrichtungen werden bedroht und angegriffen.
Dem stellen wir uns entschlossen entgegen. Dies
gilt in besonderer Weise flr uns als Deutschland
und dem Versprechen ,Nie wieder!”,dem sich auch
Europa nach dem Zweiten Weltkrieg und der Shoah
verpflichtet hat. Es ist die Aufgabe aller Mitglied-
staaten, die Sicherheit judischer Gemeinden zu ge-
wahrleisten und sicherzustellen, dass Jidinnen und
Juden in Europa eine sichere Zukunft sehen. Wir
befirworten deshalb die Aufstockung der europai-
schen Gelder fur Sicherheitsprojekte, um sie dabei
zu unterstitzen. Als Europaer®innen ist es nicht
nur unsere Aufgabe, Antisemitismus in all seinen
Formen entgegenzutreten, sondern auch judisches
Leben in seiner Vielfalt sichtbar zu machen und zu
starken. Eine wichtige Bedeutung kommt dabei der
Kultur zu. Die Perspektiven judischer Kinstler*in-
nen sind wichtiger Bestandteil einer europdischen
Kultur. Diskriminierung und Boykotten gegen Judin-
nen und Juden muss daher entschieden entgegen-
getreten werden. Um das Wissen uber das judische
Leben allgemein sowie Kontakte und Erfahrungen
mit judischen Menschen europaweit zu vermitteln,
wollen wir politische und kulturelle Bildungsan-
gebote fordern.

Muslim*innen bilden die zweitgroRte Religionsge-
meinschaft in Europa. Muslimisches Leben gehort
zu Europa und ist zugleich zur Zielscheibe von
rechten und verschwoérungsideologischen Bewe-
gungen geworden. Wir begrifien es, dass die EU
nach langer Zeit endlich die Stelle der EU-Koor-
dinatorin gegen Islamfeindlichkeit neu besetzt hat.
Ihre Rolle wollen wir starken.

Wir wollen, dass die Bekampfung von Antiziganis-
mus eine neue Prioritat wird und sich dabei von
paternalistischen Ansatzen verabschiedet. Denn
Menschen mit Romani-Hintergrund werden beim
Zugang zu Bildung, Gesundheit, Wohnen und Arbeit
oft benachteiligt. Damit die politische Teilhabe und
der Einsatz gegen Rassismus gegen Sinti*zze und
Rom*nja geférdert werden, richten wir ein euro-
paisches Beratungsgremium ein. Diesem gehoren

unter anderem Expert*innen, Selbstvertretungsor-
ganisationen und lokale sowie regionale Gebiets-
korperschaften an. Wir setzen uns fir die Einflih-
rung von verbindlichen Gesetzen zur Férderung
einer gleichberechtigten Teilhabe ein.

Menschen, die Diskriminierung erfahren, sei es
durch offentliche Institutionen, auf dem Wohnungs-
oder auf dem Arbeitsmarkt, durfen nicht allein ge-
lassen werden, sondern mussen Recht und Gesetz
auf ihrer Seite wissen. Die EU hat das Potenzial,
den Schutz gegen Diskriminierung, sei es aufgrund
der sozialen Herkunft, einer rassistischen Zuschrei-
bung, der sexuellen Orientierung, einer Behinde-
rung oder des Alters, zu verbessern. Dies wollen wir
konsequent nutzen. Um das Schutzniveau zu ver-
einheitlichen und zu starken sowie Schutzlicken
zu schliefsen, wollen wir unter anderem, dass die 5.
Antidiskriminierungsrichtlinie endlich verabschie-
det wird. Auch Deutschland soll seinen Vorbehalt
aufgeben. Wir stehen fest an der Seite von Men-
schen, die aufgrund von Diskriminierung Gewalt
erfahren und wollen sie beispielsweise durch den
Zugang zu rechtlicher, medizinischer und psycho-
logischer Beratung unterstitzen. Die systematische
Erfassung von Diskriminierungsfallen wollen wir
euopaweit starken,um die europaische Antidiskri-
minierungsarbeit zielgenau und wissenschaftlich
fundiert weiterzuentwickeln.

Wir wollen die Forschung zu Rassismus und seinen
unterschiedlichen Formen wie zum Beispiel anti-
Schwarzen Rassismus europaisch fordern. Die
UN-Dekade fir Menschen afrikanischer Herkunft
treiben wir voran. MaBRnahmen zum Abbau von
Rassismus, Antisemitismus und Diskriminierung
sollen dabei unter kontinuierlicher Einbindung von
Expert*innen und Selbstvertretungsorganisationen
erarbeitet werden. Wir wollen zudem, dass die EU
die Mitgliedstaaten zum Beispiel durch Schulungen
dabei unterstitzt, diskriminierenden Einstellungen
in den Strafverfolgungsbehdrden entgegenzuwir-
ken.Das Amt der bzw. des Antirassismusbeauftrag-
ten der Europaischen Kommission soll gestarkt und
Uber 2025 hinaus besetzt werden. Wir unterstiitzen
die Minority-SafePack-Initiative und wollen Min-
derheitenrechte wie den Erhalt von Sprache, Kultur
und Identitat in der EU starken. Wir brauchen zu-
dem eine unabhangige institutionelle europaische
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Forderung von nationalen Minderheiten. Damit
Minderheitenrechte in der EU gewahrleistet wer-
den konnen, soll die Zustandigkeit flr den Schutz
nationaler Minderheiten und autochthoner Volks-
gruppen innerhalb der EU-Kommission verbindlich
geregelt sein.

Aktuell wird die europaische Gesellschaft in ihrer
Vielfalt im Personal der Europdischen Kommission
nicht ausreichend abgebildet. Wir wirken deshalb
darauf hin, dass die Kommission als Arbeitgebe-
rin aktiv Konzepte zur diskriminierungssensiblen
Offnung, beispielsweise bei Bewerbungsverfahren,
weiterentwickelt und umsetzt.

Queere Rechte schiitzen

Die Mdglichkeit, sich frei zu entfalten und in der
eigenen Individualitat leben zu kénnen, ist ein
Kern der europaischen Werte. Obwohl queere Men-
schen in den letzten Jahrzehnten viele ihrer Rechte
erfolgreich erkampfen konnten, erleben wir, dass
autoritare Krafte versuchen, diese wieder zurlickzu-
drehen. Noch immer haben queere Menschen nicht
Uberall Zugang zu diskriminierungsfreier Gesund-
heitsversorgung, einer selbstbestimmten Anderung
ihres Geschlechtseintrages oder zur Ehe. Nicht
selten ist ein selbstbestimmtes Leben in Sicher-
heit fur lesbische, schwule, bi, trans’ inter* und
queere Menschen (LGBTIQ*) nicht moglich, weil
ihre Rechte eingeschrankt oder sie unter anderem
im Alltag angefeindet, pathologisiert oder ange-
griffen werden und Queerfeindlichkeit in weiten
Teilen der Gesellschaft verbreitet ist. Das nehmen
wir nicht hin und stellen uns diesen Versuchen klar
entgegen, ganz egal aus welcher Motivation sie
geschehen oder von wem sie ausgehen. Wir wollen
ein Europa, das die sexuelle und geschlechtliche
Vielfalt selbstverstandlich anerkennt.

Auf unsere Initiative hin hat das Europdische Parla-
ment die EU zur ,LGBTIQ* Freedom Zone“ erklart.
Wir setzen uns auf dieser Grundlage dafur ein, dass
die EU-Kommission und der Rat alle ihnen zur
Verfligung stehenden Instrumente - inklusive Ver-
tragsverletzungsverfahren und Sanktionen - nut-
zen,um das systematische Vorgehen von Regierun-
gen gegen LGBTIQ™Personen sowie die Demontage
von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zu stop-

pen. Damit starken wir die Community in ihrem
Kampf fur ihre Rechte in diesen Landern.

Um Queerfeindlichkeit zu bekampfen, setzen wir
uns daflr ein, dass die LGBTIQ*Gleichstellungs-
strategie der Europaischen Kommission uber 2025
hinaus fortgefuhrt wird und wirken auf ihre Weiter-
entwicklung unter Beteiligung der Zivilgesellschaft
hin. Wir wollen eine EU-weite mehrsprachige
Beratungshotline einrichten, an die sich Opfer von
Queerfeindlichkeit wenden kdnnen, um niedrig-
schwellige Beratung zu erhalten.

Familie ist dort, wo Menschen Verantwortung
flreinander dbernehmen - zum Beispiel mit zwei
Mduttern, zwei Vatern, mehreren Elternteilen, allein-
erziehend oder mit Mutter und Vater. Wir setzen
uns fur die Gleichstellung von Zwei-Mutter-Fami-
lien und fir ein diskriminierungsfreies Leben von
Regenbogenfamilien ein. Landesgrenzen duirfen
nicht dartber entscheiden, ob Kinder mit ihren
Eltern aufwachsen, denn das Recht auf Freiziigig-
keit muss auch fur Regenbogenfamilien ohne
Wenn und Aber gelten. Wir streiten daflr, dass eine
in einem EU-Land begriindete Elternschaft, ein-
getragene Partnerschaft, erweiterte Sorgerechts-
erklarung oder gleichgeschlechtliche Ehe in der
gesamten Union anerkannt wird.

Inklusive Gesellschaft verwirklichen

Wir wollen eine inklusive Gesellschaft, die Be-
nachteiligungen jeglicher Art Gberwindet und allen
Menschen gleiche Chancen und Mdglichkeiten
bietet. Barrieren konsequent abzubauen, sichert
Zusammenhalt, Wohlstand und Freiheit. Die euro-
paische Behindertenbewegung hat sich erfolgreich
fur ihr Recht auf Gleichstellung und Teilhabe ein-
gesetzt. Mit der Verabschiedung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention haben sich die EU-Mitglied-
staaten verpflichtet, alle Barrieren abzubauen, die
der Teilhabe am politischen und gesellschaftlichen
Leben im Weg stehen. Wir wollen daflr sorgen,
dass dies endlich in ganz Europa Wirklichkeit wird.

Um selbstbestimmtes Leben zu ermdglichen, wol-
len wir eine starkere Forderung von selbststandi-
gem Wohnen, inklusivem Leben und Arbeiten. Dazu
wollen wir insbesondere die Teilhabe an Arbeit
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und Ausbildung im regularen System fordern und
konsequent ausbauen. Die Kommission soll die
Fortschritte in den Mitgliedstaaten regelmafsig
Uberprufen. Das Werkstattensystem wollen wir in
Richtung Inklusionsunternehmen weiterentwickeln
- denn sozialer Schutz und Mindestlohne mussen
auch fir Menschen mit Behinderung gelten. EU-
Mittel sollen nicht in Arbeitsformen flieRRen, die
Artikel 27 der UN-Behindertenrechtskonvention
entgegenstehen, und Inklusionsunternehmen star-
ker gefordert werden.

Der bedarfsgerechte Ausbau von bezahlbaren bar-
rierefreien und behindertengerechten Wohnungen
sowie von selbstbestimmten Wohnformen ist und
bleibt eine zentrale Aufgabe bei der Gestaltung der
inklusiven Gesellschaft.

Menschen mit Behinderungen sind starker von Ge-
walt betroffen als nicht behinderte Menschen. Wir
wollen, dass der Schutz vor Gewalt fir alle Men-
schen in Europa gilt. Wir setzen uns dafur ein, dass
Zwangssterilisationen, die insbesondere Frauen
und Madchen mit Behinderungen betreffen, in
Europa beendet und unter Strafe gestellt werden.

Schlechte Nutzbarkeit von Webseiten, Stufen ohne
Rampe,zu enge Tiren — Menschen mit Behinde-
rung, aber auch altere Menschen oder mobilitats-
eingeschrankte Personen erleben in ihrem Alltag
unterschiedliche Barrieren, die ihre Teilhabe am
offentlichen Leben einschranken. Wir setzen uns
dafur ein, dass die EU-Barrierefreiheitsrichtlinie,
der sogenannte European Accessibility Act (EAA), in
allen Mitgliedstaaten — auch in Deutschland - frist-
gerecht umgesetzt und durchsetzbar wird. Um die
Mitgliedstaaten dabei zu unterstitzen, Mattnahmen
zur Barrierefreiheit koharent umzusetzen, wollen
wir ein EU-Barrierefreiheitszentrum einrichten.

Das Amt der Gleichstellungskommissarin bzw. des
Gleichstellungskommissars wollen wir starken und
verstetigen. Burokratische Hirden und technische
Normen, die Menschen mit Behinderung an ihrer
Teilhabe hindern, wollen wir abbauen und auf Bar-
rierefreiheit prifen.

Um die europaische Freizlgigkeit auch fir Men-
schen mit Behinderung zu garantieren, wollen

wir einen niedrigschwellig beantragbaren euro-
paischen Schwerbehindertenausweis einfiihren,
gegenseitige Anerkennung nationaler Definitionen
von Behinderung und barrierefreies Reisen durch
ganz Europa umsetzen. Dies gilt auch fir die Inan-
spruchnahme von sozialen Leistungen.

4. Eine lebendige
Kulturlandschaft

Kultur als Saule der Demokratie

Wenig eint Europa so sehr wie seine vielfaltige,
lebendige Kultur. Sie entsteht aus dem Zusammen-
spiel von Traditionen des gesamten Kontinents

mit Einflissen von auRen und der bestandigen
Entwicklung neuer Ausdrucksformen. Kultur ist ein
Wert an sich und zugleich ein unverzichtbarer Teil
der europdischen Demokratie, denn in ihr finden
Austausch und Zusammenleben Uber Grenzen
hinweg auf verschiedenste Weise statt. Eine offene
und vielfaltige Kultur ist der beste Schutz gegen
nationalistisches Denken, Abschottung und Unfrei-
heit. Wegen ihrer Unverzichtbarkeit fiir eine ge-
festigte demokratische Gesellschaft werden Kultur-
einrichtungen und Kulturschaffende massiv von
rechtsextremen Krdften unter Druck gesetzt und
sogar angegriffen. Wir verteidigen deshalb die freie
Kunst und Kultur gegen Antidemokrat*innen und
staatliche Eingriffe und unterstitzen sie durch eine
offentliche Forderung, die kiinstlerische Kreativitat
auch jenseits der Marktlogiken ermdglicht.

Das Programm ,Creative Europe” wollen wir des-
halb finanziell ausbauen und deutlich vereinfa-
chen,um die Zusammenarbeit und den Austausch
von Kinstler*innen und Kulturveranstalter*innen
in ganz Europa zu ermoglichen. Es soll sich als
Dienstleister fur Kulturschaffende verstehen, der
ansprechbar ist sowie schnell und zielgerichtet
unterstitzt. Insbesondere die freie Szene soll neue
Zugange erhalten,um europaischen Austausch zu
starken, zum Beispiel fur Ensembles und Gruppen,
die Uber Grenzen hinweg zusammenarbeiten. Dazu
erarbeiten wir auch Angebote flr Gruppen, die auf-
grund von Flucht und Migration getrennt wurden.

Europawahlprogramm 2024

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

97



Die EU muss Garantin und Unterstutzerin sein fur
die Freiheit der Kultur und ihrer Vielfalt. Deswe-
gen wollen wir die Kulturférderung so gestalten,
dass sie auch denjenigen offensteht, die Uber we-
nig Eigenmittel oder keine nationale Forderung
verfligen.

Das Ziel der Klimaneutralitat betrifft in besonde-
rem Maf3 die europaische Dimension der Kultur, die
von der Bewegung von Kulturgitern und Menschen
lebt. Wir wollen daher im Rahmen von Creative
Europe ein Programm schaffen, in dem Beratung
und Finanzierung fur den Wandel der europdischen
Kulturzusammenarbeit hin zur Klimaneutralitat
gebundelt werden. Auch die Idee des Neuen Euro-
paischen Bauhauses, das einen interdisziplinaren
Ansatz fur klimaneutrales Bauen und Gestalten for-
dert, wollen wir partizipativ weiter ausbauen und
als eigene Mission in Horizon Europe verankern.

Grenzuberschreitender kultureller Austausch
braucht dartiber hinaus unbirokratische und faire
Regelungen bei der Besteuerung von Einkommen
aus kunstlerischer Tatigkeit, die Doppelbesteue-
rung vermeiden.

Im Programm der europaischen Kulturhauptstadte
wird die Vielfalt unseres Kontinents erlebbar und
gefordert. Wir wollen dieses erfolgreiche Konzept
fortfuhren, dabei aber die Bewerbungsverfahren
uberprifen und transparenter gestalten.

Zur europdischen Kultur gehoért auch ihre gewach-
sene Struktur einer unabhangigen und vielfaltigen
Kultur- und Kreativwirtschaft mit kleinen und mit-
telstandischen Unternehmen. Sie gestalten Games,
Filme, Serien oder Blicher, arbeiten in der Design-
wirtschaft, im Kunstmarkt, der Musikwirtschaft,
dem Pressemarkt, der Architektur, der Rundfunk-
wirtschaft, den Darstellenden Kiinsten und dem
Werbemarkt. Sie sind wesentliche Treiberinnen
von Innovation und Wachstum - weit Uber ihren
eigenen Sektor hinaus. Diese Strukturen wollen
wir fordern und gegen die Marktmacht der grofden
internationalen Plattformen schiitzen, etwa indem
wir uns in Handelsabkommen fiir die Aufrecht-
erhaltung der kulturellen Ausnahme einsetzen. Die
lokale Struktur von Buchhandlungen wollen wir
starken, indem wir uns daflir einsetzen, dass preis-

gebundene Blicher von den Regeln des europai-
schen Vergaberechts ausgenommen werden.

Mit dem KulturPass hat die Bundesregierung ein
neues, innovatives kulturpolitisches Instrument
eingefuhrt: Junge Menschen bekommen ein Budget,
um Kunst und Kultur in all ihrer Vielfalt und Breite
entdecken zu kdnnen. Damit starken wir auch Kul-
tureinrichtungen. Aufbauend auf analogen Projekten
in Frankreich, Spanien und Italien wollen wir nun
einen gemeinsamen europadischen Kulturpass ein-
fuhren, damit junge Menschen grenzubergreifend
den ganzen Reichtum und die grofRe Vielfalt der
Kultur in Europa erkunden und entdecken konnen.

Kreative starken

Die Schaffenskraft von Kunstler*innen und Krea-
tiven ist die Grundlage fir unsere lebendige
Kulturlandschaft. Angesichts technischer und ge-
sellschaftlicher Verdnderungen mussen sie ihren
Platz in der Verwertungskette der Kulturproduktion
immer wieder neu behaupten. Das gilt vor allem
fur die neuen Entwicklungen der Kinstlichen Intel-
ligenz (KI). Diese nutzt von Menschen erdachte Bil-
der, Tone und Texte, um neue Inhalte zu erzeugen.
KI-Produkte treten dabei in Konkurrenz zu mensch-
lichen Urheber*innen. Wir setzen uns daher dafur
ein,dass Urheber*innen ihren Nutzungsvorbehalt
und gegebenenfalls andere Rechte gegenuber
kommerzieller Kl einfach und zentral und wo sinn-
voll maschinenlesbar wahrnehmen kénnen. Das
Urheberrecht soll weiterhin das kreative Schaffen
naturlicher Personen schiutzen und darf nicht auf
automatisch generierte Inhalte von KI-Systemen
ausgedehnt werden. Urheber*innen wollen wir

bei der fairen Vergltung ihrer Werke unterstltzen
und gleichzeitig den Zugang zu Wissen und Kultur
fr alle starken, um gute Voraussetzungen fir die
Kreativen von morgen zu schaffen. Werknutzer*in-
nen ebenso wie Urheber*innen und auch andere
Kulturschaffende wie Schauspieler*innen oder
Musiker*innen mussen einen Platz am Tisch haben,
wenn Uber die Weichenstellungen der digitalisier-
ten Kulturwelt verhandelt wird. Im Interesse der
Chancengleichheit wollen wir,wie die bisherige
Ausleihe, auch die digitale Ausleihe (E-Lending)
von Inhalten im Kontext von Bibliotheken, Bil-
dungs- und Forschungseinrichtungen ermaglichen.
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Durch eine Erweiterung des Erasmus-Programms
auf Kiunstler*innen und Kreative wollen wir die
Mobilitat und die europaische Perspektive von
Kulturschaffenden weiter starken. Fur Kulturschaf-
fende, denen auRerhalb der EU Verfolgung droht,
wollen wir einen sicheren Hafen und Unterstit-
zungsmaoglichkeiten anbieten.

Den Gender-Pay-Gap wollen wir auch in der Kultur
schliefien. Die Rolle von Frauen im Kulturbereich
werden wir starken, indem wir uns in der EU bei-
spielsweise flur eine paritatische Besetzung von
Vergabegremien und Jurys einsetzen.

Medienfreiheit garantieren

Freie und demokratisch ausgerichtete Medien sind
eine unverzichtbare Grundlage fir unsere offentli-
che Meinungsbildung. Auch in Mitgliedstaaten der
EU wird diese Grundlage heute angegriffen. Wir
unterstutzen deshalb mehr Transparenz tUber Be-
sitzverhaltnisse und verbindliche Instrumente, um
gegen die Einschrankung von Pressefreiheit - sei
es in Form offener Zensur, durch die Kontrolle und
Zentralisierung von Verlagseigentum oder auf an-
derem Weg - vorzugehen. Dabei gilt flr uns auch
hier, dass alle Kontrollmechanismen dem Grund-
satz der Staatsferne folgen mussen. Medienfreiheit
bedeutet dabei auch, dass Journalist*innen und
Redakteur*innen im Rahmen professioneller Stan-
dards oder Redaktionsstatute frei arbeiten kdnnen.
Ein neues Europaisches Gremium flir Mediendiens-
te darf bestehende Medienrechte und -freiheiten in
Deutschland nicht aushebeln. Um Journalist*innen
und ihre Quellen vor Uberwachung und Verfolgung
zu schutzen, fordern wir eine wirksame Regulie-
rung sowie richterliche Kontrolle des Einsatzes
von Spahsoftware. Gegen einen missbrauchlichen
Einsatz gehen wir vor. Hinweisgeber*innen wollen
wir vor Verfolgung wirksam schitzen.

Uberméﬁige Konzentration an Medienbesitz, auch
in einzelnen EU-Staaten, muss wirksam verhindert
werden - im Notfall auch Uber die Aufteilung von
Unternehmen oder Besitzstrukturen. Daflr ist die
Transparenz Uber die Besitzverhaltnisse unabding-
bar. Das ist eine Grundlage fir eine vielfdltige Pres-
selandschaft, die es Journalist*innen ermdglicht,
frei und kritisch zu berichten.

Private Medien in Print und Online werden auch
durch falsche Anreizstrukturen beim Wettbewerb
um Werbeeinnahmen und die Marktmacht der
Social-Media-Plattformen stark in ihrem Wirt-
schaftsmodell beeintrachtigt. Das bedroht immer
mehr Qualitatsmedien in ihrer Existenz und ist ein
drangendes Problem fur die Meinungsvielfalt. Wir
streben deshalb an, durch geeignete Instrumente
die Wettbewerbssituation flr journalistische Ange-
bote - besonders im Netz - zu verbessern und auf
der Ebene der Mitgliedstaaten praktikable Finan-
zierungsinstrumente zur Starkung journalistischer
Inhalte, Entwicklung zukunftsfahiger Geschafts-
modelle und einer flichendeckenden Versorgung
mit journalistischen Angeboten zu entwickeln.
Soweit dabei neue Technologien wie generative K
zum Einsatz kommen, setzen wir uns fur eine klare
Kennzeichnung von Kl-erzeugten Bildern, Texten
und Videos ein.

Der grenz- und sprachuberschreitende Raum der
EU stellt fir die Herausbildung einer gemeinsamen
Offentlichkeit eine besondere Herausforderung dar.
Deshalb setzen wir uns fiir einen Ausbau transna-
tionaler und mehrsprachiger Angebote des offent-
lich-rechtlichen Rundfunks ein. Konkret wollen wir
dazu zunachst den erfolgreichen Ansatz des Sen-
ders arte ausbauen und ihn schrittweise zu einem
gemeinsamen europaischen Angebot entwickeln.
Dariber hinaus setzen wir uns flr die Vernetzung
der Angebote des offentlich-rechtlichen Rundfunks
in Europa und fir eine verbesserte Auffindbar-

keit europaischer Kultur- und Medienangebote im
Netz ein. Auf diese Weise wollen wir langfristig ein
vollwertiges europdisches, 6ffentlich-rechtliches
Medienangebot schaffen, mit einem umfassenden
und landerubergreifenden Angebot von Nachrich-
ten uber Sport und Kultur bis Unterhaltung, etwa
in Form eines europdischen Medienportals. Das

ist auch ein Beitrag gegen Desinformation und
Verschworungsmythen. Wir wollen Forderung und
Schutz fir Exilmedien schaffen, damit die EU ein
Raum des freien Ausdrucks auch fur Menschen aus
Landern sein kann, in denen die Presse- und Mei-
nungsfreiheit unterdrickt wird.
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Europaisch erinnern

Die Erinnerung an vergangenes Unrecht gehort zu
den Grundlagen aller Gesellschaften. Europa war
nicht nur als Kontinent tber Jahrhunderte von Krieg
und Gewalt gekennzeichnet, von hier gingen auch
Uber Jahrhunderte Krieg und Gewalt aus. Die EU als
Friedensprojekt hat die Aufgabe, diese Perspektiven
zueinander in Beziehung zu setzen. Erinnerung soll
einen Beitrag zu Versohnung und Verstandigung
leisten, nicht spalten. Dabei ist es wichtig, eine
multiperspektivische Erinnerungskultur zu fordern,
die auch die Geschichte von bisher zu Unrecht lber-
horten Gruppen mit in den Blick nimmt. Wir wollen
grenzibergreifende Zusammenarbeit starken und
setzen uns fur den Erhalt bestehender sowie fur die
Schaffung weiterer Orte der kollektiven Erinnerung,
des Gedenkens und der Reflexion ein. Wir wollen
mit europdischen Mitteln Initiativen unterstitzen,
die sich der Aufgabe der Verstandigung widmen und
beispielsweise auch in Osteuropa die sich historisch
Uberlagernden Gewalterfahrungen durch den An-
griffskrieg Deutschlands sowie die Unterdrlickung
durch die Sowjetunion in ihrem komplexen Erbe
verstandlich und nachvollziehbar machen. Hier-

zu zahlen auch die Zusammenarbeit mit Schulen,
Universitaten und Kultureinrichtungen sowie die
Unterstltzung von zivilgesellschaftlichen Akteuren.
Bestrebungen nach einer Umdeutung der Geschich-
te im Dienste nationalistischer Tendenzen treten wir
entschieden entgegen.

Allen Versuchen, einen ,Schlussstrich® unter das Er-
innern an die Verbrechen des Nationalsozialismus
und besonders der Shoah zu ziehen oder sie zu ver-
harmlosen, stellen wir uns klar entgegen. Sie sind
mit den demokratischen Werten unvereinbar. Wir
werden dies nicht unbeantwortet lassen - nicht in
Deutschland, nicht in Europa, nirgendwo.

Zum europaischen Erbe gehort auch die grausame
Geschichte von Volkermord, Kolonialismus, Verskla-
vung und Ausbeutung in Afrika, Lateinamerika und
Asien. Selbst wahrend der Entstehung des euro-
paischen Friedensprojektes bestanden koloniale
Gewalt und wirtschaftliche Ausbeutung fort. Viele
europdische Staaten und Unternehmen waren in
diese Verbrechen verwickelt, und Europa profitiert
noch heute von den damals geschaffenen Abhan-

gigkeiten. Deswegen wollen wir die Aufarbeitung
der kolonialen Geschichte in enger Zusammen-
arbeit mit den Nachkommen, mit Forscher*innen
und zivilgesellschaftlichen Initiativen aus ehemals
kolonisierten Gebieten auch auf europaischer Ebe-
ne vorantreiben und uns um Wiedergutmachung
bemihen. Dazu gehort die Riickgabe beispiels-
weise von Raubkunst oder menschlichen Gebeinen,
aber auch die Forderung von Aufklarungsarbeit
und Starkung multiperspektivischer Geschichts-
forschung. Die Auswirkungen des Kolonialismus
auf die heutigen Gesellschaften sollten sichtbarer
werden. Dazu wollen wir in thematisch passenden
EU-Forderprogrammen die erinnerungspolitische
Dimension starken.

Fair Play im Sport

Ob Amateurfuf’ball oder Champions League, ob
Fahrradausflug oder Tour de France - Sport steht
im Herzen von Europa. Bewegung und Sport ver-
bindet Menschen, schafft und vermittelt regionale
Identitaten, sorgt flir Gesprachsstoff und tragt

zur Gesundheit bei. Im Zentrum stehen die vielen
Menschen, die sich ehrenamtlich in Vereinen und
Verbanden engagieren. Wir wollen Organisationen
und Initiativen starken, die sich besonders fir ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt, Demokratie und
Gleichberechtigung sowie gegen Ausgrenzung und
Hass stark machen. Europaische Fordermittel wol-
len wir fir sie einfacher zuganglich machen - auch
auBBerhalb Europas sollen Sportorganisationen als
wichtige zivilgesellschaftliche Partner gestarkt
werden.

Sport kann nur dann eine Vorbildfunktion einneh-
men und verbinden, wenn er fair und transparent
funktioniert und Vereine und Verbande im Einklang
mit Gesetzen agieren. Betrug, Doping und Korrup-
tion stehen seinem Wesen diametral entgegen. Wir
wollen daher eine unabhangige europdische Agen-
tur etablieren, die sich mit NGOs, Anti-Korruptions-
expert*innen sowie internationalen Ermittler*innen
fur Transparenz, Integritat und echte Rechen-
schaftspflichten um Korruptions- und Betrugsfalle
im weltweiten Sport kimmert.

Damit wollen wir Vertrauen wiederherstellen. Das
ist auch eine Grundlage dafiir, dass internationale
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Sportgrofiveranstaltungen in Europa weiter ihren
Platz haben. Wenn sie mit klaren und verlasslichen
Standards fiir soziale und okologische Fairness und
Nachhaltigkeit arbeiten, konnen sie damit weltweit
einen Wettbewerbsvorteil erlangen und Zeichen
setzen. Wir setzen besonders auf eine grenzuber-
schreitende Ausrichtung von Sportereignissen, die
Klima und Umwelt schonen. So machen wir den
europaischen Spitzensport gemeinsam erlebbar.

Wir wollen Sport gegen die Auswirkungen der
Klimakrise resilient machen. Viele Sportarten sind
von einer intakten Natur abhdngig, gleichzeitig
verursacht der Sport Schaden. Wir wollen durch ein
neues europdisches Programm Wege aufzeigen, wie
Europas vielfaltige Sportszene einen Beitrag zur
Einhaltung der Klimaziele leisten und sich entwi-
ckeln kann. Unser Ziel ist es, dass Sportveranstal-
tungen klimaneutral durchgefihrt werden konnen.

5. Flucht- und
Migrationspolitik der
Humanitéat und Ordnung

Fluchtursachen bekampfen

Die Zahl der Vertriebenen durch Kriege, die Klima-
krise oder fehlende wirtschaftliche Perspektiven
hat sich weltweit in den letzten zehn Jahren ver-
doppelt. Die UbergroRe Mehrheit der Menschen
flieht innerhalb des eigenen Landes oder in die
angrenzenden Regionen. Doch die Auswirkungen
der steigenden Fluchtzahlen merken wir auch in
Europa. Wir stellen uns dieser Verantwortung, denn
Flucht und Migration sind eine historische und
globale Realitdt und werden es auch bleiben. Das
Leid, das Menschen auf Fluchtrouten nach Europa
und an den europdischen AuRengrenzen erleben,
ist untragbar. Dass sich Menschen trotzdem auf
diese Routen begeben, zeigt, wie grof? das Leid, die
Gefahr und die Perspektivlosigkeit in vielen Welt-
regionen sind.

Asylrechtsverscharfungen bekampfen keine Ursa-
chen von Migration. Die Politik der EU und ihrer
Mitglieder muss sich ihrer globalen Verantwortung

stellen und auch dazu beitragen, Menschen in
ihren Heimatregionen ein sicheres und friedliches
Leben zu ermdglichen. Mit dem Ausbau verlass-
licher humanitarer Hilfe sowie strukturbildender
Ubergangshilfe in Krisenregionen kénnen wir
Menschen in akuten Notlagen unterstutzen. So
tragen wir dazu bei, das Leid unmittelbar vor Ort
zu lindern. Mit Entwicklungszusammenarbeit auf
Augenhodhe sowie mit fairen Handelsbeziehun-
gen konnen wir langfristig zur Verbesserung der
Lebensperspektiven beitragen. Gleichzeitig darf
sich Europa, insbesondere angesichts vieler Krisen
und Katastrophen, nicht abschotten, sondern muss
einen gerechten Teil der Verantwortung fur die
Aufnahme von Schutzsuchenden Gbernehmen. Wir
treten fur einen rechtsstaatlichen und menschli-
chen Umgang mit Schutzsuchenden in Europa ein.

Fach- und Arbeitskrafte willkommen
heifden

Europa steht vor einem demografischen Wandel
mit einer rasch alternden Bevdlkerung und sucht
handeringend nach Fach- und Arbeitskraften. Um
unsere Zukunft zu sichern, missen wir im welt-
weiten Wettbewerb um Fach- und Arbeitskrafte
attraktiver werden und Einwanderung modern
gestalten. Dabei ist uns wichtig, dass die Interes-
sen der Herkunftslander mitbedacht werden, denn
auch dort werden Fachkrafte gebraucht. Statt
burokratischer und langwieriger Verfahren wollen
wir die Fach- und Arbeitskrafteeinwanderung von
Menschen mit verschiedenen Qualifikationsniveaus
mit EU-weiten gemeinsamen Rahmenregelungen
fordern. Hierzu zahlt, die Anerkennung von Bil-
dungsabschlussen aus Drittstaaten einheitlich und
unbirokratisch zu gestalten.

Um qualifizierte Fachkrafte anzuwerben, wollen wir
den EU-Talentpool weiter ausbauen. Dafuir braucht
es in den europdischen Botschaften mehr Personal
und eine Digitalisierungsoffensive, damit Antrage
schnell und auch digital gestellt werden kdnnen.
Eine aktive Willkommenskultur macht uns auch
als Wirtschaftsstandort attraktiv. Daflir missen

wir Rassismus und Ausgrenzung entgegentreten.
Wir wollen zielgenaue Integrationsmaoglichkeiten
fur die unterschiedlichen Formen der Migration in
ganz Europa schaffen. Um Angebote fur eine gute
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und schnelle Integration vor Ort zu unterstutzen,
wollen wir den Asyl-, Migrations- und Integrations-
fonds (AMIF) starken. So konnen sich Kommunen
auf die Aufnahme von Fachkraften und ihren
Familien vorbereiten. Darliber hinaus mussen die
Rechte der hier dauerhaft lebenden Drittstaatsan-
gehorigen geschitzt und bewahrt werden. Deshalb
unterstiitzen wir eine Verbesserung der Dauerauf-
enthaltsrichtlinie in diese Richtung. Wir wollen
freiwillige zirkulare Migration fordern und zukunf-
tige Fachkrafte auch in Europa ausbilden.

Wir wollen alle Arbeitskrafte gegen Ausbeutung
schitzen - auch Menschen ohne Papiere. Faire
Arbeitsbedingungen durfen nicht von der Herkunft
abhangen. Dazu wollen wir mehrsprachige und
niedrigschwellige Beschwerde- und Beratungs-
strukturen ausbauen sowie gewerkschaftliche
Strukturen starken, damit sich alle Arbeiter*innen
an sie wenden konnen.

Gemeinsame Asylpolitik angehen

Wir kampfen fir eine EU, die den Zugang zum Men-
schenrecht auf Asyl garantiert sowie die humani-
taren und volkerrechtlichen Verpflichtungen wie
die UN-Flichtlingskonvention einhalt. Von diesem
Ziel sind wir momentan weit entfernt. Vielerorts
werden auch an Europas Grenzen und in EU-Staa-
ten Menschenrechte von Gefliichteten verletzt, die
Missachtung von EU-Recht ist in der Asylpolitik
Alltag geworden. Das hat nicht fir Ordnung und
Struktur, sondern fiir mehr Chaos und Leid gesorgt.
Das Dublin-System ist ungerecht und wird den
aktuellen Herausforderungen nicht gerecht.

Eine langfristige, geordnete und faire gemeinsame
EU-Asylpolitik ist notig, um die menschenunwiir-
digen und chaotischen Verhaltnisse zu beenden.
Reformen allein reichen dabei nicht aus, geltendes
EU-Recht muss auch durchgesetzt werden. Wir
setzen uns dagegen ein, dass das Gemeinsame
Europaische Asylsystem (GEAS) zu einem Pro-
gramm zum Abbau von Flichtlingsrechten wird.
Spielraume fir Verbesserungen wollen wir nut-
zen. Mit einer fairen und verbindlichen Verteilung
von Schutzsuchenden starken wir die Solidaritdt
zwischen den Mitgliedstaaten. Abschottung und
Grenzzaune schaffen Chaos und Leid, rechtsstaat-

liche Verfahren, gute Integrationsangebote und
menschenwurdige Bedingungen sorgen fir Huma-
nitat und Ordnung.

Gerade Staaten mit europaischen Aufiengrenzen
sind auf eine geordnete Verteilung und Unter-
stutzung der EU sowie auf Solidaritat beim rechts-
staatlichen Grenzmanagement angewiesen. Unser
Ziel ist ein verbindlicher Verteilmechanismus von
Schutzsuchenden. Auf dem Weg dorthin soll ein
dauerhafter, verlasslicher und verbindlicher Soli-
daritatsmechanismus die Verteilung mafigeblich
verbessern.

Um die gemeinsamen Herausforderungen zu
bewaltigen, missen sich alle Mitgliedstaaten
einbringen - ob durch die Aufnahme von Schutz-
suchenden oder durch finanzielle Unterstitzung
fur die Aufnahme von Gefluchteten. Geld- und
Sachleistungen an Drittstaaten sind dabei keine
Kompensation. Mitgliedstaaten, die in besonderem
MaRe Gefluchtete aufnehmen, missen gestarkt und
finanziell entlastet werden.

Viele Kommunen in der EU sind bereit, beherzt
anzupacken und Verantwortung zu Ubernehmen.
Diese Anstrengungen begrifRen wir und setzen uns
fur die Unterstitzung gerade jener Kommunen ein,
die diese nicht durch ihre nationalen Regierungen
erfahren. Die Mdglichkeit des direkteren Zugangs
von Kommunen und Hilfsorganisationen zum AMIF
maochten wir ausbauen. Bei der Integration kann
europaische Vernetzung und Austausch zwischen
den Kommunen helfen. Das sieht man etwa an

der erfolgreichen Griindung von grenzuberschrei-
tenden Netzwerken von Kommunen. Wenn es um
die Verteilung Gefluchteter auf der europaischen
Ebene geht, méchten wir die Ressourcen der
Lander und Kommunen Uber einen Matching-Me-
chanismus mit den Bedurfnissen der Geflichteten
in Einklang bringen. Dabei sollen etwa Familien-
bezlige, Sprachkenntnisse oder Berufsabschlusse
berlcksichtigt werden.

EU-Staaten, die durch die Anwendung der Massen-
zustromrichtlinie GUberproportional aufnehmen,
mussen hierfur von anderen Staaten eine faire
finanzielle Unterstiitzung erhalten, so wie es in der
Richtlinie vorgesehen ist. Wir setzen uns gegen
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das sogenannte Screening innerhalb des Hoheits-
gebiets ein. Eine Registrierung von Minderjahrigen
darf nicht zur Verletzung der Kinderrechte flhren.

Die Massenzustromrichtlinie war ein gutes Werk-
zeug im Umgang mit den Millionen Gefluchteten
aus der Ukraine. Wir wollen die Erfahrungen dieses
unbdirokratischen und pragmatischen Umgangs
genau analysieren und daraus Vorschlage fir die
Asylpolitik entwickeln.

Es ist nicht hinnehmbar, dass einzelne Mitglied-
staaten Gefliichtete so schlecht behandeln, dass

Gerichte ihr Verbleiben dort flr unzumutbar halten.

Jeder Mensch hat ein Grundrecht auf Gewahrleis-
tung eines menschenwurdigen Existenzminimums.
Die Aufnahmerichtlinie sichert Schutzsuchenden in
jedem Mitgliedstaat existenzsichernde und men-
schenwurdige Bedingungen zu, rechtsstaatliche
Standards mussen in der gesamten EU sicherge-
stellt sein. Deswegen setzen wir uns dafur ein, dass
die EU-Kommission und der Rat die zur Verfiigung
stehenden Instrumente nutzen,um die Missach-
tung von EU-Recht und die Kriminalisierung von
humanitarer Hilfe zu stoppen. Dazu gehért auch,
EU-Gelder einzufrieren, wenn nationale Regierun-
gen systematisch EU-Recht brechen. Die EU-Asyl-
agentur soll die Mitgliedstaaten insbesondere bei
den Asylverfahren unterstiitzen und hierbei eine
zlgige Bearbeitung von Asylantragen unter Einhal-
tung von rechtsstaatlichen Standards sicherstellen.
Sie kann dazu beitragen, Uberlastung zu verhin-
dern.

Humanitat und Ordnung an den
Aufdengrenzen sicherstellen

Die EU ist ein Raum der Freiheit, der Sicherheit
und des Rechts. Das Recht auf Freizligigkeit bzw.
der Abbau von Grenzen innerhalb Europas war und
ist eine der grofdten Errungenschaften fur das Zu-
sammenwachsen der europdischen Gemeinschaft.
Deshalb lehnen wir dauerhafte und stationadre
Binnengrenzkontrollen ab.

Selbstverstandlich muss die EU ihre Aufiengrenzen
kontrollieren — dabei geht es nicht nur um Migrati-
on. Denn fir die Freiheit und Sicherheit im Inneren
mussen wir auch wissen, wer nach Europa kommt.

Dass rechtsstaatliche Kontrollen oder eine zuver-
lassige Registrierung an den AuRengrenzen nichts
mit rechtswidriger Abschottung gegen Asylsuchen-
de zu tun haben, sehen wir an der Fluchtbewegung
aus der Ukraine. Millionen von Menschen werden
zuverlassig kontrolliert, konnten aber Schutz in der
EU finden. Doch leider treffen viele andere Asyl-
suchende an EU-Grenzen nicht auf rechtsstaatliche
Kontrollen, sondern auf Unrecht und Gewalt.

Die Glaubwiurdigkeit der europaischen Werte und
damit auch der Einfluss europaischer Politik nach
auBBen setzt die Achtung von Recht und Werten im
eigenen Handeln voraus. Mit dieser Erkenntnis ist
es schwer vereinbar, dass das europdische Verspre-
chen von Humanitat und Rechtsstaatlichkeit fur
Tausende jahrlich an Stacheldraht und Patrouillen-
booten zerschellt. Wir stellen uns Verletzungen von
Rechtsstaatlichkeit, Pressefreiheit und Menschen-
rechten ebenso entgegen wie dem rechtswidrigen
Zuruckdrangen von Geflluchteten.

Menschen, die bei uns in Europa Schutz suchen,
mussen zuverlassig registriert, erstversorgt und
menschenwiurdig untergebracht werden. Das Recht
auf Einzelfallprufung und das Nichtzurlickwei-
sungsgebot gelten dabei immer und uberall. Der
Asylantrag von Menschen, die in der EU ankommen
oder bereits hier sind, muss in Europa inhaltlich
gepruft werden. Grenzverfahren durfen nicht dazu
fuhren, dass weitere gro3e Haftlager wie Moria an
den Aufiengrenzen entstehen, die die Wirde und
die Rechte von Schutzsuchenden verletzen. Der
Entrechtung von Menschen, die durch autoritare
Staaten instrumentalisiert werden, stellen wir uns
entgegen.

Trotz der volker- und europarechtlich verbrieften
Prinzipien erleben wir an Europas Auf3engrenzen
immer wieder systematische Rechtsbriiche. Men-
schen sind Misshandlungen ausgesetzt, ihnen wird
der Zugang zum Asylverfahren verweigert oder

sie werden in Seenot ihrem Schicksal Uberlassen.
Wir setzen uns dafir ein, dass illegale Pushbacks
rechtlich und politisch konsequent geahndet und
sanktioniert werden. Wir wollen auRerdem die EU-
Grundrechteagentur starken sowie das staatliche
und zivilgesellschaftliche Menschenrechtsmonito-
ring weiter ausbauen. Dabei soll ein unabhangiges
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Monitoring mit Ermittlungsbefugnissen an den
Auf’engrenzen ermoglicht werden. Hilfs- und Men-
schenrechtsorganisationen sowie Anwalt*innen
bendtigen jederzeit Zugang zu den Gefliichteten
und den Grenzregionen. Die freie Berichterstattung
durch Journalist®innen muss gewahrleistet werden.
Kooperationen der EU mit Drittstaaten mussen
immer auf der Basis von Grund- und Menschen-
rechten erfolgen. Die Zusammenarbeit mit der liby-
schen Kistenwache wollen wir endlich beenden.

Grenzkontrollen an den Aufiengrenzen sind eine
EU-Gemeinschaftsaufgabe, die zunehmend von
europdischen Beamt*innen ibernommen werden
sollte. Deswegen wollen wir Frontex rechtsstaat-
lich weiterentwickeln. Dazu gehort, dass Frontex
sich nicht an menschenrechtswidrigen Einsatzen
beteiligen darf und solche Einsdtze konsequent
und zeitnah beenden muss, so wie es in der Front-
ex-Verordnung vorgesehen ist. Gleichzeitig be-
darf es einer engmaschigen parlamentarischen
Kontrolle von Frontex-Einsatzen. Wir setzen uns
daflr ein, dass Frontex nicht nur vom Europaischen
Parlament, sondern auch von nationalen Parla-
menten besser Uberwacht wird. Dazu gehort auch
der Zugriff auf Einsatzberichte. Es muss einfacher
werden, Frontex fur RechtsverstofRe zur Rechen-
schaft zu ziehen, beispielsweise durch eine eigene
Haftungsgrundlage.

Wir stehen entschlossen an der Seite der vielen
Engagierten, die Gefliichtete versorgen und beraten.
Dass Flichtlingshilfe in vielen Staaten erschwert
oder gar unter Strafe gestellt wird, ist nicht hin-
nehmbar. Wir wollen uns daflir einsetzen, dass die
Unterstltzung Geflichteter nicht behindert, sondern
ermoglicht wird. Wir wollen sicherstellen, dass NGOs
und Anwalt*innen ungehindert Zugang zu ihnen ha-
ben,um ihrem humanitaren Engagement nachzuge-
hen. Die Bedarfe von besonders schutzbedurftigen
Gruppen wie Frauen, queeren Menschen, Kindern
oder Menschen mit Behinderungen missen wir
dabei besonders in den Blick nehmen. Dazu gehoren
eine sichere Unterbringung sowie geschulte Bera-
tungsstrukturen und Dolmetscher*innen. Ehrenamt-
liche Beratungsstrukturen leisten insbesondere flr
vulnerable Gruppen wichtige Arbeit. Sie wollen wir
unter anderem auch durch staatliche und professio-
nelle Unterstltzung starken.

Millionen Kinder fliehen allein oder mit ihren
Eltern vor Kriegen, Gewalt, Hunger oder politischer
Verfolgung. Sie mussen wir besser vor kriminellen
Strukturen schitzen. Kinder mussen kindergerecht
untergebracht und versorgt werden, dies gilt in
Deutschland ebenso wie an den europdischen Au-
RBengrenzen fir alle Kinder. Die UN-Kinderrechts-
konvention gilt uneingeschrankt auch fir geflich-
tete Kinder, egal, wo sie sich befinden. Menschen
durfen nicht einfach inhaftiert werden, nur weil
sie Asyl beantragen. Familien mit Kindern sollten
grundsatzlich nicht in Grenzverfahren kommen
durfen und Mitgliedstaaten nicht zur Durchfiihrung
von Grenzverfahren verpflichtet werden.

Migrationsabkommen, Spurwechsel und
sichere Riickfiihrungen

Alle Menschen, die in Europa Schutz suchen, haben
ein Recht auf faire und rechtsstaatliche Asylverfah-
ren. Wir fordern, dass sie dabei Zugang zu unab-
hangigen Asylberatungen haben,um ihre Rechte zu
kennen und durchzusetzen. Der Rechtsweg gegen
ablehnende Entscheidungen muss immer offen-
stehen.

Gleichzeitig wissen wir, dass nicht alle Asylver-
fahren zu einer Aufenthaltserlaubnis flihren. Wer
nach sorgfaltiger Prifung der asyl- und aufent-
haltsrechtlichen Voraussetzungen sowie nach Aus-
schopfung aller Rechtsmittel kein Aufenthaltsrecht
erhalten hat, muss zligig wieder ausreisen - sofern
dem keine Abschiebehindernisse entgegenste-
hen. Riickfihrungen sind immer mit besonderen
menschlichen Harten verbunden. Wir wollen, dass
die freiwillige Riickkehr Vorrang vor zwangsweisen
RickfuhrungsmafRnahmen hat. Deshalb setzen wir
uns fur eine europaweite, ergebnisoffene und un-
abhangige Rickkehrberatung ein.

Klar ist auch, dass Menschen nicht in Staaten ab-
geschoben werden durfen, bei denen menschen-
rechtliche oder volkerrechtliche Grinde ent-
gegenstehen. Eine Ruckfihrung darf nur in Lander
erfolgen, zu denen die betroffene Person eine klare
Verbindung hat. Dabei muss sichergestellt sein,
dass diese Staaten rechtsstaatliche Prinzipien im
Umgang mit Gefluchteten respektieren. Das Kon-
zept der sicheren Drittstaaten finden wir weiterhin

Europawahlprogramm 2024

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN 104



falsch. Der Abschluss von Migrationsabkommen
mit Herkunfts- und Transitstaaten muss menschen-
rechtsbasiert, die Zusammenarbeit mit den jeweili-
gen Staaten partnerschaftlich und auf Augenhohe
erfolgen. Sie darf nicht von finanzieller Unterstut-
zung im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit
abhdngig gemacht werden und soll auch der Be-
kampfung von Fluchtursachen dienen. Die Abkom-
men sollen der Bevdlkerung Perspektiven geben
und keine autokratischen Regime starken. Nur
durch umfassende Abkommen kann die Akzeptanz
fur die Vereinbarungen, Ruickfihrungen und geord-
nete und sichere Migration geschaffen werden.

Das Konzept der sicheren Herkunftsstaaten finden
wir nicht richtig, denn es Lost keine Probleme. Was
hilft, ist: Auslanderbehdrden verninftig ausstatten,
alle Asylverfahren beschleunigen und die Qualitat
der Entscheidungen verbessern. Lander, die ihren
Staatsburger*innen eine sichere Ruickkehr garantie-
ren, sollen zum Beispiel Uber Visaerleichterungen
oder Ausbildungspartnerschaften eine Aussicht auf
geordnete Migration erhalten. Menschen, die schwe-
re Straftaten begangen haben, mussen nach Verbi-
Bung ihrer Strafe prioritar zurtickgeftihrt werden.

Viele Gefllchtete leben bereits lange in Europa,
teils mit hier geborenen Kindern, bringen sich

ein und stehen in Beschaftigungsverhaltnissen.
Wir wollen ihnen eine bessere Perspektive geben.
Denn es ist nicht zumutbar, dass Menschen trotz
tiefer Verwurzelung in die europdische Gesellschaft
taglich Sorge vor einer Abschiebung haben mus-
sen. Im Gegenteil: Die Integrationsleistung und die
Arbeit dieser Menschen wollen wir anerkennen.
Wir setzen uns deshalb fiir einen Spurwechsel ins
europdische Einwanderungssystem ein.

Menschen in Seenot retten

Jedes Jahr sterben Tausende Menschen beim Ver-
such, das Mittelmeer zu tUberqueren. Als EU ist es
unsere Verpflichtung, die Augen vor diesem un-
ertraglichen Zustand nicht zu verschliefen. Kein
Mensch sollte fir das Recht, um Asyl zu ersuchen,
das eigene Leben oder das der Familie und Kinder
riskieren missen. Wir durfen nicht langer hinneh-
men, dass das Mittelmeer die todlichste Fluchtrou-
te der Welt bleibt.

Das Volkerrecht verpflichtet uns dazu, Menschen in
Seenot zu retten. Es braucht endlich eine europai-
sche Initiative fur eine staatlich koordinierte und
finanzierte Seenotrettung.

Wir wollen auch die staatliche Unterstiitzung
ziviler Organisationen, unter anderem finanziell,
verbessern. Der erfolgte Einstieg Deutschlands in
die finanzielle Unterstltzung privater Seenotret-
tungs-NGOs ist hier ein wichtiger Schritt. Wir wol-
len weiterhin auch andere EU-Staaten ermutigen,
aktiv die Seenotrettung zu unterstutzen. Wir stehen
an der Seite der Seenotretter*innen, die Menschen-
leben retten.

Alle Mitgliedstaaten der EU sind dafir verantwort-
lich,zu gewahrleisten, dass Seenotrettungsorga-
nisationen ihre Einsatze gefahrlos absolvieren
kdonnen. Die Seenotrettungsschiffe dirfen nicht
durch Behorden in ihrer Arbeit behindert und
Seenotrettung nicht kriminalisiert werden. Die
EU-Kommission sollte der Kriminalisierung von
Hilfsorganisationen entschieden entgegentreten.
Rettungsschiffe missen die Gelegenheit haben,
den nachstgelegenen sicheren Hafen anzulaufen,
damit die Menschen an Land gehen und versorgt
werden konnen. Ein Auslaufen von Rettungsschif-
fen darf nicht behindert werden. Um Menschen-
leben zu retten, treten wir flr die Verbesserung der
staatlichen, unter anderem finanziellen, Unterstut-
zung ziviler Organisationen ein. Eine Ausschiffung
in Lander darf nicht erfolgen, wenn Geretteten dort
eine unrechtmafige Behandlung droht. Das Nicht-
zurickweisungsgebot gilt immer und Uberall.

Sichere Fluchtwege schaffen

Wir wollen sichere Fluchtwege schaffen, denn so
schitzen wir Menschenleben und legen Schlepper-
banden und Menschenhandel das Handwerk. Damit
schitzen wir auch vulnerable Gruppen, die mo-
mentan kaum Fluchtmaglichkeiten haben.

Wir setzen daflr auf partnerschaftliche und men-
schenrechtsbasierte Migrationsabkommen mit
Staaten aufierhalb der EU.

Wir setzen uns daflr ein, das Resettlement-Pro-
gramm des Fluchtlingshilfswerks UNHCR deutlich
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auszubauen und zu starken. So konnen durch die
Vereinten Nationen (UN) anerkannte und beson-
ders schutzbediirftige Gefliichtete geordnet und
solidarisch auf die Aufnahmelander verteilt wer-
den. Wir wollen, dass sich der Anteil nach der Wirt-
schaftskraft der Staaten bemisst. Das EU-Resett-
lement muss sich dabei an den UNHCR-Kriterien
orientieren und darf das individuelle Recht auf Asyl
nicht schwachen.

Mit der Erteilung von humanitaren Visa wollen

wir sicherstellen, dass Schutzsuchende Europa
erreichen kénnen, ohne ihr Leben zu gefahrden.
Als EU mussen wir in besonderem Mafse unserer
Verantwortung gegeniber ehemaligen Ortskraften
gerecht werden. Wir wollen auch Menschen unter-
stutzen, die durch ihr Engagement fur Demokratie,
Frauen- oder Menschenrechte besonders gefahrdet
sind. Wir setzen uns deshalb dafur ein, dass Auf-
nahmeprogramme gestarkt werden. Afghanischen
Frauen, die in Drittstaaten geflohen sind und
denen seit der Machtliibernahme der Taliban ein
Studium in ihrem Heimatland untersagt ist, wollen
wir mit einem europaischen Stipendienprogramm
ermdglichen, ihr Studium fortzusetzen. Solche
Programme wollen wir auch fiir andere Kriegs- und
Krisengebiete vorantreiben,um Antworten auf die
zunehmenden Gefahren fir Wissenschaftler*innen
und Studierende weltweit zu geben. Uns ist dabei
wichtig, den Menschen in Gefahr,unabhangig ihrer
Staatsburgerschaft,zu helfen,zum Beispiel mit
europaischen Stipendienprogrammen fir Studie-
rende in Gefahr.

Wir treten daflr ein, dass Gefllichtete ihre Angeho-
rigen nachholen kénnen. Familien gehdéren zusam-

men. Gleichzeitig unterstiitzen stabile Lebensver-
haltnisse die Integration.

6. Ein vereintes Vorgehen
gegen Kriminalitat
Polizeiliche Zusammenarbeit starken
Ein starker Raum der Freiheit und Freizligigkeit

braucht handlungsfahige Institutionen, die Recht
und Demokratie schutzen, und er braucht Men-

schen, die oft unter grof3em personlichen Ein-
satz diesen Auftrag erfillen. Kriminalitat findet
grenziberschreitend statt und verursacht enorme
Schaden - sie bedroht die individuelle Sicherheit
aller Menschen, unsere Lebensqualitat, unseren
Wohlstand. Die EU muss darauf antworten: Die
zunehmende Vernetzung unserer Gesellschaft und
Wirtschaft muss sich auch in der Zusammenarbeit
unserer Sicherheitsbehdrden widerspiegeln. Mo-
derne und effektive Polizei- und Justizarbeit muss
in einem vereinten Europa grenzuberschreitend
stattfinden, schnelle Informationsfliisse gewahr-
leisten sowie im Einklang mit Freiheits- und Bur-
ger*innen-Rechten stehen und nach rechtsstaatli-
chen Standards operieren. Wir setzen auf wirksame
Pravention, Erfahrungsaustausch und gemeinsame
Strafverfolgung.

Die europaische Polizeibehorde Europol wollen
wir daflir ausbauen. Europol soll eigene operative
Mdaglichkeiten fiir die Bekampfung von Terrorismus
und Organisierter Kriminalitat (OK) bekommen.
Das Europol-Informationssystem (EIS) entwickeln
wir weiter,um den Datenaustausch zu verbessern.
Erfahrungen aus Polizei-IT-Projekten der Mit-
gliedstaaten sowie die Rolle der Justiz lassen wir
hierbei einfliefen. Die Aufsicht von Europol durch
das Europaische Parlament wollen wir starken,um
Transparenz sicherzustellen. Perspektivisch wol-
len wir ein Europaisches Kriminalamt aufbauen.
Das heift, dass die derzeit weitgehend befugnis-
freie europaische Polizeibehorde Europol zu einer
europdischen Polizei nach dem Vorbild des Bun-
deskriminalamts mit eigenen Ermittlungsteams
ausgebaut wird. Neben dem Ausbau von Europol
sind Austausch und Vernetzung der europaischen
Polizei ein Schlissel zum Erfolg: Die polizeiliche
Zusammenarbeit fordern wir durch den Ausbau ge-
meinsamer Joint-Investigation-Teams, die in enger
Zusammenarbeit Ermittlungen durchflhren. Far
erfolgreiche Kriminalitatsbekampfung werden die
besten Kopfe bendtigt. Deshalb wollen wir, dass
Europol und die Agentur der Europaischen Union
flr justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen
(Eurojust) auch Expert*innen einstellen konnen,
die nicht aus den Polizei- oder Justizbehdrden der
Mitgliedslander abgeordnet werden. Gemeinsame
Zentren der Polizei in Grenzregionen bauen wir auf
Ebene der EU aus.
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In Praxis und Theorie wollen wir die europaische
Polizeiarbeit auf Grundlage von Rechtsstaatlichkeit
und Wissenschaft starken. Dafur fordern und entwi-
ckeln wir Austauschprogramme fur Polizist*innen
weiter — unter anderem auch Uber das Programm
Erasmus+. Wir starken die Kooperation und For-
schung an Polizeihochschulen und Universitaten
und fordern so eine wissenschaftsbasierte Krimi-
nalpolitik. Auch Drittstaaten wollen wir hierbei ein-
beziehen,insbesondere mit Blick auf die gemeinsa-
me Bekampfung der OK und Finanzkriminalitat.

Organisierte Kriminalitat bekampfen

Organisierte Kriminalitat schadigt Menschen euro-
paweit. Sie kostet Steuerzahler*innen und Unter-
nehmen Milliardenbetrdge. Sie kann Demokratie
und Rechtsstaat unterwandern. Beispiele hierflr
sind die Mordanschldage auf investigative Journa-
list*innen, die Unterwanderung legaler Wirtschafts-
bereiche oder die politische Einflussnahme durch
Korruption. Damit schadigt die OK insbesondere
wirtschaftlich schwache Regionen in Europa und
hindert deren Entwicklung. Wir wollen entschlos-
sen und gemeinsam gegen Organisationen der OK
vorgehen. Gruppierungen wie die Mafia nehmen
wir dabei besonders in den Blick. Dafur starken wir
die grenziiberschreitende Zusammenarbeit von Kri-
minalpolizei und Justiz. Die europdischen Gesetze
zur Bekampfung der OK wollen wir harmonisieren.

Die organisierte Wirtschaftskriminalitat betrachten
wir starker, schiitzen so auch Verbraucher*innen
vor Betrug und Unternehmen vor unfairem Wett-
bewerb. Den Kampf gegen die unterschiedlichen
Formen des Menschenhandels wollen wir konse-
quent fihren und den Opfern besonderen Schutz
zukommen lassen. Ein Schwerpunkt fir uns ist die
Bekampfung der Umweltkriminalitat und Agroma-
fia: Die illegale Entsorgung von Mull, der illegale
Holzeinschlag oder der Handel mit fragwitirdig er-
zeugten Lebensmitteln verursachen enorme Scha-
den fir Mensch und Umwelt. Den Handel mit ille-
galen Drogen werden wir eindammen und nehmen
hierfur die gesamte Produktions- und Handelskette
in den Blick. Wir fordern bereichstibergreifende
Ermittlungen, um besser gegen Uberschneidungen
der OK und andere Kriminalitatsfelder wie zum
Beispiel Cybercrime oder Terrorismus vorzuge-

hen. Ein nachhaltiges Vorgehen gegen kriminelle
Aktivitaten kann nur in Zusammenarbeit mit der
Zivilgesellschaft gelingen und muss auf Pravention
setzen. Daher werden wir zivilgesellschaftliche
Organisationen unterstitzen, die sich gegen die OK
engagieren oder Ausstiegsprogramme fiir Mitglie-
der krimineller Organisationen anbieten.

Menschenhandel umfassend bekampfen

Menschenhandel in all seinen Formen ist ein
grenziberschreitendes Verbrechen und eine Men-
schenrechtsverletzung. Jahrlich werden enorme
Gewinne durch kriminelle Gruppen erzielt.Trotz
bestehender EU-Gesetzgebung und volkerrecht-
licher Verpflichtungen der EU-Mitgliedstaaten wird
die Mehrzahl der Falle von Menschenhandel bis
heute nicht effektiv aufgeklart bzw. strafrechtlich
verfolgt. Die Formen des Menschenhandels sind
vielseitig. Die haufigste Form ist die zum Zweck
der sexuellen Ausbeutung. Betroffen sind vor allem
Frauen und Madchen. Eine weitere Form ist die
der Arbeitsausbeutung und Zwangsarbeit. Dabei
werden Arbeitsschutzstandards massiv unterlaufen
und die Menschen in ausbeuterische Arbeitsver-
haltnisse gezwungen. lhre Lebensumstande sind
katastrophal. Auch die Ausbeutung fir kriminelle
oder erniedrigende Tatigkeiten oder gar die illega-
le Organentnahme gehdrt zum Menschenhandel.

Opfer von Menschenhandel brauchen Schutz, sie
mussen in ihren Rechten gestarkt werden, und sie
brauchen Hilfe,auch bei der Bewaltigung erlittener
Traumata. Minderjahrige Betroffene brauchen dabei
besondere Aufmerksamkeit und Schutz. Wir wollen
den Zugang zu Informationen uber Opferrechte
starken und die Durchsetzung fordern sowie eine
gute Koordination zwischen den Mitgliedstaaten,
offentlichen Verwaltungen und den Justizbehdrden
sicherstellen. Dabei muss der Opferschutz im Zen-
trum des Handelns stehen. Betroffene wollen wir
durch unabhangige, dauerhafte Bleiberechte und
Schutzprogramme nachhaltig schitzen.

Die EU-Organe sollen auf die ordnungsgemafie
Umsetzung der EU-Menschenhandelsrichtlinie

in den Mitgliedstaaten hinwirken und sie dabei
bestmdglich unterstitzen. Die Mitgliedstaaten sind
gefordert, eigene Aktionsplane zur effektiven Be-
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kampfung von Menschenhandel zu entwerfen und
umzusetzen, um so in Zukunft zu einer besseren
Identifizierung der Opfer und Tater*innen sowie zu
einer verbesserten Datenlage beizutragen.

Wir schmieden Allianzen zwischen Fachberatungs-
stellen, zivilgesellschaftlichen Organisationen und
der Wirtschaft. Wir setzen uns fur Schulungen des
Personals ein, das mit Opfern von Menschenhandel
in Bertihrung kommt oder dabei helfen kann, Ta-
ter*innen zu identifizieren. Schliefdlich starken wir
eine entschlossene, grenziiberschreitende Zusam-
menarbeit der zustandigen Strafverfolgungs- und
Ermittlungsbehorden, um gegen den Menschen-
handel vorzugehen und kriminelle Netzwerke zu
zerschlagen.

Gegen Geldwasche vorgehen

Geldwasche und Finanzkriminalitat verursachen
hohe finanzielle Schaden fir Staat und Gesellschaft.
Allein in Deutschland werden schatzungsweise

rund 100 Milliarden Euro jahrlich ,gewaschen®. Der
Skandal um die Wirecard AG hat viele Tausende von
Kleinanleger*innen geschadigt. Wir wollen ent-
schieden gegen Geldwasche und Finanzkriminali-
tat vorgehen. Auch den organisierten Steuer- oder
Subventionsbetrug werden wir ins Visier nehmen.
Finanzermittlungen bieten haufig erste Ermittlungs-
ansatze und konnen helfen, kriminellen Gruppen die
Geschaftsgrundlage zu entziehen. Daher wollen wir
Instrumente starken, um insbesondere Finanzstrome
besser nachzuvollziehen sowie Geldwdsche und Ver-
maogensverschiebung aufzuspuren. Fur uns ist klar:
Kriminalitat darf sich nicht lohnen!

Die neue europaische Anti-Geldwaschebehorde
AMLA wollen wir zu einer schlagkraftigen Institu-
tion im Kampf gegen Geldwdsche und Terrorismus-
finanzierung entwickeln. Wir drangen darauf, dass
alle EU-Mitgliedstaaten nun ohne Verzug europdi-
sche und internationale Standards zur Bekampfung
der Geldwasche national umsetzen. Beim Aufbau
der AMLA arbeiten wir auch eng mit dem Privat-
sektor zusammen, um beispielsweise den Handel
mit Kryptowahrungen zu beleuchten und Mafinah-
men zu ergreifen. Zusatzlich soll der automatische
Austausch von Steuerinformationen intensiviert
werden. Wir setzen uns dafiir ein, dass international

auf Ebene der G7/G20 ein Anti-Geldwasche-Ak-
tionsplan vorangetrieben wird. Wir setzen uns fur
ein europaisches Vermogensregister ein. Behorden
sollten europaweit die wirtschaftlichen Eigentiimer
von Vermodgensgegenstanden einsehen durfen, die
von Kriminellen regelmatfiig flir Geldwasche miss-
braucht werden.

Schlupflocher und Umgehungsmaoglichkeiten der
Transparenzregister, die zur Bekampfung von Geld-
wasche und Terrorismusfinanzierung dienen, wer-
den wir weiter einschranken. Der Zugang zu den
Transparenzregistern soll fur die Zivilgesellschaft,
Journalist*innen, Forscher*innen und andere Grup-
pen mit berechtigtem Interesse einfach, kostenfrei
und anonym mdglich sein. Immobilien muissen
wirksam vor Spekulationen durch illegales Geld
geschiitzt werden. So schiitzen wir auch Mieter*in-
nen. Daflr werden wir die Transparenzvorschriften
und Kontrollen beim Immobilienerwerb verbessern.

Die grenzuberschreitende Zusammenarbeit von
Strafverfolgungsbehdorden und Instrumente im Be-
reich Vermdgensabschopfung wollen wir verbessern.
Vermaogen unklarer Herkunft in Zusammenhang mit
kriminellen Aktivitaten muss einfacher eingezogen
werden konnen. Fur Bargeld werden wir EU-weit
gultige Hochstgrenzen festlegen, um den Transfer
von inkriminierten Finanzmitteln zu erschweren. Das
Europdische Amt flr Betrugsbekampfung OLAF wer-
den wir personell und finanziell starken, damit es
wirksam gegen Betrugs- oder Korruptionsstraftaten,
zum Beispiel die Veruntreuung von europaischen
Fordergeldern,vorgehen kann.

Terrorismus stoppen

Terroristische Anschldge oder Gewalttaten, der-
zeit hauptsachlich islamistisch und rechtsextrem
motiviert, erzeugen unermessliches menschliches
Leid. Sie sind eine Gefahr fur die offentliche Sicher-
heit. In den letzten Jahren hat die grenzuberschrei-
tende Vernetzung von gewaltbereiten Gruppen und
Akteur*innen zugenommen. Die EU kann und muss
hier einen wirkungsvollen Beitrag zum Schutz
leisten. Eine konsequente und gut abgestimmte
polizeiliche wie nachrichtendienstliche europawei-
te Zusammenarbeit mit einheitlichen rechtsstaat-
lichen Standards und Definitionen ist notwendig,
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um gegen Terror vorzugehen. Wir wollen hierfur
die Stelle des Anti-Terror-Koordinators bzw. der
Anti-Terror-Koordinatorin der EU aufwerten und die
Mitgliedstaaten zu mehr Austausch und Koopera-
tion verpflichten.

Gute Praventionsarbeit ist das beste Mittel, damit
Menschen nicht in die politische Gewaltszene und
den Terrorismus abrutschen. Daflir brauchen wir
den europaweiten Erfahrungsaustausch demo-
kratischer Krafte, den wir finanziell fordern wollen.
Dazu zahlt die Bildungsarbeit an Schulen oder Ju-
gendeinrichtungen. Programme zur Deradikalisie-
rung oder Angebote fur Aussteiger®innen aus der
islamistischen oder rechtsextremen Szene wollen
wir EU-weit etablieren. Die Entwicklung anderer
und neuer Extremismusformen wie beispielsweise
die verfassungsschutzrelevante Delegitimierung
des Staates beobachten wir genau. Erkenntnisse
aus Forschung und Wissenschaft lassen wir hier-
bei einflieRen. Onlineplattformen, Onlinegaming
und Messenger spielen eine wichtige Rolle bei der
Verbreitung von Terrorpropaganda. Wir wollen, dass
Anbieter solcher Dienste entschiedener dagegen
vorgehen und entsprechende Inhalte loschen.

Durch eine entschiedene Bekampfung der Ter-
rorismusfinanzierung wollen wir dem Terror die
operative Grundlage entziehen. Wir richten den
Blick darauf, wo sich terroristische und kriminelle
Strukturen Uberschneiden. So unterbinden wir den
Zugang zu Schwarzmarkten und legen wichtige
Finanzquellen trocken oder erschweren den Zu-
gang zu Waffen. Wir setzen uns flr gemeinsame
Standards und einen intensiven Austausch bei der
Verfolgung von Terrorist*innen ein.

Bei der Beobachtung potenzieller Gewalttater*in-
nen braucht es ein europaweit einheitliches
Vorgehen, damit die Sicherheitsbehorden nicht
aus administrativen Grinden ihre Spur verlieren.
Den Begriff des ,Gefahrders” wollen wir deshalb
EU-weit einheitlich definieren, um eine grenziber-
schreitende Fallbearbeitung sicherzustellen.

Schwere Gewalttaten und Terroranschlage haben
in der Vergangenheit immer wieder gezeigt, dass
Schusswaffen oder Ausgangsstoffe fur Explosiv-
stoffe zu leicht verfligbar sind. Wir wollen die

Verfligbarkeit von illegalen Schusswaffen ein-
schranken und den Schwarzmarkt austrocknen.

Fur sogenannte Anscheinswaffen, beispielsweise
Sammlerstlicke, wollen wir wirksame europaische
Standards einfiihren, damit eine Reaktivierung der
Waffen nicht mehr moglich ist. Waffen und relevan-
te Waffenteile mussen lickenlos registriert werden.
Wir setzen uns fir gemeinsame und strenge Stan-
dards fur die Zuverlassigkeitsprufung fur Waffen-
besitzer*innen ein. Den Missbrauch von Ausgangs-
stoffen von Explosivstoffen wollen wir durch ein
strenges Monitoring unterbinden.

Nachrichtendienste effektiv aufstellen

Grenzuberschreitender Terrorismus, rechtswidrige
Aktivitaten auslandischer Geheimdienste, Wirt-
schaftsspionage oder Desinformationskampagnen
bedrohen unsere liberale und offene Gesellschaft.
Besonders autoritare Staaten wie China, Russland
oder Iran, aber auch kriminelle Gruppierungen neh-
men dabei die gesamte EU in den Blick. Teilweise
koordinieren sie ihre Vorgehen in den verschie-
denen Mitgliedstaaten. Beispiele hierfur sind die
massiven Verbreitungen von Falschnachrichten -
auch zur Beeinflussung von Wahlen -, Angriffe auf
Oppositionelle auf EU-Territorium oder auf unsere
Kritischen Infrastrukturen (KRITIS). Dem mussen
wir uns in der EU gemeinsam und entschlossen
entgegenstellen. Die Nachrichtendienste spielen
dabei eine wichtige Rolle und sind Teil einer wehr-
haften Demokratie.

Wir fordern effektive und rechtsstaatliche Nach-
richtendienste, mit denen wir die Sicherheit der
EU besser gewahrleisten kdnnen. Bislang wird ihre
Arbeit oft dadurch behindert, dass Informationen
und Erkenntnisse nicht ausreichend in den bereits
bestehenden europdischen Strukturen geteilt wer-
den konnen. Deshalb wollen wir fiir eine bessere
Zusammenarbeit der europaischen Nachrichten-
dienste eine Europaische Nachrichtendienstagen-
tur (ENA) grinden, die die bereits bestehenden
sowohl zivilen als auch militarischen europaischen
nachrichtendienstlichen Strukturen auf klarer
rechtsstaatlicher Basis weiterentwickelt.

Sie soll in den Mitgliedstaaten gesammeltes Wis-
sen, unter Einhaltung strenger rechtlicher Vorga-
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ben,zusammenfiihren, um die europaische Analy-
sefahigkeit zu starken. So kdnnen strategische und
langfristige sicherheitspolitische Einschatzungen
abgegeben werden. Es braucht starke, effektive
und demokratisch legitimierte und rechtsstaatliche
Mechanismen zur Kontrolle der Agentur, die wir
unter Einbeziehung des Europadischen Parlaments
erarbeiten wollen.

Wir wollen bei der Entwicklung europaischer IT-L6-
sungen im Bereich der Nachrichtendienste starker
zusammenarbeiten, um so auch hier die digitale
Souveranitat zu sichern. Wir setzen uns dafir ein,
dass nachrichtendienstliche Befugnisse europaweit
auf klaren Rechtsgrundlagen stehen, angemessen
begrenzt und in allen Mitgliedstaaten unter eine
starke parlamentarische Kontrolle gestellt werden.
Nachrichtendienstliche Tatigkeiten und Instrumen-
te missen evaluiert werden und im Einklang mit
Burgerrechten stehen. Einen rechtswidrigen Ring-
tausch von fragwiirdig erlangten Daten unter den
Nachrichtendiensten lehnen wir ab. Dariiber hinaus
setzen wir uns fur eine bessere Vernetzung und
Kooperation der mitgliedstaatlichen Aufsichtsbe-
horden auf der europaischen Ebene ein.

Gemeinsame Strafverfolgung ausbauen

Eine effiziente und gemeinsame Verfolgung von
Straftaten braucht einen einheitlichen europai-
schen Rechtsrahmen - das gilt fur das gesamte
Spektrum, von der OK bis hin zu Hasskriminali-
tat. Dafur wollen wir insbesondere das Strafrecht
weiter harmonisieren. Hasskriminalitat wollen wir
in die Liste der EU-Straftaten aufnehmen, damit
sie europaweit verfolgt werden kann. Dazu braucht
es auch ein einheitliches europaweites Monitoring
und regelmatfdige Dunkelfeld- und Viktimisierungs-
studien.

Um Recht in Europa durchzusetzen, wollen wir die
europadischen Strukturen starken: Eurojust wollen
wir personell und finanziell besser ausstatten und
die Europaische Staatsanwaltschaft (EUStA) aus-
bauen. Sie soll zukinftig auch bei grenziberschrei-
tenden Sachverhalten im Bereich von Terrorismus
und OK zustandig sein. Grenzlberschreitende
Strafverfahren wollen wir vereinfachen und in
einem Land bindeln, damit sie gemeinsam durch-

geflhrt werden kdnnen. Durch die Digitalisierung
des grenzuberschreitenden elektronischen Rechts-
verkehrs unter Wahrung der IT-Sicherheit und des
Datenschutzes schaffen wir eine schnellere und
effizientere Zusammenarbeit der Justiz in Europa.
Es ist unser aller Auftrag, Kinder vor sexualisierter
Gewalt zu schutzen. Notwendig daflr sind Struk-
turreformen genauso wie Investitionen in Pra-
ventionsarbeit sowie mehr Personal in Beratungs-
stellen und bei der Polizei. Statt Uberwachung
aller privaten Chat- und Messenger-Nachrichten
(.Chatkontrolle®) setzen wir uns fiir gezielte MaR-
nahmen ein.

Im Zentrum stehen die Rechte der Birger*innen:
Wir treten fur einen effektiven Rechtsschutz von
Beschuldigten und Verteidiger®innen ein. Hinweis-
geber*innen, Zeug*innen und investigative Journa-
list*innen spielen eine herausragende Rolle bei der
Aufklarung von Straftaten und Rechtsverstofen.
Wir wollen sie deshalb besser schiitzen. Daflr
schlagen wir ein EU-Netz vor, das europaweit einen
wirksamen Schutz flir Menschen bietet, die bei der
Aufdeckung und Verfolgung von Straftaten mit-
wirken. All das soll Menschen dabei unterstitzen,
bei der Aufklarung von Verbrechen sicher mit der
Justiz zusammenzuarbeiten. Das wollen wir nutzen.
Aussagen von Kronzeug*innen sollen kinftig eine
grofiere Rolle bei der grenziberschreitenden Straf-
verfolgung spielen.

Die Bevolkerung schitzen

Naturkatastrophen, schwere Ungliicke oder huma-
nitare Notlagen: Aufierordentliche Notsituationen
kdnnen das Leben Tausender Menschen auf den
Kopf stellen und gigantische Umweltschaden nach
sich ziehen. Ebenso konnen Angriffe auf unsere
Kritische Infrastruktur unabsehbare Auswirkungen
haben. Sie sind die Lebensadern unserer moder-
nen Gesellschaft. Sie versorgen uns mit Energie
oder Informationen. Einzelne Mitgliedstaaten sind
mit Bedrohungen dieses Ausmafes schnell tber-
fordert. Die EU kann durch eigene Ressourcen und
Koordination praktisch helfen — und so Sicherheit
und Wohlstand auf unserem Kontinent schuitzen.
Wir wollen den physischen und digitalen Schutz
von KRITIS verbessern und zusammendenken.
Dabei nehmen wir transnationale Netze starker in
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den Blick. Ein verbindliches IT-Schwachstellenma-
nagement flhren wir ein, um Attacken auf digitale
Systeme zu verhindern.

Durch die Klimakrise drohen Extremwetterereig-
nisse mit ihren teilweise unabsehbaren Folgen
weiter zuzunehmen. Eine Starkung des europai-
schen Bevolkerungsschutzes kann dabei helfen,
Schaden zu reduzieren. Wir wollen das europaische
Katastrophenschutzverfahren weiter starken und
mit eigenen europaischen Fahigkeiten ausstatten.
Dafur wollen wir zunachst eine echte europai-
sche Loschflugzeugstaffel aufstellen und in die
rescEU-Reserve einbinden. Um die Bevolkerung
und insbesondere vulnerable Gruppen besser vor
extremen Hitzewellen zu schitzen, wollen wir die
Mitgliedstaaten dabei unterstitzen, gemeinsame
Hitzeschutzkonzepte zu entwickeln. Europa braucht
zudem bessere Vorbereitung auf transnationale
Katastrophen. Deswegen wollen wir gemeinsame
Plane zur Risikovorsorge und -bewaltigung auf

den Weg bringen und Gber alle Planungsprozesse
hinweg mitdenken. Den gesundheitlichen Bevdlke-
rungsschutz und zum Beispiel Kapazitaten zur Hilfe
bei Erdbeben oder anderen GroRschadenslagen
wollen wir ausbauen.

7. Digitale Biirgerrechte

Menschenrechte in einer digitalen Welt
sichern

Die schnell fortschreitende Digitalisierung hat einen
enormen Einfluss auf die Art, wie wir zusammen-
leben. Deswegen entwickeln wir auf der Grundlage
unserer Werte eine Menschenrechtspolitik fir das
digitale Zeitalter. Wir wollen die EU dabei als Vorbild
und Partnerin fir Rechtsstaatlichkeit und Menschen-
rechte in einer globalisierten digitalen Welt starken.
Dazu mussen wir bei der Gestaltung der digitalen
Dimension die Rechte der Menschen immer mitden-
ken. Menschen haben das Recht, selbstbestimmt zu
leben und weder von Kl noch anderen Technologien
vereinnahmt zu werden.

Wir treten daflr ein, dass der digitale Raum starker
unsere vielfaltige Gesellschaft abbildet und beste-
hende Diskriminierung nicht in den digitalen Raum

Ubertragen wird. Wir fordern das konsequente Vor-
gehen gegen Diskriminierung und eine aktive Be-
teiligung von Frauen an den Gestaltungspositionen
der Digitalisierung. Wir wollen den volkerrecht-
lichen Rahmen fir den digitalen Raum starken und
uns dabei an dem Leitbild eines freien, offenen,
globalen und sicheren Internets orientieren.

Instrumente der Massenuberwachung lehnen wir
daher ab. Dazu gehdren etwa die anlasslose Vor-
ratsdatenspeicherung oder Chatkontrolle, biome-
trische Gesichtserkennung, die Uberwachung von
Verhalten oder Emotionen. Besonders Kl-gestitzte
Technologien zur Erkennung von Emotionen oder
die Zuschreibungen von teils hdchst personlichen
Eigenschaften wie Geschlecht, sexuelle Orientie-
rung, politische oder gewerkschaftliche Zugeho-
rigkeit lehnen wir auch aufgrund der moglichen
Auswirkungen auf bereits marginalisierte Gruppen
ab. Die Forschung und der Einsatz besonders von
Emotionserkennung zur Unterstiitzung im me-
dizinischen und sozialen Bereich sollen davon
aber nicht betroffen sein. Das Recht auf digitale
Privatsphare, auf eine sichere Kommunikation und
Ende-zu-Ende-Verschlisselung wollen wir starken
und ausbauen. Die anonyme Nutzung des Inter-
nets wollen wir schitzen. Besonderes Augenmerk
soll dabei auf die einfache Verwendung durch
Nutzer*innen gelegt werden. Sie ist gerade fur eine
freie Presseberichterstattung oder fiir die Arbeit
von oppositionellen Kraften in autoritaren Landern
von entscheidender Bedeutung.

Der anlasslosen Verarbeitung von umfassenden
Fluggastdaten und der Ausweitung entsprechen-
der Systeme auf andere Sektoren treten wir klar
entgegen.Auch in der EU wird Spyware eingesetzt,
die tief in die Privatsphare eindringt. Den Einsatz
von Spyware wollen wir strenger regulieren und
die parlamentarische Kontrolle starken. Gegen
eine missbrauchliche Nutzung,zum Beispiel zur
Uberwachung von Journalist*innen oder Staatsan-
walt*innen, muss starker vorgegangen werden.

Nicht alle Menschen haben die Mdglichkeit, die
digitalen Dienste voll zu nutzen. Auch wenn die
Digitalisierung in schnellen Schritten voranschrei-
tet, setzen wir uns daflr ein, dass Dienstleistungen,
die fur eine Teilhabe an der Gesellschaft not-
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wendig sind, wie zum Beispiel die von Arzt*innen,
Behorden, Banken oder des offentlichen Personen-
nahverkehrs (OPNV) auch ohne zusétzliche Kosten
analog zuganglich bleiben.

Gegen Hass und Desinformation im Netz
vorgehen

Der Zugang zu verldsslichen Informationen und
Nachrichten ist eine Voraussetzung der Demokra-
tie. Soziale Medien und andere moderne Kommuni-
kationsplattformen erlauben es heute, dass Infor-
mationen und Nachrichten auf unterschiedlichste
Weise aufbereitet und diskutiert werden konnen.

Durch Propagandakampagnen wird die demo-
kratische Meinungsbildung gefahrdet. Wahlen

und andere Meinungsbildungsprozesse sowie das
Vertrauen in unsere demokratischen Institutionen
sollen bewusst mit Mitteln der Desinformation
beeinflusst werden. Dem stellen wir uns, beispiels-
weise mit Mafinahmen zur Starkung der Medien-
kompetenz oder einer Forderung von Faktencheck-
Plattformen, entschieden entgegen. Wir wollen
eine mogliche Aufnahme von systematischer
Desinformation in den Katalog der EU-Straftaten
prufen. Wir treten auferdem dafir ein, dass Sank-
tionen gegen Propagandaplattformen, die gezielt
Desinformationen verbreiten, etwa Russia Today,
konsequent durchgesetzt werden. Wir wollen, dass
regelmafiig und europaweit Lagebilder zu Des-
informationen erstellt werden,um die Grundlage
fur eine effektive Bekampfung zu schaffen.

Hass, Hetze und Desinformation greifen gezielt die
offene Debatte an diesen Orten an. Mit offenem
Frauenhass wird versucht, Frauen aus dem digitalen
Raum zu drangen. Die Instrumente zur Bekampfung
von Gewalt gegen Frauen sowie von Hass und Hetze
mussen konsequent angewendet werden. Gegen die
Veroffentlichung von Nacktbildern ohne Zustim-
mung von Betroffenen muss starker vorgegangen
werden. Algorithmen und Targeting dominanter
Digitalplattformen leisten dazu einen wesentlichen
Beitrag, indem sie Hassnachrichten und Desinfor-
mation verstarkt verbreiten. In der Folge ziehen sich
von Hassrede betroffene Personen haufig zurlick
oder schranken ihre Meinungsaufierung ein - zum
Schaden der demokratischen Debatte.

Die algorithmische Verstarkung von Hass und
Hetze nehmen wir ins Visier. Hassrede muss konse-
quent geldscht und verbreitende Accounts missen
gesperrt werden. Wir setzen uns fir schnelle und
einfache Verfahren ein. Mit dem Digitale-Dienste-
Gesetz (Digital Services Act, DSA) und dem Digita-
le-Markte-Gesetz (Digital Markets Act, DMA) haben
wir in Europa die Grundsteine gelegt, um mit Nut-
zer*innen-Rechten, Transparenz und klaren Regeln
Hassrede entgegenzutreten, ein demokratischeres
Internet zu schaffen und Wettbewerb wiederher-
zustellen. Diese Regeln gilt es jetzt in Deutschland
und Europa konsequent durchzusetzen und wei-
terzuentwickeln. Hass und Desinformation durfen
sich als Geschaftsmodell nicht lohnen. Wir wollen
Mafinahmen prifen, um solche Geschaftsmodelle
trockenzulegen, etwa durch die Abschopfung der
hierdurch erzielten Ertrage.

Zivilgesellschaftliche Organisationen mussen von
Hass und Hetze betroffene Personen einfacher

bei der Wahrnehmung ihrer Rechte unterstiitzen
konnen. Daflir wollen wir auch eine europaweite
Opferberatung und niedrigschwellige Hilfsangebo-
te etablieren. Zivilgesellschaftliche Organisationen
sollen Betroffene in Verfahren vertreten oder bei
Fallen von Volksverhetzung auf eigene Initiative
tatig werden durfen.

Die Einrichtung von Spezialdienststellen bei
Polizei und Staatsanwaltschaften in den Mitglied-
staaten wollen wir unterstitzen. Die konsequente
Durchsetzung des Strafrechts kann auch durch die
rechtlich gesicherte automatisierte Erkennung von
strafrechtlich relevantem Material,zum Beispiel
Hassposts, unterstiitzt werden, das anschliefsend
von den Ermittlungsbehdrden Uberprift wird. Euro-
pol soll gegen europaweit agierende Netzwerke
vorgehen, die gezielt Hass und Hetze im Netz ver-
breiten.

Gleichzeitig konnen auch klassische Medien bei
der Verbreitung von Desinformation eine wichtige
Rolle spielen, wenn sie zum Beispiel Informationen
ohne Uberpriifung aus den sozialen Medien (ber-
nehmen oder gar selbst aktiv bei der Verbreitung
von Falschinformationen mitwirken. Die Verbrei-
tung von hochwertigen gefalschten Videos, soge-
nannten Deepfakes, oder durch KI manipulierten
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Bildern lasst Desinformationen noch glaubwdr-
diger erscheinen und ist fiur viele Menschen nur
schwer erkennbar. Daher haben wir im Rahmen
des Kl-Gesetzes erfolgreich die adaquate Kenn-
zeichnung der Deepfakes verankert. Ein wichtiger
Baustein der Bekampfung von Desinformationen in
einer Demokratie liegt in der Starkung der Infor-
mationskompetenz, damit Menschen besser Des-
informationen erkennen kénnen.

Sogenannte Social Bots, die automatisch Inhalte in
sozialen Medien verbreiten, missen entsprechend
gekennzeichnet und somit unterscheidbar von
menschlichen Nutzer*innen werden.

Europas IT schiitzen

Wenn unsere digitale Infrastruktur eine immer
wichtigere Rolle flr unser Zusammenleben spielt,
kommt ihrem Schutz eine grofe Bedeutung bei.
Der beste Schutz vor Cybercrime aber liegt in der
Pravention und in der Resilienz digitaler Systeme.
Wir sorgen flr eine konsequente Etablierung von
hohen IT-Sicherheitsanforderungen in digitalen
Produkten, Diensten und Prozessen. Wir setzen
uns flr eine zligige Umsetzung der aktualisier-
ten EU-Richtlinie zur Cybersicherheit ein,um ein
EU-weites Sicherheitsniveau zu etablieren. Um die
Sicherheit von IT-Produkten fir Verbraucher*innen
transparent zu machen und das IT-Sicherheits-
niveau im privaten Bereich zu erhohen, wollen wir
die Einflihrung eines IT-Sicherheitskennzeichens
auf europaischer Ebene prufen. Wir wollen die
europaische Kooperation im Bereich der Cyber-
sicherheit deutlich starken und setzen uns fir eine
gemeinsame europaische Sicherheitsarchitektur
ein. Die Agentur der Europdischen Union fir Cyber-
sicherheit (ENISA), die Arbeit des europaischen
Information Sharing and Analysis Center (ICAC)
sowie das auRenpolitische Instrument der ,Cyber
Diplomacy Toolbox" entwickeln wir hierfiir weiter.

Der Cyberraum wird zunehmend Schauplatz von
Kriegen und Konflikten. Das sehen wir eindring-
lich in der Ukraine, wo die militarische Aggression
Russlands von Cyberoperationen begleitet wird.
Auch Cyberattacken, etwa auf digitale Wahl- und
Verwaltungssysteme, sind eine Bedrohung fiir un-
sere Demokratie und Sicherheit. Wir setzen uns fur

einen norm- und regelbasierten Cyberraum ein, der
von Diplomatie und internationaler Zusammen-
arbeit gepragt ist. Gleichzeitig geht Cybersicherheit
mit digitaler Souveranitat einher. Hier wollen wir
Kompetenzen in der EU ausbauen.

Wir wollen in Europa die rechtlichen und techni-
schen Rahmenbedingungen fir sichere ,Digitale
Botschaften® schaffen. Damit sollen staatliche und
offentlich relevante Datenbanken und technische
Infrastrukturen in anderen europaischen Mitglied-
staaten gesichert vorgehalten werden kdnnen,um
auch in Krisen- und Kriegssituationen die Arbeits-
fahigkeit und den Zugang zu Daten,zum Beispiel
von Parlamenten, der 6ffentlichen Verwaltung, der
Justiz oder den Sozialversicherungen,zu ermog-
lichen.

Das hohe Tempo der Digitalisierung und die Zu-
nahme digitaler Dienstleistungen haben auch zu
einer Verlagerung von Straftaten ins Netz geflihrt.
Darauf muss die Strafverfolgung reagieren, be-
sonders auf europaischer Ebene, denn Cybercrime
kennt ebenso wie das Internet keine Grenzen.
Dafur starken wir die Rolle von Europol bei der
Bekampfung von Kriminalitat im Netz. Auch die
europaweite polizeiliche Zusammenarbeit zur Er-
kennung und Bekampfung starken wir. So gehen
wir auch entschieden gegen die Verbreitung von
sexualisierten Gewaltdarstellungen von Kindern
und Jugendlichen im Netz vor,indem wir die Er-
mittlungsbehorden personell, technisch und ver-
fahrensrechtlich starken. Hierzu wollen wir auch
die Mdglichkeit von automatisierten Anwendungen
zur Ermittlungsunterstiitzung nutzen. Wir wollen
mit gezielten Kampagnen die Blrger*innen fur Be-
trugsdelikte sensibilisieren, die im Internet began-
gen werden.

Europawahlprogramm 2024

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN 113



BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Bundesgeschaftsstelle

V.i.S.d.P.:
Annkathrin Schafer
Bereichsleitung Kommunikation

Platz vor dem Neuen Tor 1
10115 Berlin

T +49 30 28442-0
F +49 30 28442-210
info@gruene.de

BUNDNIS 90
DIE GRUNEN



	Präambel
	Der Weg dorthin: Haltung und Verantwortung
	Was Wohlstand schützt
	1. Ein klimaneutrales Europa
	In Energiesicherheit investieren
	Den Weg zum klimaneutralen Kontinent beschreiten
	Natürliche CO₂-Senken und technologischen Fortschritt nutzen
	Grünen Wasserstoff als Energieträger der Zukunft einsetzen
	Klimaneutralität sozial und bürgernah erreichen

	2. Ein wettbewerbsfähiger Wirtschaftsstandort
	In Innovation, Souveränität und Resilienz investieren
	Industriepolitik aktiv gestalten
	Unsere Wirtschaft für den globalen Wettbewerb rüsten
	Den Binnenmarkt stärken
	Fachkräfte ausbilden, gewinnen und halten

	3. Stabile Finanzen
	Europa finanziell wappnen
	Wirtschafts- und Währungsunion vervollständigen
	Finanzmärkte verantwortungsvoll gestalten

	4. Steuergerechtigkeit
	Steuerhinterziehung bekämpfen
	Steuerdumping beenden
	Gemeinwesen solidarisch finanzieren

	5. Innovationskraft und Bürokratieabbau
	Europäische Forschung an der Weltspitze verankern
	Aus Ideen Wohlstand machen
	Mit europäischen Start-ups durchstarten
	Mittelstand und Handwerk fördern

	6. Digitale Souveränität
	Europa digital fit machen
	Künstliche Intelligenz europäisch gestalten
	Daten rechtebasiert nutzen
	Digitale Standards setzen
	Verbraucherschutz digitalisieren

	7. Kreislaufwirtschaft
	Ressourcenverbrauch und Rohstoffabhängigkeiten reduzieren
	Zirkulär wirtschaften
	Rohstoffpartnerschaften schließen

	8. Moderne Mobilität
	Europas Verkehrswende voranbringen
	Tickets einfach buchen
	Antriebswende umsetzen
	Verkehr sicher machen

	9. Intakte Natur
	Unsere Natur bewahren
	Artenvielfalt retten
	Umwelt schützen
	Sauberes Wasser für alle
	Tiere schützen

	10. Eine starke Landwirtschaft
	Gemeinsame Agrarpolitik neu aufstellen
	Gute Lebensmittel für alle
	Landwirtschaft ökologisch gestalten
	Mit Nachhaltigkeit Ernährung sichern
	Tiere gut halten

	Was Gerechtigkeit schützt
	1. Gute Arbeit und soziale Sicherheit
	Faire Löhne erreichen
	Beschäftigte in der digitalen Arbeitswelt stärken
	Freizügigkeit einfacher machen
	Ausbeutung bekämpfen
	Kinderarmut abbauen
	Kinderrechte stärken
	Soziale Mindeststandards verankern
	Soziale Sicherung krisenfest machen
	Wohnen bezahlbar machen

	2. Starke Regionen
	Kommunen stärken
	Zusammenhalt vor Ort fördern
	Chancen in ländlichen Räumen nutzen
	Vergaberecht modernisieren

	3. Eine verlässliche Gesundheitsversorgung
	Gesundheitskrisen europäisch bewältigen
	Lehren aus der Pandemie ziehen
	Mentale Gesundheit in den Fokus nehmen
	Arzneimittelversorgung sicherstellen
	Gesundheitsdaten sicher nutzen
	Antibiotikaresistenzen eindämmen
	Eine gute Pflege sicherstellen
	Cannabis europaweit legalisieren

	4. Bildung und Chancen
	Europas Hochschulen besser vernetzen
	Berufsabschlüsse europaweit anerkennen
	Politische Bildung gegen Desinformation
	Mit Erasmus Europa kennenlernen

	5. Europas Jugend
	Jugend beteiligen
	Freiwilligendienste ausbauen
	Europa entdecken

	6. Für ein altersgerechtes Europa
	7. Verbraucherschutz
	Verbraucherschutz als Standortvorteil begreifen
	Fahrgastrechte garantieren
	Vor Kostenfallen schützen

	Was Frieden schützt
	1. Eine europäische Außenpolitik
	Gemeinsam außenpolitisch handeln
	Das Klima global und gerecht schützen
	Global Gateway zum Erfolg bringen
	Internationale Organisationen stärken
	Menschenrechte weltweit verteidigen
	Außen- und Entwicklungspolitik feministisch umsetzen

	2. Eine europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik
	Europa gemeinsam verteidigen
	Rüstungsexporte europäisch regulieren
	Krisen vorbeugen

	3. Globale Gerechtigkeit
	Verlässliche Partnerin sein
	Ernährung global sichern
	Globale Verantwortung annehmen

	4. Fairer Handel
	Mit Handel Wohlstand schaffen
	Handelsinstrumente neu ausrichten
	Im Einklang mit dem Klima handeln
	Auf faire Partnerschaften setzen

	5. Mehr EU in Europa
	Erweiterungsperspektiven
	Westbalkanstaaten
	Ukraine
	Georgien und Moldau
	Europäische Nachbarschaft
	Türkei

	6. Ein starkes Europa in der Welt
	Östliche Nachbarn der EU
	Transatlantische Beziehungen
	China
	Naher Osten und Nordafrika
	Afrika
	Indopazifik
	Lateinamerika

	Was Freiheit schützt
	1. Demokratische Institutionen
	Rechtsstaatlichkeit verteidigen
	Mehr Demokratie wagen
	Handlungsfähiger werden
	Korruption bekämpfen

	2. Feminismus
	Europa zum Motor für Frauenrechte und Gleichstellung machen
	Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt verwirklichen
	Gewaltschutz durchsetzen
	Frauenrechte stärken und Menschenhandel bekämpfen
	Die Hälfte der Macht zur Realität werden lassen

	3. Europas Vielfalt
	Zivilgesellschaft stärken
	Diskriminierung überwinden
	Queere Rechte schützen
	Inklusive Gesellschaft verwirklichen

	4. Eine lebendige Kulturlandschaft
	Kultur als Säule der Demokratie
	Kreative stärken
	Medienfreiheit garantieren
	Europäisch erinnern
	Fair Play im Sport

	5. Flucht- und Migrationspolitik der Humanität und Ordnung
	Fluchtursachen bekämpfen
	Fach- und Arbeitskräfte willkommen heißen
	Gemeinsame Asylpolitik angehen
	Humanität und Ordnung an den Außengrenzen sicherstellen
	Migrationsabkommen, Spurwechsel und sichere Rückführungen
	Menschen in Seenot retten
	Sichere Fluchtwege schaffen

	6. Ein vereintes Vorgehen gegen Kriminalität
	Polizeiliche Zusammenarbeit stärken
	Organisierte Kriminalität bekämpfen
	Menschenhandel umfassend bekämpfen
	Gegen Geldwäsche vorgehen
	Terrorismus stoppen
	Nachrichtendienste effektiv aufstellen
	Gemeinsame Strafverfolgung ausbauen
	Die Bevölkerung schützen

	7. Digitale Bürgerrechte
	Menschenrechte in einer digitalen Welt sichern
	Gegen Hass und Desinformation im Netz vorgehen
	Europas IT schützen


